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VORWORT

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Leserinnen und Leser,

mit dem dritten Kinder- und Jugendbericht Rhein-
land-Pfalz ist erneut ein beeindruckender Bericht
entstanden, der gesellschaftspolitisch in vielerlei
Hinsicht zur rechten Zeit erscheint.

Die Berichtskommission hatte den Auftrag, die
Dimensionen des Inklusionsanspruchs fachlich zu
kldren und auszuleuchten, wie ihm in unterschied-
lichen, jugendrelevanten gesellschaftlichen Be-
reichen in Rheinland-Pfalz entsprochen wird, vor
allem, wo es ihrer Meinung nach exkludierende
Effekte gibt und was in Verbindung mit dem Ziel,
Inklusion fir alle jungen Menschen in Rheinland-
Pfalz zu realisieren, fiir die Politik zu tun bleibt.

Unter dem Titel ,Gelingt Inklusion?! Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben fiir alle jungen Menschen
als Aufgabe und Herausforderung fiir ein Aufwach-
sen in offentlicher Verantwortung in Rheinland-
Pfalz" hat die Berichtskommission eine anregen-
de fachpolitische Umsetzung des Berichtsauftrags
vorgelegt.

Dem Bericht liegt ein gerechtigkeitsbezogener In-
klusionsbegriff zugrunde von dem aus ein weites
Inklusionsverstandnis im Sinne einer selbstbe-
stimmten und gleichberechtigten Teilhabe aller
Menschen an der Gesellschaft entwickelt wird.
Im Kern geht es um eine umfassende Gewahrleis-
tung von diskriminierungsfreien Zugangen zu den
materiellen, sozialen und kulturellen Ressourcen
sowie darum, dass Politik und Gesellschaft alles
Erforderliche dafiir tun, dass alle Menschen die-

se Moglichkeiten zur gleichberechtigten Teilhabe
fir sich nutzen konnen. Inklusion beinhaltet damit
auch die 6ffentliche Verantwortung fiir die Befahi-
gung zur Nutzung der Teilhabemdglichkeiten, d.h.
fir eine entsprechende individuell bedarfsgerech-
te Unterstlitzung und dies mdglichst als regelhaf-
tes Angebot fiir alle und an allen gesellschaftli-
chen Orten. Machbar ist dies nur im Dialog mit
den Menschen. Eine umfassende, die Grundrechte
auf Selbstbestimmung, Wiirde und Respekt ach-
tende Partizipation ist damit ein weiteres wich-
tiges Element des Inklusionsbegriffs. Das Recht
auf Inklusion beinhaltet so auch den Anspruch auf
ein soziales Klima und auf Umgangsformen in der
Gesellschaft, die Ausdruck der Anerkennung von
individuellen Besonderheiten, von Respekt und
Wiirde gegeniiber jeder und jedem und der gesell-
schaftlichen Zugehdorigkeit aller sind.

Das von der Kommission hergeleitete weite Inklu-
sionsverstandnis und der damit verbundene Inklu-
sionsanspruch tiber Menschen mit Behinderungen
hinaus auf alle Menschen ist zentral und ent-
spricht zugleich den politischen Zielvorstellungen
der Landesregierung.

Ich danke der Berichtskommission ausdriicklich
fur diesen facettenreichen Bericht, der erneut un-
ter Beteiligung von tiber 2.400 jungen Menschen
und tiber 100 Expertinnen und Experten aus der
Fachpraxis, der Wissenschaft, der Politik und Ver-
waltung entstanden ist. Der Bericht benennt die
Notwendigkeit und Bedeutung der Stérkung und



Weiterentwicklung inklusiver Regelstrukturen
bei gleichzeitiger Achtung und Anerkennung in-
dividueller Bedarfssituationen als zentrale Be-

dingung gelingender Inklusion als Herausforde-
rung. Er setzt damit im Lichte der SGB VIII Reform
wichtige Impulse. Dariiber hinaus macht er sehr
deutlich, dass eine (inklusive) Jugendhilfeplanung
unter Einbeziehung der Sichtweisen junger Men-
schen notwendig ist fiir eine inklusionsorientierte
Infrastrukturentwicklung ebenso wie die weitere
Starkung der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit.

Der Bericht macht schlief3lich deutlich, dass die
Beteiligung der (jungen) Burgerinnen und Biirger
eine Schliisselkategorie gelingender Inklusion im
Sinne einer selbstbestimmten und gleichberech-
tigten Teilhabe in der Gesellschaft ist. Er legt daher
nahe, die rechtlichen Voraussetzungen fiir eine bes-
sere politische Beteiligung Jugendlicher u.a. durch
Herabsetzung der Altersgrenze fiir das aktive Wahl-
recht, erneut auf die politische Agenda zu setzen.

Die Aktualitat des Berichts liegt schlief3lich auch
darin, dass alle Grundsatze, mit denen er sich be-
fasst, durch die Corona-Krise 6ffentlich aufgeru-
fen sind.

Gerade die altersgema[e gesellschaftliche Teilha-
be ist in der Corona-Pandemie mit der zeitweisen
Schliefung wichtiger Institutionen und Einrich-
tungen und den notwendigen Kontaktbeschran-
kungen fir eine ganze Alterskohorte schwierig zu
realisieren.

Umso wichtiger war und ist es, dass die Landesre-
gierung besondere Programme zur Unterstiitzung
und zum Erhalt gerade im Bereich der Kinder- und
Jugendhilfe auf den Weg gebracht hat. Fiir mich ist
es Uberaus beeindruckend, wie sich die Fachkrafte
in vielfaltiger, kreativer Weise dafiir engagieren, die
jungen Menschen nicht im Stich zu lassen und auch
in der Krise fr sie da zu sein. Das wurde sehr deut-
lich in den Ergebnissen der Abfrage zur Situation
und den Angeboten der Jugendarbeit und Jugend-
sozialarbeit unter den herausfordernden Bedingun-
gen der Corona-Pandemie, die im Auftrag meines
Ministeriums durchgefiihrt wurde.

Vor diesem Hintergrund ist es richtig, dass auch
soziale Erfahrungsraume jenseits formaler Bildungs-
kontexte fiir junge Menschen systemrelevant sind.
Dem 3. Kinder- und Jugendbericht wiinsche ich
nicht zuletzt in dieser Perspektive eine breite Rezep-
tion und Diskussion in Politik und Zivilgesellschaft.

Ich wiinsche mir, dass es gelingt, die gesellschaft-
liche Inklusion perspektivisch fiir alle jungen Men-
schen in Rheinland-Pfalz zu realisieren und zwar
5o, dass sie auch in einer Krise Bestand haben wird.
Der Bericht kann dazu einen wertvollen Beitrag
leisten.

Anne Spiegel

Ministerin fir Familie, Frauen, Jugend, Integration
und Verbraucherschutz



STELLUNGNAHME DER

LANDESREGIERUNG ZUM
3. KINDER- UND JUGEND-
BERICHT RHEINLAND-PFALZ

1. Einleitung

Zum Berichtsauftrag: Inklusion als Kernthema

Wie die ersten beiden Berichte soll der 3. Kinder-
und Jugendbericht fiir das Land Rheinland- Pfalz
entsprechend des Landtagsbeschlusses von 2007"
aus regierungsunabhangiger Perspektive

m Basisinformationen uiber die Lage der jungen
Menschen in Rheinland-Pfalz sowie (ber fiir sie
bedeutsame offentliche Leistungen zusammen-
tragen,

m den Blick junger Menschen auf ihre Lebensbe-
dingungen in Rheinland-Pfalz fiir die Politik er-
schlief3en und

m aus der Fiille statistischer Einzeldaten regional-
differenzierte sozial- und infrastrukturelle Trend-
aussagen und damit Impulse fir die regional-
spezifische Planung und Steuerung ableiten.

Mit dem Berichtsauftrag ist jeweils ein besonderer
inhaltlicher Fokus verbunden.

1 Beschluss des Landtags vom 01.03.2007
(Drucksache 15/832)

Fir den 3. Kinder- und Jugendbericht wurde ,,In-
klusion" zum thematischen Bezugspunkt gewdhlt.

Der Bericht soll grundsatzlich dem gesellschafts-
politischen Anspruch der Inklusion fiir alle jungen
Menschen in Rheinland-Pfalz nachgehen und kla-
ren, wie dessen Umsetzung gelingt.

Wie im Landtagsbeschluss vorgesehen, hat die Lan-
desregierung unter Federfiihrung des Ministeriums
fir Familie, Frauen, Jugend, Integration und Ver-
braucherschutz die Erarbeitung des Berichts er-
neut in die Hande einer externen wissenschaftli-
chen Berichtskommission gelegt. lhr gehorte fir
die Universitat Koblenz-Landau Prof. Dr. Christian
Schrapper an, bei dem auch die Federfiihrung fir
die Berichtserstellung lag, fiir die Universitat Trier
Dr. Magdalena Joos und fiir das Institut fiir Sozial-
padagogische Forschung Mainz gGmbH (ism)
Heinz Miiller zusammen mit einer Projektgruppe.
Die Mitglieder der Berichtskommission sind durch
ihre Forschungsarbeiten einschlagig ausgewiesen
und mit der Situation in Rheinland-Pfalz bestens
vertraut. In der Partnerschaft der gemeinsamen Be-
richtskommission erganzen sie sich durch ihre je-
weiligen Forschungsschwerpunkte in idealer Weise.



Das haben sie bereits mit den beiden Vorganger-
berichten unter Beweis gestellt. Die Arbeit an dem
vorliegenden Bericht begann im Herbst 2017.

Die Berichtskommission hatte den Auftrag, die
Dimensionen des Inklusionsanspruchs fachlich zu
klaren, herauszuarbeiten, wie ihm in unterschied-
lichen, jugendrelevanten gesellschaftlichen Be-
reichen in Rheinland-Pfalz entsprochen wird, vor
allem, wo es ihrer Meinung nach exkludierende
Effekte gibt und was in Verbindung mit dem Ziel,
Inklusion fir alle jungen Menschen in Rheinland-
Pfalz zu realisieren, fiir die Politik zu tun bleibt.
Dazu sollten im Rahmen von Hearings weitere ex-
terne Fachkréafte aus Wissenschaft, Praxis, Politik
und Verwaltung herangezogen werden. Vor allem
aber sollte die besondere Expertise von jungen
Menschen selbst fiir den Bericht fruchtbar ge-
macht werden, vorzugsweise durch Befragung.

Der Auftrag basiert auf einem gerechtigkeitsbezo-
genen Inklusionsbegriff. Inklusion wird verstanden
als gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe
aller Menschen. Sie ist eines der grundlegenden
Ziele der Landespolitik. Bezogen auf die jungen
Menschen hat das bereits die vorherige Landes-
regierung in ihrer Stellungnahme zum zweiten
Kinder-und Jugendbericht bekraftigt.?

Unter dem Titel ,, Gelingt Inklusion?! Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben fiir alle jungen Men-
schen als Aufgabe und Herausforderung fiir ein
Aufwachsen in 6ffentlicher Verantwortung in
Rheinland-Pfalz* hat die Berichtskommission nun
eine ebenso ambitionierte wie anregende Umset-
zung des Berichtsauftrags vorgelegt.

Die Landesregierung iibergibt dem Parlament mit
diesem 3. Kinder- und Jugendbericht fiir das Land
Rheinland-Pfalz ein facettenreiches Kompendium
fachlicher Perspektiven zur Inklusion junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz. Dem politischen Diskurs

2 Ministerium fur Integration, Familie, Kinder, Jugend und
Frauen (Hrsg.), 2. Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz
Respekt! Rdume! Ressourcen!, Mainz 2015, S.6

uber die gleichberechtigte gesellschaftliche Teil-
habe aller jungen Menschen in Rheinland-Pfalz
werden daraus auf allen Verantwortungsebenen
vielfaltige Impulse erwachsen.

Nach der thematischen Hinflihrung bietet der
Bericht in einem themenbezogenen statistischen
Teil u.a. einen Uberblick zur Sozialstruktur und zu
ausgewahlten 6ffentlichen Leistungen bzw. Infra-
strukturangeboten in Rheinland-Pfalz (Erster Blick).
Fir die Erhebung bei jungen Menschen (Zweiter
Blick) wurde das Thema ,Inklusion* als Frage nach
moglicher Exklusionserfahrung gefasst. Sie wurde
in Gruppen junger Menschen, denen wegen indivi-
dueller oder sozialer Merkmale eine besondere Ver-
letzlichkeit im Hinblick auf Inklusion zugeschrie-
ben wird, zur Diskussion gestellt. Auf3erdem wurde
erstmals eine Online-Befragung junger Menschen
zu deren Lebenswirklichkeit in Rheinland-Pfalz
durchgefiihrt. Wie in den Vorgangerberichten wer-
den schliefRlich auf der Basis des Index fiir das
Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen re-
gionalspezifische Trends herausgearbeitet und zu
Empfehlungen verdichtet (Dritter Blick). Abge-
rundet wird der Bericht durch eine auf das Inklusi-
onsthema bezogene Auseinandersetzung mit dem
Stellenwert der Jugendarbeit (Vierter Blick) sowie
durch inklusionsspezifische Empfehlungen an die
Adresse der Politik (Finfter Blick).

Um Aussagen Uber das Gelingen von Inklusion
treffen zu konnen, néhert sich der Bericht dem
Auftrag methodisch Gber die Auswertung von Sta-
tistiken bzw. der Ergebnisse aus den selbst durch-
gefiihrten Befragungen. Die Analyse verfolgt dabei
vor allem zwei Aspekte:

1. Sie geht systematischen Ungleichheiten in der
Teilhabe junger Menschen an den fiir sie rele-
vanten gesellschaftlichen Funktionssystemen
und in der Verteilung von Problemlagen nach.
Dabei wird die Frage gestellt, ob solche Un-
gleichheiten an Merkmalen wie der individuellen
Beeintrachtigung festgemacht werden kdnnen.
Vergleichbares gilt fir Merkmale, die aus der Zu-
gehorigkeit zu einer Gruppe resultieren, auch
hier wird gefragt, ob sie zu einer systematischen



Benachteiligung im Zugang zu den relevanten
gesellschaftlichen Ressourcen fiihren oder zu ei-
ner systematischen Uberreprasentation in be-
stimmten Problemlagen. Auch die Meinung jun-
ger Menschen dazu wird erhoben, wesentlich im
Rahmen der Online-Befragung.

2. Auf3erdem fragt die Berichtskommission jun-
ge Menschen nach abwertenden, diskriminie-
renden und ausgrenzenden Interaktionser-
fahrungen in informellen Kontexten oder im
Zusammenhang formaler Institutionen und Or-
ganisationen sowie danach, wie sie diese ver-
arbeitet haben. Im Zentrum stehen die Selbst-
auskinfte von jungen Menschen, bei denen
eine besondere Verletzlichkeit im Hinblick auf
die gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe
vermutet wird. Da die aus den Gruppengespra-
chen entwickelten Themenkomplexe zudem
Eingang in die Online-Befragung fanden, konn-
ten die Aussagen Uber die Perspektive junger
Menschen dazu auf eine breitere Grundlage ge-
stellt werden.

Auf dieser Basis arbeitet die Kommission Hinwei-
se und Empfehlungen dazu heraus, wie Inklusion
strukturell unterstiitzt werden kann, welche so-
zialintegrativen bzw. inklusiven Qualitdten in der
Erlebniswelt junger Menschen gegeben sein soll-
ten und was entsprechend zur Verwirklichung von
Inklusion im Kontext 6ffentlicher Verantwortung
fiir das Aufwachsen getan werden sollte.

Der vorgelegte Bericht hat einmal mehr neue und
— speziell fir die Berichterstattung tiber junge
Menschen - stilbildende Wege erschlossen. Schon
seit dem 2. Kinder- und Jugendbericht verfolgt die
Berichtskommission den Anspruch, nicht nur tiber
junge Menschen zu berichten, sondern diese un-
mittelbar in die Berichterstattung einzubeziehen.
Neben dem Index fiir das Wohlbefinden von Kin-
dern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz, der sich
der Perspektive junger Menschen Gber objektive
Kennzahlen nahert, steht deshalb die Befragung
Jugendlicher und junger Erwachsener im Mittel-
punkt des Berichts. Die aus der Erhebung bei jun-
gen Menschen erwachsene Dichte subjektiver

Sichtweisen und die Fiille der Gesichtspunkte
konnen der Politik weitere Facetten von Biirger-
und Burgerinnenndhe und Beteiligung erschlief3en
und damit die Inklusionspolitik des Landes nach-
haltig unterstiitzen. Das gilt fiir den Bericht insge-
samt, wobei der detaillierten Wiirdigung von Ein-
zelaspekten damit nicht vorgegriffen werden soll.

Die Landesregierung dankt der Berichtskommissi-
on fur die Ausarbeitung des 3.Kinder- und Jugend-
berichts fiir Rheinland-Pfalz. Das zuvor Gesagte
macht mehr als deutlich, dass die Berichtskom-
mission auch fiir den 3. Kinder- und Jugendbericht
ein umfangreiches Programm zu bewaltigen hat-
te. Sie hat dies — methodisch wie inhaltlich — be-
eindruckend umgesetzt. Der Berichtskommissi-
on ist insbesondere auch zu danken, dass sie die
Beteiligung der jungen Menschen in einer so ge-
lungenen Form von Gruppenbefragungen einer-
seits und einer grof3 angelegten Online-Befragung
anderseits — mit der tiber 2.400 Jugendliche und
junge Erwachsene erreicht werden konnten — re-
alisiert hat. Ebenso gilt es danke zu sagen fiir die
inhaltliche Organisation und Durchfiihrung von
sechs Fachhearings durch die Wissenschaft, Praxis
und Politik sich mit ihrem Wissen und ihren Erfah-
rungen an der Erstellung des Berichts beteiligen
konnten.

Es gilt an dieser Stelle schlief3lich auch allen jun-
gen Menschen und ebenso den rund 100 Expertin-
nen und Experten aus Wissenschaft, Praxis, Politik
und Verwaltung sehr herzlich zu danken. Ihr enga-
giertes Mitwirken war eine grof3e Bereicherung fir
den vorliegenden Bericht.



2. Stellungnahme zu zentralen Aspekten des Berichts

Vor dem Hintergrund des umfangreichen Berichts
erfolgt hier eine Konzentration auf zentrale As-
pekte. Zu Aussagen und Schlussfolgerungen des
Berichts, zu denen sich die Landesregierung nicht
aufert, kann weder von ihrer Zustimmung noch
von ihrer Ablehnung ausgegangen werden.

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz sieht sich
durch die Ergebnisse des Berichts in ihrem Han-
deln grundsatzlich bestarkt. Zahlreiche Anregun-
gen des Berichts wurden in dieser Legislaturperio-
de bereits angestof3en oder umgesetzt.

2.1 Die Landesregierung teilt das mehr-
dimensionale, auf Teilhabegerechtigkeit
basierende Inklusionsverstandnis der
Kommission

Inklusion ist weit mehr als die Garantie, dass alle
dabei sein kdnnen in allen gesellschaftlichen Struk-
turen, in Institutionen und im sozialen Leben allge-
mein. Das arbeitet der Bericht pragnant heraus.

Vielmehr geht es um die umfassende Gewahr-
leistung von diskriminierungsfreien Zugangen zu
den materiellen, sozialen und kulturellen Ressour-
cen sowie darum, als Gesellschaft alles Erforder-
liche dafiir zu tun, dass alle Menschen diese Mog-
lichkeiten zur gleichberechtigten Teilhabe fiir sich
nutzen kénnen.

Inklusion beinhaltet damit auch die 6ffentliche
Verantwortung fiir die Befahigung zur Nutzung
der Teilhabemaglichkeiten, d. h. fiir eine entspre-
chende individuell bedarfsgerechte Unterstdit-
zung, und dies moglichst als regelhaftes Angebot
fir alle und an allen gesellschaftlichen Orten.

Moglich ist dies nur im Dialog mit den Menschen.
Eine umfassende, die Grundrechte auf Selbstbe-
stimmung, Wirde und Respekt achtende Partizi-
pation ist damit ein weiteres wichtiges Element
des Inklusionsbegriffs.

Das Recht auf Inklusion beinhaltet so auch den
Anspruch auf ein soziales Klima und auf Um-
gangsformen in der Gesellschaft, die Ausdruck der
Anerkennung von individuellen Besonderheiten,
von Respekt und Wiirde gegeniiber jeder und je-
dem und der gesellschaftlichen Zugehdrigkeit al-
ler sind.

Fir die Kommission ist Inklusion Ideal und Gestal-
tungsprinzip zugleich.? Inklusion ist auf alle Mit-
glieder der Gesellschaft bezogen.

Eine inklusionsorientierte Politik hat gesellschaft-
liche Zugangsbarrieren zu identifizieren und ab-
zubauen. Sie hat darauf hinzuwirken, dass gesell-
schaftliche Einrichtungen und 6ffentliche Orte die
unterschiedlichen Voraussetzungen der Menschen
von vorneherein in den Strukturen und Prozessen
berticksichtigen, damit stigmatisierende Einzel-
maf3nahmen bzw. Sonderstrukturen Gberflissig
werden.

Zu den erforderlichen 6ffentlichen Maf3nahmen
gehort die Befahigung der Menschen zur selbst-
bestimmten Wahrnehmung und Nutzung der Zu-
gdnge. Damit ist vor allem die Schaffung von Be-
dingungen und Strukturen angesprochen, in denen
sich die zur Nutzung der Teilhabemdglichkeiten
notigen personalen, sozialen und kulturellen Kom-
petenzen umfassend entfalten kénnen. Soweit der
Zugang zur Teilhabe aufgrund individueller physi-
scher oder psychischer Beeintrachtigungen bzw.
wegen der Zugehorigkeit zu einer sozial benachtei-
ligten Gruppe erschwert ist, verpflichtet das Ideal
der Inklusion dazu, den Menschen kompensierende
Unterstiitzungsangebote in den unterschiedlichen
Funktionssystemen der Gesellschaft zu gewahren,
fiir junge Menschen u.a. im Bereich der Erziehung,
Bildung, Ausbildung und der Arbeitswelt. Diese Un-
terstiitzungsangebote sollen dem inklusiven An-
spruch gemafd in Regelstrukturen eingebettet sein.

3 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht, Kapitel 1
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Der Inklusionsbegriff erstreckt sich auf3erdem auf
die soziale Qualitat der gesellschaftlichen Pra-
xis. Das Ideal der Anerkennung von Unterschied-
lichkeit, Selbstbestimmtheit und Gleichheit muss
nach dem Verstandnis der Kommission in einer
besonderen sozialintegrativen Qualitat von Inter-
aktionen seinen Ausdruck finden, sei es in infor-
mellen Gruppen, im Internet, in Institutionen und
Organisationen oder bezogen auf die Gesellschaft
allgemein. Alle Menschen sollen sich als aner-
kannt, wertgeschatzt und selbstwirksam erleben
und damit Zugehdrigkeit erfahren kénnen, das ist
Teil des Inklusionskonzeptes. Dies ist insoweit von
besonderer Bedeutung als die Kommission auf der
Basis ihrer Bezugstheorien einen Zusammenhang
aufzeigen kann zwischen entsprechend positiven
sozialen Erfahrungen von jungen Menschen und
deren Fahigkeit, Teilhabeangebote erfolgreich fiir
sich nutzen zu kdnnen. Auch in der Befragung der
jungen Menschen wird das deutlich.

Die offentliche Verantwortung fiir die Realisierung
von Inklusion muss insoweit das soziale Klima
und die Interaktionskultur in z. B. Kindertagesstat-
ten und Schulen, in Angeboten und Einrichtun-
gen der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit oder
der Erziehungshilfe in den Blick nehmen, ebenso
beispielsweise die Kommunikationsformen von
Behorden. Sie missen der Inklusionsnorm ent-
sprechen. Das heif3t, auf Merkmale von Einzelnen
oder Gruppen bezogene negative Zuschreibungen,
Benachteiligungen ebenso wie der Ausschluss von
Aktivitaten oder Mobbing allgemein stehen dem
Anspruch von Inklusion entgegen. Es soll auf ein
Klima hingearbeitet werden, das solche Erfahrun-
gen gar nicht erst entstehen lasst.

Aus der so verstandenen Inklusionsnorm erwdachst
fur alle Mitglieder der Gesellschaft zudem ein
Anspruch auf gleichberechtigten Zugang zu den
Mitwirkungsmoglichkeiten in der Gesellschaft.

In Entsprechung zu den Werten der Anerken-
nung und Selbstbestimmung ist Partizipation ein
Schlisselbegriff fir die Realisierung von umfas-
sender gesellschaftlicher Inklusion. Partizipation
ist ein wesentliches Merkmal zur Unterscheidung
von ,Teilnahme als dem blof3en Dabeisein" und

,Teilhabe als der selbstbestimmten Aneignung
sozialer Raume sowie der Erschlief3ung von Ver-
wirklichungschancen®. Die gesellschaftspolitische
Verpflichtung zur Teilhabebefahigung schlief3t in-
soweit nicht nur die Ermdglichung von Mitwir-
kung, sondern auch die Befahigung zur Nutzung
der Mitwirkungsmoglichkeiten ein.

Die Landesregierung dankt der Berichtskommis-
sion flr die systematische Herausarbeitung des
Inklusionsbegriffs sowie der damit verbundenen
Qualitatsanforderungen an die 6ffentliche Verant-
wortung flir das Aufwachsen.

Die Landesregierung sieht sich in dem Inklusions-
begriff der Kommission und dessen umfassendem
Geltungsanspruch in ihrer Politik bestatigt.

Die inklusive Orientierung der Landespolitik
schlief3t alle jungen Menschen ein. Jugendpolitik
ist fir die Landesregierung Querschnitts- und Res-
sortpolitik. Alle jungen Menschen in Rheinland-
Pfalz sollen Perspektiven fiir ein gelingendes, gu-
tes Leben entwickeln kdnnen. Kein junger Mensch
soll zuriickgelassen werden.

Der Landesregierung sind gleichwertige Lebens-
verhaltnisse ein zentrales Anliegen. Sie tut deshalb
alles dafiir, dass die Menschen, egal ob alt oder
jung, mannlich, weiblich oder divers, mit Behinde-
rungen oder ohne Behinderungen und unabhan-
gig davon, woran sie glauben, wen sie lieben oder
woher sie kommen, tberall im Land am sozialen,
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben teil-
haben kdénnen.*

Die Politik der Landesregierung von und fiir Men-
schen mit Behinderungen folgt dem Leitsatz , Le-
ben wie alle — mittendrin von Anfang an“ und hat
das Ziel, Menschen mit Behinderungen eine indi-
viduelle Teilhabe sowie Selbstbestimmung auf al-
len Ebenen der Gesellschaft zu erméglichen und
mit Blick darauf, die Umsetzung eines barriere-

4 Vgl. Rede der Ministerprasidentin beim Neujahrsempfang
der Staatskanzlei am 07.01.2019



freien und inklusiven Lebensumfeldes zu voranzu-
bringen.” In dieser Perspektive hat sie dem Landtag
den Entwurf fiir ein Inklusionsgesetz zugeleitet.®

Nicht zuletzt deshalb wird die Landesregierung
auch den Ansatz einer inklusiven Kinder- und Ju-
gendhilfe beharrlich weiterverfolgen. Sie sieht in
der Zusammenfiihrung der Leistungen fir Kinder
und Jugendliche mit Behinderungen eine zentra-
le Voraussetzung fiir ein inklusives Leistungssys-
tem und einen wesentlichen Beitrag dazu, die Zer-
splitterung systemimmanenter sozialrechtlicher
Zustandigkeiten zu beseitigen und ,Hilfen aus ei-
ner Hand" zu gewahren.” Dieses Ziel wurde bereits
2010 in dem bundesweit ersten Landesaktions-
plan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention festgeschrieben. Der Aktionsplan ist
eine landespolitische Leitlinie zur schrittweisen
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention.

Die Ausweitung des Inklusionsanspruchs tiber
Menschen mit Behinderungen hinaus auf alle
Menschen entspricht den politischen Zielvorstel-
lungen der Landesregierung.®

Jeder Mensch hat das Recht auf individuelle
Selbstbestimmung und gleiche Teilhabechancen.
Soziale Gerechtigkeit, Solidaritat, Respekt und
Toleranz starken den Zusammenbhalt in unserer

5 Vgl https://inklusion.rlp.de/de/landesaktionsplan/
auf3erdem die Antwort des Ministeriums fiir Soziales,
Arbeit, Gesundheit und Demografie auf die Grof3e Anfra-
ge der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Drucksache
17/10346-Zehn Jahre UN-Behindertenrechtskonvention —
eine Bilanz der Umsetzung in Rheinland-Pfalz

6 LT Drs. Drucksache 17/12959 Gesetzentwurf der Landesre-
gierung Landesgesetz zur Gleichstellung, Inklusion und Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen (Landesinklusions-
gesetz)

7 Vgl. Stellungnahme des Ministeriums fiir Familie, Frau-

en, Jugend, Integration und Verbraucherschutz des Landes
Rheinland-Pfalz zum Arbeitspapier “Mehr Inklusion / Wirk-
sames Hilfesystem/Weniger Schnittstellen® 5. Sitzung der
Arbeitsgruppe: ,SGB VIII: Mitreden-Mitgestalten" am 17. und
18.9.2019 unter https://www.mitreden-mitgestalten.de/sites/
default/files/downloads/5._ag_-_stn_-_rheinland-pfalz.pdf

8 Vgl. Regierungserklarung der Ministerprasidentin Malu
Dreyer am 1. Juni 2016 ,Wir sind fiir alle da*

Gesellschaft und schaffen die Voraussetzungen
fur Selbstbestimmung und gleichberechtigte Teil-
habe.® Die Landesregierung hat deshalb die Be-
kampfung von Armut und Ausgrenzung zu einem
wichtigen sozialpolitischen Ziel erklart."

Unterschiedliche Lebensformen und -weisen pra-
gen die Menschen in Rheinland-Pfalz und damit
auch das Land. Vielfalt ist daher fir die Landesre-
gierung selbstverstandlich und sie will dazu bei-
tragen, dass niemand aufgrund der ethnischen
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Identitdt benachteiligt wird.
Um Respekt und Akzeptanz fiir Vielfalt zu errei-
chen, arbeitet die Landesregierung an Haltun-
gen und Einstellungen, bekdmpft Diskriminierung
und gestaltet Vielfalt positiv — durch Informati-
on, Aufklarung und Kooperation mit allen Betei-
ligten, nach innen und nach auf3en." Die Landes-
antidiskriminierungsstelle, der Landesaktionsplan
»Rheinland-Pfalz unterm Regenbogen" und der
in einem aufwdndigen Beteiligungsprozess mit
vielen zivilgesellschaftlichen und staatlichen Ak-
teurinnen und Akteuren 2019/2020 erarbeitete
Landesaktionsplan gegen Rassismus und Grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit sind hierfiir
wichtige Beispiele.

Das Integrationsverstandnis des Integrationsmi-
nisteriums und damit auch das der rheinland-pfal-
zischen Zuwanderungspolitik orientiert sich an
menschenrechtlichen Werten der Verfassung und
ist Ausdruck einer grundsatzlichen Haltung, die
alle Politikbereiche betrifft. Es stellt die Ermog-

9 Vgl https://msagd.rlp.de/de/unsere-themen/soziale-
sicherung/

10 Vgl. Sabine Batzing-Lichtenthaler, Ministerin fiir Soziales,
Arbeit, Gesundheit und Demografie des Landes Rheinland-
Pfalz im Geleitwort zum 6. Armuts- und Reichtumsbericht
der Landesregierung 2020 https://msagd.rlp.de/fileadmin/
msagd/Soziale_Teilhabe/Teilhabe_Dokumente/6._Armuts-_
und_Reichtumsbericht_2020.pdf

11 Vgl. Ministerium fir Familie, Frauen, Jugend, Integration
und Verbraucherschutz unter https://mffjiv.rlp.de/de/the-
men/vielfalt/
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lichung gleichberechtigter Teilhabe in wichtigen
gesellschaftlichen Bereichen in den Mittelpunkt
und erachtet dafiir eine weitere Offnung der ge-
sellschaftlichen Strukturen, Institutionen und Ein-
richtungen fir die Beddirfnisse aller Menschen als
wesentlich. Integration setzt danach ein Klima der
Anerkennung, Achtung und Wertschatzung voraus
und das lasst keinen Raum flir Rassismus, Antise-
mitismus und Fremdenfeindlichkeit.’? ,Miteinan-
der Gut Leben — Rheinland-Pfalz gegen Hass und
Hetze" heif3t deshalb ein Themenschwerpunkt der
Landesregierung in 2020."

Der Landesregierung geht es darum, den gesell-
schaftlichen Zusammenbhalt zu starken. Gera-

de die Interessen verschiedener benachteiligter
Gruppen diirfen nicht gegeneinander ausgespielt
werden. Alle Menschen werden in den Blick ge-
nommen, unabhangig von ihrer Herkunft oder wie
lange sie in Rheinland-Pfalz leben. Integration ge-
lingt nur gemeinsam.™

Mit der Entwicklung der Eigenstdndigen Jugend-
politik und damit der Jugendstrategie JES! Jung.
Eigenstandig.Stark. hat die Landesregierung die
Unterstltzung junger Menschen fiir eine gleich-
berechtigte gesellschaftliche Teilhabe besonders
in den Blick genommen. Sie zielt darauf, dass sich
Jugendliche in der Gesellschaft aufgehoben, ernst
genommen und respektiert flihlen und Perspek-
tiven flr ein gutes Leben entwickeln kdnnen. lhr
ist es wichtig, dass Jugendliche vielfaltige Unter-
stutzung erhalten, um an der Gesellschaft teil-
haben und ihren jugendspezifischen Interessen
nachgehen zu kénnen. Dazu brauchen sie (Frei)
R&ume und Strukturen, um sich auszutauschen.
Und schlief3lich missen sie als Expertinnen und

12 Vgl. Ministerium fir Familie, Frauen, Jugend, Integration
und Verbraucherschutz: Gemeinsam fiir Chancengleichheit,
Weltoffenheit und Akzeptanz Integrationskonzept fiir Rhein-
land-Pfalz 2017

13 http://www.miteinander-gut-leben.rlp.de/

14 Vgl. Ministerium fur Familie, Frauen, Jugend, Integration

und Verbraucherschutz: Gemeinsam fiir Chancengleichheit,

Weltoffenheit und Akzeptanz Integrationskonzept fiir Rhein-
land-Pfalz 2017,S.5

Experten in eigener Sache an der Gestaltung der
Gesellschaft mitwirken konnen', denn es ist ihre
Gegenwart und ihre Zukunft, um die es geht.

In der Bildungspolitik von Rheinland-Pfalz hat der
Inklusionsanspruch bezogen auf junge Menschen
mit Behinderungen zu vielfaltigen rechtlichen,
strukturellen und methodisch-didaktischen bzw.
handlungspraktischen Anderungen gefihrt. Sie
gehen aus von dem Recht des jungen Menschen
auf Férderung seiner Anlagen und Erweiterung
seiner Fahigkeiten, unabhdngig von seiner Religi-
on, Weltanschauung oder ethnischen Herkunft,
einer Behinderung, seinem Geschlecht oder seiner
sexuellen Identitat (§ 1 Abs.1 1. Halbsatz Schulge-
setz), davon, dass alle Schiilerinnen und Schiiler
das schulische Bildungs- und Erziehungsangebot
grundsatzlich selbststandig, barrierefrei im Sin-
ne des § 2 Abs. 3 des Landesgesetzes zur Gleich-
stellung behinderter Menschen und gemeinsam
nutzen konnen sollen (vgl. § 3 Abs. 5 Schulgesetz)
sowie von den Regelungen zu inklusivem Unter-
richt und Schwerpunktschulen (§ 14a Schulgesetz
Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 1.8.2020).

Alle Kinder sollen gemeinsam leben, spielen und
lernen kénnen, unabhdngig von individuellen Fa-
higkeiten und sozialer oder kultureller Zugehérig-
keit. Vielfalt muss Wertschatzung erfahren und
nicht zu Hierarchien, Diskriminierung oder Aus-
schluss fihren.™

15 Vgl Vorwort zum Infoflyer Eigenstandige Jugendpolitik in
Rheinland-Pfalz unter https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/
Jugend/final_Infoflyer_Eigenstaendige_Jugendpolitik_2017_
screenpdf.pdf

16 https://kita.rlp.de/de/themen/inklusion/
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2.2 Infrastrukturentwicklung als
Konigsweg gesellschaftlicher Inklusion

Die Landesregierung teilt die Einschatzung des Be-
richts, dass die Entwicklung der Infrastruktur fur
die gesellschaftliche Inklusion junger Menschen
besonders bedeutsam ist. Das gilt fiir den gleich-
wertigen Ausbau der regionalen Infrastruktur all-
gemein wie fiir die Infrastruktur der Erziehung, Bil-
dung und Ausbildung im Besonderen.

2.2 Auf gleichwertige Lebens-
verhaltnisse hinwirken

Die Landesregierung wirkt darauf hin, regiona-

le Disparitaten zu tiberwinden und besonders an
strukturell benachteiligten Lebensorten das Po-
tenzial fiir gesellschaftliche Teilhabe auszubauen.

Der landesweiten Entwicklung der Lebensbedin-
gungen junger Menschen stellt der Bericht ein gu-
tes Zeugnis aus:

,Die hier berichteten Befunde zeigen deutlich,
dass in Rheinland-Pfalz die Voraussetzungen und
Rahmenbedingungen fiir gelingende Inklusion gut
sind. Wie in den vorangehenden Jugendberich-
ten wird auch hier deutlich, dass es der grof3en
Mehrheit der Kinder, Jugendlichen und Familien
(sehr) gut geht. Die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen haben sich in den letzten Jahren eben-
so verbessert wie die demografische Entwicklung.
Der Ausbau der sozialen Infrastruktur ist voran-
geschritten und die Handlungsrdume von jun-
gen Menschen wurden zumindest in Teilen weiter
ausgeweitet.""”

Zu dieser Einschatzung kommt er auf der Basis
seines eigens fiir die regionalvergleichende Be-
richterstattung entwickelten Indikatorenkonzepts
sowie des darauf beruhenden Index fiir das Wohl-
befinden von Kindern und Jugendlichen in Rhein-

17 3. Kinder- und Jugendbericht S. 274

land-Pfalz.”® Die Lebensbedingungen in Rhein-
land-Pfalz haben sich zwischen 2012 und 2016

in allen Landesteilen gebessert und zwar so weit,
dass in einigen der kreisfreien Stadte und Land-
kreise kompensatorische Wohlfahrtsleistungen
zurlickgefahren werden konnten. Sozialstruktu-
rell belastete Rdume haben im Vergleich zu 2012
aufholen kénnen, die Disparitaten zwischen Regi-
onen wurden dadurch allerdings noch nicht auf-
gehoben. Der Wert fiir die Wohlfahrtsleistungen
in den Stadten liegt iiberdurchschnittlich hoch,
in der Tendenz bildet sich damit ein Stadt-Land-
Gefalle ab. Differenziert man nach kompensato-
rischen Wohlfahrtsleistungen und allgemein for-
dernden sozialen Infrastrukturleistungen fallt auf,
dass bei den Infrastrukturangeboten der weitere
Ausbau der Kindertagesbetreuung dominiert. Die
Werte fiir die Handlungsraume junger Menschen
haben sich zwischen 2012 und 2016 geringfligig
verbessert®, auffallend positiv dabei die Kenn-

18 Indikatorenkonzept , Wohlbefinden von Kindern und
Jugendlichen*, vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S. 224 ff. Das
Konzept wurde bereits fiir den ersten Kinder- und Jugendbe-
richt pilothaft entwickelt und fiir den zweiten Bericht wei-
ter angepasst. Der , Index des Wohlbefindens von Kindern
und Jugendlichen" setzt sich aus drei Indikatoren zusammen:
Lebensbedingungen, Wohlfahrtsleistungen und Handlungs-
raume, denen ihrerseits Kennzahlen zur objektiven Bestim-
mung des ,Wohlbefindens* zugrunde liegen. ,Dabei erfasst
das Konzept objektive Bedingungen fiir subjektives Wohl-
befinden junger Menschen tiber drei Dimensionen (Lebens-
bedingungen, Wohlfahrtsleistungen und Handlungsraume),
die in ihrer jeweiligen Ausgestaltung je fiir sich und in ihrem
Zusammenwirken spezifische regionale Auskiinfte tiber die
Rahmenbedingungen des Aufwachsens junger Menschen in
Rheinland-Pfalz geben." (Bericht S.224). Aulerdem werden
die Selbstauskiinfte der Jugendlichen interpretativ genutzt,
um objektive Indikatoren zu begriinden.

19 Die Berechnung des Index erfolgte auf der Basis statisti-
scher Daten aus dem Jahr 2016, weil zum Bearbeitungszeit-
punkt fir viele Kennzahlen noch keine aktuellen Statistiken
vorlagen. Deshalb stellen die Ergebnisse eher langerfristi-
ge Entwicklungstrends dar. Fiir die Beurteilung der aktuel-
len Lage sind sie als Hypothesen zu lesen und nicht als ein
Berichten zur gegenwartigen Politik. Sie mussen fiir den
jeweiligen Bezugsraum an Hand aktueller értlicher Daten
Uberprift werden. So sind die Effekte der Infrastrukturfor-
derung des Landes im Rahmen der Jugendstrategie JES! im
Datensatz des Index ebenso wenig abgebildet, wie andere
seit 2016 ergriffene jugendpolitisch relevante Maf3nahmen.
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zahlen fir der Bereich Bildung®. Die Werte fiir die
Handlungsrdume weisen mit Ausnahme der Stadt
Mainz, die hier besonders punktet, interkommunal
kaum Unterschiede auf. Bei differenzierter Betrach-
tung zeigt sich, dass die Entwicklung der Hand-
lungsraume durch den Ausbau der sozialen Infra-
strukturangebote positiv beeinflusst wird.

Der Gesamtindexwert fiir das Wohlbefinden von
Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz hat
sich verbessert, das trifft auf die Werte aller kreis-
freien Stadte als auch aller Landkreise zu. Gleich-
wohl konstatiert der Bericht weiterhin regionale
Disparitdten fiir die Bedingungen des Aufwachsens.

Mit den statistischen Befunden (1. Blick und 3.
Blick)?' zum Zusammenspiel von regionaler wirt-
schaftlicher Schwache, infrastruktureller Armut
sowie Einkommensarmut?? und negativen Gebur-
tenraten und Wanderungssaldi an manchen Le-
bensorten in Rheinland-Pfalz untermauert der Be-
richt die These, dass die gesellschaftliche Teilhabe
junger Menschen noch nicht in allen Regionen des
Landes vergleichbar gute Voraussetzungen findet.

20 3.Kinder- und Jugendbericht S.250: ,Hier lassen sich fast
landesweit Verbesserungen feststellen, wodurch auch der
Durchschnittswert fiir Rheinland-Pfalz von 15,8 auf 18,1 Stan-
dardpunkte leicht ansteigt. Positiv hat sich insbesondere der
Anteil von Schiiler*innen mit Fachhochschulreife entwickelt,
der in allen Kommunen gestiegen ist. Vielerorts hat auch der
Anteil junger Menschen mit Migrationshintergrund und Fach-
hochschulreife zugenommen. Zudem schlagen sich die Bemii-
hungen im Bereich des Ganztagsausbaus in einem deutlichen
Anstieg des Anteils der Ganztagsschiiler*innen nieder."

21 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.260. “Im interkommu-
nalen Vergleich zeigen sich nach wie vor grof3e Unterschiede
hinsichtlich der objektiven Voraussetzungen fiir individuelles
Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-
Pfalz. So liegen zwischen dem niedrigsten (39,8) und dem
hochsten Wert (65,2) fast unverandert etwa 25 Standardpunk-
te — dies bedeutet, in der Kommune mit dem hochsten Wert
sind die Bedingungen fiir gelingendes Aufwachsen deutlich
besser. Die Stadt-Land-Unterschiede haben sich zudem sogar
noch etwas verstarkt. Diese Unterschiede werden von jungen
Menschen - das belegen die Ergebnisse der Online-Befragung
in Kapitel 3.5.3 — auch deutlich wahrgenommen.*

22 3. Kinder-und Jugendbericht S. 49: ,Auch wenn Rhein-
land-Pfalz schon seit vielen Jahren neben Bayern und Baden-
Wiirttemberg mit die niedrigste Kinderarmutsquote im Bun-
deslandervergleich hat, so sind davon doch je nach Wohnort
zwischen 6 % und 30 % aller Kinder betroffen®.

2.2.2 Die Infrastruktur inklusions-
orientiert ausbauen

Sozialstrukturelle Merkmale und das infrastruktu-
relle Profil eines Raumes bzw. Ortes, an dem ein
junger Mensch in Rheinland-Pfalz aufwachst, ha-
ben einen besonderen Stellenwert fiir die Verwirk-
lichung der Inklusion.

Die Landesregierung teilt diese Einschatzung des
Berichts. Zudem hat sie die Problemanzeigen jun-
ger Menschen aus dem 2. Kinder- und Jugendbe-
richt und die Ergebnisse der aktuellen Jugendbe-
fragungen aufmerksam ausgewertet. Mit Blick auf
deren gleichberechtigte Teilhabe in der Gesellschaft
sieht die Landesregierung wie die jungen Men-
schen selbst die materiellen Lebensbedingungen,
die Bildungs- und die wohlfahrtstaatlichen Infra-
strukturleistungen sowie die Verkehrsinfrastruktur
und die Bereitstellung von Breitband und schnel-
lem Mobilfunk als entscheidend fiir die positive
Beurteilung eines Lebensraums junger Menschen.

Mit ihrer Politik der regionalen Wirtschafts- und
Arbeitsmarktforderung, der flankierenden Sozial-
politik (hier nicht zuletzt der Manahmen zur
Armutsbekampfung) und den Maf3nahmen der
Kinder-, Jugend- und Familienpolitik sowie der
Bildungspolitik, dem , Mobilitatskonsens®, einem
OPNV-Konzept und einer Digitalisierungsstrate-
gie flir das Land hat die Landesregierung im Zeit-
raum nach dem letzten Kinder- und Jugendbericht
auf positive 6konomische und soziale Bedingun-
gen flr Familien, Kinder und Jugendliche sowie
auf eine positive Bevolkerungsentwicklung tberall
im Land hingewirkt.

Hinter den Kennzahlen des Index fiir die Wohl-
fahrtsleistungen verbirgt sich zudem ein weites
Spektrum von infrastrukturell ausgerichteten So-
zialleistungen des Landes, von der Férderung der
Beratungsinfrastruktur in der Kinder- und Jugend-
hilfe ber die sozialraumbezogene Aufstockung
der Personalférderung fiir Kindertagesstatten und
die Forderung der Gemeinwesenarbeit bis hin zur
spezifischen Férderung von Personal fiir die Ju-
gendarbeit im landlichen Raum oder der Infra-



struktur der Jugendsozialarbeit.?® Dazu kommen
besondere inklusionsorientierte Maf3nahmen aus
dem Bereich der Schule bzw. Jugendarbeit, auf die
unter Punkt 2.6 bzw. 2.8 dieser Stellungnahme
gesondert eingegangen wird.

Fir die Landesregierung ist es keine Frage, dass
die Anstrengungen zur Gewahrleistung gleichwer-
tiger Lebensverhdltnisse im Interesse der Jugend
des Landes nicht nachlassen diirfen. Dazu gehort,
dass die Infrastruktur der Kinder- und Jugendhil-
fe, nicht zuletzt die der Jugendarbeit und Jugend-
sozialarbeit, weiter gestarkt werden muss. Hier
hat der Bericht ihr einmal mehr eine besondere
Schwerpunktsetzung empfohlen, um die Entwick-
lung der Handlungsraume fiir junge Menschen im
Land wirksam zu unterstiitzen.

Die Landespolitik tragt so ihrer Verantwortung fur
die gleichwertige Entwicklung aller Lebensraume
in Rheinland-Pfalz Rechnung, selbst wenn ent-
scheidende Weichenstellungen durch die Bundes-
politik und, was die Unterstiitzung einer gleich-
berechtigten Teilhabe junger Menschen an ihrem
Lebensort angeht, auch maf3geblich in Verantwor-
tung der Kommunen erfolgen.

23 So hat das Land im Rahmen der Jugendstrategie ,JES!"
funf Forderprogramme entwickelt, die sowohl eine Perso-
nalkostenforderung als auch eine Initiativforderung fiir eine
beteiligungsorientierte ortliche Jugendpolitik einschlief3t.
Die Férderungen beziehen sich auf folgende Programme:

+ Entwicklung einer kommunalen Jugendstruktur

+ Jugendarbeit im landlichen Raum

+ Beteiligungsprojekte

+ Aufsuchende Jugendsozialarbeit

« Politisch bilden — Demokratie erfahren — Jugend(sozial)
arbeit vernetzen (vgl. Ministerium fiir Familie, Frauen,
Jugend, Integration und Verbraucherschutz 2019),

mit deren Hilfe junge Menschen beteiligt und Angebote zur

Verfligung gestellt werden sollen, die sich an den Interessen
und Lebenswelten der jungen Menschen orientieren.

2.2.3 Die fiir das Aufwachsen relevante
offentliche Infrastruktur allen jungen
Menschen zuganglich machen und fiir
alle inklusionsforderlich gestalten

Das Ziel, allen jungen Menschen unterschiedslos
die Teilhabe an den fiir sie wichtigen gesellschaft-
lichen Institutionen und Organisationen des Auf-
wachsens sowie an den altersgemaf3en Angebo-
ten von Freizeit und Kultur, Sport und Geselligkeit
zu ermdglichen, steht ganz oben auf der Agen-

da der Landesregierung. Das gilt ebenso fir eine
weitere Bedingung, die der Bericht zugrunde legt.
Gelingende Inklusion junger Menschen ist dem-
nach daran gekniipft, dass Ma3nahmen zur Teil-
habeunterstiitzung nicht in separierenden und
ggf. stigmatisierenden Sonderstrukturen erfolgen,
sondern in den Regelbetrieb von relevanten Orga-
nisationen der Erziehung, Bildung und Ausbildung
etc. eingebettet sind. Die inklusionsorientierte
Entwicklung von Regelstrukturen genie[3t deshalb
Prioritat.

Damit sind zentrale Elemente der Inklusionspoli-
tik des Landes angesprochen. Beispielhaft stehen
dafir die vom Land mitverantworteten inklusi-
ven Entwicklungen in der Kinder- und Jugendhilfe,
u.a. im Bereich der Kindertagesstatten sowie der
Schule, namentlich die Schaffung von politischen,
rechtlichen und strukturellen Voraussetzungen
und die finanzielle bzw. padagogisch-konzeptio-
nelle Unterstiitzung der Inklusion. Der Bericht
stellt ausgewahlte Entwicklungen anhand statis-
tischer Daten anschaulich dar. Zu den Ausfiihrun-
gen die inklusive Schule betreffend wird unter 2.6
detailliert Stellung genommen, zur inklusiven Kin-
der- und Jugendhilfe unter 2.7 bzw. 2.8.

Deshalb wird an dieser Stelle lediglich ndher auf
die Jugendhilfeplanung als wesentliches Element
einer inklusionsorientierten Infrastrukturentwick-
lung eingegangen.

15
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2.2.4 Jugendhilfeplanung als Baustein
einer inklusionsorientierten Infrastruk-
turentwicklung

Fir eine gezielte Unterstiitzung ortlicher Infra-
struktur zur Inklusion aller jungen Menschen ist
die Landespolitik auf das Zusammenspiel mit ort-
licher Planung und hier insbesondere &rtlicher Ju-
gendhilfeplanung angewiesen. Landesrechtlich ak-
zentuiert wird das aktuell im Kita-Zukunftsgesetz.

Grundsatzlich sollte die 6rtliche Jugendhilfepla-
nung auf einer Berichterstattung aufbauen, die
auf uberortlich vergleichbaren Parametern beruht
und die Sichtweise junger Menschen substantiell
einbezieht. Jugendhilfeplanung soll die politischen
Gestaltungsbedarfe im Hinblick auf die gleichbe-
rechtigte Teilhabe aller jungen Menschen sichtbar
machen. Insoweit ist Jugendhilfeplanung mehr als
nur eine verwaltungsinterne Maf3nahme. Der Be-
richt stellt das eindriicklich dar. Der Referenten-
entwurf zum Kinder- und Jugendstarkungsgesetz
starkt die Jugendhilfeplanung, indem ein Zusam-
menwirken der Angebote in den Lebenswelten der
jungen Menschen sichergestellt werden muss und
junge Menschen mit oder ohne Behinderung ge-
meinsam gefordert werden kénnen. Das sind rich-
tige und notwendige Schritte.

2.3 Inklusion gelingt: Diversitat an-
erkennen und dem besonderen Unter-
stlitzungsbedarf Rechnung tragen

Die Landesregierung lasst sich beim Ausbau der
Infrastruktur sowie bei der Gestaltung von ihr
(mit-)verantworteter 6ffentlicher Institutio-

nen und Organisationen des Aufwachsens vom
Ziel der gesellschaftlichen Inklusion aller jungen
Menschen leiten und entsprechend davon, dies
»(...) unabhéngig von Zuschreibungen des ,,an-
ders seins* (iber Merkmale wie Behinderung, Ge-
schlecht, Herkunft, sexuelle Identitat, etc. zu rea-
lisieren (...)".2

24 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S. 60

Zur Schlisselfrage der Umsetzung heif3t es in den
Empfehlungen des Berichts: ,,(...), dass die Um-
setzung von Inklusion zuerst eine Starkung der
Regelstrukturen bedeutet, die moglichst wenig
Selektion an Spezialdienste und Einzelhilfen erfor-
derlich macht. Bei Bedarf kénnen spezifische und
spezialisierte Angebote erganzt werden (...). Fir
eine inklusive soziale Infrastruktur ist ein paradig-
matischer Umbau erforderlich, der rechtlich ab-
gesichert und mit neuen Finanzierungsstrukturen
unterlegt werden sollte. Dazu miissen im ersten
Schritt neue Konzepte ausgearbeitet werden, die
beispielhaft und strukturell den Weg und die In-
halte einer inklusiven sozialen Infrastruktur skiz-
zieren und gangbar machen."#

Dem Ideal von Inklusion folgend ist die Fest-
stellung des individuellen Bedarfs den alltag-
lichen Handlungsvollziigen einer ,inklusiven®
Organisation immanent?. Die zur Bedarfsde-
ckung erforderlichen materiellen und personel-
len Ressourcen werden vorausgesetzt, ebenso die
umfassende Einbeziehung der betroffenen Men-
schen bei der Bedarfsfeststellung. Dieses auch
von der Landesregierung vertretene Ideal garan-
tiert allerdings nicht in jedem Fall die bedarfsge-
rechte Umsetzung. Realistisch ist anzunehmen,
dass es unterschiedliche Sichtweisen von Bedarf
und Bedarfsdeckung gibt. Es kann unterschied-
liche Fachmeinungen geben und ebenso Diffe-
renzen zwischen Fachmeinung und Betroffenen-
perspektive. Fiir die Landesregierung bleibt es
deshalb wichtig, dass die Betroffenenperspektive
rechtlich abgesichert wird. Die zuvor zitierte For-
mulierung des Berichts?, ,Bei Bedarf konnen
(Hervorhebung d. Verf.) spezifische Angebote
erganzt werden“, bleibt dahinter zuriick.

25 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.278

26 Vgl. dazu auch Kutscher, Nadia (2020): Inklusion in
widerspriichlichen Verhaltnissen — Herausforderungen fiir
und zwischen Sozialer Arbeit und Sonderpadagogik, Sozi-
al Extra4, S.202-205 unter:https://link.springer.com/artic-
le/101007/512054-020-00304-4

27 Vgl.s.16
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Subjektive Rechtsanspriiche haben die Funktion,
dies zu gewahrleisten. Im Kontext der Inklusion
stellen sie eine institutionalisierte Kompensation
fur individuell und/oder sozial bedingte Teilhabe-
einschrénkungen dar. Die Landesregierung halt sie
deshalb weiterhin fiir unverzichtbar. Bezogen auf
schulische Bildung und Erziehung sieht das Land
entsprechend auf der Grundlage von § 3 Abs. 5
Schulgesetz die Gewahrung von Nachteilsausglei-
chen bei der Gestaltung des Unterrichts und der
Leistungsfeststellung fiir junge Menschen mit Be-
hinderungen bzw. mit chronischen Krankheiten vor,
damit diese gleichberechtigt im Unterricht mitar-
beiten und ihre Leistungsfahigkeit zeigen kénnen.

Die Einschrankung subjektiver Rechtsanspriiche,
wie sie etwa im Zuge der Debatte iber sozialraum-
orientierte niedrigschwellige Angebote fiir ambu-
lante Erziehungshilfen nach dem SGB VIII gelegent-
lich diskutiert wurde, ist nach ihrer Auffassung
nicht zielfihrend. Im Hinblick auf Inklusion kann es
nicht darum gehen, Rechtsanspriiche zu Gunsten
von Infrastrukturangeboten abzubauen, sondern
nur darum, sie mit der Infrastruktur zu verknupfen.
Die produktive Dynamik im Zusammenspiel von
Rechtsanspriichen und Infrastruktur, die sich in der
Kindertagesstattenlandschaft in Rheinland-Pfalz
entwickelt hat, kann dafiir beispielgebend sein.

Die Verschrankung einer diversitatsorientierten
Infrastruktur mit Individualanspriichen auf Férde-
rung der Teilhabe ist nach Meinung der Landesre-
gierung fur die inklusive Kinder- und Jugendhilfe
ebenso bedeutsam wie fiir eine inklusive Schul-
landschaft. Damit einzelfallbezogene Leistungen
niedrigschwellig als Teil der (regularen) Infrastruktur
erbracht werden kénnen und insoweit in der prak-
tischen Umsetzung nicht stigmatisierend wirken,
halt sie, wie der Bericht, inklusionsorientierte forde-
rungsrechtliche Veranderungen fiir notwendig, vor
allem im Sozialleistungsrecht des Bundes und be-
sonders im SGB VII1.?8

28 Vgl. Vorabkommentierung zur 4. AG-Sitzung ,SGB VIII:
Mitreden — Mitgestalten“(11. Juni 2019),, Prévention im Sozi-
alraum stérken" der AGJ-Gesamt-AG SGB VIl unter https://
www.mitreden-mitgestalten.de/sites/default/files/down-
loads/4._ag_-_stn_-_agj_0.pdf

Die Landesregierung teilt zudem die Auffassung®,
dass die Verfahren der individuellen Bedarfsfest-
stellung inklusionskompatibel zu gestalten sind.
Kategorien, die den Bedarf definieren und Anspri-
che begriinden, sind kritisch zu reflektieren, stig-
matisierende Fremdzuschreibungen zu vermeiden.
Das bezieht sich auch auf die vorgesehene Novel-
lierung des SGB VIII. Aus Sicht der Landesregie-
rung ist es deshalb geboten, die jungen Menschen
im Verfahren der Feststellung eines Hilfe- bzw.
Forderbedarfs auf Augenhdhe zu beteiligen und
dies rechtlich abzusichern.

In den vom Bericht wiedergegebenen Ergebnis-
sen der Gruppendiskussionen?° liest die Landesre-
gierung darliber hinaus den Wunsch junger Men-
schen, gelegentlich einen Riickzugsraum in einer
Gruppe Gleichaltriger zu finden, die in dhnlicher
Lebenssituation sind und vergleichbare Probleme
haben. Solche zielgruppenspezifischen, homoge-
nen Gruppierungen, die dem Ziel der personlichen
Starkung der Betroffenen dienen, sind nach Auf-
fassung der Landesregierung mit einer inklusiven
padagogischen Programmatik durchaus verein-
bar®'. Entscheidend ist auch hier die Perspektive
der betroffenen (jungen) Menschen. Insofern wird
die Landesregierung entsprechende Gruppen wei-
terhin fordern.

2.3.1 Eine zielgruppenspezifische
Planung bleibt wichtig auf dem Weg zur
gesellschaftlichen Inklusion.

Die Anerkennung von Diversitat steht einer ziel-
gruppenspezifischen Planung nicht entgegen. Der
mit dem Inklusionskonzept verbundene Anspruch,
die gleichberechtigte Teilhabe, den gleichberech-

29 Benedikt Hopmann/Albrecht Rohrmann/Wolfgang
Schréer/Ulrike Urban-Stahl (2019): Hilfeplanung ist mehr als
ein Verfahrensablauf. Neue praxis 2019 (2), 5.203/204

30 Vgl. die exemplarische Auf3erung auf S.184 des 3. Kinder-
und Jugendberichts sowie die Schlussfolgerung auf S.190 zu
den eigenen Raumen

31 Das sieht letztlich offenbar auch der 3. Kinder- und
Jugendbericht so, vgl. S.279.
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tigten Zugang zu Institutionen und gesellschaftli-
chen Ressourcen fiir alle jungen Menschen zu rea-
lisieren, muss auf seine Umsetzung hin tiberprift
werden kénnen. Um der Frage nachzugehen, ob er
fir alle gesellschaftlichen Gruppen gleichermaf3en
realisiert wird und wo bzw. wie ggfls. zielgerichtet
nachgesteuert werden sollte, bleibt es notwendig,
zielgruppenspezifische Differenzkategorien aufzu-
rufen.

Der Bericht zeigt dies beispielhaft in seinen analy-
tischen Teilen, z. B. in seinem Blick auf die statisti-
schen Daten und etwa beziiglich der Auswahl der
Zielgruppen fir die Gruppengesprache. Er fragt
nach der Inklusion junger Menschen mit Behin-
derungen oder nach der Bildungsteilhabe junger
Menschen mit Migrationshintergrund. Interviewt
wurden u.a. junge Menschen, die eine chronische
Krankheit haben, junge Menschen, die sozialrdum-
lich ausgegrenzt sind und Jugendliche mit unter-
schiedlichen sexuellen und/oder geschlechtlichen
Identitaten.

Die inklusionsorientierte Planung von Infrastruk-
tur wird nach Meinung der Landesregierung auf
absehbare Zeit nicht ohne Typisierung der Be-
darfslagen von bestimmten Zielgruppen auskom-
men. Umso wichtiger ist es deshalb, die jeweils
gebildeten Kategorien kritisch daraufhin zu tiber-
prifen, dass sie keine Stigmatisierung der jewei-
ligen Zielgruppe transportieren. Damit ist ein
grundlegendes Kriterium aufgerufen. Mit der ziel-
gruppenspezifisch besonderen Perspektive darf
keine stigmatisierende Fremdzuschreibung der je-
weiligen Gruppe verbunden sein, ganz gleich ob
es um die Gestaltung eines padagogischen Hand-
lungsrahmens sowie konkreter Unterstiitzungs-
leistungen geht oder um Infrastrukturplanung.
Deshalb begrii3t die Landesregierung die Beto-
nung des dialogischen Aspekts im Bericht. Auch
sie misst der Einbindung der betroffenen Men-
schen in entsprechende Gestaltungsprozesse eine
zentrale Bedeutung zu. Insoweit gilt die Aussage
»Nichts Giber uns ohne uns" in ihren Augen allge-
mein fir die Inklusion junger Menschen und nicht
nur flr jene mit Behinderungen.

2.4 Teilhabebefahigung als Gelingens-
bedingung fiir Inklusion

Teilhabebefahigung wird im Bericht als wichtiges
Element fiir die Verwirklichung der gesellschaftli-
chen Inklusion junger Menschen beschrieben. Der
Begriff hebt ab auf das Angebot von Erfahrungs-
raumen und auf die padagogische Gestaltung ei-
nes Handlungs- und Erlebenszusammenhangs,
aus dem fir die jungen Menschen jene persona-
len, sozialen und kulturellen Kompetenzen er-
wachsen, die sie brauchen, um die Teilhabemog-
lichkeiten fiir sich nutzen zu kénnen. Das Angebot
solcher Erfahrungsraume ist u.a. politisch zu ini-
tiieren. Darin liegt fur die Landesregierung ein un-
mittelbarer Auftrag. Im Hinblick auf den padago-
gischen Part der Teilhabebefdhigung sieht sie sich
in der Mitverantwortung fir die strukturellen, res-
pektive die personellen Voraussetzungen.

2.41 Zur Teilhabe befahigen

Der Bericht sieht die Jugendphase bestimmt durch
gesellschaftliche Herausforderungen bzw. Aufga-
ben, die jungen Menschen eine spezifische Hand-
lungsfahigkeit abverlangen.®

Sie missen selbst Entscheidungen treffen und

das eigene Leben gestalten, bezogen auf Bildung,
Ausbildung, Beruf, finanziell, in einer Beziehung,
kulturell und politisch, um nur einige Aspekte zu
nennen. Die Anforderungen sind komplex und im-
mer mit dem Risiko des Scheiterns verbunden.
Der Bericht spricht deshalb von einer verletzlichen
Lebensphase.

Junge Menschen miissen die gegebenen Zugan-
ge zur gesellschaftlichen Teilhabe im Wesentli-
chen selbst fir sich erschlief3en. Die Fahigkeit dazu
ist ihnen nicht in die Wiege gelegt. Sie muss durch

32 Vgl. u.a. den 15. Kinder- und Jugendbericht des Bundes
und die dort diskutierten zentralen Herausforderungen in der
Jugendphase: ,Selbstpositionierung", ,Verselbstandigung*
und ,Qualifizierung", dort u.a. S.95 ff., (BT-Drs. 18/11050)



forderliche Bedingungen des Aufwachsens angeregt
und unterstiitzt werden. Die Voraussetzungen dafiir
sind in der Gesellschaft unterschiedlich verteilt.

Gleichberechtigte Teilhabe setzt deshalb die (gleich-
berechtigte) Befdhigung zur Teilhabe voraus®.

Dabei kommt der psychosozialen Handlungsfa-
higkeit der jungen Menschen eine Schliisselstel-
lung zu. Dahinter verbirgt sich, so der Bericht nach
Bohnisch?, eine psychosoziale Disposition, die
sich aus der Erfahrung von Anerkennung, Wert-
schatzung und Selbstwirksamkeit speist. In der
Jugendphase steht das Ringen darum im Mittel-
punkt. Trotz aller Autonomiebestrebungen sind
junge Menschen dabei generell auf die Unter-
stlitzung Dritter, bedeutsamer Erwachsener wie
gleichaltriger Beziehungspersonen angewiesen.

2.4.2 Verletzliche junge Menschen
besonders unterstiitzen

Jungen Menschen, die aufgrund eines personli-
chen Merkmals oder wegen der Zugehdrigkeit zu
einer sozialen Gruppe in den institutionsspezifi-
schen sozialen Bezligen diskriminiert oder ausge-
schlossen werden, wird diese bestdrkende sozia-
le Erfahrung vorenthalten.** Damit kappt man die
Wurzeln ihrer psychosozialen Handlungsfahigkeit
und macht sie besonders verletzlich. Die psycho-
soziale Handlungsfahigkeit wieder herzustellen ist
fur die Bewaltigung der altersgemaf3en Heraus-
forderungen elementar. Die Strategien zur Bewal-
tigung sind in ihrer Qualitat abhangig von den Le-
bensbedingungen, individuellen Ressourcen sowie
den von der Bezugsgruppe vorgelebten kulturellen
Bewaltigungsmustern. Benachteiligte und damit
besonders verletzliche junge Menschen beddirfen

33 Inder jugendpolitischen Landesstrategie JES! ist deshalb
auch die Befdhigung und Unterstiitzung der jungen Men-
schen zur Teilhabe in der Gesellschaft das erste Leitziel.

34 3.Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz, S.164 ff.

35 Vgl. hierzu insbesondere die Gruppendiskussionen mit
jungen Menschen im Bericht, S.167 ff.

einer besonderen sozialpolitischen bzw. (sozial-)
padagogischen Aufmerksamkeit und Unterstdit-

zung fir die produktive Bearbeitung der ,Verlet-

zungstatsache", fir die Entwicklung einer umfas-
senden, iber die situative psychische Entlastung
hinausreichenden Handlungsfahigkeit.

Der Bericht hat mit seinen hier sehr verknappt zu-
sammengefassten theoretischen Bezligen und
mit der auf dieser Basis durchgefiihrten qualitati-
ven Erhebung einen Zusammenhang hergestellt,
der im 6ffentlichen Inklusionsdiskurs zuweilen aus
dem Blick gerat. Der 13. Kinder-und Jugendbe-
richt der Bundesregierung sprach ihn als , Subjekt-
Struktur-Koppelung* an.*’

Damit Strukturen inkludierend wirken konnen,
missen sie von den Menschen genutzt werden
konnen. Dies ist fur junge Menschen generell und
erst recht fiir besonders verletzliche unter ihnen
nur mit Unterstiitzung moglich.

Junge Menschen, die in formalen Bildungskontex-
ten bspw. auf technische, organisatorische oder
personelle Unterstiitzung zur Teilhabe angewie-
sen sind, duf3erten in den Gruppendiskussionen
zum Bericht, dass sie sich aufgrund der Art wie
diese gewahrt wird, als Storfaktor empfinden.®
Sie wiinschen sich eine selbstverstandliche Unter-
stuitzung ohne viel Aufhebens, zugleich aber auch
Verstandnis, Interesse und Respekt fiir die indivi-
duelle Besonderheit®. Sie berichteten auch, dass
dies nicht immer gegeben ist, dass individuelle
Besonderheiten und nicht zuletzt die mangelnde

36 Daher sind bspw. die Angebote der (aufsuchenden)
Jugendsozialarbeit elementar, da die Fachkrafte tragfahige,
vertrauensvolle Beziehungen zu jungen Menschen in sozial
und emotional schwierigen Lebenssituationen aufbauen
und auf dieser Vertrauensgrundlage neue Perspektiven fir
Alltagshandeln, fiir schulische und berufliche Wege zusam-
men mit den jungen Menschen erschlie3en. Aus diesem
Grund fordert die Landesregierung seit einigen Jahren ver-
starkt Personalstellen in diesem Bereich.

37 13. Kinder- und Jugendbericht (2009), Drucksache
16/12860, S.74 (im Kontext des salutogenetischen Konzepts)

38 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.177
39 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.185
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materielle Konkurrenzfahigkeit sie zur Zielscheibe
von Spott, Mobbing und Ausgrenzung machen.*

Die Landesregierung erachtet die Selbstauskiinf-
te der jungen Menschen als (iberaus wertvoll und
wird weiter darauf hinwirken, dass Gegenerfah-
rungen organisiert werden, in den formalen Kon-
texten von Schule, Ausbildung und Beruf, im
Ubergang von Schule zu Ausbildung oder Berufs-
einmiindung und in den non-formalen Beziigen
der Kinder- und Jugendhilfe, etwa in Jugendarbeit
und Jugendsozialarbeit. Die Unterstiitzung, die der
Bericht in den Blick nimmt, setzt bei der Verletz-
lichkeit junger Menschen und ihrer konkreten Ver-
letzungserfahrung durch vorenthaltene materielle
Bedingungen, durch soziale Abwertung und insti-
tutionelle Stigmatisierung an. Es geht darum, so-
lidarische soziale Erfahrungsraume zu gestalten,
Sinn- und Selbsterfahrung jenseits der Verwer-
tungsdoktrin zu ermdglichen und zur realen Mit-
gestaltung des Gemeinwesens einzuladen.

2.4.3 Erfahrungsraume initiieren und
die strukturellen Voraussetzungen fiir
eine Padagogik der Teilhabebefahigung
fordern

Die Landesregierung sieht die politische und ge-
sellschaftliche Verantwortung, nicht nur die Wege
zur gleichberechtigten Teilhabe an den formalen
Institutionen der Erziehung, Bildung und Ausbil-
dung fir alle jungen Menschen zu 6ffnen, son-
dern ihnen auch forderliche Zugange zur ,Schule
des Lebens" zu erschlief3en. Hier geht es etwa um
Erfahrungsmoglichkeiten wie sie aus der Mitge-
staltung des ortlichen Lebensraums fiir die jungen
Menschen erwachsen.

Die Landesregierung regt bereits jetzt schon die
Schaffung entsprechender Erfahrungsraume u.a.
uber die Programme zur Férderung einer ortlichen
Jugendpolitik an, tber die Finanzierung von Struktu-
ren und Projekten der Jugendarbeit (siehe dazu 2.8)

40 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.170, 171, 175

bzw. durch Projekte in der Schule - als Beispiel
seien hier die Schulgarten genannt*' —, und durch
Maf3nahmen zur Offnung der Schule zum Ge-
meinwesen wie fiir die Kooperation mit auf3er-
schulischen Partnern oder auch durch Initiativen
wie dem Jugend-Engagement-Wettbewerb ,SICH
EINMISCHEN - WAS BEWEGEN". In Kapitel 2.6
zur Schule als sozialem Ort werden Beispiele

fr Initiativen und Kampagnen genannt, mit de-
nen das Land Akzente gegen Stigmatisierung und
Mobbing und fiir eine diversitatsorientierende, auf
Anerkennung und gegenseitigem Respekt beru-
hende Schulkultur setzt.

In den Zusammenhang der Teilhabebefdhigung
ordnet die Landesregierung auch den Wunsch jun-
ger Menschen nach eigenen Raumen zum Riick-
zug unter Gleichaltrigen und zur selbstbestimm-
ten Freizeitgestaltung mit Gleichgesinnten ein.
Die Landesregierung geht wie die Berichtskom-
mission davon aus, dass solche , Freiraume" wich-
tige Entwicklungsraume fiir die Handlungsbefa-
higung darstellen. Junge Menschen brauchen sie
auch als Gegenwelt zu einer normierten und stan-
dig normierenden Konkurrenzgesellschaft, um
ihre individuelle Besonderheit selbstbewusst le-
ben zu lernen.

Der Schwerpunkt der Politik der Landesregierung
liegt dabei darin, die personelle Infrastruktur fiir
die Teilhabebefahigung zu férdern und damit auf
deren Erweiterung hinzuwirken. In der finanziellen
Unterstiitzung des Ausbaus der Schulsozialarbeit
und anderer Bereiche der Jugendsozialarbeit sowie
der Personalstruktur der Jugendarbeit in Kommu-
nen und Jugendverbanden sieht die Landesregie-
rung einen wesentlichen Beitrag dazu.

41 ,Schulgarten" werden durch das Ministerium fir Umwelt,
Energie, Erndhrung und Forsten unterstitzt. Die Garten eroff-
nen besondere Perspektiven fir inklusives Lernen in der Schu-
le und Giberwinden die Grenzen zwischen Sprachen, sozialen
Schichten und Ethnien.



2.5 Inklusion gelingt: Junge Menschen
héren und ihnen Mitwirkung erméglichen

Die Partizipation junger Menschen ist der Landes-
regierung ein besonderes Anliegen. Fiir die erhel-
lenden Ausfiihrungen dazu dankt sie der Berichts-
kommission und den jungen Menschen. Letzteren
insbesondere auch dafiir, dass sie so offen tiber
ihre Beteiligungserfahrungen und ihre Wiinsche
nach Mitwirkung gesprochen haben.

Partizipation gilt als eine wesentliche Vorausset-
zung fiir die gleichberechtigte Teilhabe und als
wichtiges Element der Teilhabebefahigung. Die
psychosoziale Dimension der Handlungsfahigkeit
setzt, so der Bericht in Anlehnung an Bohnisch, An-
erkennung, Wertschatzung und das Erleben von
Selbstwirksamkeit voraus. Partizipation ist eine be-
deutsame Quelle dafiir. Die Erfahrung der personli-
chen Beteiligung stellt eine gute Grundlage dar, um
die allfalligen Verletzungen eines jugendlichen All-
tagslebens* produktiv bewadltigen zu kdnnen. *®

Aus der Moglichkeit, mitbestimmen und die Ge-
sellschaft mitgestalten zu kénnen, erwachst fir
junge Menschen nicht nur das Vertrauen in die ei-
gene Handlungsfahigkeit und das Gefiihl der Zu-
gehorigkeit, sondern auch eine besondere Sinn-
gebung fir ihr Leben in der Gesellschaft.

Schlief3lich ist Beteiligung in allen sie betreffen-
den Feldern fiir junge Menschen ein ,Ubungsfeld"
der Demokratie. Sie macht junge Menschen mit
demokratischen Regeln vertraut und signalisiert
ihnen, dass sie dazugehdren und Verantwortung
tragen fiir das Gemeinwesen. Die gesellschaftliche
Beteiligung junger Menschen ist so gesehen ein
wichtiges Element der Bestandssicherung von
Demokratie tiber Generationen hinweg.

42 Vgl. die entsprechenden Selbstauskiinfte junger Men-
schen auf S.153 ff. des 3. Kinder- und Jugendberichts

43 Vgl. die Ausfiihrungen zur Verletzlichkeit und zu Verlet-
zungserfahrungen junger Menschen unter Lesezeichen Nr.2.4
zur Teilhabebefahigung.

2.5 Die Herausforderung der jungen
Menschen annehmen

Die jungen Menschen wollen gehort werden, nicht
nur in der Familie, sondern auch in den fiir sie wich-
tigen 6ffentlichen Institutionen und Organisatio-
nen. Sie wollen mitwirken kénnen. Menschen mit
Behinderungen stellen seit langem klar, dass selbst
eine fuirsorglich gemeinte, letztlich aber bevormun-
dende Hilfe sie in ihren Rechten zur Selbstbestim-
mung und in ihrer Wiirde verletzt. Fir Ma3nahmen
zur Inklusion von Menschen mit Behinderungen
wie flr jede andere, die gesellschaftliche Inklusion
unterstiitzende Maf3nahme gilt deshalb: Sie miis-
sen mit den betroffenen Menschen in einem Dialog
auf Augenhdhe entwickelt werden und damit deren
Selbstbestimmung unterstiitzen. Entsprechendes
machen besonders die jungen Menschen, die fiir
den Bericht in Gruppendiskussionen dazu gehort
wurden, fiir sich geltend.**

Erfreulich ist, dass die fiir den Bericht befragten
jungen Menschen sich in den institutionellen Zu-
sammenhangen ihres Alltags mehrheitlich an-
genommen und akzeptiert fihlen*. Vor allem in
der Familie und im Freundeskreis fiihlen sich na-
hezu alle jungen Menschen auch gehért. Dies gilt
grundsatzlich ebenso in 6ffentlichen Bildungsein-
richtungen, jedoch nicht in gleichem Maf3e*®. Die
Mitbestimmungsmaoglichkeiten im Bereich Politik
allgemein sowie bezogen auf ihren Wohnort sind
aus Sicht vieler junger Menschen jedoch verbesse-
rungsbediirftig.*’

44 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht, insbes. S.153 ff.
45 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.202

46 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.203; gefragt, ob sie das
Gefiihl haben, mitbestimmen zu kénnen, antworten zwischen
40%(Hochschule) und 45% (Schule, Berufsschule) mit ,Ja“, bezo-
gen auf die Familie sind es 70% und auf den Freundeskreis 83%

47 Vgl. dazu auch die aktuelle Shell-Jugendstudie fiir die
Situation in Deutschland insgesamt sowie die Ergebnisse
der vom Landesjugendring Rheinland-Pfalz durchgefiihrten
online-Befragung ,dorftest" bei der tiber 2.000 junge Men-
schen 2018/2019 u.a. auch zu Beteiligungsmoglichkeiten in
der Kommune befragt wurden (vgl.: https://www.ljr-rlp.de/
themen-und-positionen/jugendpolitik/dorf-test).
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Die Empfehlung des Berichts und insbesondere
die Stimmen der jungen Menschen dazu sind fir
die Landesregierung Anlass, erneut einen Impuls
zur Absenkung der Altersgrenze fiir die Wahlbe-
rechtigung in die politische Debatte einzubringen.

Die Empfehlung zur Einrichtung eines Heimbei-
rats fir junge Menschen, die in einer Einrichtung
der Erziehungshilfe leben, hat sich eriibrigt. Im
September 2020 wurde ein Landesjugendhilferat
mit entsprechender Funktion ins Leben gerufen.
Er wird aus Landesmitteln finanziell und personell
unterstitzt.

Was den Vorschlag des Berichts angeht, neue Be-
teiligungsformate fiir junge Menschen auf kom-
munaler Ebene systematisch zu erproben, ist die
Landesregierung mit Blick auf die kommunale
Autonomie eher zuriickhaltend. Allerdings un-
terstiitzt sie bereits seit geraumer Zeit die Ent-
wicklung geeigneter Beteiligungsformate in
kommunaler Regie. Das bezieht sich auf die Pra-
xisentwicklung (PEP) vor Ort im Kontext der Ju-
gendstrategie ,JES!", auf die Unterstlitzung durch
die Leitstelle Partizipation, u.a. auch fiir die kom-
munalen Jugendvertretungen und deren Zusam-
menschluss auf Landesebene, oder auf die Forde-
rung von ortlichen Beteiligungsprojekten sowie
von Politischer Bildung und Demokratiebildung.

Neben den themeniibergreifenden Anregungen
zur Beteiligung melden die jungen Menschen auch
Problemanzeigen bzw. Wiinsche zu ganz konkre-
ten Handlungsfeldern an, nachfolgend einige Bei-
spiele:

m Die jungen Menschen schatzen die Integ-
rationskraft der Kommune im Hinblick auf
Menschen mit Behinderung sowie auf arme
Menschen nicht sehr hoch ein, woraus ein dies-
beziiglicher Verbesserungsbedarf geschlossen
werden kann.*®
Damit bestatigt sich fiir die Landesregierung in
der Jugendbefragung, dass die Gruppe der ar-
men bzw. aus armen Familien stammenden
jungen Menschen besonderer Aufmerksamkeit
bedarf, und dies auf allen Ebenen der Politikge-
staltung. Fiir das Land hat die Bekdmpfung der
Armut von Kindern und Jugendlichen sowie ih-
rer Familien eine hohe Prioritat. Das Land be-
kampft die Armut u. a. mittelbar durch infra-
strukturelle Ma3nahmen*. Dariiber hinaus
setzt sich die Landesregierung auf Bundesebene
fir eine Verbesserung der zielgruppenspezifi-
schen Transferleistungen ein. Als Beispiel fiir die
zahlreichen Férderprogramme des Landes, die
unmittelbar den betroffenen jungen Menschen
zu Gute kommen sollen, sei die Férderung von
Projekten zur Bekdmpfung von Kinder- und Ju-
gendarmut genannt. Vor Ort werden damit
Projekte zur Verbesserung der Lebenslagen von
sozial und finanziell benachteiligten Kindern
und Jugendlichen umgesetzt.

48 Vgl. S.210, FuBnote 111: ,Dies wird von jungen Men-
schen mit und ohne Behinderungen dhnlich beurteilt: Unter
jungen Menschen, die angegeben haben, eine Behinderung
zu haben, liegt der Anteil jener, die der entsprechenden Aus-
sage zustimmen, bei 41,8%. Unter den jungen Menschen
ohne Behinderung liegt der Anteil mit 46,4% leicht darlber.
Hinsichtlich der Frage, ob auch Menschen mit wenig Geld
am offentlichen Leben teilhaben kdnnen, fallt hingegen auf,
dass betroffene junge Menschen deutlich seltener angeben,
dass an ihrem Wohnort auch Menschen mit wenig Geld am
offentlichen Leben teilhaben kdnnen. So sehen junge Men-
schen aus Familien ohne ausreichende finanzielle Ressourcen
die Integrationsleistung ihres Wohnortes hinsichtlich Armut
in 19,6% der Falle als gegeben. Unter den jungen Menschen
aus Familien mit guten 6konomischen Voraussetzungen liegt
der Anteil bei 55,0%".

49 Vgl. dazu die Ausflihrungen zur Infrastruktur als Kénigs-
weg unter Punkt 2.2 dieser Stellungnahme sowie die Schluss-
bewertung unter 3.



m Die Barrierefreiheit des kommunalen Lebens ist
Herausforderung und Anfrage an die kommu-
nale Planung. Zugleich verbindet sich damit ein
Anspruch an die Qualitat inklusionsorientierter
Unterstiitzungsleistungen fiir junge Menschen
mit Behinderungen. Betroffene junge Menschen
beklagten in der Gruppendiskussion auch biiro-
kratische Schwellen im Zugang zu 6ffentlichen
Unterstiitzungsleistungen.

Mit der landesrechtlichen Umsetzung des Bun-
desteilhabegesetzes und dem geplanten Lan-
desinklusionsgesetz wird dieser Aspekt aufge-
griffen. Die Eingliederungshilfe fur Kinder und
Jugendliche mit kdrperlichen oder geistigen
Behinderungen ist mit der durch das Landes-
gesetz geschaffenen kommunalen Zustandig-
keit nunmehr auf gleicher Tragerebene angesie-
delt wie die Kinder- und Jugendhilfe.*® Das wird
die jugendgema(e Leistungserbringung auch
unabhdngig von einer entsprechend inklusions-
orientierten Novellierung des Achten Buches
Sozialgesetzbuch Kinder und Jugendhilfe we-
sentlich erleichtern. Die niedrigschwellige Unter-
stiitzung fir die Teilhabe am Gemeinschaftsleben
in der Kommune und fir eine Freizeitgestaltung
gemeinsam mit Gleichaltrigen bleibt im Hinblick
auf die auskommliche Finanzierung rechtlich zu
regeln. Die Landesregierung sieht sich hier her-
ausgefordert, passende Losungen zu entwickeln.
Im Ubrigen wird sie die Klage tiber zu viel Bii-
rokratie bei der Gewahrung inklusionsrelevan-
ter Leistungen fiir kranke junge Menschen in den
Dialog mit den Krankenkassen einbringen, um
dort auf Veranderung hinzuwirken.

m Die jungen Menschen artikulieren, erstaunlich
genug, einen Bedarf nach Unterstiitzung durch
Erwachsene, personliche Probleme betreffend,
aber auch in Bezug auf schulische, ausbildungs-
bezogene und berufliche Fragen.

50 Vgl. § TAG SGB IX sowie § 3 AG SGB IX, nach dem auch
grof3e kreisangehdrige Stadte mit eigenem Jugendamt ein-
bezogen werden kénnen. 6 kommunale Trager haben bislang
von der Méglichkeit Gebrauch gemacht, die Durchfiihrungs-
verantwortung beim Jugendamt anzusiedeln.

m Die Landesregierung versteht dies als eine An-
frage an die organisationsinterne Entwicklung
der entsprechenden Institutionen ebenso wie
an die unterstilitzenden Beratungsangebote
etwa der Kinder und Jugendhilfe, z. B. im Rah-
men der Erziehungshilfe oder der Jugendsozial-
arbeit, sowie der Gesundheitsfiirsorge. Sie re-
agiert darauf bereits, so z.B. in der Schule oder
auch in der Unterstitzung flir den weiteren per-
sonellen Ausbau der Jugendhilfeinfrastruktur®'.

m In der Gruppendiskussion formulierten die jun-
gen Menschen den Wunsch, Unterstiitzung fur
ein stressfreies Bekenntnis zu ihrer individuel-
len Besonderheit zu erhalten, ggf. auch durch
den Austausch mit anderen in vergleichbarer
Lage. Die Landesregierung sieht darin einmal
mehr einen Bedarf fiir fachkundige Beratung
bzw. Begleitung. Soweit es um Fragen der Dis-
kriminierung geht, kénnen die entsprechenden
Unterstiitzungsmoglichkeiten auf3erhalb von
Schule oder Ausbildung Gber ein Netz von Lan-
desbeauftragten erschlossen werden.>? Zur Ak-
zeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt
wird auf den Landesaktionsplan ,Rheinland-
Pfalz unterm Regenbogen“*3 verwiesen, der
zahlreiche Angebote ausweist. Darin finden sich
auch Informationen zur Unterstiitzung des Lan-
des fiir die Selbstorganisation.

m Am Wohnort wiinscht sich eine Mehrheit der
befragten jungen Menschen bessere Méglich-
keiten, sich mit Freundinnen und Freunden tref-
fen zu konnen, mehr Freizeitangebote®* und ju-
gendgema(3e Rdume.

51 Vgl. dazu die Ausflihrungen unter 2.6. bis 2.8. dieser
Stellungnahme.

52 https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFF]IV/Publikationen/
Vielfalt/Faltblatt_ADS_Anlaufstellen_RLP.pdf

53 https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFF]IV/Vielfalt/RLP_
unterm_Regenbogen/LAP_Regenbogen_2020.pdf

54 Nur ein knappes Drittel schatzt das Freizeitangebot am
Wohnort gut bis sehr gut ein, die Beurteilungen fir die Situati-
on auf dem Land fallen deutlich schlechter aus als fr die der
Gro[3stadt. Kritik bezieht sich auf fehlende, nicht ausreichende
oder nicht passende Angebote bzw. auf deren schlechte
Erreichbarkeit sowie auf das Fehlen spezieller Treffpunkte/Orte
fir Jugendliche. Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht, S.213/214
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Die Landesregierung erachtet diese Wiinsche als
sehr wichtig, gerade vor dem Hintergrund der
Bedeutung von Erfahrungsraumen und Hand-
lungsféhigkeit (vgl. oben Punkt 2.4.3). Durch
ihre auf den Ausbau der Jugendarbeitsstruktur
angelegten Forderprogramme und deren Aufsto-
ckung will sie verstarkt Anreize flr entsprechen-
de kommunale Maf3nahmen schaffen.>

m Den meisten jungen Menschen fehlt eine Ver-
kehrsinfrastruktur, die es problemlos erlaubt,
Freunde zu treffen und den Freizeitinteressen
nachzugehen.

Die Landesregierung hat unter Beteiligung auch
von jungen Birgerinnen und Biirgern den Mobi-
litdtskonsens 2021 durchgefihrt sowie ein OP-
NV-Konzept entwickelt. Dessen Kernstiick stel-
len flachendeckend dichtere Verbindungen des
offentlichen Nahverkehrs im landlichen Raum
dar. Exemplarisch dafiir ist das OPNV- Konzept
Rheinland-Pfalz/Nord.

2.6 Inklusion gelingt: Schule als sozialer
Ort, der fiir jedes Kind Teilhabe eréffnet
und jedes Kind zur Teilhabe beféhigt

Die Landesregierung teilt diese Zielbestimmung
und schlief3t dabei alle gesellschaftlichen Funk-
tionen von Schule ein, nicht nur die Schule als so-
zialen Ort. Sie tritt allerdings entschieden dem
Eindruck entgegen, dass hier etwas ganzlich Neu-
es gefordert wiirde. Fir die Landesregierung stellt
sich nicht mehr die Frage, ob Inklusion verwirk-
licht werden soll.

Die Landespolitik hat den vom Bericht geforder-
ten Paradigmenwechsel hin zur Inklusion in den
Bildungseinrichtungen langst vollzogen. Mit der
Schulgesetznovelle 2014 wurde Inklusion veran-
kert und fiir junge Menschen mit Behinderungen
ein gesetzlicher Anspruch auf inklusiven Unterricht
geschaffen. Mit aktuell fast 300 Schwerpunkt-

55 Vgl. auch die Ausfiihrungen zur Jugendarbeit unter Punkt
2.8 dieser Stellungnahme

schulen wird inklusiver Unterricht in allen Regionen
des Landes wohnortnah ermdglicht. Eltern haben
das Recht, fuir ihr Kind inklusiven Unterricht oder
die Forderschule zu wahlen. Férderschulen werden
in den Regionen des Landes zu Forder- und Bera-
tungszentren weiterentwickelt. Mit ihrer sonder-
padagogischen Expertise beraten und unterstiitzen
sie regional den inklusiven Unterricht.

Nach §14a Abs. 2 Schulgesetz stellen die Schulen
mit ihren Konzepten des inklusiven Unterrichts die
gleichberechtigte Einbindung aller Schiilerinnen
und Schiiler in die schulische Gemeinschaft sicher,
gewahrleisten gemeinsames Leben und Lernen,
tragen der Unterschiedlichkeit ihrer Schiilerinnen
und Schiiler Rechnung und ermdglichen allen Schii-
lerinnen und Schiilern individuelle Schulabschlisse.

Dass alle jungen Menschen gleichberechtigt an
der Bildung teilhaben kdnnen, ist ein zentrales
Ziel der Landespolitik.

Rheinland-Pfalz raumt den Ausgaben fiir Bildung
deshalb eine hohe Prioritét ein und setzt dabei
u.a. einen Schwerpunkt bei der frithen Bildung
und der Grundschule als dem Einstieg ins Schul-
leben. Rheinland-Pfalz hat die kleinsten Grund-
schulklassen im Vergleich aller Bundeslander.
Auf3erdem treibt das Land den Ausbau der Ganz-
tagsbetreuung ziigig voran. Im Bereich Kinder-
tagesstatten und Grundschule liegt der Ausbau-
stand tiber dem Bundesdurchschnitt.>®

Entsprechend hebt der Bericht die strukturellen
Veranderungen im Bereich Kindertagesstatten
und Schule positiv hervor, ebenso den Einsatz fi-
nanzieller Ressourcen fiir die Sicherstellung des
gebiihrenfreien Zugangs zu Kindertagesstatten
und Hochschulen, den Ausbau der Férderung fiir
die Schulsozialarbeit und die Maf3nahmen zahl-
reicher ressortiibergreifender Landesaktionspla-
ne. Darliber hinaus waren weitere, die Inklusion

56 Institut der Deutschen Wirtschaft(2020): INSM-Bildungs-
monitor 2020, unter https://www.insm-bildungsmonitor.de/
pdf/Forschungsbericht_BM_Langfassung.pdf , S.153
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fordernde Maf3nahmen des Bildungsbereichs zu
nennen. Da ist beispielsweise der 10 Mio. € um-
fassende und in §109 b Schulgesetz verankerte
Unterstitzungsfonds fiir die Kommunen zur Um-
setzung von inklusionsorientierten Maf3nahmen,
die bedarfsgerechte Zuweisung von sonderpada-
gogischem Personal fir inklusiven Unterricht (im
laufenden Schuljahr sind es weit (iber 800 Stel-
lendquivalente), die Sprachférderung fiir Kinder
mit Migrationshintergrund sowie das Projekt ,S*
Schule starken — Starke Schule", mit dem Schu-
len in herausfordernder Lage gestarkt werden, alle
Schiilerinnen und Schiiler unabhangig von ihrer
sozialen Herkunft zum bestmdglichen Bildungs-
erfolg fiihren zu kdnnen.

Auf der Grundlage ausgewahlter inklusionsrele-
vanter Kennzahlen schatzt der Bericht die Inklusi-
onswirkung der Bildungspolitik ein.

Er betrachtet u.a. die Ubergangsquoten in die
flnften Klassen unterschiedlicher Schularten, die
erreichten Schulabschliisse und die Einmiindung
in die berufliche Ausbildung fiir ein bestimmtes
Jahr sowie im Vergleich mehrerer Jahre. Er macht
hier generell einen Trend zur Hoherqualifizierung
aus und konstatiert insoweit, ,,dass dem grof3ten
Teil junger Menschen in Rheinland-Pfalz zentra-
le Voraussetzungen zur Realisierung ihrer sozialen
Teilhabe ermoglicht werden."’

Als Herausforderung fir die Inklusionspolitik sieht
er die Uberreprasentation bestimmter Merkmals-
gruppen der Bevdlkerung, wie die junger Men-
schen mit Migrationshintergrund oder auslandi-
scher Nationalitdt bzw. generell junger Manner

in Kategorien, die der Bericht als Kennzeichen fir
mangelnde Teilhabemdglichkeiten wertet, oder
umgekehrt die Unterreprasentation in entspre-
chend positiv konnotierten Kategorien. Das be-
trifft zum einen etwa das Verlassen der Schule
ohne Abschluss und den Wechsel in den Uber-
gangsbereich, zum andern die Ubergangsquo-
ten in die gymnasiale Oberstufe des Gymnasiums
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bzw. der Integrierten Gesamtschule oder das Er-
reichen der allgemeinen Hochschulreife.

Positiv stellt der Bericht die verbesserten Uber-
gangsquoten junger Menschen mit Migrations-
hintergrund aus Grundschulen zum Gymnasium?®
heraus. Eine Steigerung zeigt sich ebenfalls bei de-
ren Zugdngen zu den Integrierten Gesamtschu-
len (plus 7 Prozentpunkte). Darin wie in dem vom
Bericht ebenfalls wiedergegebenen tiberdurch-
schnittlichen Anteil (22,5 %) auslandischer junger
Menschen unter den Studienanfangerinnen und
Studienanfangern sieht die Landesregierung ein
gutes Zeichen und eine Bestatigung dafiir, dass
ihre strukturellen MafSnahmen fiir sozial benach-
teiligte junge Menschen greifen. Dabei verliert sie
nicht aus dem Auge, dass im Schuljahr 2018/2019
7,5 % der Schulerinnen und Schiiler die Schule
ohne Berufsreife verlie[3en. Rheinland-Pfalz hat
fur diese jungen Menschen Férdermaf3nahmen
entlang der Bildungskette entwickelt, um sie auf
dem Weg zum Bildungserfolg zu unterstiitzen, sei
es durch die zweite Chance auf den Erwerb des
Schulabschlusses oder der Einstiegsqualifikation
zu einer Berufsausbildung. Hervorzuheben ist in
diesem Kontext auch der positive Befund, dass der
Anteil junger Menschen im Ubergangssystem in
Rheinland-Pfalz deutlich riicklaufig ist (-8,5 %).>®

Die gleichberechtigte Bildungsteilhabe umfanglich
zu verwirklichen, ist flir die Landesregierung nicht
nur eine Frage der Bildungspolitik, sondern ein lan-
gerfristiges ressortiibergreifendes Querschnittpro-
jekt der Landespolitik. Der Landesregierung geht
es dabei vor allem um die Bekdmpfung von Armut
und deren soziokulturellen Folgen, weil sie als eine
der zentralen Barrieren fiir die gleichberechtigte
Bildungsteilhabe identifiziert werden kann.

58 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.114: Der entspre-
chende Anteil stieg auf 28,1 % im Schuljahr 2019/20 an. Er
liegt damit gegeniiber dem Schuljahr 2009/10 um 8,3 Pro-
zentpunkte hoher und damit deutlich Giber dem Gesamtan-
stieg von 3,1 Prozentpunkten im gleichen Vergleichszeitraum.

59 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.128 f.
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Die Landesregierung bedauert insoweit, dass
die Schlussfolgerungen des Berichts zum Thema
Schule doch sehr allgemein sind.

Dabei wirft der Bericht im Verlauf interessante
Fragen auf und fordert Erkenntnisse zu Tage, die
fir die Weiterentwicklung der Fachpolitik von er-
heblicher Bedeutung sind und denen man daher
im Abschlusskapitel mehr Raum gewiinscht hatte.

Es handelt sich um das Spannungsverhaltnis
zwischen dem institutionellen Anspruch vom
gemeinsamen Lernen und dem Anspruch, jedem
Kind in seiner Eigenheit gerecht zu werden, es in
seinem Weg hin zur Autonomie optimal zu for-
dern und seine Selbstbestimmung zu garantie-
ren. Rheinland-Pfalz hat dies im Schulbereich z. B.
so gelost, dass alle Schulen grundsatzlich offen
sind fiir Schiilerinnen und Schiiler mit Behinde-
rungen (§ 3 Abs. 5 Schulgesetz) und dariiber hin-
aus fur Schilerinnen und Schiiler mit sonderpad-
agogischem Forderbedarf Schulen mit inklusivem
Unterricht (Schwerpunktschulen) etabliert (§14
a Abs. 3 Schulgesetz), an denen die erforderli-
che sonderpadagogische Fachkompetenz verlass-
lich vorhanden ist. Daneben wird die Expertise
der Forderschulen und ihr Angebot aber weiterhin
vorgehalten, die Kinder und Jugendliche nach Ent-
scheidung der Eltern besuchen kénnen. Im Zuge
dieses vorbehaltlosen Wahlrechts besuchten 2017
4 % der Schiilerinnen und Schiiler mit Behinde-
rungen eine Forderschule. Dieser Wert lag unter
dem bundesdeutschen Durchschnitt von 4,3 %.
Dennoch zieht sich die Landespolitik im Bericht
den Makel einer 4 %igen Exklusionsquote® zu.
Die Landesregierung hatte sich dazu im Bericht
eine differenziertere Auseinandersetzung im Licht
des umfassenden Inklusionsverstandnisses der
Kommission gewiinscht, zumal im Rahmen der
Gruppendiskussionen von jungen Menschen mit
Behinderungen zum Ausdruck gebracht wurde,
dass sie ihre singuldre Rolle im Kontext der in-
klusiven Schule teilweise auch als Stress erleben.
In der Gemeinsamkeit mit jungen Menschen in

60 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.119

vergleichbarer Lage sehen einzelne der Befragten
sich dagegen eher davon entlastet und stattdes-
sen wechselseitig gestarkt.®’

2.6.1 Die Schule als inklusiver sozialer
Ort des gemeinsamen Lernens und ge-
meinsamen Lebens

Im Anspruch vom sozialen Ort Schule verbirgt sich
mehr als der Anspruch auf gemeinsames Lernen,
individuelle Férderung im Unterricht und damit
individuellen Bildungserfolg, das hat die Landes-
regierung durchaus im Blick. Die Selbstauskiinfte
der befragten jungen Menschen werfen ein Licht
darauf, dass gesellschaftliche Rahmenbedingun-
gen und soziale Lagen der Familien in den sozia-
len Ort Schule hineinreichen und ihn mitbestim-
men®?. Die Ausgrenzungserfahrungen, von denen
die jungen Menschen berichten, sind vielgestal-
tig®. Inklusion setzt demgegeniber voraus, dass
das soziale Klima in der Schule bestimmt ist durch
eine grundlegende Kultur der Anerkennung, durch
gegenseitigen Respekt, Riicksichtnahme auf die
jeweiligen Besonderheiten und Wertschatzung®*.

Rheinland-Pfalz hat deshalb den Weg einer Schul-
entwicklung in Richtung auf Inklusion eingeschla-
gen und den rechtlichen Rahmen geschaffen, die
erforderlichen Strukturen und Netzwerke grund-
gelegt und die fachliche sonderpadagogische Ex-
pertise fir den inklusiven Unterricht verlasslich
organisiert. Der Orientierungsrahmen Schulqua-
litat, der den verbindlichen inhaltlichen Rahmen
fur schulische Bildung und Erziehung darstellt,
enthalt Inklusion als Querschnittsthema und

gibt Hinweise bezogen auf schulische Qualitats-

61 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.184

62 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.206: Von den online
befragten jungen Menschen, deren Familie oft nicht oder nie
genug Geld zum Leben hat, gaben 27% an, (sehr oft) ausge-
schlossen, ausgegrenzt worden zu sein. Das sind mehr als
doppelt so viele wie unter den jungen Menschen aus Familien
ohne finanzielle Probleme.

63 3. Kinder- und Jugendbericht S.184
64 Vgl. Bericht S.222



entwicklung und Unterrichtsentwicklung ebenso
wie der Entwicklung einer Schulkultur der Aner-
kennung von Vielfalt.®

Dies bezieht angesichts der Zahl der betroffenen
Kinder und Jugendlichen® auch das Thema chro-
nische Erkrankungen mit ein. Chronisch kranke
Schiilerinnen und Schiiler sind auf eine angemes-
sene padagogische Haltung, auf Informiertheit,
Bewusstheit, Verstandnis und Zuwendung an al-
len Orten angewiesen, wo sie unterrichtet wer-
den. Lehrkrafte stehen hier in der Verantwortung,
sich umfassend zu informieren und im Unterricht
angemessen auf die erschwerte Lebenssituation
zu reagieren.®” In der gesamten Organisation
Schule haben die Férderung der Gesundheit und
die Resilienzforderung einen hohen Stellenwert,
bei denen neben den Beratungsangeboten und
Losungsstrategien der Schulpsychologie entspre-
chende Programme zur Personlichkeitsentwick-
lung und Forderung der seelischen Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen etabliert sind. Zur
Forderung der seelischen Gesundheit von Schiile-
rinnen und Schiilern sind zahlreiche Programme
zur Personlichkeitsentwicklung und Férderung der
seelischen Gesundheit in Schulen etabliert, um
einerseits das prosoziale Handeln und anderer-
seits die Resilienz zu férdern. ,Gemeinsam Klasse

65 Orientierungsrahmen Schulqualitat unter https://ors.
bildung-rp.de/fileadmin/user_upload/ors.bildung-rp.de/Bro-
schuere_ORS_2017_WEB.pdf

66 Mehr als 16 % aller Kinder und Jugendlichen leiden unter
allergischen Erkrankungen, 15 % unter Ubergewicht, 8 % unter
Adipositas, bei etwa 21% der Jugendlichen liegen Hinweise
auf psychische Auffalligkeiten vor, auch schwerwiegende
Erkrankungen wie Diabetes mellitus, Herzerkrankungen,
Epilepsien sowie Krebserkrankungen treten im Kindes- und
Jugendalter auf.

67 Die Handreichung ,Chronische Erkrankungen im Kindes-
und Jugendalter - Handlungsempfehlungen und Rahmenbe-
dingungen im schulischen Alltag*
https://gesundheitsfoerderung.bildung-rp.de/fileadmin/
user_upload/gesundheitsfoerderung.bildung-rp.de/Chroni-
sche_Krankheiten/Endfassung_Handlungsempfehlung_Chro-
nische_Erkrankungen.pdf

gibt den Betroffenen, ihren Eltern und den Schulen Rechtssi-
cherheit fiir die Umsetzung der auf Teilhabe ausgerichteten
Maf3nahmen in der Schule, insbesondere auch den erforderli-
chen Nachteilsausgleich.

sein" beispielsweise ist ein Praventionsprogramm
gegen Mobbing und Cybermobbing. Es wird in
Rheinland-Pfalz seit dem Schuljahr 2019/20 als
Kooperationsprojekt des Ministeriums fir Bil-
dung, des Padagogischen Landesinstituts und der
Techniker Krankenkasse umgesetzt. Zur Resilienz-
forderung in der gesamten Organisation Schule
gibt es schulische Programme wie ,Klasse 2000,
,Mind Matters" und ,Gesund Leben Lernen-Netz-
werk Schulen fiir Gesundheit". Bei ,Klasse 2000"
handelt es sich um das bundesweit grof3te Pro-
gramm zur Gesundheitsférderung und Praventi-
on im Grundschulalter (1. bis 4. Schuljahr). ,Mind
Matters" ist ein Programm bestehend aus Unter-
richts-und Schulentwicklungsmodulen zur Forde-
rung der psychischen Gesundheit fiir Schulen der
Primarstufe und der Sekundarstufen | und . 2018
hat das Bildungsministerium eine Rahmenverein-
barung mit den Programmtragern und weiteren
Kooperationspartnern abgeschlossen (MSAGD,
Padagogisches Landesinstitut Rheinland-Pfalz,
Landeszentrale fiir Gesundheitsférderung und Un-
fallkasse Rheinland-Pfalz). Bei dem dritten Bei-
spiel handelt es sich um ein von den Spitzenver-
banden der Krankenkassen, der Landeszentrale
fur Gesundheit und dem BM initiiertes ,Netzwerk
Schulen fiir Gesundheit*.

Fir die Landesregierung gilt uneingeschrankt, dass
die 6ffentlichen Institutionen des Aufwachsens
auch gute Lebensorte firr junge Menschen sein
missen, damit Inklusion gelingt. Sie schafft da-
fur forderliche Strukturen und Beteiligungsrechte.
Aktuellster Beleg dafiir ist die Starkung der indi-
viduellen und kollektiven Beteiligungsrechte von
Schiilerinnen und Schiilern durch die Novellierung
des Schulgesetzes vom 26.6.2020.

Es ist das besondere Verdienst des Berichts, ein-
mal mehr darauf hinzuweisen und auf3erdem he-
rauszuarbeiten, dass flir junge Menschen ein in-
klusives soziales Klima in der Schule wichtig ist,
damit die formal gebotenen Zugange von ihnen
fur eine gleichberechtigte Teilhabe genutzt wer-
den kdnnen. Damit ist eine soziale Kultur ange-
sprochen, welche die psychosoziale Handlungs-
fahigkeit der jungen Akteurinnen und Akteure
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unterstiitzt und damit fir alle Wertschatzung, An-
erkennung sowie das Gefiihl, etwas leisten und ihr
Leben selbst wirksam beeinflussen zu kénnen, ver-
birgt.

2.6.2 Die Landesregierung setzt fiir das
Inklusionskonzept auf eine enge Koope-
ration von Jugendhilfe und Schule

Die Bildungspolitik des Landes tragt der Bedeu-
tung der sozialen Kultur im System Schule und der
Teilhabebefahigung fir das Gelingen der Inklusi-
on auch durch die Offnung der Schule zur Kinder-
und Jugendhilfe hin Rechnung. So werden Unter-
stlitzungsleistungen der Kinder- und Jugendhilfe
niedrigschwellig in den Aktionsraum Schule einge-
bettet — Schulsozialarbeit bis hin zur Erziehungs-
hilfe an der Schule stehen dafiir; ebenso wird
durch die Kooperation mit freien Tragern die Ju-
gendarbeit an die Schule geholt, wie in den Ganz-
tagsschulen. Eine entsprechende Offnung und be-
reichsiibergreifende Kooperation der Schulen wird
von der Landespolitik nachdriicklich unterstitzt.
Die Landesregierung setzt auf die enge Zusam-
menarbeit der Schule mit der Kommune als Trager
von Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe bzw.
der Eingliederungs- und der Sozialhilfe®®. Insoweit
begriif3t sie die Impulse des Berichts zur Starkung
einer kommunalen Jugendhilfeplanung, welche
die Schnittstellen zu weiteren fiir junge Menschen
relevanten kommunalen Planungsbereichen akti-
viert und dariiber zu einer inklusionsorientierten
kommunalen Planung fir junge Menschen und
ihre Familien avancieren kann.

68 Vgl z.B. Dittmann, Eva/Metzdorf, Anika/Miiller, Heinz
/Schmolke, Rebecca (2028): Qualifizierte Kooperation

von Jugendhilfe und Schule. Eine Arbeitshilfe fir die

Praxis, Uberarbeitete Neuauflage, Mainz (ISM) 2018 unter
www.ism-mz.de

2.7 Die Kinder- und Jugendhilfe in ihrer
inklusiven Funktion unterstiitzen

Das Hineinwachsen in die Gesellschaft kann in der
Moderne nicht mehr per se durch Tradition ge-
wahrleistet werden. Der Anspruch einer gleichbe-
rechtigten Teilhabe aller jungen Menschen muss
in der konkurrenzorientierten Leistungsgesell-
schaft zudem gegeniiber machtvollen Partikular-
interessen gestarkt werden. Beidem verdankt die
Kinder- und Jugendbhilfe letztlich ihre Existenz.

Der Bericht stellt entsprechend heraus, dass der
Inklusionsanspruch zu den Grundziigen der Kin-
der- und Jugendhilfeprogrammatik gehort. Kin-
der- und Jugendhilfe ist schon lange aus der Rolle
einer Notfallhilfe fiir gefdhrdete junge Menschen
herausgewachsen und zu einem zentralen Ele-
ment im Geflige der 6ffentlichen Institutionen des
Aufwachsens geworden.

Die sachliche Zustandigkeit der Kinder — und Ju-
gendhilfe fur alle jungen Menschen ist allerdings
noch ein Desiderat. Der Bericht stellt heraus, dass
die bisher noch auf3erhalb der Kinder- und Ju-
gendhilfe verortete Eingliederungshilfe fir junge
Menschen mit einer korperlichen oder geistigen
Behinderung unbedingt dem Zustandigkeitsbe-
reich des SGB VIl zugeschlagen und dort durch
weitere inklusionsforderliche Regelungen unter-
setzt werden muss, damit im vollen Sinne von in-
klusiver Kinder- und Jugendhilfe gesprochen wer-
den kann. Der Bericht vertritt hier die gleiche
Auffassung wie die Landesregierung. Sie hat sich
mit Nachdruck fiir eine entsprechende Novellie-
rung des Kinder- und Jugendhilferechts eingesetzt
und sieht nun Perspektiven fiir einen Erfolg ihrer
Bemiihungen.

Der im Oktober 2020 vorgestellte Referentenent-
wurf eines Gesetzes zur Starkung von Kindern und
Jugendlichen enthalt eine Vielzahl von Regelun-
gen, durch die richtungsweisende Weichenstellun-
gen fir die inklusive Weiterentwicklung des SGB
VIl getroffen werden. Insbesondere die geplan-
te Zusammenfiihrung der Eingliederungshilfe fir


http://www.ism-mz.de

Kinder und Jugendliche mit korperlicher und/oder
geistiger Behinderung und der Eingliederungshilfe
fur Kinder mit seelischer Behinderung unter dem
Dach der Kinder- und Jugendhilfe/SGB VIII eroff-
net die Chance, allen jungen Menschen in ihrer
Vielfalt gleichberechtigt Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft zu ermdglichen. Die Zustandigkeits-
regelung auf der Basis der Kategorisierung von
Kindern und Jugendlichen nach Art und Grad ihrer
Behinderung oder Beeintrachtigung wird aufgege-
ben. Durch die Uberwindung der Zustandigkeits-
spaltung kann den individuellen Bedarfen der Kin-
der und Jugendlichen auch vor dem Hintergrund
ihrer spezifischen familidren und sozialen Kontex-
te verstarkt Rechnung getragen werden und der
Zugang zu bedarfsgerechten Unterstiitzungsleis-
tungen wird erleichtert.

Der Landesregierung ist es ebenso wie der Be-
richtskommission ein wichtiges Anliegen, dass
Leistungselemente aus unterschiedlichen Rechts-
kreisen in einer integrierten, individuell zuge-
schnittenen Hilfeplanung fiir junge Menschen
zusammengefiihrt werden kdnnen und dass die
Kommunen dabei wirkungsvoll unterstitzt wer-
den. Das bezieht die Zusammenarbeit mit den
Krankenkassen ein, etwa wenn es um Kinder
psychisch kranker Eltern geht.

Im Ubrigen liest die Landesregierung aus den Dar-
legungen des Berichts ein Qualitatskriterium im
Sinne des §79a SGB VIII heraus. Der zuvor ange-
sprochene Referentenentwurf sieht u.a. vor, dort
die inklusive Ausrichtung der Aufgabengestaltung
aufzunehmen. Die Landesregierung will dies als
eine Anforderung im Sinne des erweiterten Inklu-
sionsbegriffs verstanden wissen. So miisste es,
wenn man den Darlegungen des Berichts® folgt,
in allen Aufgabenfeldern der Kinder- und Jugend-
hilfe darum gehen, die Bedingungen fiir die Teil-
habebefdhigung und die Starkung der psychoso-
zialen Handlungsfahigkeit junger Menschen zu
verbessern. Sie brauchen Handlungsraume und

69 Vgl. die Ausfiihrungen des Berichts zu sozialer Resilienz
auf S.163 und zur Handlungsfahigkeit auf S164

soziale Bezlige, in denen sie sich wechselseitig un-
terstiitzen und Sensibilitat flireinander entwickeln
kénnen, aus denen Anerkennung, Wertschatzung
und Selbstwirksamkeitserfahrung erwachsen kon-
nen. Das ist von Bedeutung fiir die inklusive Qua-
litat aller Leistungen der Jugendhilfe, aber auch
fir die der anderen Aufgaben nach §2 Abs.3 SGB
VIIl, wie etwa die Mitwirkung in Verfahren nach
dem Jugendgerichtsgesetz (§ 52 SGB VIII).

Der Bericht spannt den Bogen der betrachteten
Kinder- und Jugendhilfeleistungen von der Kin-
dertagesstatte uiber Jugendarbeit und Jugend-
sozialarbeit sowie Familienférderung bis hin zur
Erziehungsberatung und zu anderen Erziehungs-
hilfeleistungen sowie zur Eingliederungshilfe. Er
wiirdigt das entsprechende 6ffentliche Engage-
ment, nicht zuletzt das der Landesregierung, fir
diese Leistungen als einen wirkungsvollen Beitrag
zur Inklusion.

Die Landesregierung wertet dies als fachliche Un-
terstiitzung furr die Schwerpunktsetzung der Lan-
desforderungen im Bereich Kinder-und Jugendhilfe.

Im Hinblick auf eine noch bessere Umsetzung des
Inklusionsanspruchs formuliert der Bericht auch
Entwicklungsoptionen fiir die Kinder- und Jugend-
hilfe.

So halt er den weiteren bedarfsgerechten Ausbau
der Jugendhilfeinfrastruktur fur erforderlich, um
in allen Regionen des Landes vergleichbare Bedin-
gungen des Aufwachsens sicherzustellen. Diese
Perspektive hat fir die Landesregierung eine be-
sondere Bedeutung, darauf wurde bereits in den
Ausfiihrungen zu Punkt 2.2 eingegangen.

Der Bericht bringt im Zusammenhang damit ei-
nen Landesentwicklungsplan’ ins Gesprach. Auch
hier muss die Landesregierung mit Blick auf die
kommunale Zustandigkeit und die Unterschie-

de in den ortlichen Ausgangsbedingungen der Ju-
gendamtsbereiche Zurilickhaltung walten lassen.

70 3.Kinder- und Jugendbericht S.277
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Allerdings ist eine Annaherung an den Vorschlag

in Form bereichsspezifischer, mit den Kommunen
abgestimmter Zielgro3en fiir die Forderungspoli-
tik denkbar und zwar insbesondere in Bereichen,
deren Entwicklung anders als etwa die der Kinder-
tagesstattenangebote, nicht durch dezidierte bun-
des- bzw. landesrechtliche Vorgaben mit gesteuert
wird. Das kdnnte Leistungsbereiche wie die Jugend-
arbeit oder die Jugendsozialarbeit betreffen, denen
der Bericht ein besonderes Potenzial fiir die gesell-
schaftliche Inklusion junger Menschen zuschreibt.

Der Bericht wirbt auch um grof3ere Aufmerksam-
keit flir psychische Probleme junger Menschen.

Fur die (vom Bericht angesprochene) besondere
Unterstltzung der Kinder psychisch kranker Eltern
durch die Kommunen schlagt die Landesregierung
im Kontext der geplanten Novellierung des Lan-
deskinderschutzgesetzes einen zusatzlichen jahr-
lichen Landesbeitrag von 750.000 € vor. Sie ist
der Auffassung, dass gerade die Kinder psychisch
kranker oder suchtkranker Eltern mehr Unterstdit-
zung vor Ort brauchen und zwar durch niedrig-
schwellige Projekte, die sich an den Bediirfnissen
der Kinder und ihrer Familien orientieren und die
fur die Notlage der Kinder sensibilisieren, ohne zu
stigmatisieren.

Die verstarkte 6ffentliche Wahrnehmung psychi-
scher Probleme junger Menschen wertet die Lan-
desregierung im Ubrigen als eine 6ffentliche An-
erkennung der grundsatzlichen Verletzlichkeit in
der Jugendphase. Sie halt es insoweit nicht nur fir
wichtig, die Angebote der Kinder- und Jugendhil-
fe allgemein teilhabeforderlich auszugestalten,
sondern dariiber hinaus auch die Strukturen von
Jugendarbeit (siehe dazu die Ausfiihrungen unter
2.8) und Jugendsozialarbeit spezifisch zu starken.
Jugendsozialarbeit ist in besonderer Weise auf die
Teilhabebefahigung verletzlicher Gruppen ausge-
richtet und sollte darin unterstitzt werden, sich
offensiver fir die Bearbeitung psychischer Uber-
lastungsanzeigen junger Menschen anzubieten.
Daher hat die Landesregierung im Rahmen der Ju-
gendstrategie JES! auch auf einen Ausbau der auf-
suchenden Jugendsozialarbeit gesetzt.

2.8 Jugendarbeit als jugendspezifische
soziale Infrastruktur fiir das Gelingen
der gesellschaftlichen Inklusion

Jugendarbeit ist soziale Infrastruktur fur die Ju-
gend. Sie befahigt junge Menschen zur gesell-
schaftlichen Teilhabe und 6ffnet ihnen Zugan-

ge zur Teilhabe an gesellschaftlichen Ressourcen.
Die Jugendarbeit als Infrastruktur flachendeckend
weiter auszubauen und sie allen jungen Menschen
gleicherma[3en zuganglich zu machen, bleibt des-
halb eine wichtige Herausforderung fiir die Ju-
gendpolitik in Rheinland-Pfalz.

Der Bericht geht in seinem 5. Kapitel ausfthrlich
auf das Inklusionspotenzial der Jugendarbeit fir
junge Menschen ein. Er wiirdigt die Leistungen
der Jugendarbeit, stellt aber zugleich fest, dass sie
nach wie vor nicht an allen Wohnorten und nicht
fur alle jungen Menschen gleichermaf3en zugang-
lich ist. Er anerkennt den Ausbau der Jugendarbeit
im Rahmen der jugendpolitischen Strategie JES!
des Landes und sieht zugleich einen politischen
Handlungsbedarf (auf der Ebene von Bund, Land
und Kommune) im Hinblick auf die weitere Ver-
besserung der Jugendarbeitsinfrastruktur im Land.

Die Landesregierung teilt die Einschatzung des Be-
richts zum besonderen Stellenwert der Jugendarbeit
fiir die gesellschaftliche Inklusion junger Menschen.

Jugendarbeit ist als jugendtypisches Handlungs-
feld einerseits auf die Belange des einzelnen jun-
gen Menschen ausgerichtet, andererseits auf die
Gleichaltrigengruppe als jugendtypisches soziales
Bezugssystem. In dieser doppelten Ausrichtung
ist Jugendarbeit ein idealer Raum fiir die gesell-
schaftliche Inklusion junger Menschen. Jugendar-
beit er6ffnet altersgemaf3e Zugange zu Kunst und
Kultur, insoweit etwa auch zu zahlreichen vom
Land finanzierten Angeboten im Rahmen des Kul-
tursommers oder des Projekts ,Jedem Kind seine
Kultur®, zu Spiel und Sport, zu Technik und Frei-
zeitgestaltung sowie zur Auseinandersetzung mit
Medien und Informationstechnik. Jugendarbeit
ebnet jungen Menschen Wege zum gesellschaft-



lichen Engagement und zur Mitgestaltung des Ge-
meinwesens. Die ,,Gruppe" als typische Struktur-
einheit der Jugendarbeit z.B. im Jugendverband
oder im Projekt des Jugendzentrums bietet Zuge-
horigkeit und Anerkennung sowie die Erfahrung,

als junger Mensch selbst etwas entscheiden und
bewirken zu kdnnen. Sie bietet Raum dafiir, sich
selbst im Umgang mit Gleichaltrigen kennenzuler-
nen, Solidaritat zu entwickeln und sich als Gleich-
gesinnte zu organisieren, sich abzugrenzen von
anderen und im Gesamtzusammenhang eines Ju-
gendverbandes oder eines Jugendzentrums den-
noch Diversitat leben zu lernen. Jugendarbeit ist
damit in einem umfassenden Sinne auch Demokra-
tie-(Lehr)Werkstatt fiir junge Menschen. Damit ist
das besondere Potenzial der Jugendarbeit idealty-
pisch beschrieben. Es beruht u. a. auf der Freiwillig-
keit der Teilnahme. Jugendarbeit ist prinzipiell fir
alle jungen Menschen zuganglich, das heif3t grund-
satzlich inklusiv ausgerichtet. Dabei verzichtet sie
nicht durchgangig auf ,duf3ere" Differenzierung.
Gruppen bilden sich auf der Basis von gemeinsa-
men Interessen und Neigungen, auf der Grundla-
ge geteilter Werte und Uberzeugungen. Der Bericht
beschreibt das mit den Begriffen , Exklusivitat" oder
»Besonderung". Die damit angesprochene Organi-
sation in einer Gruppe eigener Praferenz kann auch
bedeutsam sein flir die produktive Verarbeitung
von erlebten Krdnkungen sowie fiir die Entwicklung
von Selbstbewusstsein und Autonomie.

Aus den Selbstauskiinften der jungen Menschen im
Bericht geht z.B. hervor, dass sie sich besonders an
(medial vermittelten) korperbezogenen Normvor-
stellungen orientieren, sich selbst und andere da-
ran messen und ggfls. auch als davon abweichend
ausgrenzen. Jugendarbeit fordert die kritische Aus-
einandersetzung mit fragwiirdigen Normen dieser
Art und unterstitzt die produktive Bewaltigung der
daraus erwachsenden Probleme. Sie nimmt damit
Aufgaben des Erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes wahr, ggfls. in Zusammenarbeit mit den
Fachkraften des entsprechenden Ressorts. In dieser
Funktion ist einmal mehr der Beitrag der Jugend-
arbeit zur Entwicklung der psychosozialen Hand-
lungsfahigkeit bzw. zur Teilhabebefdhigung in ei-
nem umfassenderen Sinne angesprochen.”

Damit sich das inklusive Potenzial der Jugendar-
beit in seiner Bandbreite unterschiedslos fiir alle
jungen Menschen Uberall in Rheinland-Pfalz ent-
falten kann, muss die Jugendarbeitsstruktur nach-
haltig gestarkt werden. Dieser Gesichtspunkt ist
pragend fiir die Jugendpolitik des Landes.

Fir die vom Bericht vermutete Unterreprasenta-
tion junger Menschen mit Behinderungen in der
Jugendarbeitspraxis in Rheinland-Pfalz gibt es kei-
ne statistischen Belege, ebenso wenig gibt es Er-
kenntnisse zur Teilhabe junger Menschen mit Mi-
grationshintergrund. Der Bericht hat hier mit
einem fir die Inklusionsdebatte typischen Para-
dox zu tun: Wenn in der Praxis, wie z. B. hier der
Jugendarbeit, im vollen Sinne inklusiv gearbeitet
wird, verlieren sich unter den Teilnehmenden
ggfls. die Spuren der Differenz. Das soll nicht
heif3en, dass es die andernorts festgestellte Be-
nachteiligung der genannten Zielgruppen beim
Zugang zu Jugendarbeitsangeboten nicht gibt. Fir
die Gruppe finanziell benachteiligter junger Men-
schen kann der Bericht aus der Jugendbefragung
immerhin gréf3ere Probleme des Zugangs zu Frei-
zeitangeboten herausarbeiten’.

Eine auf Inklusion ausgerichtete Jugendpolitik
muss daraus folgende Konsequenzen ziehen: Zum
einen ist die ortliche Jugendarbeit so auszubau-
en, dass sie flexibel auf Bedarfe unterschiedlicher
Zielgruppen eingehen kann. Zum anderen muss
die ortliche Jugendhilfeplanung so gestarkt wer-
den, dass sie vernachlassigte Zielgruppen vor Ort
ausmachen, unter Beteiligung der betroffenen
jungen Menschen deren spezifische Bedarfe er-
mitteln und die Entwicklung angemessener Ma[3-
nahmen zur Bedarfsdeckung unterstiitzen kann.
Darauf hebt der Bericht ab.

71 Der Beitrag der Jugendsozialarbeit dazu ist unter 2.7 erwahnt,
exemplarische Angebote der Schule sind unter 2.6 angefiihrt.

72 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht, S.210: Junge Menschen
aus finanziell prekaren Verhaltnissen geben nur zu 19,6% an,
dass an ihrem Wohnort auch Menschen mit wenig Geld am
offentlichen Leben teilhaben konnen, gegeniiber 55% aus
guten wirtschaftlichen Verhaltnissen (im Verstandnis vom
offentlichen Leben dirfte der Freizeitbereich fiir junge Men-
schen eine wichtige Rolle spielen); auferdem S.278

31



32

3. Inklusion muss gelingen: Der Bericht bestarkt die
Landesregierung in ihrer inklusionsorientierten Politik

Der Bericht konzentriert sich in seinem empirischen
Teil darauf, die Lebensbedingungen der jungen
Menschen in Rheinland-Pfalz aus deren Perspektive
zu erheben. Ein besonderer Akzent liegt dabei auf
dem Leitmotiv des Berichts ,Inklusion gelingt?!".

Die Erfassung der Lebensbedingungen erfolgt
auf der Basis der Aktualisierung des Index fiir das
Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen in
Rheinland- Pfalz sowie mittels einer differenzier-
ten qualitativen Erhebung in Form von Gruppen-
diskussionen” und einer methodisch besonders
anspruchsvollen Online-Befragung™ .

Die Lebensbedingungen haben sich zwischen
2012 und 2016 landesweit verbessert, in sozial-
strukturell belasteten Raumen konnten soziale
Wohlfahrtsleistungen zusatzlich kompensierend
wirken, das ergibt sich aus den Berechnungen fiir
den Index. Auch im Blick der jungen Menschen auf
ihre Lebenssituation spiegelt sich das Gesamtbild
eines dominierenden bescheidenen Wohlstands

in Rheinland Pfalz, so wie es der aktuelle Armuts-
und Reichtumsbericht ergeben hat.”

Die meisten jungen Menschen in Rheinland-Pfalz
sehen sich in einer familiar, sozial und 6konomisch
gesicherten Situation.”” 63,4 % der Befragten

73 Gruppendiskussion mit 81 jungen Menschen aus 11 unter-
schiedlichen als besonders verletzlich eingeschétzten Zielgruppen

74 2.583 Teilnehmende von denen nach einer Plausibilitats-
prifung der Antworten 2.423 einbezogen wurden

75 Die aus den Befragungen extrahierten Aussagen wurden
zusdtzlich in Interpretationswerkstatten mit jungen Men-
schen kommunikativ validiert

76 Top 10 der 108.-109. Plenarsitzung am 17.09.2020, vgl.
https://www.landtag.rlp.de/fileadmin/Landtag/Medien/
WID/WID-PLENUM_Kompakt/2020/108.-109._Plenarsit-
zung_16.-17.09.2020.pdf

77 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.197: 90% geben an, in
einer guten soziodkonomisch abgesicherten Familiensituati-
on aufzuwachsen, 85% sehen ausreichende finanzielle Spiel-
raume fiir die eigene Lebensgestaltung.

geben auf3erdem an, aktuell mit ihrem Leben sehr
bis eher zufrieden zu sein, ,teils-teils" sagen im-
merhin noch 25,2 %. Junge Menschen in Rhein-
land-Pfalz fiihlen sich in den jeweiligen institu-
tionellen Strukturen ihres Alltages mehrheitlich
angenommen und akzeptiert.”

Der Bericht kommt deshalb zu dem Schluss, dass
die Voraussetzungen fiir die gesellschaftliche In-
klusion der jungen Menschen in Rheinland-Pfalz
insgesamt gut sind.

Die differenzierte Betrachtung ergibt allerdings
Disparitaten in der 6konomischen und demogra-
phischen Entwicklung, in der Qualitat der Ver-
kehrsinfrastruktur und im Angebot der fiir die ge-
sellschaftliche Integration junger Menschen so
wichtigen sozialen Infrastrukturleistungen. Ent-
sprechend variieren die Handlungsraume fir jun-
ge Menschen von Wohnort zu Wohnort erheblich,
auch die Befragung bestatigt das. Nur etwa 40 %
der Befragten beschreiben ihren Wohnort als Ort,
an dem sich ihnen viele Méglichkeiten bieten, sich
mit ihrem Freundeskreis zu treffen. Junge Men-
schen in Rheinland-Pfalz wiinschen sich mehr ju-
gendspezifische Angebote und Rdume, die zudem
gut erreichbar sind”.

Die Ruickmeldungen zu den inklusionsbezogenen
Fragen fallen fiir jenes Zehntel der befragten jun-
gen Menschen, das als arm gelten muss, durch-
weg negativer aus als fiir die Mehrheit. Eine pre-
kare finanzielle Situation geht fir Jugendliche mit
fragileren Handlungsspielraumen einher und er-
hoéht die Wahrscheinlichkeit Ausgrenzungserfah-
rungen zu machen, stellt der Bericht fest®°.

78 Vgl.3. Kinder- und Jugendbericht S.202: 65,4 % geben an,
sich in der Schule akzeptiert zu fiihlen, in der Ausbildung sind
es 66,7 %, an der Universitat 77,1 % und im Beruf 76,4 %.

79 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S.213
80 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S. 199
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Das Gefiihl, mitreden zu kdnnen an ihrem Wohn-
ort bzw. in der Politik haben uneingeschrankt nur
19 % bzw. 9 %°'.

Junge Menschen wiinschen sich vor allem im land-
lichen Raum ausreichende kulturelle und sonsti-
ge jugendrelevante Angebote sowie eine bessere
Verkehrsinfrastruktur. Die jungen Menschen kriti-
sieren eine mangelnde inklusive Qualitat ihrer Le-
bensorte, generell wenn es um die Teilhabe ihrer
Altersgruppe an kommunalen Prozessen geht, im
landlichen Raum vor allem auch im Hinblick auf
die Einbeziehung von armen Menschen oder von
Menschen mit Behinderungen®?. Die Landesregie-
rung sieht die vom Bericht herausgearbeiteten Ver-
anderungsoptionen und die Bedarfsanmeldungen
der befragten jungen Menschen als Impuls und An-
sporn, die strukturellen Voraussetzungen fiir die
gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe junger
Menschen besonders in den Blick zu nehmen und
uber die bereits umgesetzten Maf3nahmen hinaus
auf deren weitere Verbesserung hinzuwirken.®

Die Landesregierung wird in der Bekampfung der
Armut von jungen Menschen und ihren Famili-
en und damit in den Anstrengungen zur Uberwin-
dung einer zentralen Barriere fiir die gleichbe-
rechtigte gesellschaftliche Teilhabe aller jungen
Menschen in Rheinland-Pfalz nicht nachlassen.

Sie hat erneut einen Schwerpunkt im Aktionsplan
des Landes zur Armutsbekampfung erhalten. Da-
bei geht es um die strukturelle Uberwindung wie
um den Ausgleich von Armutsfolgen fir junge
Menschen und ihre Familien.®*

81 Das sind die Ja-Stimmen, mit , teils-teils" antworteten
34% bzw. 23%, vgl. Bericht S.203

82 Vgl. 3. Kinder- und Jugendbericht S. 212

83 Der im Oktober 2020 vorgestellte Referentenentwurf
eines Gesetzes zur Starkung von Kindern und Jugendlichen
er6ffnet Perspektiven fiir die Zusammenfiihrung der Ein-
gliederungshilfe fiir Kinder und Jugendliche mit korperlicher
und/oder geistiger Behinderung und der Eingliederungshilfe
fiir Kinder und Jugendliche mit seelischer Behinderung unter
dem Dach der Kinder- und Jugendhilfe/SGB VIl und damit
fir ein wesentliches Anliegen der Landesregierung ; vgl. dazu
auch 2.7. dieser Stellungnahme.

84 Vgl. Ausfiihrungen zu 2.2 der Stellungnahme

Die Landesregierung radumt dem landesweit
gleichmaf3igen Ausbau der Infrastruktur — und
dazu gehort ausdriicklich auch die jugendspezifi-
sche Infrastruktur — weiterhin Prioritét ein®.

Gleichwertige Lebensverhaltnisse werden von der
Landesregierung als ein Schlissel fiir die gleich-
berechtigte gesellschaftliche Teilhabe aller jungen
Menschen betrachtet.

Die Landesregierung sieht sich durch den Bericht
in ihrer jugendpolitischen Programmatik ,,JES!
,jung. Eigenstandig. Stark" und den dazu geho-
rigen Forderprogrammen bestatigt. Sie wird die
Forderprogramme sukzessive ausbauen und wei-
terentwickeln. Damit sich die inklusive Kraft der
Jugendarbeit fir alle jungen Menschen an ihrem
Lebensort entfalten kann und nicht nur junge
Menschen von Jugendarbeit profitieren, denen die
Familie einen Zugang zu ihr verschafft, ist es wich-
tig, Jugendarbeit als differenzierte und niedrig-
schwellige wohnortnahe Gelegenheitsstruktur zu
etablieren, das ist eine Schlussfolgerung aus den
Analysen des Berichts.

An jedem Wohnort junger Menschen muss es Ju-
gendarbeitsangebote geben. Fiir alle jungen Men-
schen muss in zumutbarer Entfernung von ihrem
Lebensmittelpunkt das Angebot von Jugendsozial-
arbeit zugdnglich sein.

Die Landesregierung hat Konzepte fiir den OPNV
im landlichen Raum entwickelt, auch um jun-
gen Menschen eine gré3ere Mobilitat zu ermog-
lichen. Der Zugang zu (iberdrtlichen Angeboten
der Kultur, der Freizeitgestaltung, des Sports so-
wie zu gemeinsamen Jugendaktivitdten muss wie
der Zugang zu liberregionalen Bildungsangeboten
fur alle jungen Menschen verkehrspolitisch unter-
stlitzt werden, auch darin folgt die Landesregie-
rungen den Empfehlungen des Berichts.

Die Landesregierung wird die Starkung der ortli-
chen Jugendhilfeplanung voranbringen und ihren
weiteren Ausbau unterstiitzen.

85 Vgl. Ausfiihrungen zu 2.2. der Stellungnahme
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Der ortlichen Jugendhilfeplanung kommt eine
wichtige Rolle bei der Identifizierung struktureller
Teilhabebarrieren im Lebensumfeld junger Men-
schen zu. Auf3erdem ist sie ein wichtiges Element
in der Planung einer inklusionsorientierten Infra-
struktur.

Damit fortlaufend tiberpriift werden kann, wie
weit Inklusion in dem von der Landesregierung an-
gestrebten Sinne gelingt, mussen die Erfassungs-
kategorien von Berichterstattung und Planung
dem Inklusionsanspruch folgen. Ein Austausch da-
riber und ein Abgleich von Erfassungskategorien
der unterschiedlichen Ressortstatistiken ist auf al-
len politischen Verantwortungsebenen erforder-
lich. Das besondere Pladoyer des Berichts fir eine
auf die Jugend bezogene integrierte ortliche Pla-
nung schlief3t auch diese Dimension ein.

Die Landesregierung folgt dem Bericht auf3erdem
darin, dass eine besonders qualifizierte Bestands-
und Bedarfserhebung unter Beteiligung der jun-
gen Menschen erforderlich ist, um die gebotene
flexible Ausrichtung des Jugendarbeitsangebots
auf die Bedarfe vor allem auch jener jungen Men-
schen, die nicht im Scheinwerferlicht der 6ffent-
lichen Aufmerksamkeit stehen, zu gewahrleisten.
Im Ubrigen sieht sie den Bund in der finanziellen
und technischen Verantwortung fiir ein im Kern
vergleichbares, die Anforderungen der Jugendar-
beitsstatistik mit abdeckendes Berichtswesen der
Jugendarbeit in den rund 600 deutschen Jugend-
amtsbezirken.

Fir eine inklusionsorientierte Jugendhilfepla-
nung missen die 6rtlichen Planungsinstanzen und
-strukturen nachhaltig gestarkt werden. Darin
sieht die Landesregierung nicht nur eine Heraus-
forderung fir die ortlichen Trager der Jugendhilfe,
sondern auch eine Verpflichtung fiir das Land.

Die Landesregierung wird den Bericht zum Anlass
nehmen, die rechtlichen Voraussetzungen fiir eine
bessere politische Beteiligung Jugendlicher (u.a.
durch Herabsetzung der Altersgrenze fiir das ak-
tive Wahlrecht), erneut auf die politische Agenda
zu setzen.

,Beteiligung" ist schon seit langem Teil der politi-
schen Programmatik und des Handelns der Lan-
desregierung.® Der Bericht unterstreicht die Be-
deutung von Partizipation fur die selbstbestimmte
gleichberechtigte Teilhabe sowie fiir die Befahi-
gung zur Teilhabe. Das gilt vor allem hinsichtlich
der Inklusion besonders verletzlicher Gruppen.
Das Land hat Beirdte eingerichtet, welche die Lan-
desregierung bzw. Beauftragte der Landesregie-
rung in spezifischen Politikfeldern beraten. Der
Bericht regt an, die Perspektive junger Menschen
dort, bzw. explizit in den verschiedenen Landesak-
tionsplanen, etwa zur Inklusion, Armutsbekamp-
fung und Antidiskriminierung, mit aufzunehmen.
Die Landesregierung wird das priifen und sich
dazu auch mit jungen Menschen beraten.

Uber den gleichmé&figen Ausbau der Infrastruktur
hinaus wird die Landesregierung weiterhin auf die
Umsetzung der Inklusion in den Binnenstruktu-
ren der jugendrelevanten Institutionen und Orga-
nisationen hinarbeiten. Hier geht es um diskrimi-
nierungsfreies gemeinsames Spielen, Lernen und
Zusammenarbeiten schlechthin. Sie wird die dazu
erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen schaf-
fen bzw. sich dafiir einsetzen. Aufserdem wird sie
Mittel dafiir bereitstellen und die inklusive Ent-
wicklung der Organisationen fachlich unterstiitzen.

Im Hinblick auf die Teilhabebefdhigung ist die
Funktion der Landesregierung ebenfalls mehr er-
moglichend und mittelbar unterstiitzend denn
selbst gestaltend. Strukturen, aus denen Teilhabe-
befahigung erwachsen soll, missen flexibel auf die
Bediirfnisse von Teilnehmenden reagieren kdnnen.
Es bedarf dazu einer nach Zahl und Qualifikation
bedarfsgerechten personellen Ausstattung sowie
der materiellen Ressourcen fiir neue, ggfls. raum-
Uberschreitende Aktivitaten der jungen Menschen.

86 Vgl. dazu die Ausfiihrungen unter 2.5 dieser Stellungnahme



Die Ausrichtung der Organisationskultur in den
Schulen, der Kinder- und Jugendhilfe, der Ge-
sundheitsfiirsorge etc., eben all jener Institutio-
nen und Organisationen, die fiir junge Menschen
von Bedeutung sind, auf das Kriterium der Teil-
habebefahigung bzw. der (Wieder-)Herstellung
psychosozialer Handlungsfahigkeit insbesondere
verletzlicher junger Menschen stellt wesentlich ei-
nen padagogischen Auftrag dar. In die (Mit-)Ver-
antwortung der Landesregierung fallt es, dafir zu
qualifizieren und Ressourcen fiir die Umsetzung
bereitzustellen. Fiir Inklusion gedffnete Strukturen
und Prozesse miissen zusatzlich dem Kriterium
der Teilhabebefahigung entsprechen, damit Inklu-
sion gelingt.

Inklusion gelingt aktuell bereits fiir eine
grof3e Mehrheit der jungen Menschen in
Rheinland-Pfalz, zumindest sind die Voraus-
setzungen dafiir gut. Das ist eine zentrale

Botschaft des Berichts.

Die Landesregierung wird weiterhin alles
daran setzen, dass Inklusion absehbar fiir
alle jungen Menschen in Rheinland-Pfalz
Wirklichkeit wird.
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LZUSAMMENFASSUNG/
ABSTRACT

Im Anschluss an die beiden vorherigen Kinder-
und Jugendberichte von 2010 und 2015 greift
dieser 3. Bericht an das Landesparlament die
Frage auf, ob und wie Inklusion fiir alle jungen
Menschen in Rheinland-Pfalz gelingt.

»Und das Problem ist ja, dass wenn man irgendwie
merkt, man ist anders, wenn man das wirklich selber
merkt, ist es ja nicht so, dass man schnipst und auf
einmal akzeptiert man’s selber. [Dass ich] anders
bin als im Moment noch die Norm in der Gesell-
schaft, und dann noch Bemerkungen hért, die auch
nur im Ansatz irgendwie abwertend sind. Das wirft
einen selber dann um tausend Schritte zurtick.”

Inklusion bezeichnet ein Ideal, nach dem gesell-
schaftliches Zusammenleben in Anerkennung von
Unterschiedlichkeit (Diversitat), Selbstbestim-
mung und Gleichheit gestaltet werden soll, und
zugleich ein normatives Prinzip, das diesem Ideal
Geltung verschafft, unmittelbar abgeleitet und
begriindet aus den Menschen- und Grundrechten.

Inklusion meint im Anschluss an die UN-Behinder-
tenrechtskonvention eine positive Programmfor-
mel, ein Ziel, einen Anspruch fiir staatliches Han-
deln. Jede Form von Ausschluss und Ausgrenzung,
also Exklusion wird dadurch begriindungsbediirftig;
es muss also Exklusion bestimmt und gegebenen-
falls gerechtfertigt werden, nicht Inklusion!

Inklusion als Ideal und Norm thematisiert grund-
legend sowohl Strukturen als auch Prozesse, die
selbstbestimmte Teilhabe aller Menschen am ge-
sellschaftlichen Leben moglich machen. Solche
Teilhabe erfordert sowohl einen Zugang zu hier-
fur erforderlichen sozialen, konomischen und

So sprechen junge Menschen aus Rheinland-Pfalz
in den vielen von der Berichtskommission gefiihr-
ten Gesprachen tber ihre Wiinsche und Erwartun-
gen an ein selbstbestimmtes Leben. Sie fordern
Anerkennung und Respekt fiir ihre Eigenarten und
Besonderheiten ein und berichten von gefundener
ebenso wie von verweigerter Unterstiitzung und
Hilfe. Uber die dabei aufgeworfenen Fragen und
Themen, Erfahrungen und Wiinsche soll in diesem
Bericht ausfiihrlich gesprochen werden, um die
Frage zu klaren: Gelingt Inklusion?

Zuerst muss aber geklart werden, was mit Inklu-
sion gemeint ist. Vier Lesarten von Inklusion sind
fir diesen Bericht leitend:

kulturellen Ressourcen als auch die Befdhigung,
diese Ressourcen fiir eine aktive und selbstbe-
stimmte Teilhabe nutzen zu kénnen. Neben erfor-
derlichen materiellen Ressourcen werden damit
eine fiir alle zugangliche Infrastruktur fir Bildung
und Kultur ebenso wie ausreichende sozialstaat-
liche Leistungen fiir Menschen in belastenden Le-
benssituationen zu unabdingbaren Voraussetzun-
gen fir Inklusion. Fir beides ist ein sozialer und
demokratischer Rechtsstaat zentral verantwortlich.

Inklusion als grundrechtlicher Anspruch auf eine
selbstbestimmte Teilhabe bedarf daher unbedingt
der Regulierung durch Recht und der Durchset-
zung von Recht durch staatliche Autoritdt und
staatliches Handeln. Die Inklusion junger Men-
schen wird realisiert durch Daseinsvorsorge und
eine Infrastruktur, die selbstbestimmte Teilhabe
fir alle jungen Menschen, ungeachtet individuel-
ler Besonderheiten und Voraussetzungen ermog-
lichen — das ist gemeint mit dem Leitsatz , Auf-
wachsen in 6ffentlicher Verantwortung”.



Doch das Reden und Berichten iber Inklusion ist
auch komplex und kompliziert, reich an Fallen fir
falsche Vereinfachungen und Missverstandnisse
und doch fiir die Beurteilung des Zustands und
der Zukunftsaussichten einer Gesellschaft von be-
sonderer Bedeutung. Was mit Inklusion gemeint
ist, kann daher nur verstanden werden in der Be-
deutung und Wechselwirkung der vier angespro-
chenen Dimensionen:

1. Einem normativen Prinzip von Freiheit und
Gleichheit fiir alle sowie zugleich der Anerken-
nung von Diversitat;

2. einer Analyse gesellschaftlicher Praxis von Ex-
klusionen;

3. den individuellen Voraussetzungen fir und die
Befdhigung zur Teilhabe sowie

4. den Strukturen und Prozessen der Ermogli-
chung selbstbestimmter und mitwirkungsre-
levanter Teilhabe in und durch 6ffentliche Ver-
antwortung.

Auch der dritte Kinder- und Jugendbericht des
Landes Rheinland-Pfalz greift fiir diese Berichts-
aufgabe auf eine in den beiden vorhergehenden
Berichten entwickelte, erprobte und bewahrte
Konzeption zurlick:

m In einem 1. Blick werden Daten und Fakten
zu Lebensbedingungen und Lebenslagen jun-
ger Menschen und Familien in Rheinland-Pfalz
vorgestellt und analysiert, fokussiert unter der
Leitfrage des Berichtes ,Gelingt Inklusion?*.

m Im 2. Blick werden die Erkenntnisse einer um-
fangreichen Jugendbefragung dargelegt, dies-
mal mit Uber 2.400 teilnehmenden jungen
Menschen uber ein eigens entwickeltes Online-
Tool und aus 11 Gruppendiskussionen mit jun-
gen Menschen aus sog. vulnerablen Gruppen’
dargestellt.

1 Zum Begriff der vulnerablen Gruppen siehe ausfiihrlich
Kapitel 3.

m In einem 3. Blick werden in einer vergleichen-
den Analyse mit einem Index fiir das Wohlbe-
finden von Kindern und Jugendlichen die Be-
dingungen, Chancen und Risiken fiir gelingende
Inklusion in den 12 Stadten und 24 Kreisen des
Landes herausgearbeitet, erstmals auch fiir die
Entwicklungen und Veranderungen in den zu-
riickliegenden Jahren.

m Im 4. Blick wird vertiefend und im Anschluss
an den 2. Kinder- und Jugendbericht der Fra-
ge nach einer inklusiven Jugendarbeit und ihrer
Ausgestaltung nachgegangen.

m Im 5. Blick werden abschliefRend Hinweise und
Empfehlungen an die Landespolitik formuliert
unter der Frage, was Politik tun kann, damit In-
klusion gelingt!

Neben der aktiven Beteiligung junger Menschen
in Gruppengesprachen und einer Online-Befra-
gung hat die Berichtskommission wieder in insge-
samt sechs Hearings tiber 50 Expert*innen? rund
um Erfahrungen, Fragen und Probleme zu Inklu-
sion und Exklusionen aus allen wichtigen Hand-
lungsfeldern in Rheinland-Pfalz in den Bericht ein-
bezogen.

2 Im Sinne geschlechtergerechter Sprache wird in der vorlie-
genden Publikation der sogenannte Genderstern verwendet.
Dieser dient dazu, das bindre Geschlechterverhaltnis aufzu-
brechen und explizit auch allen Selbstbeschreibungen jen-
seits von weiblich und mannlich Raum zu geben.
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Zusammenfassung

Erster Blick

Analyse der Lebensbedingungen und
Lebenslagen junger Menschen

Fir die Analyse der Lebensbedingungen und Le-
benslagen junger Menschen in Rheinland-Pfalz
wurde das Datenmodell aus dem 2. Kinder- und
Jugendbericht hinsichtlich der Frage ,Gelingt In-
klusion?” weiterentwickelt. Die vorliegenden Be-
funde zeigen, dass sich die spezifischen Voraus-
setzungen fiir die Realisierung sozialer Teilhabe in
den unterschiedlichen Gesellschafts- und Politik-
bereichen regional und zielgruppenspezifisch sehr
unterschiedlich darstellen.

1. Die absehbare demografische Entwicklung

fiihrt zu weitreichenden Veranderungen in den
Bedingungen des Aufwachsens und verscharft
die regionalen Disparitaten in Rheinland-Pfalz.

Trotz einer leicht gestiegenen Geburtenrate, einem
deutlichen Anstieg des Anteils 3-Jahriger und einer
positiven Migrationsbilanz wird schon bis zum Jahr
2030 die Anzahl der unter 21-Jahrigen weiter deut-
lich schrumpfen. Gleichzeitig wachst die Gruppe
der 65-jahrigen und alteren Menschen - beides mit
weitreichenden Folgen flir Wirtschaft und Gesell-
schaft. Die vorliegenden Befunde zeigen zudem,
dass die demografische Entwicklung regional sehr
unterschiedlich ausfallt. Es gibt Stadte und Land-
kreise entlang der Rheinschiene und an der Grenze
zu Luxemburg mit einer deutlich jingeren Bevolke-
rungsstruktur in prosperierenden Regionen. Und es
gibt starke Riickgange bei den jungen Menschen
und eine starke Zunahme der 65-jdhrigen und alte-
ren Menschen in eher peripheren Regionen. Je nach-
dem, wo ein Kind geboren wird und aufwachst, gibt
es aufRerhalb von Kita und Schule noch Gleichaltri-
ge oder es gibt keine mehr. Da, wo kaum noch Fa-
milien mit Kindern leben, ziehen auch kaum Famili-
en hin. Schon dieser Indikator fiir demografische
Entwicklung hat zahlreiche Implikationen fiir die
Teilhabechancen junger Menschen. Die Kinder- und
Jugendhilfe muss sich sehr viel deutlicher am poli-
tischen Demografiediskurs beteiligen.

2. Auch in Rheinland-Pfalz pluralisieren sich
Familienformen. Jedes 4. Kind wachst in einem
Alleinerziehenden-Haushalt oder in einer Lebens-
gemeinschaft auf. Jede 3. Familie hat einen
Migrationshintergrund.

Diese Befunde zeigen aber ebenso, dass die hau-
figste Familienform weiterhin Ehepaare mit Kin-
dern sind (72 %). Der Indikator Lebens- und Fami-
lienform ist im Kontext von Inklusion deshalb so
bedeutsam, weil sowohl die Wirtschaft, die sozi-
alen Sicherungssysteme als auch die Kinder- und
Jugendhilfe bislang noch nicht hinreichend auf
diese Veranderungen eingestellt sind. Fir Allein-
erziehende und deren Kinder zeigen sich ungleich
schwierigere Zugange zur Teilhabe in vielen Ge-
sellschaftsbereichen; bei den Indikatoren niedri-
ges Einkommen und Armut sind Alleinerziehende
deutlich liberreprasentiert.

3. Armut ist ein sehr zentraler Faktor fiir
Exklusion. Rheinland-Pfalz weist neben Bayern
und Baden-Wiirttemberg die geringste Kinder-
armutsquote auf.

Dennoch lebt jedes 10. Kind in Rheinland-Pfalz
vom Sozialgeld (SGB I). Die SGB II-Bezugsquote
gilt als harter Armutsindikator. Materielle Armut
bedeutet nicht nur einen Mangel an Ressourcen,
sondern fiihrt nachweislich in allen Lebensberei-
chen wie Gesundheit, Bildung, Kultur und sozia-
len Netzen zu deutlichen Teilhabebegrenzungen,
stellt eine schwer (iberwindbare Hiirde im Zu-
gang zu gesellschaftlichen Giitern dar. Besonders
betroffen sind kinderreiche Familien, Alleinerzie-
hende und Familien mit Migrationshintergrund.
Armut ist zudem in Rheinland-Pfalz regional un-
gleich verteilt: Je nachdem, wo ein Kind lebt, liegt
die Kinderarmutsquote entweder bei 5 % oder um
das 6-fache hoher bei 30 %.

3 ,Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch — Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende - in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 2011 (BGBL. | S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel
2 des Gesetzes vom 12. August 2020 (BGBL. | S.1879) geén-
dert worden ist. Im Folgenden SGB II.



4. Die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe
erreichen heute alle Kinder, Jugendlichen und
Familien.

Damit hat sich die Kinder- und Jugendhilfe zu ei-
nem zentralen Element in der sozialen Infrastruk-
tur fir junge Menschen und ihre Familien entwi-
ckelt. Die vielfaltigen Angebote und Dienste von
den Frithen Hilfen, der Kindertagesbetreuung, der
Beratung, Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, Schul-
sozialarbeit, den Hilfen zur Erziehung bis zum
Kinderschutz ermdglichen auf vielfaltige Art und
Weise Teilhabe und kompensieren Benachteiligun-
gen und die Erfahrung von Ausgrenzung. Damit
stellt die Kinder- und Jugendhilfe eine wichtige In-
frastruktur fir gelingende Inklusion dar. Da auch
die Kinder- und Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz re-
gional sehr unterschiedlich aufgestellt ist, wird sie
allerdings dort, wo Angebote nicht bedarfsorien-
tiert vorhanden sind, selbst zum Exklusionsfaktor.

5. Immer mehr Schiiler*innen verlassen die
Schule mit Abitur. Gleichzeitig nimmt auch der
Anteil der Schulentlassenen ohne Berufsreife
wieder zu.

Der Weg zur Inklusion ist fiir das System Schule
nicht einfach. Einerseits gibt es fir alle jungen
Menschen eine Schulpflicht, sodass sie als Schii-
ler*innen im Schulsystem wie selbstverstandlich
teilhaben. Jeder junge Mensch hat ein Recht auf
Bildung, das vor allem durch Unterricht und spe-
zifische Férderung in der Schule umgesetzt wird.
Gleichzeitig hat Schule auch eine notwendige Se-
lektionsfunktion tiber die Zuweisung von Qualifi-
kationsnachweisen und Bildungszertifikaten. Die
Befunde zeigen, dass die soziale Herkunft, Behin-
derung und ein Migrationshintergrund im Schul-
system zu deutlichen anderen Zugdngen und Ab-
schliissen fiihren. Der Anteil junger Menschen mit
Forderbedarf steigt zudem in Rheinland-Pfalz kon-
tinuierlich.

6. Der Anteil junger Menschen mit diagnosti-
zierten psychischen Stérungen nimmt kontinu-
ierlich zu. Im Jahr 2018 betrifft dies knapp jeden
vierten jungen Menschen im Alter zwischen 6
und 21 Jahren.

Es kann gezeigt werden, dass fir die Analyse von
Teilhabechancen auch die Bereiche Gesundheit und
Risikoverhalten mit beachtet werden miissen. Psy-
chische Erkrankungen werden seit Jahren immer
haufiger bei Kindern und Jugendlichen diagnosti-
ziert. Jugendgewalt, Jugendkriminalitdt und norm-
verletzendes Verhalten junger Menschen entwickeln
sich dagegen auch in Rheinland-Pfalz riicklaufig.

Zweiter Blick

Sicht der jungen Menschen auf ihre Lebensbe-
dingungen und ihre gesellschaftliche Teilhabe

So sehen junge Menschen in Rheinland-Pfalz
ihre Lebenssituation, ihre Teilhabe am Leben
der Gesellschaft und beantworten die Frage:
Gelingt Inklusion? Mit zwei Erhebungen — einer
reprasentativen Onlinebefragung mit 2.423 Teil-
nehmenden sowie vorbereitend 11 Gruppendiskus-
sionen mit besonders verletzlichen Jugendlichen —
sind eigens fiir diesen Bericht junge Menschen aus
Rheinland-Pfalz nach Einschadtzungen ihrer aktu-
ellen Lebenssituation sowie nach Erfahrungen mit
Teilhabe, Exklusionen und gelingender Inklusion
gefragt worden. Aus der Analyse dieser Ergebnisse
sind zusammenfassend sechs Befunde deutlich ge-
worden:

7. Die allermeisten jungen Menschen in Rhein-
land-Pfalz sehen sich in einer familiar, sozial
und 6konomisch gesicherten Situation.

Der weitaus grof3te Teil der befragten jungen Men-
schen (77,1%) lebt in einer Familie, also gemeinsam
mit leiblichen Eltern, Elternteilen oder den Grof3el-
tern. Die Familie bleibt damit ein zentraler Ort des
Aufwachsens junger Menschen. Der grof3te Teil der
jungen Menschen wachst nach eigener Wahrneh-
mung nicht nur in einer guten sozio6konomisch ab-
gesicherten Familiensituation auf (90 %), sondern
sieht dariiber hinaus auch ausreichende finanzielle
Spielraume fiir die eigene Lebensgestaltung (85 %).
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8. Aber fiir jeden 10. der befragten jungen Men-
schen gilt diese positive Einschatzung nicht.

Vor allem junge Menschen in Alleinerziehenden-
Haushalten oder junge Menschen, die auf3erhalb
des eigenen Elternhauses wohnen, berichten hin-
gegen, dass oft nicht oder sogar nie genug Geld
zum Leben zur Verfligung steht. Die finanzielle Si-
tuation der Familie erweist sich als entscheiden-
der Faktor fir die Realisierung individueller sozialer
Teilhabe. So geht eine prekare finanzielle Situati-
on fur Jugendliche mit fragileren Handlungsspiel-
raumen einher und erhoht die Wahrscheinlichkeit,
Ausgrenzungserfahrungen zu machen.

9. Trotz hoher Lebenszufriedenheit junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz sieht eine wachsende
Anzahl sorgenvoll in ihre Zukunft.

Sichtbar wird, dass gute objektive Bedingungen

des Aufwachsens (vgl. hierzu Dritter Blick — Kapitel
4) die Zukunftsangste junger Menschen nicht un-
mittelbar zu reduzieren vermogen. So sind es ins-
besondere junge Menschen mit guter sozialer und
6konomischer Ausstattung, deren personlicher Op-
timismus abnimmt. Die hohen Anforderungen und
Risiken, in eigener Verantwortung die personliche
Zukunft zu gestalten und beruflich/finanziell zu si-
chern, werden von vielen jungen Menschen deut-
lich wahrgenommen. Zum Teil scheint dies auch
mit einem Gefiihl der Uberforderung einherzuge-
hen, worauf ein grof3er Bedarf an Unterstiitzung im
Bereich psychischer Probleme und Angste verweist
(siehe auch Erster Blick — Kapitel 2.6).

10. Mehrheitlich sehen sich junge Menschen
in Schule, Ausbildung oder Studium gut unter-
stiitzt und den Anforderungen gewachsen -
aber gut ein Drittel nicht!

Sehr bedeutsam fiir die aktuelle Beurteilung der
eigenen Lebenssituation ist das Erleben in Schule
und Ausbildung oder Beruf und Studium. Zwei
Drittel der befragten jungen Menschen sehen sich
den Anforderungen gut gewachsen und fiihlen sich
gefordert und unterstitzt. Uber ein Drittel der jun-
gen Menschen in Rheinland-Pfalz erlebt jedoch
Schule, Ausbildung oder Arbeit als (sehr) belastend,
fihlt sich Uberfordert oder unzureichend gefordert.
Die Befragungsergebnisse zeigen jedoch auch, dass
schadigender Belastung und méglichen negativen
Folgen wie psychischer Erkrankung oder Schulabs-
tinenz durch eine Kultur der Akzeptanz und Vielfalt
sowie durch Moglichkeiten aktiver Beteiligung ent-
gegengewirkt werden kann.

11. Gefragt zu werden und sich aktiv beteiligen
zu kdénnen, ist fiir junge Menschen aus Rhein-
land-Pfalz Voraussetzung und Weg fiir selbst-
bestimmte Teilhabe.

Junge Menschen sehen sich in ihrem Alltag mehr-
heitlich angenommen und akzeptiert. Vor allem in
der Familie und im Freundeskreis fiihlen sich na-
hezu alle jungen Menschen gehort. Auch die Frage
nach Beteiligung in Schulen, Ausbildung und Stu-
dium beantworten viele positiv, aber nicht so ein-
deutig. Weniger positiv werden Mitbestimmungs-
moglichkeiten im Bereich Politik sowie in Bezug
auf den Wohnort bewertet, hier sehen viele junge
Menschen deutlichen Nachholbedarf.

12. Junge Menschen in besonders verletzlichen
Lebenssituationen zeigen deutlich, dass Inklusi-
on vor allem in einer grundlegenden Kultur der
Anerkennung gelingen kann.

In den Berichten der jungen Menschen aus den vul-
nerablen Gruppen (siehe Kapitel 3) zeigt sich ein
breites Spektrum von Erfahrungen der Ausgren-
zung, die vielfaltig, situationsabhangig sowie un-
berechenbar und zum Teil undurchschaubar fiir sie



sind. Sie machen aber auch deutlich, wie sie trotz
aller Exklusionserfahrungen nach Handlungsfahig-
keit streben: Durch einen pragmatischen Umgang
mit Ausschlusserfahrungen sowie aktives, offensi-
ves Bewaltigungshandeln, das auf Verdnderung der
Gesellschaft zielt (z. B. durch Aufklarung, eigenes
Aktiv-Werden und Engagement).

Aus Sicht der Jugendlichen ist die erste Voraus-
setzung fir gelingende Teilhabe gegenseitiger Re-
spekt, Riicksichtnahme auf die jeweiligen Beson-
derheiten und Wertschatzung, nicht nur aber vor
allem im Gesundheitsbereich, den Schulen und
der Kinder- und Jugendhilfe.

Dritter Blick

Unterschiedliche Voraussetzungen fiir
Inklusion in den Regionen

Die Voraussetzungen dafiir, dass Inklusion ge-
lingen kann, sind in den Regionen des Landes
Rheinland-Pfalz sehr unterschiedlich. Wie
schon in den vorherigen Berichten werden sie in
den Dimensionen Lebensbedingungen, Wohl-
fahrtsleistungen und Handlungsrdume anhand
von Kennzahlen fir die 12 kreisfreien Stadte und
24 Kreise des Landes gemessen und abgebildet.

Im erstmals moglichen Zeitvergleich dieser Kenn-
zahlen von 2012 auf 2016 zeigen sich landesweit
erkennbare Verbesserungen der Voraussetzungen
dafiir, dass Inklusion gelingen kann. Diese Verbes-
serungen finden sich insbesondere in der Dimen-
sion Lebensbedingungen im Bereich der Okonomie
(z.B. der er6ffneten Insolvenzen und des Anteils
von Alleinerziehenden-Bedarfsgemeinschaften)
und der Demografie (teilweise Geburtenzuwachs
gegen den Trend und Zuwanderung). Innerhalb
der Dimension Wohlfahrtsleistungen zeigen sich
gegenlaufige Entwicklungen: Einerseits konnten
infrastrukturelle Leistungen fur ein Aufwachsen
in 6ffentlicher Verantwortung ausgebaut und da-
durch der Umfang kompensatorischer Leistun-
gen reduziert werden. Andererseits missen sozi-
alstrukturell belastete Regionen weiterhin viele

kompensatorische Wohlfahrtsleistungen erbrin-
gen, um diese Belastungen auszugleichen.

In der Dimension der Handlungsraume, welche die
objektiven Voraussetzungen fiir subjektives Wohl-
befinden und Realisierung von Teilhabe abbildet,
zeigen sich im Zeitvergleich im Bereich der Bildung
positive Entwicklungen. Fiir das Angebot des
OPNV und bei der Mitgliedschaft in Sportvereinen
und Jugendfeuerwehren hingegen zeigen sich riick-
ldufige Tendenzen.

Insbesondere belastete Stadte und Kreise konnten
sich durch deutliche Anstrengungen sichtbar in ih-
rer Positionierung im interkommunalen Vergleich
verbessern. Trotz dieser Anstrengungen zeigen
diese Befunde nach wie vor erhebliche Herausfor-
derungen fir die Landespolitik auf dem Weg zu
gleichwertigen Lebensverhaltnissen in Rheinland-
Pfalz, die einen wichtigen Aspekt gelingender Teil-
habe darstellen.

Vierter Blick

Chancen und Bedingungen in einer inklusiven
Jugendarbeit

Die Jugendarbeit ist ein gutes Beispiel dafiir,
dass , Inklusion” kein neues Thema fiir die Kin-
der- und Jugendhilfe ist. Die Aufgaben und Funk-
tionen der Jugendarbeit sind eng verbunden mit
den Entwicklungs- und Bewadltigungsaufgaben,

die flir das Jugendalter typisch sind. Die Fragen
von Ein- und Ausschluss aufgrund von Selbst- und
Fremdzuschreibungen, von materiell, kulturell und
politisch erzeugten Barrieren und dem selbstbe-
stimmten Umgang damit sind fir die Jugendar-
beit konstitutiv. Die Leitprinzipien der Jugendarbeit
missen fir Inklusion nicht neu erfunden werden.
Jugendarbeit l&sst sich nicht ,nicht-inklusiv” denken.
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Eine zentrale Barriere fir eine deutlich starker in-
klusiv ausgerichtete Jugendarbeit liegt in den un-
terschiedlichen rechtlichen (SGB VIII*/SGB IX°)
und verwaltungsmafigen (Jugendamt/Sozialamt)
Zustandigkeiten fir Kinder und Jugendliche mit
korperlicher und/oder geistiger Behinderung und
fur Kinder und Jugendliche mit seelischer Behin-
derung.® Deshalb ist eine SGB-VIII-Reform im Sin-
ne einer grof3en Losung langst Gberfallig.

Im Kontext des diesem Bericht zugrunde liegen-
den weiten Verstandnisses von Inklusion wird man
den damit verbundenen Anspriichen an selbstbe-
stimmte Teilhabe mit Blick auf unterschiedliche
Zielgruppen nur gerecht, wenn ausreichend Rau-
me und Personen in den Regionen des Landes zur
Verfligung stehen. Dort, wo die objektiven Bedin-
gungen fir Teilhabe sich besonders prekar zeigen,
mussen besonders viele Angebote der Jugendar-
beit zur Verfligung stehen. Inklusive Jugendarbeit
stellt einen zentralen Baustein in der Ausgestal-
tung demokratischer Gemeinwesen dar — dazu
mussen allerdings landespolitisch die erforderli-
chen Rahmenbedingungen geschaffen werden.

4 ,Das Achte Buch Sozialgesetzbuch - Kinder und Jugend-
hilfe — in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Septem-
ber 2012 (BGBL. | S.2022), das zuletzt durch Artikel 16a Absatz
6 des Gesetzes vom 28. April 2020 (BGBL. | S.960) gedndert
worden ist.” Im Folgenden SGB VIII.

5 ,Das Neunte Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember
2016 (BGBL. | 5.3234), das zuletzt durch Artikel 8 des Geset-
zes vom 14. Dezember 2019 (BGBL. | S.2789) geéndert worden
ist." Im Folgenden SGB IX.

6 Im Berichtszeitraum des dritten Kinder- und Jugend-
berichtes Rheinland-Pfalz haben sich durch das Bundesx-
teilhabegesetz, welches in vier Reformstufen zwischen 2017
und 2023 in Kraft getreten ist bzw. in Kraft tritt, und das dies-
beziigliche am 13. Dezember 2018 verabschiedete Landesge-
setz zur Ausfiihrung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
(AGSGB IX) Rheinland-Pfalz verschiedene rechtliche Voraus-
setzungen und praxisrelevante Zustandigkeiten im Bereich der
Leistungen fiir junge Menschen mit Behinderungen geandert.
So steht es bspw. den fachlich zustandigen Kommunen nach
§1 AGSGB IX seit 01.01.2020 frei, die Eingliederungshilfe fiir
Kinder und Jugendliche im Jugend- oder Sozialamt anzusie-
deln. Von dieser Moglichkeit machen aktuell sechs Kommu-
nen in Rheinland-Pfalz Gebrauch und haben in diesem Zuge
die Eingliederungshilfe an das Jugendamt tibertragen. Nahe-
re Informationen zum Bundesteilhabegesetz sowie zum Lan-
desgesetz sind unter https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/
gesetz/aenderungen-im-einzelnen/ zu finden.

Fiinfter Blick

Hinweise und Empfehlungen an die
Landespolitik

AbschlieRend werden auch in diesem Bericht Hin-
weise und Empfehlungen formuliert, vor allem
und zuerst an die Landespolitik, aber auch an alle
anderen, die in Kommunen und Verb&dnden Verant-
wortung daftir tragen, dass Inklusion gelingen kann.

1. Inklusion, die allen jungen Menschen aktive
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben er6ffnet,
erfordert eine geeignete und tragfahige Infra-
struktur.

Eine solche Infrastruktur an Rdumen und Ressour-
cen fir Teilhabe ist Aufgabe der Landespolitik. In-
klusion als politisches Programm und Leitziel ist
dabei keine vereinzelte Ressortangelegenheit,
sondern Querschnittsaufgabe der gesamten Lan-
desregierung, die alle Ressorts gleichermaf3en he-
rausfordert. Insbesondere muss die Zustandigkeit
fur alle jungen Menschen mit Behinderung und
ihre besonderen Bedarfe im SGB VIII und damit
bei der Kinder- und Jugendhilfe verankert werden;
dabei sind die Kinder psychisch und suchterkrank-
ter Eltern als eine duf3erst vulnerable Gruppe auch
besonders zu beachten und vor allem ist Inklusion
Ziel und Aufgabe fiir die Kooperation von Kinder-
und Jugendbhilfe und Schule.

2. Die nach wie vor erheblich ungleichen sozialen
und regionalen Lebensverhaltnisse im Land miis-
sen vorrangiges Thema auch der Kinder- und Ju-
gendhilfepolitik sein.

Bei der Herstellung gleichwertiger Lebensverhalt-
nisse kommt der Kinder- und Jugendhilfe eine
zentrale Rolle zu. Gerade in den strukturschwa-
chen Regionen sind Investitionen in eine Kinder-
und Jugendbhilfeinfrastruktur notwendig, die nicht
nur Benachteiligungen ausgleicht, sondern die es
fir junge Menschen und Familien attraktiv macht
zu bleiben.


https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/gesetz/aenderungen-im-einzelnen/
https://umsetzungsbegleitung-bthg.de/gesetz/aenderungen-im-einzelnen/

3. Die Perspektiven, Erfahrungen und Interessen
von Kindern und Jugendlichen miissen sehr viel
starker und aktiver in die politischen Programme
ebenso wie in die konkrete kommunale Gestal-
tung von Lebenswelten einbezogen werden.

Dies kann auf unterschiedlichen Ebenen neu be-
ziehungsweise verstarkt geschehen z.B. (iber
deutlich ausgeweitete Formen bei der Stadtpla-
nung und Dorfentwicklung, tiber Jugendforen zu-
sammen mit der Politik oder mit einer Jugend-
und Bildungsberichterstattung aus der Perspektive
der jungen Menschen. Diese Mdglichkeiten kon-
kretisieren und erweitern die politische Partizipa-
tion von jungen Menschen Uber die Absenkung
des Wahlalters auf 16 Jahre hinaus.

4. Politik im Land und den Kommunen muss sich
als zukunftsmachtig erweisen, denn von ihren
Antworten wird maf3geblich abhangig sein, ob
Jugendliche gehen oder bleiben.

Die Forderung des §1 des Kinder- und Jugendhil-
fegesetzes (SGB VIII): ,Jeder junge Mensch hat ein
Recht auf Foérderung seiner Entwicklung und auf
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfahigen Personlichkeit” muss in den
Kommunen fir alle jungen Menschen umgesetzt
werden kénnen. Was Kinder, Jugendliche und Fa-
milien vor Ort an sozialer Infrastruktur brauchen,
muss Uber eine qualifizierte Jugendhilfeplanung
kontinuierlich dargestellt werden. Nach wie vor
findet Jugendhilfeplanung kaum statt. Hierfiir
mussen die Ressourcen deutlich ausgeweitet wer-
den. Mit Blick auf eine inklusive Kinder- und Ju-
gendhilfe missen auch Planungskonzepte und
das Zusammenwirken unterschiedlicher Ressorts
(z.B. Bildung, Jugend, Familie, Soziales, Arbeit) auf
Landes- und kommunaler Ebene entwickelt und
strukturell abgesichert werden.

5. Dazu ist es fiir junge Menschen wichtig, in
ihren Kommunen Zugang zu selbstbestimmten
(sicheren) 6ffentlichen Rdumen zu haben.

Ein mit jungen Menschen, den Kommunen, tati-
gen Tragern und Verbanden gemeinsam entwi-
ckeltes und ausgestattetes Konzept fiir ,Jugendar-
beit auf dem Land” ist hierfiir ebenso bedeutsam
wie ein klimafreundlicher 6ffentlicher Nahverkehr
und kluge jugendgerechte Mobilitatskonzepte.

6. Schulen miissen als soziale Orte (weiter)entwi-
ckelt werden, die fiir jedes Kind Teilhabe er6ffnen
und Inklusion méglich machen.

Dabei kommt der Kinder- und Jugendhilfe eine
zentrale Rolle zu. Das bedeutet aber auch, dass
alle auf die Schule bezogenen Aufgaben, Funkti-
onen und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe
analysiert und ggf. konzeptionell neu gefasst wer-
den missen. Das erfordert allerdings neue kom-
plementare Kooperations- und Finanzierungs-
strukturen.

7. Um das Ideal einer Gesellschaft, an der alle
selbstbestimmt teilhaben kdnnen, zu realisieren,
ist und bleibt es die Aufgabe von Politik und Zivil-
gesellschaft, die notwendigen Bedingungen im-
mer wieder einzufordern und zu erstreiten.

Angesichts einer immer komplexer werdenden
Welt wird der Diskurs in Politik und Zivilgesell-
schaft tiber die Welt, in der wir leben wollen, im-
mer wichtiger — gerade mit jungen Menschen
selbst —und hier in besonderer Weise mit jenen,
deren Zukunftsperspektiven nicht per se ,rosig"
sind. Dies ist die letzte und zugleich erste Forde-
rung.
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1. Hinfiihrung und Einleitung

Gelingt Inklusion?

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben fiir alle
jungen Menschen als Aufgabe und Herausfor-
derung fiir ein Aufwachsen in 6ffentlicher Ver-
antwortung in Rheinland-Pfalz

»,Und das Problem ist ja, dass wenn man irgendwie
merkt, man ist anders, wenn man das wirklich selber
merkt, ist es ja nicht so, dass man schnipst und auf
einmal akzeptiert man’s selber. [Dass ich] anders
bin als im Moment noch die Norm in der Gesell-
schaft, und dann noch Bemerkungen hért, die auch
nur im Ansatz irgendwie abwertend sind. Das wirft
einen selber dann um tausend Schritte zurtick.”

»Generell. Ja generell fiir Behinderte, also mit Be-
hinderung, Schiiler egal von welcher Art, meis-
tens haben die schon eine langere Schulzeit, dau-
ert mehrere Jahre, aber es wére deutlich fairer auch,
dass die ruhig noch das Recht haben, wenn sie wol-
len, noch langer die Schule zu machen. [...] Bei mir
ist das zum Beispiel: Ich will Gymnasium nur, um so
lange in der Schule zu sein, wie ich nur kann. [...]
Warum besteht unbedingt diese Schule [... auf]
diesem Normalschulsystem [...] Warum unbe-
dingt mit der gleichen Klasse aufhéren, wie norma-
le Schiiler? Ihr habt das Recht, auch ldnger zu ma-
chen. Oft brduchte man das auch.”

,Es ist halt auch eine ganz andere Erfahrung,
irgendwo hinzukommen und zu erfahren, man wird
respektiert, [...] okay du bist so, wir akzeptieren
dich und respektieren dich, aber du bist anders."

,Aberwas man eigentlich brauchte, ist so 'n Politi-
ker, der sich wirklich mal mit den Schiilern so zusam-
mensetzt, so mit den Lehrern und Schiilern, der wirk-
lich mal so drauf eingeht und mal hért, was so ist.”

Dies sind Zitate von Jugendlichen aus den Grup-
pendiskussionen, welche die Berichtskommission
fur diesen Bericht gefiihrt hat (ausfihrlich siehe
Zweiter Blick — Kapitel 3). Hier sprechen junge
Menschen einerseits von ihren Wiinschen und
Erwartungen an ein selbstbestimmtes Leben, for-
dern Anerkennung und Respekt fiir ihre Eigenarten
und Besonderheiten ein und berichten von gefun-
dener ebenso wie von verweigerter Unterstiitzung
und Hilfe. Und ebenso deutlich erzdhlen sie von
den Widerstanden und Widerspriichen, mit denen
sie konfrontiert werden.

Uber die dabei aufgeworfenen Fragen und The-
men, Erfahrungen und Wiinsche soll in diesem Be-
richt ausfihrlich gesprochen werden. Aber fiir den
besseren Anschluss, warum und wie dariiber be-
richtet werden soll, zuerst die Vorgeschichte:

Die ersten beiden Kinder- und Jugend-
berichte fiir Rheinland-Pfalz:

2007 beschlief3t der Landtag Rheinland-Pfalz ge-
ma[3 Drucksache 15/832, in jeder Legislaturperiode
einen Kinder- und Jugendbericht erstellen zu las-
sen. Dieser soll die ,,Basis einer kinderfreundlichen
Politik” verstarken. Erwartet wurde einerseits, ,mit
soliden Daten” (iber die Lebenslagen und -situatio-
nen von Kindern und Jugendlichen und andererseits
Uiber Angebotsstrukturen in verschiedensten Be-
reichen &ffentlicher Verantwortung sowie Gefahr-
dungspotenziale junger Menschen zu berichten.
Von Bedeutung sei auch eine Differenzierung nach
den 24 Landkreisen und 12 kreisfreien Stadten des
Landes. Der Bericht soll durch externe Institute er-
arbeitet und von den zustandigen Ministerien kom-
mentiert dem Landtag und dem Landesjugendbhil-
feausschuss zugeleitet werden.

Gewollt war ausdriicklich ein datengestiitzter Be-
richt einer unabhangigen Kommission, kein Re-
gierungsbericht. Bericht, Stellungnahme und
Diskussion im Lande sollen dem Parlament eine



Grundlage fiir fundierte Entscheidungen liefern,
gute Bedingungen fiir das fiir jede Gesellschaft
existentielle Aufwachsen nachwachsender Gene-
rationen zu schaffen und zu erhalten.

2010 konnte ein erster Bericht mit dem sehr
grundsatzlichen Titel ,, Zwischen Infrastruktur und
Intervention — Zur Verantwortung von Staat und
Gesellschaft fiir das Heranwachsen von Kindern
und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz” vorgelegt
werden. Umfangreich wurde zuerst iber die Le-
benssituationen junger Menschen und ihrer Fa-
milien sowie Uber Bedingungen des Aufwachsens
berichtet und anschlie3end liber Angebote und
Leistungen in 6ffentlicher Verantwortung in den
Bereichen Gesundheit, Kinder- und Jugendhilfe,
Schule. Partizipation und biirgerschaftliches En-
gagement junger Mensch sind dabei als zentrale
Wirkfaktoren fiir eine Unterstiitzung gelingenden
Aufwachsens durch 6ffentliche Leistungen her-
ausgestellt worden. Zum zweiten wurde ein an
internationalen Standards orientiertes Konzept
einer regional differenzierenden Sozialberichter-
stattung zu Lebenssituationen und Lebenschan-
cen junger Menschen in den 36 Gebietskorper-
schaften (kreisfreie Stadte und Landkreise) des
Landes entwickelt, begriindet und erprobt. Aus
iber 100 Angaben fiir jede dieser Kommunen zu
den drei Bereichen materielle und soziale Lebens-
bedingungen, sozialstaatliche Wohlfahrtsleistun-
gen und Handlungsrdume fur Kinder und Jugend-
liche konnten so Indexwerte ermittelt werden, die
Potentiale und Probleme fiir das Aufwachsen in
den 36 kreisfreien Stadten und Landkreisen des
Landes vergleichbar abbilden. Damit konnte der
Politik im Land eine rationale Grundlage fiir eine
differenzierende Bewertung und Férderung der
sehr unterschiedlichen regionalen Bedingungen
zur Verfligung gestellt werden. In einem dritten
Teil sind vertiefend (1) Startbedingungen des Auf-
wachsens in Rheinland-Pfalz, (2) der Ubergang in
Ausbildung und Beruf sowie in einem ,Blick Giber
den Zaun” (3) das Aufwachsen in 6ffentlicher Ver-
antwortung vergleichend mit den europdischen
Nachbarlandern untersucht worden. Empfehlun-
gen an die Landespolitik schlie3en den Bericht ab.

Damit konnte eine bis heute tragfahige und auch
tiber die Grenzen des Landes hinweg anerkannte
Konzeption fiir den ebenso umfassenden wie an-
spruchsvollen Berichtsauftrag des Landtages ent-
wickelt und umgesetzt werden. Diese Grundkon-
zeption ist von der im Kern gleichen Kommission
(Uni Trier, Uni Koblenz, ism Mainz) im nachfolgen-
den zweiten und aktuell dritten Bericht genutzt
und weiterentwickelt worden.

2015 berichtete der zweite Kinder- und Jugend-
bericht unter dem griffigen Titel ,Respekt! Raume!
Ressourcen!” liber die besondere Lebenslage Ju-
gendlicher sowie die Herausforderungen und Po-
tentiale der Jugendarbeit. Wieder sind im ersten
Teil umfangreiche Daten und Fakten zu Lebensbe-
dingungen junger Menschen dargestellt sowie dif-
ferenziert tiber Angebote und Leistungen der Ju-
gendarbeit berichtet worden.

Neu war, dass auf der Basis einer umfangreichen
Befragung von tiber 2.000 Jugendlichen (13- bis
18-Jahrige) in repréasentativ ausgewahlten Schu-
len des Landes junge Menschen selbst zu Wort
kommen und differenziert tUber ihre Erfahrungen,
Wiinsche und Angste berichten konnten. Neu war
auch, dass die Berichtskommission in insgesamt
sechs Hearings intensiv mit Expert*innen aus dem
Land und bundesweit {iber zentrale Fragen des Ju-
gendlebens, der Jugendarbeit und der Jugendpo-
litik diskutiert und diese Erkenntnisse in ihren Be-
richt einbezogen hat.

Das Indikatorenkonzept fiir die Berichterstat-
tung tiber die Situation in den kreisfreien Stadten
und Kreisen des Landes ist zu einem Index fiir das
Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen wei-
terentwickelt worden. In den Vertiefungen ist ei-
nerseits tber ,Jugend als Thema in den politischen
Debatten des rheinland-pfalzischen Landtags seit
1947”, iber ,Freizeit, Jugendarbeit und wohnort-
nahe Kulturangebote aus der Sicht von Jugendli-
chen” aus den Befunden der Jugendbefragung so-
wie uber ,,Rahmenbedingungen, Anforderungen
und Entwicklungsperspektiven fiir eine moder-

ne Jugendarbeit” berichtet worden. Forderungen
an alle Erwachsenen — eben Respekt, Raume und
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Ressourcen — und Hinweise fiir die Landespolitik
schliefRen auch diesen zweiten Bericht ab.

Auch dieser Bericht ist in Kommunen und Ver-
banden im Land breit diskutiert worden und in
den folgenden Jahren konnten erhebliche Verbes-
serungen fir die Finanzierung und Férderung der
Jugendarbeit im Land erfolgreich umgesetzt
werden.

2020/21 kann nun der dritte Kinder- und Jugend-
bericht des Landes Rheinland-Pfalz vorgestellt
werden. Thema und Konzeption dieses Berichtes
schliefSen unmittelbar an die beiden Vorlaufer an.
Thematisch mit der Frage ,Wie gelingt Inklusion?”,
da in beiden vorherigen Berichten deutlich wur-
de, dass ein Gro[3teil junger Menschen gesund und
gut gefordert in Rheinland-Pfalz aufwachst — aller-
dings mit erheblichen regionalen Unterschieden —
und auch zuversichtlich in die eigene Zukunft blickt
— aber eben nicht alle. Etwa jeder 5. bis 10. junge
Mensch hat erhebliche Griinde zu Sorge und viele
auf3ern dies auch deutlich. Was genau sind Griinde
fur diese Sorge und wie gut sind 6ffentliche Leis-
tungen und Angebote aufgestellt, um den Gedan-
ken des Grundgesetzes gerecht zu werden, allen
jungen Menschen ein gelingendes Aufwachsen in
Wiirde und mit Perspektive zu gewdhrleisten? Auf
einen dafir in den letzten Jahren viel genutzten Be-
griff gebracht, ist dies die Frage: Wie gut gelingt In-
klusion in Rheinland-Pfalz?

Abbildung1: Prinzip der Inklusion

Exklusion

o.::.:.{ @
o

Integration

Konzeptionell bleibt es auch in diesem Bericht

bei den bewahrten Bausteinen: Daten und Fak-
ten zu Inklusion und Exklusion junger Menschen
in Rheinland-Pfalz, eine umfangreiche Jugendbe-
fragung, diesmal offen fiir alle jungen Menschen
uber ein eigens entwickeltes Online-Tool, insge-
samt sechs Hearings mit {iber 50 Expert*innen
rund um Erfahrungen, Fragen und Probleme zu In-
klusion und nicht zuletzt eine vergleichende Ana-
lyse mit dem Index fiir das Wohlbefinden von Kin-
dern und Jugendlichen fiir 12 kreisfreie Stadte und
24 Kreise des Landes, in der erstmals auch Ent-
wicklungen und Verdnderungen in den zurticklie-
genden Jahren ausgewertet werden kdnnen.

Zur Einflihrung in diesen dritten Bericht sollen
Thema und Herangehen an drei zentralen Fragen
vorgestellt und begriindet werden:

1. Was ist mit Inklusion gemeint?

2. Warum muss Utber Inklusion und Exklusion be-
richtet werden?

3. Wie kann uber Erfahrungen junger Menschen
in Rheinland-Pfalz mit Inklusion und Exklusion
berichtet werden?

1. Was ist mit Inklusion gemeint?

Das Prinzip Inklusion wird gerne mit diesem auf
den ersten Blick einfachen Schaubild erklart:

Inklusion

Quelle: Aktion Mensch



Im Inklusions-Kreis ist kein Muster fiir die Vertei-
lung der Punkte oder die Zuweisung eines Platzes
je nach Farbe/Merkmalen erkennbar. Alle gehoren
dazu. Anders ist es im Integrations-Kreis, der ei-
ner erkennbaren Minderheit zwar im Unterschied
zu Exklusion Zugehorigkeit ermdglicht, aber nur in
einem zugewiesenen und abgegrenzten Segment.
Zwei wichtige Aspekte, was mit Inklusion gemeint
ist, werden bereits deutlich:

m So wie die Punkte im Kreis unterschiedliche
Farben haben, werden die Mitglieder einer Ge-
sellschaft als unterschiedlich begriffen. Diese
Unterschiede begriinden aber keinen besonde-
ren Platz, sondern alle sind prinzipiell gleich.

m Erst in Gegeniiberstellung zu den beiden an-
deren Kreisen wird das Spezifische dieses Ord-
nungsprinzips Inklusion als nicht selbstverstand-
lich und damit als gewolltes Ideal deutlich.

Abbildung 2: Chancengleichheit

Zum Ziele einer gerechten Auslese lautet die Priifungsaufgabe fir Sie alle gleich: Klettern Sie auf den Baum!

In einer ersten Anndherung kann damit definiert
werden:

» Inklusion bezeichnet ein Ideal, nach dem
gesellschaftliches Zusammenleben in Aner-
kennung von Unterschiedlichkeit (Diversitat),
Selbstbestimmung und Gleichheit gestal-

tet werden soll, und zugleich ein normatives
Prinzip, das diesem Ideal Geltung verschafft,
unmittelbar abgeleitet und begriindet aus
den Menschen- und Grundrechten.

Zugleich konfrontieren das erste Bild und die
erste Definition mit der Frage, wie denn konkret
mit Unterschieden umgegangen werden kann,
wenn alle als gleich begriffen werden sollen. Eine
bekannte Karikatur macht dieses Paradox von
Gleichheit und Unterschiedlichkeit anschaulich:
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Neben der grundsatzlichen Frage, wer bestimmt,
was eine gerechte Auswahlaufgabe ist, wird der ge-
wollte Widersinn dieser Szene an der Frage deutlich:
+Was will der Goldfisch auf dem Baum?” Fiir die Fra-
ge nach Bedeutung und Sinn von Inklusion wird ne-
ben der Anerkennung von Diversitat als gesellschaft-
licher Normalitat die Moglichkeit und Fahigkeit zur
Selbstbestimmung als weitere zentrale Bedingung
deutlich: Der Goldfisch muss selbst entscheiden
konnen, ob er im Glas, im Teich oder im Bach leben
will. Dass er ein Leben auf dem Baum wahlt, weil er
sich dort wohl fiihlt, ist unwahrscheinlich.

Damit werden zwei weitere Bestimmungen fir
das, was mit Inklusion bezeichnet werden soll,
deutlich:

» Inklusion als Ideal und Norm themati-
siert grundlegend sowohl Strukturen als auch
Prozesse, die selbstbestimmte Teilhabe aller
Menschen am gesellschaftlichen Leben mog-
lich machen. Solche Teilhabe erfordert so-
wohl einen Zugang zu hierfiir erforderlichen
sozialen, 6konomischen und kulturellen Res-
sourcen als auch die Befahigung, diese Res-
sourcen fiir eine aktive und selbstbestimmte
Teilhabe nutzen zu kénnen (Capabilities, vgl.
ausfiihrlich Kapitel 3.). Neben erforderlichen
materiellen Ressourcen werden damit eine
fiir alle zugangliche Infrastruktur fiir Bildung
und Kultur ebenso wie ausreichende sozial-
staatliche Leistungen fiir Menschen in belas-
tenden Lebenssituationen zu unabdingbaren
Voraussetzungen fiir Inklusion. Fiir beides ist
ein sozialer und demokratischer Rechtsstaat
zentral verantwortlich.

» Inklusion als Bedingung fiir selbstbestimm-
te Teilhabe schafft objektive Voraussetzungen
fir gelingendes Aufwachsen (siehe ausfiihrlich
Kapitel 4.). Solche selbstbestimmte Teilhabe
gelingt nur, wenn strukturell gesicherte und
zuganglich aktive Beteiligung geférdert und
wertgeschatzt wird, die Mitwirkung folgereich
eroffnet (Partizipation).

Beide Bilder machen aber auch die enorme Span-
nung zwischen Anspruch und Wirklichkeit von In-
klusion deutlich; daher auch die Einschatzung:

» ,Inklusion ist nicht nett, sondern bedeu-
tet den Abbau von Diskriminierung" so Raul
Krauthausen, bekannter Aktivist fur Inklusion
und Barrierefreiheit und selbst schwer behin-
dert (Quelle: +3 Magazin Nr. 62, Mérz 2020,
Siiddeutscher Verlag).

Gelingt Inklusion? Priiffrage fiir die zen-
tralen Leitnormen des Grundgesetzes

JInklusion wird mit der Behindertenrechtskonventi-
on in Verbindung gebracht, weil sie diesen Ausdruck
erstmals und offensiv als Rechtsbegriff verwendet.
Jedoch geht es bei der Inklusion gerade nicht um
ein Spezialrecht fiir Menschen mit Behinderungen,
sondern um eine allgemeine Anforderung an Recht
und Politik. Unsere Verfassung und allgemein die
Idee der Menschenrechte nehmen den Gedanken
der gleichen Freiheit zum Ausgangspunkt — das ist
urliberales Gedankengut (Locke, Kant). In der kom-
plexen modernen Demokratie ist Gleichheit und
Freiheit nicht ,,von oben" zu verwirklichen, Men-
schen wollen selbst entscheiden, wie sie ihre Frei-
heit verwirklichen.

Umso wichtiger wird darum der Gedanke der gleich-
berechtigten Teilhabe am sozialen Leben —wobei
ich ,sozial” hier in einem weiten Sinne — soziale Be-
ziehungen, gesellschaftliche Aktivitaten, kulturelle
Entfaltung, auch Beteiligung an der politischen Wil-
lensbildung verstehe."

So formulierte Friederike Wapler, viel beachte-

te Professorin fiir Rechtsphilosophie und Of-
fentliches Recht an der Universitat Mainz, den
Anspruch auf Inklusion als grundrechtliches Leit-
prinzip im abschlief3enden Politik-Hearing der Be-
richtskommission am 31.01.2019.



» Inklusion meint im Anschluss an die UN-
Behindertenrechtskonvention eine positive
Programmformel, ein Ziel, einen Anspruch
fur staatliches Handeln, der zuerst jede Form
von Ausschluss und Ausgrenzung, also Exklu-
sion, begriindungsbediirftig macht. Es muss
also Exklusion bestimmt und gegebenenfalls
gerechtfertigt werden, nicht Inklusion!

Inklusion - Regel oder Ausnahme?

Ausgangspunkt fir die Leitfrage dieses Berich-
tes, ob und wie Inklusion gelingt, ist ein zentraler
Befund aller drei bisherigen Kinder- und Jugend-
berichte des Landes: Die {iberwiegende Zahl der
800.000 jungen Menschen (bis 21 Jahre) wachst
in Rheinland-Pfalz sowohl objektiv wie nach eige-
ner Einschédtzung gesund, materiell und sozial ab-
gesichert auf und blickt mit Zuversicht in die eige-
ne Zukunft — aber nicht alle.

Denn auch in Rheinland-Pfalz gibt es Kinderarmut
in beachtlichem Umfang, der auch zwischen den
Kommunen erheblich streut. Auch wenn Rhein-
land-Pfalz schon seit vielen Jahren neben Bayern
und Baden-Wirttemberg mit die niedrigste Kin-
derarmutsquote im Bundesldndervergleich hat, so
sind davon doch je nach Wohnort zwischen 6 %
und 30 % aller Kinder betroffen.

Ebenso stellen Behinderungen oder chronische
Erkrankungen deutliche Barrieren im Zugang zu
gesellschaftlichen Teilhabechancen dar. Darauf
wird auch im Landesaktionsplan der Landesregie-
rung hingewiesen. In diesem Bericht wird die Per-
spektive der Kinder und Jugendlichen stark ge-
macht.

Obwohl Deutschland schon seit Jahrzehnten ei-
nes der grof3ten Zu- und Einwanderungslander
dieser Welt ist, stellt ein Migrationshintergrund
nach wie vor eine deutliche Barriere im Zugang
zu fast allen gesellschaftlichen Giitern dar. Auch
wenn sich hier deutliche Verbesserungen fiir be-
stimmte Gruppen zugewanderter Menschen und

ihrer Familien ergeben haben, miissen deutlich
schlechtere Bildungsabschliisse, Arbeitslosigkeit
und Sozialgeldbezugsquoten nachdenklich stim-
men. Auch darauf wird an den entsprechenden
Stellen dieses Berichtes differenziert eingegangen.

Trotz der seit fast zwei Jahrzehnten immer wie-
derkehrenden Botschaft der PISA-Studie zum
Zusammenhang von sozialer Herkunft und Bil-
dungsbenachteiligung gelingt es auch in Rhein-
land-Pfalz nur schwerlich, diesen Zusammenhang
zu durchbrechen. Ein harter Indikator hierfiir sind
die jungen Menschen, welche die Schule ohne
Abschluss verlassen, mehr als doppelt so vie-

le junge Menschen mit Migrationshintergrund als
ohne (vgl. Kapitel 2.5.1). Fur diese Gruppe jun-
ger Menschen zeichnen sich ganz besonders viele
Hurden im Biografieverlauf ab, um Gberhaupt po-
sitiv auf eine gelingende und selbstbestimmte Zu-
kunft blicken zu kénnen.

Auch wenn in den letzten Jahren deutlich positive
Entwicklungen zu verzeichnen sind, um fir Men-
schen unterschiedlicher sexueller Orientierung
und geschlechtlichen Identitdaten mehr an ge-
sellschaftlicher und politischer Akzeptanz, Gleich-
berechtigung und Normalitat zu erzeugen, so
stellt fir diese Gruppen junger Menschen das Ju-
gendalter eine ganz besondere Herausforderung
in allen Lebensbereichen dar.

Die Lebenssituationen und die Erfahrungen der
hier skizzierten Gruppen junger Menschen, je nach
Perspektive 5 bis 20 %, werden zum Priifstein fiir
die Berichtsfrage ,Gelingt Inklusion?®. Damit wer-
den die Potentiale der anderen 80 bis 95 % junger
Menschen nicht gering geschatzt oder die 6ffent-
lichen Leistungen, die diesen Erfolg mit grof3er
Anstrengung ermdglichen, nicht abgewertet. Aber
ob selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben als grundlegendes Prinzip gelingt, er-
weist sich an den Ausnahmen. Daher sind diese
genauer zu untersuchen. Denn es macht fiir die
Beurteilung einen erheblichen Unterschied, ob das
Prinzip, durch staatliches Handeln soll fiir jeden
jungen Menschen die Méglichkeit fiir eine selbst-
bestimmte Teilhabe geschaffen und geschiitzt
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werden, grundsatzlich anerkannt und durchge-
hend handlungsleitend ist, aber dies trotz aller
Anstrengungen (in einzelnen Fallen) nicht gelingt,
oder ob strukturelle Widerstdande und konzeptio-
nelle Defizite es verhindern.

Ein weiterer bedeutsamer Aspekt, was mit Inklu-
sion gemeint ist, wird damit deutlich:

» Inklusion stellt einen normativen Bezugs-
rahmen, eine Priifkategorie zur Verfiigung,
um Erscheinungsformen und Auswirkungen
von Exklusionen zu erfassen und zu proble-
matisieren. Exklusion muss konkret benannt
und legitimiert werden, wenn dies nicht ge-
lingt, in ihren negativen Wirkungen kompen-
siert und soweit moglich strukturell Giber-
wunden werden — dann gelingt Inklusion.

Insbesondere tiber Exklusionen, ihre Begriindun-
gen und die Anstrengungen ihrer Kompensation

wird daher im Folgenden moglichst genau zu be-
richten sein.

Inklusion in der Leistungsgesellschaft?

Gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilha-
be fiir jeden Menschen als grundrechtliches Leit-
prinzip kann in Gegensatz geraten zu realen ge-
sellschaftlichen Bedingungen und pragenden
Vorstellungen, hier verkiirzt aber verstandlich als
Leistungs- und Konkurrenzgesellschaft bezeich-
net. Gesellschaftliches Zusammenleben basiert
unter solchen Bedingungen vor allem auf tragfahi-
gen Ubereinkinften Gber Zugange und Verteilung
von Besitz und Einfluss sowie auf durchsetzbaren
Normen und Instanzen fiir die Konfliktregulierung
(Demokratie und Rechtsstaat). Im Sozialstaat
kommen mindestens noch Ubereinkiinfte, Regeln
und Instanzen fir einen Risiko- und Nachteils-
ausgleich sowie fir die Sicherung des Existenz-
minimums hinzu.

JInklusion klingt wie das Versprechen einer grofSen
Freiheit und bedeutet letztlich aber, aus Schon-,
Schutz- und Ausgrenzungsrdumen (heraus und) in
dem Getriebe des globalisierten Netzwerkkapita-
lismus anzukommen, mit all seinen Chancen und
Risiken.

Verstehen wir unter Inklusion das Recht, an den all-
gemeinen Zugangschancen zu Arbeit, Bildung, Frei-
zeit, Gemeinschaft oder Konsum uneingeschrénkt
beteiligt zu sein, dann bedeutet es in letzter Kon-
sequenz Teilhabe an einer kapitalistischen Gesell-
schaft, in der eine gnadenlose Konkurrenz um Geld,
Macht und Status herrscht. Es ist eine Gesellschaft,
in der vom Subjekt ein Héchstmals an Flexibilitét,
Mobilitdt und Eigenregie verlangt wird."

So trug es Heiner Keupp, bekannter Sozialpsycho-
loge auf dem Politik-Hearing am 31.01.2019 vor
und fiihrte weiter aus:

,INeben einer gewaltigen Transformationsleistung
im institutionellen Gefiige der Kinder- und Jugend-
hilfe und des Eingliederungssystems brauchen wir
auch eine kritische Reflexion tiber die Bedingungen
gelingenden Aufwachsens in einer Gesellschaft, in
der Subjekte immer mehr auf ,,employability" und
Niitzlichkeit reduziert werden.

Was brauchen Heranwachsende an Verwirklichungs-
chancen fiir ein selbstbestimmtes souverdnes Leben
und wie kann die noch mehr geforderte Kinder- und
Jugendhilfe in qualifizierter Weise dazu beitragen?*

Wie konnen gesellschaftliche Realitdten und ein
grundrechtlich behauptetes Ideal zusammenge-
bracht werden? Diese Frage skizziert erneut den
komplexen Hintergrund und hohen Anspruch der
Berichtsfrage: Gelingt Inklusion? Aber nochmal:
Nicht, weil Menschen beddirftig sind, sondern weil
sie das Recht haben, muss Inklusion so gut wie
irgend moglich gelingen. Damit wird ein weite-
rer Aspekt dessen deutlich, was mit Inklusion ge-
meint ist:



» Inklusion als grundrechtlicher Anspruch
auf eine gleichberechtigte und selbstbestimm-
te Teilhabe erfordert unbedingt eine Regulie-
rung durch Recht und eine Durchsetzung von
Recht durch staatliche Autoritdt und staatli-
ches Handeln. Inklusion junger Menschen wird
realisiert durch 6ffentliche Daseinsvorsorge
und Infrastruktur, die selbstbestimmte Teilha-
be fiir jeden jungen Menschen erméoglichen -
das ist gemeint mit dem Leitsatz ,, Aufwachsen
in 6ffentlicher Verantwortung”.

Fazit: Inklusion meint ein komplexes
Konstrukt mit vielfaltigen Beziigen

Das Reden und Berichten uber Inklusion ist kom-
plex und kompliziert, reich an Fallen fir falsche
Vereinfachungen und Missverstandnisse und doch
fir die Beurteilung des Zustands und der Zukunfts-
aussichten einer Gesellschaft von besonderer Be-
deutung — so viel ist bisher deutlich geworden.

Im folgenden Schaubild wird nochmal im Uber-
blick aufgefiihrt, was bedacht werden muss, wenn
mit Blick auf Kinder und Jugendliche tiber Inklu-
sion gesprochen werden soll:

Abbildung 3: Konzeptioneller und theoretischer Bezugsrahmen fiir Inklusion

rechtlicher
Rahmen

gesellschaftliche
Realitdten

Inklusion

o6ffentliche
Verantwortung

Der rechtliche Rahmen ist bestimmt durch:

m das Grundgesetz und die Landesverfassung
Rheinland-Pfalz;

m Allgemeine Menschenrechte und ihre Konkretisie-
rung in UN-Konventionen, insbes. Behinderten-
rechtskonvention und Kinderrechtskonvention;

Bedingungen
fur gelingendes
Aufwachsen

Quelle: Eigene Darstellung

m die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-

gerichts, zuletzt z.B. zur dritten Option bei den
Angaben zum Geschlecht, zu einem nicht kiirz-
baren Existenzminimum oder zum Recht auf
Hilfe bei der Selbsttétung.
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Offentliche Verantwortung meint das an diese
Prinzipien und Anspriiche gebundene und gezielte
staatliche Handeln auf allen Ebenen (Bund, Land,
Kommunen):

m fir Blrger*innen vom ersten Lebenstag als
Garant der Verfassungsgarantien der ersten 19
Artikel des GG;

m gepragt durch das Rechts-, Sozialstaats- und
Demokratiegebot,

m aktiv in arbeitsteilig zustandigen Institutionen,
hier vor allem in den Bereichen Gesundheit,
Bildung, Kinder- und Jugendhilfe, Justiz etc.

Gesellschaftliche Realitdten sind gepragt von:

m konkreten Besitz- und Machtverhaltnissen, die
je nach Verteilung und Zugang z.B. positiv zu
Bildungserfolg oder negativ zu Armut mit je-
weils Folgen fiir z. B. Gesundheit, oder politi-
sche Teilhabe fuihren;

m der Bedeutung historischer Auseinandersetzun-
gen und Konflikte um die Durchsetzung gleicher
und selbstbestimmter Lebenschancen und Le-
bensverhaltnisse (Bsp. Durchsetzung des allg.
Wahlrechts gegen traditionelle Besitzverhalt-
nisse, der Gleichberechtigung von Frauen gegen
trad. Geschlechterverhaltnisse und Rollenbilder,
der Anerkennung der Vielfalt der Geschlechter
(transidente, intergeschlechtliche, nichtbina-
re Menschen), der Aufwertung des Jugendalters,
z.B. Absenkung der Volljahrigkeit auf 18, des
Wahlalters bei Kommunalwahlen auf 16 oder
die Aufnahme von Kindergrundrechten in das
Grundgesetz).

Bedingungen des Aufwachsens in den fiir diesen
Bericht bedeutsamen Lebensphasen Kindheit
(0-13].), Jugend (14-17 J.) und junge Erwachsene
(18-27 J.) werden thematisiert unter den Stich-
worten:

m Prozesse der Sozialisation und Entwicklung

Prozesse der Erziehung und Bildung

Befahigung (capabilities)

m Verhaltnis von Familie, Peers und 6ffentlicher
Verantwortung

Bedeutung sozialer und raumlicher Bedingungen

Bedeutung von Lebenswelten

(dazu ausfiihrlicher Kapitel 3)

» Was mit Inklusion gemeint ist, kann daher
nur verstanden werden in der Bedeutung und
Wechselwirkung der vier angesprochenen Di-
mensionen:

1. Einem normativen Prinzip von Freiheit und
Gleichheit fiir alle sowie zugleich der Aner-
kennung von Diversitat;

2. einer Analyse gesellschaftlicher Praxis von
Exklusion;

3. den individuellen Voraussetzungen fiir und
die Befahigung zur Teilhabe sowie

4. den Strukturen und Prozessen der Ermogli-
chung selbstbestimmter und mitwirkungs-
relevanter Teilhabe in und durch &ffentliche
Verantwortung.

Damit werden auch wesentliche Dimensionen und
bedeutsame Bausteine fiir gelingende Inklusion
deutlich:



Abbildung 4: Dimensionen und Bausteine gelingender Inklusion

Normatives Prinzip:

Freiheit und
Gleichheit aller,
Anerkennung von
Diversitat

Analyse
gesellschaftlicher
Praxis von
Exklusion

Wie Inklusion
gelingt?

Strukturen und

Prozesse der
Erméglichung

selbstbestimmter und
mitwirkungsrelevanter

Teilhabe

Inklusion meint wie vorgestellt im Anschluss an

die UN-Behindertenrechtskonvention eine positive
Programmformel, Ziel und Anspruch fiir staatliches
Handeln, der zuerst jede Form von Ausschluss und
Ausgrenzung, also Exklusion, begriindungsbediirftig
macht. Ob Inklusion gelingt, kann vor allem daran
abgelesen werden, ob Exklusionen erkannt, analy-
siert und durch zielgerichtetes staatliches Handeln
deutlich verringert sowie, wo dies nicht gelingt, in
ihren negativen Folgen fiir betroffene junge Men-
schen kompensiert werden. Dariiber wird fir die
Bereiche Gesundheit, Bildung/Schule sowie Kinder-
und Jugendhilfe eingehend berichtet.

individuelle
Voraussetzungen
fiir und Befahigung

zur Teilhabe

Quelle: Eigene Darstellung

2. Warum muss uber Inklusion und
Exklusion berichtet werden?

Wenn also mit Inklusion vor allem eine positive
Leitidee und damit ein Anspruch an staatliches
Handeln gemeint ist, nach der/dem jede Form
von Ausschluss und Ausgrenzung, also Exklusion,
begriindungsbediirftig ist, dann muss auch Gber
beides berichtet werden: Uber gelingende Inklusi-
on ebenso wie ber stattfindende Exklusionen.

Unsere gesellschaftlichen Verhaltnisse sind auch
gepragt und durchdrungen von materiellen Bedin-
gungen und Strukturen der Exklusion, hier vor al-
lem von Armut, die wie kaum ein anderer Faktor
das Aufwachsen negativ beeinflusst (z.B.: Bos et
al. 2008, S.28 ff.; HuRmann et al. 2017 S. 20-24;
ausfihrlich Kapitel 2.7).
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Ebenso einflussreich sind Traditionen, Kulturen und
Denkmuster des Ausschlusses und der Ausgrenzung.
Aktuell bestdtigen bedngstigende Erfahrungen mit
Hass gegen vermeintlich Fremdes, Abwertungen
von Menschen, die nicht einer bestimmten Norm
entsprechen (z.B. Homofeindlichkeit, Muslimfeind-
lichkeit, Abwertung von Menschen mit Behinde-
rung), Antisemitismus, sozialem Rassismus sowie
wieder erstarkendem Rechtsradikalismus diese Ein-
schatzung. Inklusion im Sinne einer gleichberech-
tigten und selbstbestimmten Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben ist weder selbstverstandlich
noch allseits akzeptiert.

Vor diesem Hintergrund gibt es mindestens vier
Griinde, warum uber das Gelingen von Inklusion
ebenso wie (ber reale Exklusionen berichtet wer-
den muss:

1. weil zentrale Fragen gesellschaftlichen
Zusammenlebens verhandelt werden:

m der Diskurs Uber Inklusion fokussiert zentrale
Rahmenbedingungen und Vorstellungen ge-
sellschaftlichen Zusammenlebens genauso wie
pragende Kontroversen und Dissens;

m ein moglichst anerkanntes Konzept von Inklu-
sion ist unverzichtbar, da sich eine so komplexe
und von unterschiedlichen Interessen gepragte
Gesellschaft nicht darauf verlassen kann, dass
jede*r in jeder Situation das richtige erkennt
und auch tut.

2. weil Inklusion jeden Menschen existenziell
betrifft, aber Moglichkeiten und Grenzen fiir
Menschen in belasteten und verletzlichen
Lebenssituationen (vulnerable Gruppen)
besonders deutlich werden:

m Menschen in belasteten und verletzlichen
Lebenssituationen sind Ausgrenzung und Aus-
schluss ausgesetzt, erleben und thematisieren
Exklusion aber auch Erfahrungen und Erfolge
von Inklusion (siehe Interviewausziige am Be-
ginn und in Kapitel 3).

Dabei geht es nicht um Ausnahme- und
Randphanomene, diese Erfahrungen haben
Bedeutung fiir das Ganze, eine gesamtgesell-
schaftliche Relevanz. Denn an den ,Randern”
wird exemplarisch deutlich, wovon alle betrof-
fen und/oder bedroht sind.

Was Inklusion ermdglicht und wie sie gelingen

kann, wird an Menschen aus vulnerablen Grup-
pen ebenso deutlich wie aktuelle Grenzen und

Hindernisse.

. weil Inklusion kein einmal erreichter Zustand

ist, sondern ein fragiler Prozess:

Inklusion, so wie hier verstanden, steht auch im
Gegensatz zu anderen starken Vorstellungen
gesellschaftlichen Zusammenlebens (z.B. Leis-
tungsprinzip), muss immer wieder eingefordert
und durchgesetzt werden und ist immer wieder
bedroht. Fortschritte und Probleme in diesem
Prozess werden insbesondere an den Randern
deutlich.

Deutlich berichtet werden kann uber erheb-
liche Anstrengungen, Inklusion zu erméglichen,
Inklusion ist auch eine Erfolgsgeschichte.

Inklusion bleibt aber nicht selbstverstandlich,
muss immer wieder angestrebt werden und ist
nicht fiir alle jungen Menschen Realitat.

. weil 6ffentliche Verantwortung in besonderer

Weise angesprochen ist:

Offentliche Verantwortung ist in besonderer
Weise dem Ideal der Inklusion verpflichtet;
ohne staatliches Handeln kann Inklusion nicht
gelingen;

dazu gehort auch die miihsame Aufgabe, Ideale
und Realitaten gesellschaftlichen Zusammen-
lebens zusammenzubringen.

Ein Aufwachsen in 6ffentlicher Verantwortung
—in Kita, Schule und Jugendarbeit - kann vor-
handene Ungleichheiten ausgleichen, aber auch
neue Ungleichheiten schaffen. Zentrale Fra-

ge ist daher: Wo ist die konkrete Gestaltung
offentlicher Verantwortung gelungen und wo
noch unzureichend?



3. Wie kann iiber Erfahrungen junger diskussionen mit jungen Menschen aus sog.

Menschen in Rheinland-Pfalz mit Inklu- vulnerablen Gruppen qualitativ entwickelten
sion und Exklusionen berichtet werden? Fragestellungen;

3. insgesamt sechs Hearings mit tiber 50
Der dritte Kinder- und Jugendbericht des Landes Expert*innen rund um Erfahrungen, Fragen und
Rheinland-Pfalz kann auf eine in den beiden vor- Probleme zu Inklusion und Exklusionen sowie
hergehenden Berichten entwickelte, erprobte und nicht zuletzt

bewdhrte Konzeption fiir diese Art der Sozialbe-

. N . 4. einer vergleichenden Analyse mit einem In-
richterstattung zurlickgreifen, bestehend aus: & Y

dex fiir das Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen in den 12 Stadten und 24 Kreisen
des Landes, in der erstmals auch Entwicklun-
gen und Veranderungen in den zuriickliegenden
Jahren ausgewertet werden kdnnen.

1. Daten und Fakten zu Lebensbedingungen und
Lebenslagen junger Menschen und Familien in
Rheinland-Pfalz fokussiert unter der Leitfrage
des Berichtes ,Gelingt Inklusion?*;

5. Hinweise und Empfehlungen fiir die Landes-
politik schlief3en den Bericht ab.

2. einer umfangreichen Jugendbefragung, offen
fur alle jungen Menschen iber ein eigens ent-
wickeltes Online-Tool, mit aus 11 Gruppen-

Abbildung 5: Gesamtdatenkonzept des 3. Kinder- und Jugendberichtes Rheinland-Pfalz

Daten- und Analysekonzept zur Strukturierung und Deutung der Lebenssituation
junger Menschen in Rheinland-Pfalz

* *
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Quelle: Eigene Darstellung
Mit diesem theoretisch mehrperspektivischen und  erkannte Standards zeitgemaf3er Sozialbericht-

methodisch anspruchsvollen Design schlief3t auch ~ erstattung an. Als theoretische und fachliche Ba-
dieser Bericht an international bewdhrte und an- sis dient dabei das Konzept des Child-Well-Being,
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welches in Folge der Umsetzung der UN-Kinder-
rechtskonvention entwickelt wurde und versucht,
Wohlergehen und Wohlbefinden junger Menschen
sowohl multidimensional als auch methoden-
plural zu erfassen und abzubilden. Daneben sind
die Uberlegungen des Capability Approach (Sen/
Nussbaum 1993; dt. Ziegler 2011) und der dar-

in enthaltene Befdhigungsansatz sowie die Frage
nach Verwirklichungschancen junger Menschen
fir ein aus ihrer Perspektive gutes Leben ein wich-
tiger Ansatz (ausfihrlich dazu Kapitel 4).

Trotz aller Anstrengungen einer griindlichen und
sorgfaltigen Recherche sowie einer methodisch
und theoretisch begriindeten Arbeitsweise wird
auch dieser Bericht die Frage ,Gelingt Inklusion in
Rheinland-Pfalz?” nicht abschlie3end beantworten
kénnen. Wir hoffen aber mit diesem Bericht zuerst
den Mitgliedern des Landesparlaments und dann
allen, die in Rheinland-Pfalz Verantwortung fiir das
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen tragen,
wichtige Informationen und eine nachvollziehbare
Grundlage bieten zu kénnen fir Entscheidungen,
die dazu beitragen, dass Inklusion gelingen kann.

4. Wir wollen Danke sagen

Unser Dank als Berichtskommission gilt vor al-
lem und zuerst den jungen Menschen, denen wir
zuhdren durften und die unsere neugierigen Fra-
gen beantwortet haben, sowie den entsprechen-
den Institutionen, die uns den Zugang zu den Ju-
gendlichen ermdglicht haben; dann genauso den
Expert*innen, die in den sechs Hearings ihre Kom-
petenzen, Kenntnisse und Erfahrungen eingebracht
und mit uns kritisch diskutiert haben. Danke sagen
wollen wir auch persénlich der Steuerungsgrup-

pe mit Fachkolleg*innen aus Ministerien und Lan-
desbehérden, die liber Konzeption und Umsetzung
der Berichterstattung mit uns immer wieder kon-
struktiv gerungen haben und nicht zuletzt der Mi-
nisterin, die diese Berichterstattung im Namen des
Landtages beauftragt hat und entgegennimmt.

Mainz, Trier und Koblenz
Im Januar 2021
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2. Daten und Fakten zu Lebensbedingungen und Lebens-
lagen junger Menschen und ihrer Familien in Rheinland-Pfalz

ZUSAMMENFASSUNG

Fiir die Analyse der Lebensbedingungen und
Lebenslagen junger Menschen in Rheinland-
Pfalz wurde das Datenmodell aus dem 2. Kin-
der- und Jugendbericht hinsichtlich der Frage
»Gelingt Inklusion?” weiterentwickelt. Die vor-
liegenden Befunde zeigen, dass sich die spezi-
fischen Voraussetzungen fiir die Realisierung
sozialer Teilhabe in den unterschiedlichen Ge-
sellschafts- und Politikbereichen regional und
zielgruppenspezifisch sehr unterschiedlich dar-
stellen:

1. Der demografische Wandel fiihrt zu weit-
reichenden Veranderungen in den Bedingun-
gen des Aufwachsens sowie fiir Familien und
verscharft die regionalen Disparitdten in
Rheinland-Pfalz.

2. Auch in Rheinland-Pfalz pluralisieren sich
Familienformen. Jedes vierte Kind lebt in ei-
nem Alleinerziehenden-Haushalt oder in ei-
ner Lebensgemeinschaft. Jede dritte Familie
hat einen Migrationshintergrund. Junge Men-
schen wachsen jedoch weiterhin zum gréf3ten
Teil in der ,traditionellen” Familienform Ehe-
paar mit Kindern auf (72 %). Die Familie stellt
weiterhin einen zentralen Ort fur die Ermogli-
chung sozialer Teilhabe dar. Uber die familiale
Herkunft werden soziale Teilhabechancen er-

offnet. Im Umkehrschluss bedeutet ein Man-
gel an familialen Ressourcen aber auch, dass
fir Kinder und Jugendliche bestimmte gesell-
schaftliche Giter nur schwer oder gar nicht
zu erreichen sind. Dies auszugleichen, ist Be-
standteil der 6ffentlichen Verantwortung.

. Armut ist ein zentraler Faktor fiir Exklusion.

Rheinland-Pfalz weist neben Bayern und
Baden-Wiirttemberg die geringste Kinder-
armutsquote auf. Dennoch lebt etwa jedes
10. Kind in Rheinland-Pfalz von Sozialgeld
(SGB 11). Besonders betroffen sind kinderrei-
che Familien, Alleinerziehende und Familien
mit Migrationshintergrund. Armut ist zudem
regional deutlich unterschiedlich ausgepragt.
Je nachdem, wo ein Kind aufwachst wird, liegt
die Kinderarmutsquote entweder bei 5 % oder
um das 6-fache héher bei 30 %.

. Die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe

erreichen heute alle Kinder, Jugendlichen und
Familien. Damit hat sich die Kinder- und Ju-
gendhilfe zu einem zentralen Element in der
sozialen Infrastruktur fiir Familien entwickelt.
Die vielfaltigen Angebote und Dienste ermdg-
lichen auf vielfaltige Art und Weise Teilha-

be und kompensieren Benachteiligungen und
die Erfahrung von Ausgrenzung. Damit stellt
die Kinder- und Jugendhilfe eine sehr zentra-
le Infrastruktur fiir gelingende Inklusion dar.
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Da die Kinder- und Jugendbhilfe regional sehr
unterschiedlich aufgestellt ist, wird sie dort,

wo Angebote nicht bedarfsorientiert vorhan-
den sind, selbst zum Exklusionsfaktor.

5. Fir den allergrof3ten Teil junger Menschen ge-
lingt das Erreichen guter Schulabschlisse in-
folge einer gelungenen und erfolgreichen
Bewaltigung schulischer Anforderungen regel-
haft. Immer mehr Schiiler*innen verlassen die
Schule mit Abitur. Gleichzeitig steigt jedoch
die Anzahl der Schulentlassenen ohne Berufs-
reife. Bildungs- und Teilhabechancen lassen

Im folgenden Abschnitt werden die in der Hinfiih-
rung entwickelten Uberlegungen zu Inklusion und
Exklusion mit empirischen Daten unterfittert.
Dabei liegt der Fokus auf der Beschreibung und
Analyse von Lebensbedingungen und Lebenslagen
junger Menschen und ihrer Familien in Rheinland-
Pfalz unter der Leitfrage des Berichtes ,Gelingt
Inklusion?”. Dargestellt werden insbesondere Er-
kenntnisse, die Rheinland-Pfalz im Bundeslander-
vergleich zeigen. In ausgewahlten Aspekten wird
zudem auf regionale Disparitaten zwischen den
rheinland-pfalzischen Kommunen verwiesen.

Fir die Analyse der Lebensbedingungen und
Lebenslagen junger Menschen in Rheinland-Pfalz
wurde das Modell der Bedingungen des Aufwach-
sens aus dem 2. Kinder- und Jugendbericht (vgl.
MIFKJF 2015) hinsichtlich der Frage ,Gelingt
Inklusion?” weiterentwickelt. Die vorliegende
Datenanalyse folgt daher der in der Hinflihrung
entwickelten Grundannahme, dass spezifische
Konstellationen und die Ausgestaltung von Le-
bensbedingungen und Lebenslagen je spezifische
Voraussetzungen fiir die Realisierung sozialer Teil-
habe fur junge Menschen darstellen (vgl. Abbil-
dung 6). Dabei stellt die Ermoglichung selbst-
bestimmter und mitwirkungsrelevanter Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben fiir alle jungen Men-
schen gleichzeitig Aufgabe und Herausforderung
fur ein Aufwachsen in 6ffentlicher Verantwortung

sich folglich nicht fir alle gleichermaf3en ver-
wirklichen. Die inklusive Weiterentwicklung
der Schulen stellt in diesem Zusammenhang
eine grof3e Herausforderung dar.

6. Der Anteil junger Menschen mit diagnosti-
zierten psychischen Stérungen nimmt kon-
tinuierlich zu. Im Jahr 2018 betrifft dies knapp
jeden vierten jungen Menschen im Alter zwi-
schen 6 und 21 Jahren. Jugendgewalt, Ju-
gendkriminalitdt und normverletzendes
Verhalten junger Menschen entwickeln sich
in Rheinland-Pfalz dagegen riicklaufig.

in Rheinland-Pfalz dar. Die spezifischen Bedingun-
gen zur Realisierung von Teilhabe ergeben sich da-
bei aus der Wechselwirkung individueller Voraus-
setzungen fiir Teilhabe bzw. der Beféhigung zur
Teilhabe sowie Strukturen und Prozessen ihrer Er-
moglichung. Beide Komponenten werden ihrer-
seits von spezifischen gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen gepragt.



Abbildung 6: Modell fiir die Bedingungen des Aufwachsens und die Realisierung von Teilhabe

in Rheinland-Pfalz
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Grundsatzlich lassen sich unterschiedliche Aspek-
te benennen, die Einfluss auf diese individuelle
Teilhabekonstellation junger Menschen nehmen.
Entscheidend sind zum einen die im Modell skiz-
zierten drei zentralen Entwicklungs- und Le-
bensbereiche junger Menschen:

m Die Entwicklungsbasis Familie stellt fir jun-
ge Menschen einen zentralen sozialen Ort dar,
an welchem ihnen sowohl spezifische materiel-
le Ressourcen als auch soziale Beziehungen fir
ihr Leben und ihre Entwicklung zur Verfiigung
gestellt werden (vgl. MIFKJF 2015, S.53ff.). Die
Familie ist zentral fur die Frage, welche indivi-
duellen Voraussetzungen fiir Teilhabe und fir
die Befahigung zur Teilhabe jungen Menschen
zur Verfligung stehen und wie sie darauf ba-
sierend die an sie gestellten Herausforderun-
gen im Prozess des Heranwachsens bewaltigen
konnen (siehe dazu Zweiter Blick — Kapitel 3).
Prekare familidre Konstellationen (z. B. belaste-
te Lebenssituationen, insbes. Armut, oder kriti-
sche familidre Lebensereignisse, z. B. Trennung)
kénnen indes selbst zu herausfordernden Be-
waltigungslagen fir junge Menschen avancie-
ren (siehe dazu Zweiter Blick — Kapitel 3).

Entvx}icklungs-
raum Peers ..

)
ortliche und infrastrukturelle
Gestaltung des Raums

Quelle: Eigene Darstellung

m Der Entwicklungsraum Peers stellt neben der
Familie den zentralen sozialen Ort fiir junge
Menschen dar. Die Beziehung zu Gleichaltrigen
(Peers) dient dabei der Erprobung und Einiibung
sozialer Beziehungen auf Augenhohe, der Ent-
wicklung eines demokratischen Selbstverstand-
nisses und solidarischen Verhaltens und ist
entsprechend bedeutsam fir die Entwicklung
der personlichen Identitat (vgl. MIFKJF 2015,
S.53ff.). Zudem stellen auch Peerbeziehungen
— ebenso wie die Familie — wichtige Orte fur Er-
fahrungen von Anerkennung und Respekt sowie
die Bewaltigung von Ausschlusserfahrungen
und das Herausbilden von Bewaltigungsstrate-
gien dar (siehe dazu Zweiter Blick — Kapitel 3).

m Die Entwicklungsorte in 6ffentlicher Verant-
wortung beziehen sich in diesem Modell auf
arbeitsteilig zustandige Institutionen, die jun-
ge Menschen in ihrer Entwicklung, Erziehung
und Bildung begleiten und unterstiitzen — hier
exemplarisch fokussiert auf das Leistungs-
spektrum der Kinder- und Jugendhilfe, insbes.
Jugendarbeit (vgl. MIFKJF 2015), sowie den
Bereich Schule und Ausbildung. Die zur Verfi-
gung gestellte Infrastruktur sowie die jeweilige
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Gestaltung dieser 6ffentlich verantworteten
Angebote sind fir die persénliche Entwicklung
und Sozialisation junger Menschen neben Peer-
beziehungen und der Familie entscheidend. Wie
in der Hinfiihrung hergeleitet, sind Institutionen
o6ffentlicher Verantwortung in besonderer Weise
dem Ideal der Inklusion verpflichtet, da ihr ge-
zieltes Handeln vorhandene Ungleichheiten aus-
gleichen, aber auch neue beférdern kann.

Diese Entwicklungs- und Lebensbereiche werden
dariber hinaus tiber besondere gesellschaftliche
Rahmenbedingungen beeinflusst, die in Wech-
selwirkung miteinander treten und deren jeweili-
ge Ausgestaltung die Konstitution von Familien,
Gruppen von Gleichaltrigen und Angebotsstruk-
turen offentlicher Verantwortung bedingt. Diese
Rahmungen werden im Folgenden naher unter-
sucht:

m Die Bevolkerungsstruktur und ihre Entwick-
lung sowie die damit verbundenen Ursachen
und Folgen stellen einen eigenen Aspekt fir die
Analyse der Rahmenbedingungen von Teilhabe-
konstellationen dar. Wie im 2. Kinder- und Ju-
gendbericht herausgearbeitet, beeinflusst die
jeweils vor Ort bestehende demografische Lage
die Lebenssituation und Entwicklungsperspek-
tiven junger Menschen erheblich. Das Aufwach-
sen in von Gleichaltrigen weitgehend ,ent-
leerten” (MIFKJF 2015, S.55) oder gegenteilig
prosperierenden Rdumen hat dabei Einfluss auf
objektive Entfaltungsoptionen sowie Méglich-
keiten der Erprobung von Selbst- und Fremd-
wahrnehmung (vgl. ebd.).

m Auch die Betrachtung der sozio6konomischen
Verhiltnisse spielt bei der Analyse der Bedin-
gungen des Aufwachsens als Voraussetzung
sozialer Teilhabe tiber den Zugang zu 6kono-
mischen Ressourcen eine wichtige Rolle. Fokus-
siert wird im vorliegenden Modell die soziale
Struktur der Lebensorte, worunter vor allem die
6konomische Situation sowie die soziale Zu-
sammensetzung der Bevélkerung subsummiert
werden (vgl. MIFKJF 2015, S.54).

Dies beinhaltet in erster Linie den Blick auf die
Ausstattung von Familien mit monetéaren Res-
sourcen und die sich daraus ergebenden Ent-
wicklungschancen und Lebensperspektiven
beispielsweise hinsichtlich einer erfolgreichen
Bildungslaufbahn (vgl. ebd., S.55).

Der Raum und seine jeweilige ortliche und
infrastrukturelle Gestaltung stellen eine
eigenstandige und grundlegende Bedingung
des Aufwachsens dar und kdnnen Auswirkun-
gen auf die spezifische Teilhabekonstellation
junger Menschen haben. Dabei ist nicht nur die
regionale Verortung im Sinne der geografischen
Lage, sondern auch die infrastrukturelle Aus-
stattung des Raums fiir die Bereiche ,Wohnen,
Gesundbheit, Bildung, Kultur und Freizeit sowie
Verkehr und Arbeit” (MIFKJF 2015, S.54) ent-
scheidend. Zudem gilt es, den sozialen Raum
als unmittelbare Umgebung mit zugénglichen
Gelegenheitsstrukturen fiir junge Menschen zu
berticksichtigen (vgl. ebd., S.55).

In der Beschaftigung mit selbstbestimmter ge-
sellschaftlicher Teilhabe fiir jeden jungen Men-
schen bedarf es als abschlie3ende Kategorie
der Betrachtung gesellschaftlicher Strukturen
fur den Umgang mit Diversitat im Sinne gesell-
schaftskultureller Praxen der Anerkennung
von Diversitat. Ausgehend von dem univer-
salen Anspruch des Inklusionsideals, gesell-
schaftlich selbstbestimmte Teilhabe fiir jeden
jungen Menschen unabhangig von Zuschrei-
bungen des ,anders Seins” iiber Merkmale wie
Behinderung, Geschlecht, Herkunft, sexuelle
und geschlechtliche Identitat etc. zu realisie-
ren, muss der Frage nachgegangen werden, wie
dies durch Daseinsflrsorge und Infrastruktur
unterstitzt und realisiert werden kann. Die Fra-
ge ist folglich, ob junge Menschen z.B. mit Be-
hinderungen, Migrationshintergrund und/oder
einer ausgehend von der gesellschaftlich tra-
dierten Geschlechterordnung bislang wenig an-
erkannten sexuellen Identitat positive Entwick-
lungsoptionen erfahren und wo Barrieren oder
Ausschluss ihre soziale Teilhabe pragen. In der



Analyse der Lebenssituation und Lage junger
Menschen in Rheinland-Pfalz findet daher auch
die Betrachtung von Differenzkategorien (z.B.
Geschlecht, Migrationshintergrund, Behinde-
rung etc.) Berlcksichtigung und wie sich die-
se in den jeweiligen offentlich verantworteten
Strukturen widerspiegeln.

Vor diesem Hintergrund richtet das vorliegende
Kapitel den 1. Blick neben der Analyse der Bevol-
kerungsstruktur und des familialen Zusammen-
lebens vor allem auf die Ausgestaltung der 6f-
fentlichen Infrastruktur — hier fokussiert auf das
Leistungsspektrum der Kinder- und Jugendhilfe
sowie von Schule und Ausbildung — und blickt ab-
schliefend auf Gefdhrdungspotenziale fiir junge
Menschen in Rheinland-Pfalz sowie deren Risiko-
verhalten im Sinne eines Anzeigers fiir Exklusion
und Folgen verwehrter Teilhabe. In der Gesamt-
schau sollen Hinweise darauf abgeleitet werden,
welche Bedingungen des Aufwachsens und damit
Voraussetzungen der Ermdglichung von Teilhabe
in 6ffentlicher Verantwortung derzeit fiir junge
Menschen in Rheinland-Pfalz besonders gefordert
sind.

2.1 Demografie

Demografische Entwicklungen beeinflussen
ma[3geblich die Rahmenbedingungen des Auf-
wachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz
(vgl. MIFKJF 2015). Die grundlegenden Lebensbe-
reiche und Entwicklungsorte Familie, Peers und
institutionelle Orte in &ffentlicher Verantwor-
tung (z. B. Kindertagesstatten, Schulen, Angebote
der Jugendarbeit) stehen in engem Zusammen-
hang mit demografischen Veranderungen. Eine
der grundlegenden Fragen des demografischen
Wandels, ob hier kiinftig mehr oder weniger junge
Menschen leben, hat je nach Antwort erhebliche
Auswirkungen auf die konkrete Gestaltung des
Zusammenlebens in Familie und Peerbeziehun-
gen am eigenen Lebensort, aber auch auf die
Planung von Angeboten und Leistungen fiir ein
Aufwachsen in 6ffentlicher Verantwortung.

Die Bevolkerungsstruktur und ihre Entwicklung so-
wie die damit verbundenen Ursachen und Folgen
stellen damit auch einen zentralen Aspekt fir die
Analyse der Rahmenbedingungen von Teilhabe jun-
ger Menschen dar. Wie im 2. Kinder- und Jugend-
bericht herausgearbeitet, beeinflusst die jeweils vor
Ort bestehende demografische Lage die Lebenssi-
tuation und Entwicklungsperspektiven junger Men-
schen erheblich (siehe hierzu auch Kapitel 4.2.2).
Nachfolgend werden daher ausgewahlte und fir
die Lebenssituation junger Menschen relevante
demografische Aspekte untersucht.

2.1.1 Bevolkerungsstruktur und ihre
Entwicklung

Unter dem Begriff Demografie werden Beschrei-
bungen und Erklarungen der Bevolkerungsstruk-
tur und des Bevolkerungswandels subsummiert.
Dabei stehen bei der Betrachtung der derzeiti-
gen demografischen Entwicklung vor allem die
wechselseitige Verschrankung der zentralen Be-
volkerungsvorgédnge (Geburten, Sterbefalle, Wan-
derung) und ihre Auswirkungen auf die Zusam-
mensetzung der Bevolkerungsstruktur im Fokus.
Indes lasst sich fiir die meisten westlichen Indus-
trielander — so auch fiir Deutschland — der aktuel-
le und kiinftige demografische Trend als Zusam-
menwirken von steigender Lebenserwartung und
niedriger Geburtenrate, bei gleichzeitig die Gebur-
tenrate Ubersteigender Sterberate charakterisie-
ren. Die Folge dieses demografischen Wandels
ist eine tiefgreifende Veranderung der Altersstruk-
tur unserer Gesellschaft und driickt sich vor al-
lem in einem steigenden Anteil alterer gegeniiber
jingeren Menschen in der Bevolkerungszusam-
mensetzung aus. Vor diesem Hintergrund werden
nachfolgend die zentralen Entwicklungstrends in
Rheinland-Pfalz nachvollzogen.

» Die rheinland-pfalzische Bevdlkerung ist
in den letzten Jahren kontinuierlich gewach-
sen und hat sich in ihrer Zusammensetzung
und Altersstruktur verandert.
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In den letzten Jahren lasst sich in Rheinland-Pfalz
ein kontinuierliches Bevdlkerungswachstum fest-
stellen. Im Jahr 2018 leben in Rheinland-Pfalz etwa
4,1 Millionen Menschen. Im Betrachtungszeitraum
von 2011 bis 2018 wuchs die Gesamtbevélkerung
um 2,4 % — also knapp 95.000 Personen. Dies ent-
spricht annahernd der Einwohner*innenzahl der
Stadt Kaiserslautern (vgl. Fickel 2019, S.839). Ent-
sprechend des demografischen Trends zeigt sich
jedoch, dass die Entwicklung in den jeweiligen Al-
tersgruppen unterschiedlich ausfallt. Wahrend vor
allem die Altersgruppe der Senior*innen (65 Jah-
re und alter) seit 2011 um 9% (73.404 Personen)
zugenommen hat, schrumpft die Altersgruppe der
unter 21-Jahrigen um etwa 1% (7.798 Personen). In
der Altersgruppe der 21- bis 65-Jdhrigen zeigt sich
dagegen auch eine Zunahme der Bevolkerungs-
anzahl um 1,2% (29.205 Personen). Die Verande-
rungen fallen damit vor allem in der Gruppe der
Senior*innen absolut und relativ betrachtet am
starksten aus.

Abbildung 7: Entwicklung der Altersstruktur der

rheinland-pfalzischen Bevolkerung von 2011 bis
2018, Angaben in absoluten Zahlen
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2020).
Eigene Darstellung und Berechnung

Die quantitativen Veranderungen in der rhein-
land-pfélzischen Bevélkerung fiihren dazu, dass
sich auch das Verhiltnis der Generationen zuein-
ander verschiebt. Abbildung 8 zeigt, dass sich der
Anteil der Senior*innen von 20,4 % im Jahr 2011

auf 21,7 % im Jahr 2018 erhoht. Dagegen sinkt der
Anteil der 21- bis 65-)ahrigen an der Gesamtbe-
volkerung im gleichen Betrachtungszeitraum um
0,7 % auf einen Anteil von 58,9 %. Der Anteil jun-
ger Menschen im Alter unter 21 Jahren verandert
sich entsprechend in Rheinland-Pfalz und sinkt
von 20,0 % im Jahr 2011 auf 19,4 % im Jahr 2018.

Abbildung 8: Entwicklung der Altersstruktur

der rheinland-pfalzischen Bevélkerung von
2011 bis 2018, Angaben in %
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2020).
Eigene Darstellung und Berechnung

Neben der verdnderten Altersstruktur zeigt sich in
Rheinland-Pfalz in Folge der seit 1991 anhaltenden
Zuwanderung insgesamt eine Zunahme des Bevol-
kerungsanteils mit Migrationshintergrund. Abbil-
dung 9 zeigt vor diesem Hintergrund die rheinland-
pfalzische Bevolkerungsstruktur in Altersgruppen
und nach Migrationshintergrund im Jahr 2018. Im
Vergleich fallt auf, dass die Bevolkerung mit Mi-
grationshintergrund in ihrer Grundstruktur deut-
lich junger ist. Jede*r Fuinfte ist ein Kind oder
Jugendliche*r unter 15 Jahren. In der Bevolkerungs-
gruppe ohne Migrationshintergrund betrifft dies
nur einen Anteil von 10,1%. Noch deutlicher tritt
die unterschiedliche Altersstruktur in der Gruppe
der Senior*innen (65 Jahr und alter) zu Tage. Jede*r
vierte Rheinland-Pfalzer*in ohne Migrationshinter-
grund ist 65 Jahre oder alter. Hingegen fallt der An-
teil der Senior*innen in der Bevélkerung mit Migra-
tionshintergrund mit 10,1 % deutlich geringer aus.



Abbildung 9: Bevélkerung’ in Rheinland-Pfalz nach Altersgruppen und Migrationshintergrund im

Jahr 2018, Angaben in %
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Quelle: Statistisches Landesamt (2019h). Eigene Darstellung und Berechnung

» Die demografischen Veranderungen fallen
in den rheinland-pfélzischen Stadten und Land-
kreisen sehr unterschiedlich aus.

Die aufgezeigten demografischen Entwicklun-
gen spiegeln sich nicht in allen rheinland-pfalzi-
schen Kommunen gleichermaf3en wider. Grund-
satzlich sind demografische Gréf3en, wie die
Geburtenhaufigkeiten, Mortalitatsraten, Zuwan-
derungsbewegungen oder die Bevolkerungsdich-
te (Einwohner*in je km?) kommunal sehr unter-
schiedlich verteilt (vgl. dazu ausfiihrlich MFFJIV
2019). Dies kann exemplarisch an der Verande-
rung der Altersgruppe der unter 21-Jdhrigen ver-
anschaulicht werden. Abbildung 10 zeigt deutliche
Unterschiede zwischen den Stadten und Kreisen
und somit Rheinland-Pfalz als ein zweigeteiltes
Land von Zugewinn (1/3) und Ruckgang (2/3).

In den Jahren 2011 bis 2017 ergibt sich fiir Rhein-
land-Pfalz insgesamt ein Riickgang der unter
21-Jahrigen von 0,8 %. Diese Abnahme ist vorran-
gig durch einen Riickgang der jungen Menschen

in den Landkreisen (minus 3,3 %) begriindet. Da-
gegen zeigt sich bei den kreisfreien Stadten im
Durchschnitt eine Zunahme der unter 21-Jahrigen
um 5,8 % im gleichen Zeitraum.

In der Betrachtung der einzelnen Kommunen wird
deutlich, dass in insgesamt 12 (davon 9 Stadte und
3 Landkreise) der 36 kreisfreien Stadte und Land-
kreise die Gruppe der unter 21-Jahrigen seit 2011
gewachsen ist. In den Ubrigen 24 Kommunen ver-
ringert sich die Anzahl der Altersgruppe mitunter
deutlich. Die jeweilige Veranderung variiert dabei in
den Kommunen von einem Zuwachs um 10,6 % in
der Stadt Mainz bis zu einer Abnahme junger Men-
schen um 10,3 % im Landkreis Stidwestpfalz.

Die beschriebenen Veranderungen beinhalten je
fir sich auch unterschiedliche Herausforderungen
fur die Stadte und Landkreise. So bedeutet die je-
weilige Zu- oder Abnahme junger Menschen bei-
spielsweise den Ausbau sozialer Infrastruktur (z. B.
Kindertagesbetreuung) oder die Anforderung,
auch fir wenige Kinder und Jugendliche entspre-
chende Angebote aufrechtzuerhalten sowie kon-
zeptionell anzupassen (z.B. (mobile/aufsuchende)
Angebote der Jugendarbeit).

7 Darstellung enthalt die Bevélkerung in Privathaushalten in Rheinland-Pfalz im Jahr 2018.
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Abbildung 10: Entwicklung der Altersgruppe der O bis unter 21-Jahrigen zwischen 2011 und 2017 in

Rheinland-Pfalz, Angaben in %
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» Der Riickgang der unter 21-)Jahrigen in
Rheinland-Pfalz wird vor allem durch eine
Abnahme der Altersgruppe der 9- bis 15-Jah-
rigen bestimmt. Dagegen nimmt die Anzahl
der unter 6-)ahrigen weiter zu.

Obwohl die Anzahl der unter 21-Jdhrigen in Rhein-
land-Pfalz in den letzten Jahren insgesamt leicht
riicklaufig ist, zeigt eine differenzierte Betrach-
tung der Altersgruppen von Kindern und Jugend-
lichen, dass die Entwicklung von gegenldufigen
Trends beeinflusst wird.

In den letzten Jahren wurden in Rheinland-Pfalz
wieder mehr Kinder geboren. Derzeit stabilisiert
sich die Geburtenrate auf 1,6 Kinder je Frau, wobei

sich der Trend fortsetzt, in zunehmend héherem
Alter Kinder zu bekommen. Vor allem der Anteil
an Frauen, die in der Alterspanne von 30 bis 35
Jahren Kinder gebéren, ist in den letzten Jahren
deutlich angestiegen (vgl. Flickel 2019, S.843).

Infolgedessen zeigen sich in den jiingeren Alters-
gruppen positive Verdnderungen. Dies spiegelt sich
vor allem in einer Zunahme der unter 3- bis 6-)ahri-
gen wider. Die Anzahl der unter 3-Jdhrigen stieg da-
bei seit dem Jahr 2011 um 21,3 % (plus 20181 Kin-
der) auf 114.872 Kinder. Auch die Altersgruppe der
3- bis 6-Jahrigen wachst seit 2011 um plus 11,6%
und umfasst im Jahr 2018 110.044 Kinder (plus
11.400 Kinder). Die Altersgruppe der 6- bis 9-Jah-
rigen wachst auch, die Steigerung fallt mit einem
Plus von 2,8 % allerdings deutlich geringer aus.

Abbildung 11: Entwicklung der Bevdlkerung der unter 21-Jahrigen in Rheinland-Pfalz nach Alters-

gruppen in den Jahren 2011 bis 2018
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2020) sowie MFFJIF (2019). Eigene Darstellung und Berechnung

Eine gegensatzliche Entwicklung liegt indes in
den Ubrigen Altersgruppen vor, die seit dem Jahr
2011 einen Riickgang verzeichnen. Dabei findet
die deutlichste Abnahme in der Altersgruppe der
12- bis 15-Jahrigen statt, deren Anzahl sich seit
2011 um 13,6 % (minus 16.926 junge Menschen)
verringert hat. In den Altersgruppen der 15- bis

18-Jahrigen und der bis 21-Jahrigen zeigen sich
jeweils Riickgdnge von minus 10 % bzw. minus
5,4 %. Insgesamt zeigt sich folglich, dass die Ab-
nahme der unter 21-Jdhrigen in Rheinland-Pfalz
maf3geblich von einem Riickgang von Jugend-
lichen beeinflusst wird.
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Tabelle 1: Entwicklung der Bevdlkerung der unter 21-Jahrigen in Rheinland-Pfalz nach
Altersgruppen in den Jahren 2011 bis 2018

Jahr unter 3- bis 6- bis
EREL T 6-Jahrige 9-Jahrige
201 94.691 98.644 102.635
2014 99110 98.770 101.325
2017 112.788 106.441 104124
2018 114.872 110.044 105.530

9- bis 12- bis 15- bis 18- bis
12-Jahrige 15-Jahrige 18-Jahrige 21-Jahrige
112.051 124.653 127.832 138.611
105.003 114144 126.437 131.523
106.266 109115 118.970 134.674
106.895 107.727 115.098 131153

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2020) sowie MFFJIF (2019). Eigene Darstellung und Berechnung

» Die Veranderungen in der Alterszusam-
mensetzung haben vor allem Auswirkungen
auf das Generationenverhaltnis in Rheinland-
Pfalz.

Insgesamt betrachtet setzt sich in Rheinland-Pfalz
trotz gestiegener Geburtenrate der letzten Jahre
die Alterung der Bevolkerung fort. Mit einem An-
stieg der Lebenserwartung nimmt auch der An-
teil alterer Menschen weiter zu. Die Veranderun-
gen in der Altersstruktur einer Bevélkerung haben
dabei auch Auswirkungen auf das jeweilige Gene-
rationenverhaltnis. Fiir die Darstellung dieses Zu-
sammenhangs kann der Jugend- und Altenquoti-
ent herangezogen werden. Dieser beschreibt das
Verhaltnis der erwerbsfahigen und zumeist auch
erwerbstatigen Bevolkerung (20- bis 65-)ahrige)
zur Bevolkerungsgruppe der noch nicht erwerbsta-
tigen Personen (unter 20-Jahrige) sowie der nicht
mehr erwerbstétigen Bevolkerungsgruppe (65 Jah-
re und alter). Fir die Veranderung des Generatio-
nenverhaltnisses und die damit einhergehenden
Gestaltungsanforderungen flir das gesamtgesell-
schaftliche Zusammenleben muss vor allem der Al-
tenquotient betrachtet werden. Dieser gibt an, wie
viele Personen im Alter zwischen 65 und mehr Jah-
ren auf 100 Personen im erwerbsfahigen Alter (20-
bis 65-]dhrige) kommen. Dies stellt einen zentralen
Indikator fiir die soziodkonomische Belastung der
erwerbstatigen Bevolkerung und damit auch der
Familien mit Kindern dar, die finanziell im Rahmen

der Sozialen Sicherungssysteme (vor allem bzgl.
des generationsbasierten Rentensystems) Verant-
wortung tibernehmen. Zusatzlich erbringen Mitter
und Vater im erwerbsfdhigen Alter Versorgungsleis-
tungen fir die jingere Generation (bis 20-Jahrige
noch nicht erwerbstétige Personen).

In Deutschland ist der Altenquotient von 2013

bis 2018 erneut angestiegen (s. Tabelle 2). Im Jahr
2018 kommen so auf 100 Personen im erwerbsfa-
higen Alter 33,2 Senior*innen. In Rheinland-Pfalz
ist der Altenquotient mit 36 Senior*innen pro 100
Erwerbsfahige im Jahr 2018 im Vergleich zum ge-
samten Bundesgebiet tiberdurchschnittlich hoch
ausgepragt. Im Vergleich der einzelnen Bundes-
l@nder erreichen jedoch vor allem ostdeutsche
Bundeslander mit Altenquotienten von anndhernd
46 Senior*innen pro 100 Erwerbsfahige deutlich
hohere Werte. Die Bevolkerungsprognose des
Statistischen Landesamtes geht fiir Rheinland-
Pfalz in den nachsten Jahren von einer weiteren
Erhdhung aus. So prognostizieren aktuelle Bevol-
kerungsvorausberechnungen, dass im Jahr 2030
bereits 50, im Jahr 2040 sogar 57 Senior*innen
auf 100 erwerbsfahige Personen kommen.



Tabelle 2: Entwicklung des Jugend-, Altenquotienten nach Bundeslandern in den Jahren

2013 und 2018

Bundesland

Baden-Wiirttemberg 31,8
Bayern 30,4
Berlin 26,5
Brandenburg 25,6
Bremen 28,2
Hamburg 279
Hessen 30,5
Mecklenburg-Vorpommern 24,7
Niedersachsen 32,0
Nordrhein-Westfalen 31,0
Rheinland-Pfalz 30,1
Saarland 26,9
Sachsen 26,0
Sachsen-Anhalt 24,0
Schleswig-Holstein 31,7
Thiiringen 24,8

Jugendquotient

Altenquotient

31,4 32,3 33,0
30,3 32,3 33,2
28,8 30,0 30,6
29,4 37,2 41,5
30,0 34,8 34,8
29,3 29,9 29,0
31,0 32,9 34,0
28,4 36,1 41,4
31,8 35,6 36,9
31,2 33,8 34,8
30,4 33,8 36,0
27,8 36,5 39,5
30,3 41,4 45,8
28,0 40,7 45,6
31,5 379 391
28,8 38,7 441

Quelle: Statistisches Bundesamt 2015 und Statistisches Bundesamt (2019). Eigene Darstellung und Berechnung

2.1.2 Bevoilkerungsprognose

Die 14. koordinierte Bevolkerungsvorausberech-
nung des Statistischen Bundesamtes reagiert auf
die jlingsten demografischen Verdnderungen, die
vor allem in einem Anstieg der Geburten sowie
einer anhaltenden (wenn auch seit 2017 deutlich
geringeren) Zuwanderung zum Ausdruck kom-
men. Die aktuelle Bevolkerungsprognose arbeitet

mit unterschiedlichen Annahmen zur Geburten-
haufigkeit, der Lebenserwartung sowie Wande-
rungsbewegungen (Zu- und Abwanderungen). Fir
die nachfolgenden Aussagen wurde die mittlere
Variante, die von einer moderaten Geburtenhdu-
figkeit sowie Wanderungsbewegung ausgeht (vgl.
Statistisches Bundesamt 2019) zugrunde gelegt.
Fur Rheinland-Pfalz ergeben sich vor diesem Hin-
tergrund folgende zu erwartende Veranderungen.
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» In Rheinland-Pfalz ist mit einer weiteren
Alterung der Bevdlkerung zu rechnen.

Abbildung 12: Entwicklung der Bevélkerung in

Rheinland-Pfalz nach Bevélkerungsvorausberech-
nung und Altersgruppen von 2018 bis 2030

4.084.844 4.054.610
887.512 @ 1109119
2.406.013 @ 2172.407
791319 -2,3% 773.084
2018 ! 2030 |

unter 21-Jahrige M 21- bis 65-)ahrige M 65-)ahrige und alter

Quelle: Statistisches Bundesamt (2019, S.14).
Eigene Darstellung und Berechnung

Vor dem Hintergrund der Annahmen der aktu-
ellen Bevélkerungsvorausberechnung werden

sich die aufgezeigten demografischen Trends fiir
Rheinland-Pfalz langfristig fortsetzen. Selbst bei
Fortsetzung der gestiegenen Anzahl von Geburten
und einer moderaten Zuwanderung nach Rhein-
land-Pfalz schreitet die Veranderung in der Alters-
struktur grundsatzlich voran. So zeigt Abbildung
12, dass bis zum Jahr 2030 in Rheinland-Pfalz mit
einer weiteren Abnahme der unter 21-Jahrigen um
minus 2,3 % sowie der Verringerung der 21- bis
65-Jahrigen um weitere 9,7 % zu rechnen ist. Da-
gegen zeigt sich eine deutliche Zunahme bei den
Senior*innen um 25 % bis zum Jahr 2030, soll-
ten sich die Annahmen der Bevélkerungsvoraus-
berechnung erfiillen. Die demografischen Veran-
derungen werden voraussichtlich die bereits jetzt
schon sichtbaren Trends in den Kommunen noch
weiter verscharfen (vgl. MFFJIV 2019, S.197ff.).

Zusammenfassend zeigt sich in Rheinland-Pfalz
eine Fortsetzung bereits bestehender demogra-
fischer Trends, die gleichzeitig eine weitere Ver-
scharfung regionaler Unterschiede zwischen den
Kommunen nach sich ziehen. Insgesamt wird die
Alterung der Bevolkerung weiter voranschreiten,
obgleich die gestiegene Anzahl der Geburten so-
wie eine moderate Zuwanderung voraussichtlich
fortbestehen. Die beschriebenen Veranderungen
beinhalten je fiir sich auch unterschiedliche Her-
ausforderungen fir die Stadte und Landkreise. So
bedeutet die jeweilige Zu- oder Abnahme junger
Menschen, dass die soziale Infrastruktur (z.B. Kin-
dertagesbetreuung) entsprechend angepasst wer-
den sowie anpassungsfahig sein muss. Eine Zu-
nahme der Kinderzahlen erfordert einen Ausbau
der Kitaplatze ebenso wie der Schulsozialarbeit
und Jugendarbeit. Auch im Bereich der Hilfen zur
Erziehung sind Zuwdchse durch das demografi-
sche Wachstum zu erwarten. Eine riicklaufige An-
zahl der Kinder oder Jugendlichen bedeutet aber
keineswegs, dass sich damit auch die Anforderun-
gen reduzieren. Vielmehr sind fur [andliche Re-
gionen mit riickldufigen Kinderzahlen neue Kon-
zepte erforderlich, die auch fir kleinere Gruppen
gute Kinder- und Jugendhilfe gewahrleisten. Jetzt
schon ist erkennbar, dass in den schrumpfenden
Regionen deutlich mehr Hilfen zur Erziehung er-
forderlich werden.

Demografische Entwicklungen erweisen sich vor
dem Hintergrund der Betrachtungen erneut als
zentraler Indikator fur die Qualitat des Aufwach-
sens junger Menschen. Sie bringen unmittelba-
re (Anstieg der Geburten in den letzten Jahren)
und langfristige (fortschreitende Alterung der Be-
volkerung) Veranderungen mit sich, die mitunter
gegenldufig sein kdnnen. Diese Gleichzeitigkeit
sowie die Gegensatzlichkeit der daraus resultie-
renden Anforderungen und die erheblichen regio-
nalen Unterschiede im Land machen die Her-
ausforderungen fiir eine jugendgerechte, auf die
Teilhabe aller ausgerichtete Landespolitik aus.



2.2 Familien- und Lebensformen

Die aufgezeigten demografischen Entwicklungen
haben Einfluss auf Familien und familiale Lebens-
formen, in denen junge Menschen aufwachsen.
Zudem stellt die Familie als Entwicklungsbasis ei-
nen zentralen sozialen Ort flir das Aufwachsen
dar. Die jeweiligen Konstellationen des familialen
Zusammenlebens sowie deren Veranderungen ha-
ben also grof3e Auswirkungen fiir die individuellen
Voraussetzungen und die Befahigung zur Teilhabe
junger Menschen.

Was unter Familie und familialem Zusammenleben
verstanden wird, ist vielfaltig. Statistisch wird Fa-
milie im Sinne des Lebensformenkonzepts definiert
und umfasst alle Eltern-Kind-Gemeinschaften®
(vgl. Statistisches Bundesamt 2019i, S.10). Es sei
darauf verwiesen, dass der von der Landesregierung
vertretene Familienbegriff Uiber diese statistische
Einschrankung hinausgeht und die Definition ,Fa-
milie ist Uberall dort, wo Menschen Verantwortung
flreinander iibernehmen” vertritt. Die nachfolgen-
de Analyse basiert jedoch auf dem aus statistischen
Griinden enger gefassten Familienverstandnis und
betrachtet daher vor allem, wie und in welchen
Konstellationen des Zusammenlebens junge Men-
schen in Rheinland-Pfalz aufwachsen und wie sich
diese in den letzten Jahren verandert haben.

8 ,Eltern-Kind-Gemeinschaften, d. h. Ehepaare, nichtehe-
liche und gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften sowie
alleinerziehende Miitter und Vater mit ledigen Kindern im
Haushalt. Einbezogen sind in diesen Familienbegriff — neben
leiblichen Kindern — auch Stief-, Pflege- und Adoptivkin-

der ohne Altersbegrenzung. Damit besteht eine statistische
Familie immer aus zwei Generationen: Eltern/-teile und im
Haushalt lebende ledige Kinder (Zwei-Generationen-Regel).
Kinder, die noch gemeinsam mit den Eltern in einem Haus-
halt leben, dort aber bereits eigene Kinder versorgen, sowie
Kinder, die nicht mehr ledig sind oder mit einer Partnerin
oder einem Partner in einer Lebensgemeinschaft leben, wer-
den im Mikrozensus nicht der Herkunftsfamilie zugerechnet,
sondern zahlen statistisch als eigene Familie bzw. Lebens-
form." (Statistisches Bundesamt 2019i, S.10).

» Die Anzahl der Einpersonenhaushalte
nimmt in Rheinland-Pfalz weiter zu.

Die Pluralisierung der Lebensformen zeigt sich auch
in Rheinland-Pfalz anhand der Veranderungen der
Anzahl der Privathaushalte. In der Entwicklung wird
fur Rheinland-Pfalz deutlich, dass die durchschnittli-
che private Haushaltsgro[3e kontinuierlich abnimmt
(2,06 Personen pro Haushalt 2018). Die Steigerung
der Zahl der Privathaushalte ist dabei nicht primar
auf eine gestiegene Einwohnerzahl, sondern vor al-
lem auf veranderte soziale Beziehungen und Wohn-
verhalten zurlickzufiihren. Infolgedessen verlieren
Mehrgenerationenhaushalte zunehmend an Bedeu-
tung. Die Zahl der Alleinlebenden steigt an. Dabei
ist der Anstieg der Einpersonenhaushalte in Rhein-
land-Pfalz um plus 14 % seit 2011 nicht, wie nahe-
liegend anzunehmen, alleine durch eine steigende
Anzahl dlterer alleinlebender Senior*innen (65-Jah-
rige und alter) bestimmt, sondern auch auf einen
Anstieg bei den unter 25-Jahrigen und der Bevol-
kerungsgruppe ab 50 Jahren und alter zuriickzu-
flhren. Ein Viertel der 20- bis unter 30-Jdhrigen in
Rheinland-Pfalz lebt im Jahr 2018 in einem eige-
nen Haushalt. Dieser Trend ist mit vielfaltigen An-
forderungen an eine soziale Infrastruktur sowie mit
erheblichen Herausforderungen an die Stadt- und
Wohnungsplanung verbunden (vgl. Fiickel 2019b).
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» Menschen mit Migrationshintergrund®
leben in Rheinland-Pfalz haufiger in grof3eren
Haushalten zusammen.

Wie bereits im vorangegangenen Kapitel verdeut-
licht, hat knapp ein Viertel der rheinland-pfalzi-
schen Bevdlkerung einen Migrationshintergrund
(vgl. Kapitel 21 Demografie). In der Betrachtung
des Bundeslandes Rheinland-Pfalz zeigt sich, dass
Menschen mit Migrationshintergrund deutlich
haufiger in Haushalten mit mehr als 3 Personen
(insgesamt 42,4 %) leben, als dies bei der Bevol-
kerung ohne Migrationshintergrund (23,5 %) der

Fall ist. Im Vergleich der Haushalte nach Haus-
haltsmitgliedern zeigen sich Unterschiede vor al-
lem im Anteil der Alleinlebenden sowie der Haus-
halte mit 4 oder 5 Personen. Wahrend in der
Bevolkerung ohne Migrationshintergrund der An-
teil der Haushalte mit vier Personen bei 8,9 %
liegt, ist dieser in der Bevdlkerung mit Migrations-
hintergrund anndhernd doppelt so hoch (16,2 %).
Noch deutlicher zeigt sich die unterschiedliche
Haushaltsstruktur am jeweiligen Anteil der 5-Per-
sonenhaushalte. Dieser liegt in der Bevélkerung
mit Migrationshintergrund in Rheinland-Pfalz bei
8,6 %, wohingegen in der Bevolkerung ohne Mi-
grationshintergrund diese Haushaltsgrof3e nur in
2,4 % der Falle auftritt.

Abbildung 13: Haushalte in Rheinland-Pfalz nach Zahl der Haushaltsmitglieder und Migrations-

hintergrund im Jahr 2017, Angaben in %

2,4%

8,9%

12,2%

Haushaltsmitglieder
ohne
Migrationshintergrund

36,7%

9 Eine Person hat einen Migrationshintergrund, wenn sie
selbst oder mindestens ein Elternteil die deutsche Staatsange-
horigkeit nicht durch Geburt besitzt. Die Definition umfasst im
Einzelnen folgende Personen: zugewanderte und nicht zuge-
wanderte Auslander, zugewanderte und nicht zugewander-

te Eingebiirgerte, (Spat-) Aussiedler, mit deutscher Staatsan-
gehdrigkeit geborene Nachkommen der drei zuvor genannten
Gruppen. Zur Bevolkerung mit Migrationshintergrund zahlen
demnach sowohl Personen mit eigener Migrationserfahrung als
auch Personen, die keine eigene Migrationserfahrung haben,
sondern Nachkommen von Zuwanderern sind. Die Vertriebe-
nen des Zweiten Weltkrieges und ihre Nachkommen gehéren
nicht zur Bevolkerung mit Migrationshintergrund, da sie und
ihre Eltern mit deutscher Staatsangehérigkeit geboren sind.
Daneben gibt es noch eine kleine Gruppe von Personen, die mit
deutscher Staatsangehdrigkeit im Ausland geboren sind und
deren beide Elternteile keinen Migrationshintergrund haben
(vgl. Statistisches Landesamt RLP (2020): Statistische Berichte
2020. Lebensformen. Ergebnisse des Mikrozensus 2018.).

16,2%

17,6%

8,6%
29,7% I 1 Person

[ 2 Personen

Haushaltsmitglieder

. 3 Personen

mit
Migrationshintergrund A Parsenan
5 Personen

Quelle: Fiickel, Sebastian (2019a). Eigene Darstellung



» Die Familie bleibt auch im Jahr 2018 bun-
desweit sowie in Rheinland-Pfalz die bedeu-
tendste Lebensform.

Im Jahr 2018 lebt die Halfte der deutschen

(48,0 %) Bevolkerung in Familien, 30 % leben als
Paare ohne Kinder, jede*r Vierte alleinstehend.
Obwohl sich der Anteil derjenigen, die bundesweit
in einer Familie leben in den letzten Jahren um

3 % verringert hat, bleibt die Familie damit wei-
terhin die bedeutendste Lebensform. Rheinland-
Pfalz liegt diesbeziiglich im Bundestrend. Im Jahr
2018 lebt knapp die Halfte der rheinland-pfalzi-
schen Bevdlkerung in einer Familie. Der Anteil der
Rheinland-Pfalzer*innen, die als Paar ohne Kinder
zusammenleben, betrdgt wie im Bund 30 %. Da-
gegen zeigt sich, dass der Anteil der Alleinstehen-
den in Rheinland-Pfalz mit 21 % etwas geringer
ausfallt als im Bundesdurchschnitt.

Abbildung 14: Bevélkerung nach Lebensformen im Jahr 2018 in Deutschland und in Rheinland-

Pfalz, Angaben in %

Rheinland-Pfalz

Deutschland

21%

23%

0% 10% 20% 30% 40%

B ramilien [ Paare ohne Kinder

50% 60% 70% 80% 90%  100%

Alleinstehende

Quelle: Fiickel, Sebastian (2019b) und Statistisches Bundesamt (2019i). Eigene Berechnung und eigene Darstellung

» Die haufigste Familienform sind weiterhin
Ehepaare mit Kind(ern).

Betrachtet man die Familien differenziert nach

der jeweiligen Familienform, so zeigt sich, dass

die Mehrheit der Familien als Ehepaare (inklusive
gleichgeschlechtlicher Ehepaare) zusammenlebt.
lhr Anteil betragt in Deutschland 68 %. Knapp jede
vierte Familie (23 %) in Deutschland besteht aus
einem Elternteil, das mit einem oder mehreren Kin-
dern in einem Haushalt wohnt. Hingegen sind 9 %
der Familien in Deutschland Lebensgemeinschaf-
ten (inklusive gleichgeschlechtlicher Partnerschaf-

ten). In den letzten zehn Jahren zeigt sich dabei
eine leichte Zunahme der Lebensgemeinschaften
sowie der Anzahl der Alleinerziehenden (vgl. Statis-
tisches Bundesamt 2019, S. 24).

In Rheinland-Pfalz ldsst sich im Bundesvergleich
ein dhnliches Bild zeichnen, jedoch mit leichten
Abweichungen hinsichtlich der Anteilsauspragun-
gen. 72,3 % der Familien leben im Jahr 2018 als
Ehepaar mit Kind(ern) — ihr Anteil ist damit um
knapp 5 % héher als dies in Gesamtdeutschland
der Fall ist. Dagegen fallt in Rheinland-Pfalz der
Anteil der Lebensgemeinschaften mit Kind(ern)
(7,2 %) sowie der Alleinerziehenden (20,6 %) ge-
ringer aus. Dennoch zeigt sich auch hier, in jeder
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flnften rheinland-pfalzischen Familie ist der je-
weilige Elternteil alleinerziehend (siehe dazu diffe-
renzierter nachfolgende Kapitelabschnitte), 82 %
davon sind Frauen (vgl. Fiickel 2019b, S.727). In Kind(ern).
der zeitlichen Betrachtung ist diese Verteilung der
Familienformen in Rheinland-Pfalz seit dem Jahr
2011 annahernd gleichgeblieben. Verschiebungen
zeigen sich nur in einer leichten Zunahme der Le-
bensgemeinschaften (plus 1,5 %), die sich auch

in einer Abnahme der Alleinerziehenden (minus
1,7 %) ausdriickt.

» Familien mit Migrationshintergrund leben
in Deutschland haufiger als Ehepaare mit

In der Bevolkerung mit Migrationshintergrund zeigt
sich bundesweit auch in der Verteilung der familia-
len Lebensformen ein etwas anderes Bild als in der
Bevolkerung ohne Migrationshintergrund. Drei Vier-
tel der Familien mit Migrationshintergrund (75,8 %)
leben als Ehepaare mit Kindern. Ihr Anteil liegt da-
mit um mehr als zehn Prozentpunkte tiber dem

Abbildung 15: Familien nach Familienformen in Durchschnitt der Familien ohne Migrationshinter-
Rheinland-Pfalz und Deutschland im Jahr 2018 grund (64,3 %). Wahrend jede vierte Familie ohne
Migrationshintergrund in Deutschland als alleiner-
100% ziehend gilt, ist der Anteil alleinerziehender Eltern-
teile in den Familien mit Migrationshintergrund mit
el 7.2% einem Anteil von 17,3 % deutlich niedriger. Auch
60%- der Anteil der Familien, die in Lebensgemeinschaf-
ten wohnen, ist bei Familien ohne Migrationshinter-
40% 68,0% 723% grund anteilig deutlich haufiger vertreten.
20%
0% |

Deutschland Rheinland-Pfalz I

Ehepaare [ Lebensgemeinschaften M Alleinerziehende
mit Kindern mit Kindern

Quelle: Fiickel, Sebastian (2019b). Eigene Berechnung und Darstellung

Abbildung 16: Familien nach Familienformen in Deutschland im Jahr 2018 nach Migrationshintergrund
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2019i). Eigene Berechnung und Darstellung



» Die Anzahl der Familien geht kontinu-
ierlich zuriick. Der Riickgang variiert jedoch
nach Kinderzahl: In jeder zweiten Familie in
Rheinland-Pfalz lebt ein Kind. Familien mit
drei oder mehr Kindern nehmen hingegen zu.

In Deutschland halt der Trend des kontinuierli-
chen Riickgangs der Familien weiter an. So gibt es
im Jahr 2018 insgesamt 11,4 Millionen Familien in
ganz Deutschland. lhre Anzahl ist in den letzten
zehn Jahren von 12,1 Millionen um 6 %, seit 1996
sogar um 1,8 Millionen (minus 13 %) zuriickge-
gangen. Der Riickgang fallt dabei relativ betrach-
tet in den neuen Bundeslandern deutlich hoher
aus als in den westlichen Bundeslédndern (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2019i,S. 23).

Der kontinuierliche Riickgang der Familien zeigt
sich auch in Rheinland-Pfalz. Z&hlte Rheinland-Pfalz
im Jahr 2011 noch 603.500 Familien, so waren es

im Jahr 2018 insgesamt 577.700 (minus 4,3 %).

Bei differenzierterer Betrachtung zeigt sich je-
doch, dass die Verdanderung nicht in allen Fami-
lienformen gleich ausfallt. Im Betrachtungszeit-
raum von 2011 bis 2018 variiert der Riickgang je
nach Anzahl der in der Familie lebenden Kinder.
Dabei geht die Anzahl der Familien mit einem
Kind (minus 4,7 %) sowie mit zwei Kindern (minus
6,3 %) zurlick, wohingegen Familien mit drei und
mehr Kindern um 4,6 % zunehmen. Mit sinkender
Familienzahl geht insgesamt auch eine Abnahme
der Kinderzahl einher (vgl. Abbildung 17).

Im Jahr 2018 ergibt sich demnach in der Zusam-
mensetzung der Familien nach Anzahl der Kinder
folgendes Bild: In jeder zweiten Familie in Rhein-
land-Pfalz lebt im Jahr 2018 ein Kind (52 %) und
jede dritte Familie hat zwei Kinder (36,2 %). An-
nahernd in jeder achten Familie leben drei oder
mehr Kinder zusammen (11,8 %). Die anteilige Zu-
sammensetzung ist dabei im Zeitvergleich nahezu
gleichgeblieben.

Abbildung 17: Entwicklung der Familien nach Zahl der Kinder im Vergleich 2011 und 2018 in

Rheinland-Pfalz

2018 300.300

201 315.000
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Quelle: Fiickel, Sebastian (2019b). Eigene Berechnung und Darstellung
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» Im Jahr 2017 hat jede dritte Familie in
Rheinland-Pfalz einen Migrationshintergrund.

Der Anteil der Familien mit Migrationshintergrund
hat sich in den vergangenen Jahren in Rheinland-
Pfalz deutlich erhoht. Im Jahr 2017 zeigt sich, dass
anndhernd jede dritte Familie in Rheinland-Pfalz
einen Migrationshintergrund hat (31%). In der Be-
trachtung der Familien mit minderjahrigen Kin-
dern liegt der Anteil von Familien mit Migrations-
hintergrund mit 35,5 % an allen Familien noch

einmal etwas hoher. Gleichzeitig zeigt sich, dass
die absolute Anzahl der Familien ohne Migrations-
hintergrund sowie mit minderjahrigem Kind riick-
laufig ist (minus 37.900 insgesamt seit 2012).

Zudem zeigt sich, dass Familien mit Migrations-
hintergrund in Rheinland-Pfalz anteilig haufiger
drei und mehr Kinder gro3ziehen (16,6 %). Hinge-
gen liegt der Anteil der Familien mit Migrations-
hintergrund, die nur ein Kind bekommen bei

45,4 %, bei Familien ohne Migrationshintergrund
betrifft dies mehr als jede zweite Familie (55,2 %)
(vgl. Abbildung 18).

Abbildung 18: Familien nach Anzahl der ledigen Kinder (unter 18 Jahren) im Haushalt nach

Migrationshintergrund in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017, Angaben in %

Familien
ohne
Migrationshintergrund

Familien

- M 1Kind
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Quelle: Fiickel, Sebastian (2019a). Eigene Darstellung



» Die Altersstruktur der in Familien leben-
den Kinder verandert sich in Rheinland-Pfalz
nur leicht. Im Jahr 2018 ist ein Drittel der
Kinder bereits volljahrig.

Betrachtet man die Altersstruktur der in Famili-
en lebenden Kinder in Rheinland-Pfalz, zeigt sich
in den letzten Jahren eine relativ stabile Verteilung
innerhalb der Altersgruppenanteile. Im Jahr 2018
ist knapp jedes dritte in einer Familie lebende Kind
bereits volljahrig. Dagegen macht die Altersgruppe
der unter 6-Jahrigen nur annahernd ein Viertel der
Kinder in Familien aus. In der zeitlichen Entwick-
lung wird deutlich, dass vor allem der Anteil der
unter Dreijahrigen seit dem Jahr 2015 (9,8 %) in
Rheinland-Pfalz auf 11,7 % im Jahr 2018 zunimmt,
was in Zusammenhang mit der in den letzten Jah-
ren positiven Geburtenentwicklung steht (vgl. Ka-

pitel 2.1 Demografie). Dagegen zeigt sich in der
langfristigen Betrachtung eine Abnahme der Al-
tersgruppe der 10- bis unter 15-Jahrigen von knapp
20% im Jahr 2011 auf 18,3 % im Jahr 2018.

Betrachtet man das Alter der Kinder im Zusam-
menhang mit der jeweiligen Familienform, so
zeigt sich, dass bundesweit jlingere Kinder eher
bei Ehepaaren oder in Lebensgemeinschaften auf-
wachsen. Hingegen ist der Anteil der alteren Kin-
der vor allem bei den Alleinerziehenden hoch. Die
Altersverteilung innerhalb der Familienformen
zeigt sich seit 1996 im Bundesgebiet relativ sta-
bil. Mit der Zunahme der Lebensgemeinschaften
steigt auch der Anteil der jiingeren Kinder in die-
ser Familienform — jedes zweite (jiingste) Kind

in Lebensgemeinschaften ist im Jahr 2018 un-

ter sechs Jahre alt (vgl. Statistisches Bundesamt
2019i, S.26).

Abbildung 19: Entwicklung der Kinder in Familien nach Altersgruppen in Rheinland-Pfalz von 2011

bis 2018, Anteil der Altersgruppen in %
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Quelle: Fiickel, Sebastian (2019b). Eigene Darstellung
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» Im Jahr 2018 ist in Rheinland-Pfalz in jeder
flinften Familie ein Elternteil alleinerziehend;
dies sind zu 82 % Miitter.

Im Jahr 2018 leben in Rheinland-Pfalz insgesamt
118.800 alleinerziehende Elternteile. Dies ent-
spricht gut einem Finftel aller Familien (20,6 %).
Damit ist der Anteil der Alleinerziehenden im Ver-
gleich zum gesamten Bundesgebiet (23,0 %) in
Rheinland-Pfalz leicht unterdurchschnittlich (vgl.
Abbildung 15). Alleinerziehende sind bundesweit
mit 84 % vorrangig Frauen. Auch in der zeitlichen
Betrachtung verdndert sich der Anteil alleinerzie-
hender Vater nur gering (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2019, S.24). In Rheinland-Pfalz liegt der
Anteil alleinerziehender Mitter an allen Alleiner-
ziehenden im Jahr 2018 bei 82 % und damit leicht
unter dem Durchschnitt des Bundesgebietes. lhr
Anteil ist im Vergleich zum Jahr 2011 um 4 % ge-
sunken (vgl. Fiickel 2019b, S.727).

Bundesweit zeigt sich in der Binnenstruktur von
alleinerziehenden Familien, dass dort deutlich
haufiger altere Kinder aufwachsen, und auch der
Anteil junger Menschen mit Geschwistern ist in
diesen Familien deutlich geringer. Der Anteil voll-
jahriger Kinder, die bei Alleinerziehenden leben,
lag im Bundesdurchschnitt bei 42,2 %. Dagegen
leben nur in 16 % der Falle Kinder unter sechs Jah-
ren bei Alleinerziehenden. Eine weitere Differen-
zierung zeigt sich diesbeziiglich in der Unterschei-
dung alleinerziehender Miitter und Vater. Dabei
leben Kinder unter sechs Jahren haufiger bei al-
leinerziehenden Mittern, wahrend der Anteil voll-
jahriger Kinder relativ betrachtet bei alleinerzie-
henden Vatern héher ausfallt (vgl. Statistisches
Bundesamt 2019, S. 26).

In Rheinland-Pfalz zeigt sich ein ahnlicher Trend
(vgl. Abbildung 20). Der Anteil der Alleinerzie-
henden mit einem Kind (67,7 %) ist in Rheinland-
Pfalz im Vergleich zu allen Familienformen ebenso
deutlich erhoht wie der Anteil volljahriger Kinder
(45,0 %).

Abbildung 20: Alleinerziehende in Rheinland-Pfalz im Jahr 2018 nach Anzahl und Alter der Kinder,

Angaben in %
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Quelle: Fickel, Sebastian (219b). Eigene Darstellung



» Alleinerziehende befinden sich haufiger

in einer prekdren Einkommenssituation. Sie
leben 6fter in stadtischen Gebieten - jeder
flinfte Alleinerziehenden-Haushalt wohnt da-
bei bundesweit in einer zu kleinen Wohnung.

Die soziale Lage von Alleinerziehenden ist haufig
hoher belastet als bei anderen Familienformen.
Dies zeigt sich vor allem hinsichtlich der &konomi-
schen Verhaltnisse Alleinerziehender sowie exem-
plarisch auch an der Wohnsituation. In Rheinland-
Pfalz sind Alleinerziehende wirtschaftlich deutlich
haufiger in einer prekdren Einkommenssituation.
46,8 % aller rheinland-pfalzischen Alleinerziehen-
den-Haushalte muss im Jahr 2018 mit einem mo-
natlichen Nettoeinkommen von unter 2.000 Euro
wirtschaften (vgl. ausfuhrlich Kapitel 2.3 Einkom-
men und Armut).

Zudem zeigt sich bundesweit, dass Alleinerziehen-
de haufiger in Grof3stadten als in landlichen Re-
gionen leben. Im Jahr 2018 betrifft dies knapp ein
Drittel der Alleinerziehenden-Haushalte bundes-
weit. Dieses Wohnverhalten, in Kombination mit
einer prekdren Einkommenssituation sowie dem
bundesweiten Mangel an bezahlbarem Wohn-
raum, fihrt im Jahr 2018 dazu, dass jeder fiinfte
Alleinerziehenden-Haushalt tiber zu wenig Wohn-
raum verfiigt (vgl. Statistische Amter des Bundes
und der Lander 2020, 0.S.).

Zusammenfassend wir deutlich, dass sich der
zentrale Entwicklungsort fir junge Menschen -
die Familie — und ihre Teilhabechancen weiterhin
erheblich wandeln; vor allem die (unverheirate-
ten) Lebensgemeinschaften nehmen kontinuier-
lich zu. Dennoch wachst der grof3te Teil junger
Menschen in Rheinland-Pfalz weiterhin in eher als
Jtraditionell” zu bezeichnenden familialen Struk-
turen — Ehepaar mit Kindern — auf.

Jede flinfte Familie in Rheinland-Pfalz zahlt jedoch
zu den Alleinerziehenden, deren soziale und mate-
rielle Lage vielfach belastet sein kann. Dies ist vor
allem dann der Fall, wenn kritische Lebensereig-

nisse (z.B. Trennung und Scheidung der Eltern),
prekdre soziookonomische Verhéltnisse und eine
schwierige Wohnsituation kumulieren.

Nach wie vor stellt die Familie in ihren unter-
schiedlichen Erscheinungsformen den zentralen
Entwicklungsort fiir Kinder und Jugendliche dar
und erfillt trotz vielfaltiger Verdnderungen wich-
tige gesellschaftliche Funktionen. Fir die Kinder-
und Jugendpolitik zeigen die vorliegenden Daten,
dass gesellschaftliche Verdnderungen und der fa-
miliale Wandel immer zusammen gedacht werden
missen, um politische Entscheidungen beziiglich
einer bedarfsgerechten sozialen Infrastruktur fir
Familien mit Kindern zu reflektieren und immer
wieder anzupassen.
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2.3 Einkommen und Armut

Die nachfolgende Analyse betrachtet ausgewahl-
te Aspekte im Bereich Einkommen und Armut, die
Auskunft iber die soziodkonomische Lage junger
Menschen und ihrer Familien geben kénnen. Die
je spezifische sozio6konomische Situation von Fa-
milien wird dabei als eine zentrale Voraussetzung
sozialer Teilhabe im Prozess des Aufwachsens jun-
ger Menschen verstanden.

Der vorliegende Bericht arbeitet dabei mit einem
relativen Armutsbegriff'. Als arm gelten nach De-
finition der EU demnach alle Personen, deren fi-
nanzielle Mittel so gering sind, , dass sie von der
Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mit-
gliedstaat, in dem sie leben, als Minimum an-
nehmbar ist” (Paritatischer Gesamtverband 2019,
S.4). Eine Person gilt in diesem Sinne dann als
arm, wenn ihr Nettoeinkommen (inklusive aller
moglicherweise empfangenen Transferleistun-
gen) 60 % des Einkommensmittelwertes (Median)
der Gesellschaft unterschreitet. Bei Unterschrei-
ten dieser Armutsschwelle ist die Teilhabe an der
jeweiligen Lebensweise der Gesellschaft deutlich
eingeschrankt bis nicht mehr moglich (vgl. Parita-
tischer Gesamtverband 2019, S. 4).

Durch die Betrachtung von Armut in Relation zum
Wohlstandsniveau des jeweiligen Staates und der
sich daraus ableitenden Lebensweise, ist es mog-
lich, die jeweilige Lebenslage junger Menschen
und spezifische Zugangs- und Ausgrenzungspro-
zesse in den Blick zu nehmen. Das Konzept der

10 Das Armutsrisiko, welches tiber das Einkommen berech-
net wird, ergibt sich tber das verfiigbare und dquivalenz-
gewichtete Pro-Kopf-Nettoeinkommen eines Haushaltes.
Dabei werden alle im Haushalt lebenden Personen und ihre
moglichen Einkommen in der Berechnung beriicksichtigt.
So ist es moglich, mit dem aquivalenzgewichteten Haus-
haltseinkommen zu beriicksichtigen, dass eine Familie mit
zwei Kindern eine héhere monatliche Summe zur Verfligung
haben muss, um am gesellschaftlichen Wohlstand teilzuha-
ben, als eine alleinstehende Person (vgl. MIFKJF 2015, S. 81).
Anhand der Haushaltsgréf3e und der Anzahl erwerbsfahiger
Personen ergeben sich so fiir verschiedene Lebenskonstella-
tionen unterschiedliche Armutsschwellen (vgl. Paritatischer
Gesamtverband 2019, S.5f.).

relativen Armutsbetrachtung eignet sich in die-
sem Zusammenhang besonders zur Analyse der
Berichtsfrage ,Gelingt Inklusion?”, da ,Armut als
,Mangel an Teilhabe’ oder ,Mangel an Verwirkli-
chungschancen’” (Paritatischer Gesamtverband
2019, S. 4) verstanden wird. Fir die nachfolgen-
de Analyse bedeutet dies, dass Armut als zentra-
ler Indikator verwehrter Realisierung von Teilha-
be angesehen werden muss. Dies gilt in doppelter
Hinsicht fir die Teilhaberealisierung in der aktuel-
len Lebenssituation (z. B. hinsichtlich der Gestal-
tung der Freizeit und Peerkontakten) sowie fir die
Gestaltungsmoglichkeiten der eigenen Zukunft,
die das Aufwachsen in armutsbedingten Lebens-
lagen deutlich beeinflussen (z. B. Benachteiligun-
gen im Bildungssystem, geringeres ehrenamt-
liches Engagement etc.) (vgl. Andresen/Moller
2019, Bertelsmann 2020, S. 5ff.). Die Bertelsmann
Stiftung kommt auf der Grundlage der Auswer-
tung unterschiedlicher aktueller Studien diesbe-
zliglich zu dem Schluss, ,dass Armut Kinder und
Jugendliche begrenzt, beschamt und ihr Leben be-
stimmt” (Bertelsmann Stiftung 2020, S.5). Junge
Menschen ,erleben in nahezu allen Lebensberei-
chen Einschrankungen aufgrund der Armut; dies
kann in eine Abwartsspirale fithren und Folgen fir
das ganze Leben der Kinder und Jugendlichen ha-
ben” (ebd., S.7). In der abschlieffenden Analyse
heif3t es ,Armut hat Folgen fir jeden einzelnen
jungen Menschen - heute sowie fr ihre/seine Zu-
kunft. Armut hat aber auch Folgen fiir die gesam-
te Gesellschaft, nicht nur mit Blick auf Kosten in
den Sozialsystemen, sondern auch auf den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und die Stabilitat der
Demokratie. (ebd., S.7).

Um die soziodkonomische Situation junger Men-
schen und ihrer Familien in Rheinland-Pfalz zu er-
fassen, werden vor diesem Hintergrund im vorlie-
genden Kapitel zwei Zugdnge unterschieden und
eingehender analysiert: (1) Transferleistungen und
Armutsgefdhrdung sowie (2) Erwerbsbeteiligung
und Einkommensarmutsrisiken.



2.3.1 Transferleistungen und Armuts-
gefdahrdung

Der Bezug von Transferleistungen gilt neben einem
geringen Nettoeinkommen als Indikator fiir mate-
rielle Armut. Die unterschiedlichen Leistungen der
sozialen Sicherung werden insgesamt in der soge-

nannten Mindestsicherungsquote™ abgebildet.

» Rheinland-Pfalz weist im Jahr 2017 die
drittniedrigste Mindestsicherungsquote im
Vergleich der Bundeslénder auf.

In der Gesamtbetrachtung aller Mindestsiche-
rungsleistungen — also sogenannter Transferleis-
tungen, die ohne Gegenleistung des Empfan-
gers i.d.R. bei vorheriger Bedurftigkeitsprifung
vom Staat gezahlt werden (z. B. Grundsicherung,

Arbeitslosengeld I1/Sozialgeld, etc.) - zeigen sich
zwischen den Bundesldandern deutliche Unterschie-
de. Im Jahr 2017 betrug der Anteil der Empfanger*-
innen von Transferleistungen an der Gesamtbevdl-
kerung 9,2 %. Dabei zeigt sich, dass der Anteil der
Empfanger*innen vor allem in den neuen Bundes-
landern mit 11,4 % sowie in den Stadtstaaten deut-
lich tiberdurchschnittlich ausfallt.

Wahrend in Bremen anndhernd jede*r Fiinfte
Empfanger*in einer Mindestsicherungsleistung

ist, betrifft dies in Bayern nur gut 5% der Gesamt-
bevélkerung. Rheinland-Pfalz belegt im Vergleich
der Bundesldnder mit einem Anteil von 7,4 %
Empfanger*innen von Transferleistungen an der
Gesamtbevélkerung den drittniedrigsten Platz -
weniger Empfanger*innen gibt es im Jahr 2017 nur
in Bayern und Baden-Wiirttemberg.

Abbildung 21: Mindestsicherungsquote im Jahr 2017 nach Bundeslandern, Angaben in %
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11 ,Die Mindestsicherungsquote stellt den Anteil der Emp-
fangerinnen und Empfanger von Mindestsicherungsleistungen
an der Gesamtbevélkerung dar. Zu diesen Leistungen zdhlen
Hilfe zum Lebensunterhalt auf3erhalb von Einrichtungen nach
dem SGB XIl, Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung nach dem SGB XlI, Gesamtregelleistung
(Arbeitslosengeld I1/Sozialgeld) nach dem SGB Il sowie Regel-
leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz." (Statisti-
sches Bundesamt 2019j, S. 244).
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2019j. Eigene Darstellung
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» Im Jahr 2018 waren 15,4 % der Rheinland-
Pfalzer*innen von Armut betroffen. Rhein-
land-Pfalz liegt damit leicht unter dem Bun-
desdurchschnitt.

Im Jahr 2018 waren in Deutschland 15,5 % der Ge-
samtbevolkerung von Armut betroffen. Die Analy-
sen des Paritatischen Gesamtverbandes weisen fiir
das Bundesgebiet einen Riickgang der Quote um
0,3 % (das entspricht 210.000 Menschen) im Ver-
gleich zum Jahr 2017 aus. Dieser erfreuliche Rick-
gang zeigt sich auch in einigen Bundesldndern — so
auch in Rheinland-Pfalz (minus 0,2 %). Dennoch
verdeutlicht Abbildung 22, dass sich der Anteil der
armen Bevélkerung in Deutschland und in den meis-
ten Bundeslandern im Vergleich zum Berichtsjahr
2012 des 2. Kinder- und Jugendberichtes in Rhein-
land-Pfalz wie in vielen Teilen Deutschlands erhoht

hat, trotz der positiven wirtschaftlichen Lage und
einem kontinuierlichen Riickgang der Arbeitslosen-
quote. Der Paritdtische Gesamtverband vermutet
als Ursache dieses Sachverhaltes eine Entkopplung
der Wirtschafts- und Armutsentwicklung (vgl. Pari-
tatischer Gesamtverband 2019, S. 2). Ob sich die po-
sitive Entwicklung des Jahres 2017 kiinftig fortsetzen
wird, bleibt angesichts der zu erwartenden Folgewir-
kungen der aktuellen Corona-Pandemie fraglich.

Wie im Jahr 2012, so zeigt sich auch im Jahr 2018,
dass Armut in Deutschland regional duf3erst unter-
schiedlich verteilt ist. Am starksten von Armut be-
troffen ist Bremen mit einem Anteil von 22,7 %, wo-
hingegen dies in Bayern nur 11,7 % der Bevolkerung
betrifft. Im Vergleich zum Jahr 2012 haben sich die
Bundeslander jedoch etwas angenéhert. Mit einer
Armutsquote von 15,4 % im Jahr 2018 liegt Rhein-
land-Pfalz leicht unter dem Bundesdurchschnitt.

Abbildung 22: Armutsquote™ im Vergleich der Jahre 2012 und 2018 nach Bundeslandern, Angaben in %
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Quelle: Paritatischer Gesamtverband 2019 und Paritatischer Gesamtverband 2013. Eigene Darstellung

12 Der Paritatische Gesamtverband spricht statt Armutsgefahrdungsquoten von Armutsquoten, da nach Ansicht des Verban-
des beim Unterschreiten der 60-%-Nettoeinkommensschwelle die gesellschaftliche Teilhabe in so erheblichem Maf3e ein-
geschréankt wird, dass darin Armut als realisiert angesehen werden kann (vgl. Paritatischer Gesamtverband 2019, S. 4f.). Die
Armutsquote gibt angesichts dieser Definition an, wie hoch der Anteil der von Armut betroffenen Menschen an der jeweiligen

Gesamtbevolkerung ist.



» In Rheinland-Pfalz ist der Anteil der
Empféanger*innen von Arbeitslosengeld Il seit
2008 geringer als im Bundesdurchschnitt.

In den letzten 10 Jahren hat sich die Armutsquo-
te in Deutschland von 14,4 % auf 15,5 % erhoht.
Rheinland-Pfalz folgt dabei den bundesweiten
Schwankungen und weist im Jahr 2018 eine leicht
unterdurchschnittliche Armutsquote von 15,4 %
auf. Hingegen verlauft die Entwicklung der SGB II-

Quote (Anteil der Bevolkerung, die Arbeitslosen-
geld Il bezieht) in Rheinland-Pfalz erkennbar an-
ders. Die bundesweite SGB |I-Bezugsquote sinkt in
den letzten 10 Jahren aufgrund der positiven Wirt-
schaftslage auf 8,9 % im Jahr 2018. In Rheinland-
Pfalz zeigt sich dagegen ein etwas anderes Bild.
Die rheinland-pfalzische SGB II-Quote ist zwar im
Vergleich zum gesamten Bundesgebiet weiter-

hin unterdurchschnittlich ausgepragt, der Abstand
zum Bundesdurchschnitt hat sich jedoch in den
letzten Jahren verringert.

Abbildung 23: Entwicklung der Armutsquote sowie der SGB II-Quote in den Jahren 2008 bis 2018

in Deutschland und Rheinland-Pfalz, Angaben in %
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Quelle: Paritatischer Gesamtverband 2019. Eigene Darstellung
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2019 stellt sich Deutschland hinsichtlich der Ar-
mutsverteilung ,,als zwischen einzelnen Bundes-
landern und Regionen nach wie vor tief zerklifte-
tes Land dar. Der Graben verlauft 30 Jahre nach
dem Mauerfall jedoch langst nicht mehr einfach
zwischen Ost und West. Deutschland ist heute
hinsichtlich der Verteilung von Armut viergeteilt”
(Paritatischer Gesamtverband 2019, S.2). Als eine
der am starksten betroffenen Regionen weist der
Bericht die Pfalz - insbesondere die West- und
Rheinpfalz - aus, deren Armutsquote die Durch-
schnittswerte von Rheinland-Pfalz ebenso Uber-
steigt wie die des gesamten Bundesgebietes

(vgl. ebd., S. 28ff.).

» Das Armutsrisiko ist in den Regionen von
Rheinland-Pfalz sehr unterschiedlich verteilt.
Besonders Stadte und einzelne landlich ge-
pragte Regionen sind sozialstrukturell starker
belastet.

Die differenziertere Analyse der einzelnen Kom-
munen in Rheinland-Pfalz verdeutlicht, dass Ar-
mut und Einkommensarmutsrisiken in Rheinland-
Pfalz regional sehr unterschiedlich verteilt sind.
Dies ist jedoch kein rein rheinland-pfalzisches
Phanomen, sondern zeigt sich in unterschiedli-
cher Auspragung in ganz Deutschland. Im Jahr

Tabelle 3: Entwicklung der Armutsquote in den Jahren 2008 bis 2018 nach Regionen, Angaben in %

Armutsquote nach Raum- 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

ordnungsregionenab 2008 o,  in% In% iIn% iIn% in% In% In% in% in% in%

Deutschland 14,4 14,6 14,5 15,0 15,0 15,5 15,4 15,7 15,7 15,8 15,5
Rheinland-Pfalz 14,5 14,2 14,8 151 14,6 15,4 15,5 15,2 15,5 15,6 15,4
Pfalz 13,3 131 14,7 14,4 13,8 14,9 15,3 15,7 16,3 16,7 17,5

DL S 154 149 157 167 153 168 166 163 177 174 186
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Westpfalz

Raumordnungsregion
Rheinpfalz

12,0 12,0 14, 13,0

12,9 13,8 14,6 15,4 15,5 16,3 16,9

Aber auch einzelne Transferleistungen verwei-
sen auf die regionale Unterschiedlichkeit. Dies
lasst sich neben der Armutsquote auch exempla-
risch an der Arbeitslosengeld Il (ALG I1)-Bezugs-
quote in den Kommunen von Rheinland-Pfalz
zeigen. Im rheinland-pfalzischen Durchschnitt be-
ziehen im Jahr 2018 etwa 61 Menschen pro 1.000
Einwohner*innen im Alter zwischen 15 und un-
ter 65 Jahren (erwerbsfahige Bevolkerung) ALG

. Dabei fallen in der interkommunalen Betrach-
tung zwei Aspekte besonders auf. Die kreisfreien
Stadte in Rheinland-Pfalz weisen einen deutlich
hoheren ALG l-Bezug auf als die Landkreise. Dar-
uber hinaus zeigt sich erneut eine enorme Spann-
breite zwischen den einzelnen Kommunen in-
nerhalb des Landes. So weist die kreisfreie Stadt

Quelle: Paritatischer Gesamtverband 2019, S. 29. Eigene Darstellung

Pirmasens mit rund 155 ALG lI-Empfanger*innen
pro 1.000 Einwohner*innen im Alter zwischen 15
und 65 Jahren einen etwa flinfmal so hohen Wert
auf wie der Landkreis Trier-Saarburg mit knapp

29 Empfanger*innen. Die Spanne zwischen den
rheinland-pfalzischen Kommunen ist im Vergleich
zum Betrachtungszeitpunkt des zweiten Kinder-
und Jugendberichtes (Datenbasis 2013) unver-
andert hoch geblieben (vgl. MIFKJF 2015, S.83).
Auch in der Gruppe der am starksten/geringsten
betroffenen Stadte und Landkreise hat sich in der
Zusammensetzung — mit Ausnahme einzelner Ver-
anderungen in der Rangfolge — nichts verandert.



Abbildung 24: Bezug von Arbeitslosengeld (ALG Il) nach Empfanger*innen pro 1.000

Einwohner*innen im Alter zwischen 15 und unter 65 Jahren im Jahr 2018 in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit 2019. Eigene Berechnung und Darstellung
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2.3.2 Erwerbsbeteiligung und
Einkommensarmutsrisiken

Zur ndheren Analyse der sozio6konomischen Situ-
ation junger Menschen und ihrer Familien werden
nachfolgend weitere soziodemografische Aspekte
betrachtet, welche die Armutswahrscheinlichkeit
erhdhen kénnen. Dabei hat vor allem die berufli-
che Qualifikation Einfluss auf die Erwerbsbeteili-
gung, zudem das Alter des jlingsten Kindes sowie
die jeweils spezifische familiale Lebensform (vgl.
Statistisches Bundesamt 2019i, S.31).

» Die Gefahrdung durch Armut ist in Rhein-
land-Pfalz in kinderreichen Familien sowie bei
Alleinerziehenden besonders hoch.

Wahrend die sog. Armutsgefahrdungsquote in
Rheinland-Pfalz mit 15,4 % annahernd im Bun-
desdurchschnitt liegt, stellt sich die Situation

nicht fir alle Lebens- und Familienformen gleich
dar. Im Jahr 2018 zeigt sich, dass die Wahrschein-
lichkeit, von Armut betroffen zu sein, in Rhein-
land-Pfalz vor allem bei kinderreichen Familien
und bei Alleinerziehenden besonders hoch ist. An-
ndhernd jeder zweite Alleinerziehenden-Haushalt
in Rheinland-Pfalz (46,9 %) ist im Jahr 2018 ar-
mutsgefdhrdet. Dieser Wert ist im Vergleich zum
gesamten Bundesgebiet sowie der alten Bundes-
lander tiberdurchschnittlich hoch ausgepragt. Das
Armutsrisiko fuir Paare — dies betrifft Ehepaare
und Lebensgemeinschaften gleichermaf3en - die
mit drei oder mehr Kindern zusammenleben, ist
im Vergleich zu einem Paar mit zwei Kindern in
Rheinland-Pfalz dreimal so hoch und betrifft etwa
jede dritte kinderreiche Familie (34,5 %). Das ge-
ringste Armutsrisiko besteht bundesweit sowie
auch in Rheinland-Pfalz fiir Paare ohne Kinder. Zu-
dem zeigt sich, dass die Armutsgefahrdung indes
fir Menschen mit Migrationshintergrund noch
einmal bedeutend héher ist.

Abbildung 25: Armutsgefahrdungsquote nach Lebensform in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

im Jahr 2018, Angaben in %
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Quelle: Statistisches Landesamt RLP 2019i. Eigene Darstellung



» Personen in Alleinerziehenden-Haushal-
ten sind iiberdurchschnittlich haufig armuts-

gefahrdet.

Alleinerziehende sind bundesweit tiberproportional

haufig von Armut betroffen.

Unterschiede. Im Durchschnitt sind Alleinerzie-

hende in den neuen Bundeslandern hdufiger von
Armut betroffen (44,5 %). Rheinland-Pfalz weist

im Jahr 2018 anders als bei der Mindestsiche-
rungsquote bei den Alleinerziehenden die dritt-

Dennoch zeigen sich landervergleich auf.

im Vergleich der Bundesldnder deutliche regionale

héchste Armutsgefahrdungsquote im Bundes-

Abbildung 26: Armutsgefahrdungsquote von Alleinerziehenden im Jahr 2018 nach Bundeslandern,

Angaben in %
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Quelle: Statistisches Landesamt RLP 2019i. Eigene Darstellung
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» Knapp jeder zweite Alleinerziehenden-
Haushalt muss mit einem niedrigen monatli-
chen Nettoeinkommen wirtschaften.

Die Armutsgefahrdungsquote hangt dabei neben
dem Qualifikationsniveau der Eltern und der je-
weiligen familialen Lebensform auch mit dem zur
Verfligung stehenden monatlichen Nettoeinkom-
men zusammen. In der Einkommensverteilung
zeigen sich fiir die einzelnen familialen Lebens-
formen in Deutschland und Rheinland-Pfalz ahn-
liche Auspragungen. Auch in dieser Betrachtung
wird die zumeist belastete soziookonomische Si-
tuation von Alleinerziehenden-Haushalten deut-
lich. Knapp jede*r zweite Alleinerziehende muss
im Jahr 2018 mit weniger als 2.000 Euro im Mo-
nat wirtschaften. Die entsprechenden Anteile sind

in den anderen Familienformen auffallig geringer
ausgepragt. Am seltensten sind niedrige Netto-
einkommen bei Ehepaaren mit Kindern vorzufin-
den. Die belastete finanzielle Situation Alleinerzie-
hender in Deutschland kann darauf zurlickgefiihrt
werden, dass Alleinerziehende in tber 80 % der
Falle (84 % Bund bzw. 82 % RLP) Frauen sind, die
als Mitter grundsatzlich in geringerem Umfang

in Vollzeit erwerbsbeteiligt sind (vgl. Statistisches
Bundesamt 2019, Kinderlosigkeit etc.). Zudem
sind Alleinerziehende in Folge von Trennungen,
Scheidungen oder Verwitwung liberproportional
von Uberschuldung betroffen (vgl. Statistisches
Bundesamt 20183, S. 41-44). Die finanzielle
Schlechterstellung von Alleinerziehenden bedeu-
tet fiir den Lebensalltag junger Menschen zwangs-
ldufig den Umgang mit mehr materieller Entbeh-
rung und somit die Einschrankung finanzieller
Spielrdume zur Realisierung von sozialer Teilhabe.

Abbildung 27: Familien nach Familienformen und monatlichem Nettoeinkommen in Rheinland-

Pfalz und in Deutschland im Jahr 2018, Angaben in %
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Quelle: Fiickel, Sebastian 2019b und Statistisches Bundesamt 2019i. Eigene Berechnung und Darstellung



» Kinder und Jugendliche sind in besonderer
Weise von Armut bedroht. Dies betrifft junge
Menschen in Rheinland-Pfalz im Jahr 2018 je-
doch regional sehr unterschiedlich.

Kinder und Jugendliche stellen hinsichtlich der
Armutsgefdhrdung eine besonders vulnerable
Gruppe dar. In den Regionen von Rheinland-Pfalz
zeigen sich jedoch sehr unterschiedliche Auspra-
gungen. Dies soll an zwei Kennzahlen exempla-
risch verdeutlicht werden: (1) Sozialgeld-Bezug
der unter 15-Jahrigen sowie (2) dem Eckwert jun-
ger Arbeitsloser in der Altersgruppe der 15- bis
25-Jahrigen.

Abbildung 28 zeigt den Anteil der Sozialgeld-Be-
ziehenden im Alter unter 15 Jahren pro 1.000 jun-
ger Menschen in Rheinland-Pfalz. Im Jahr 2018
empfingen etwa 120 unter 15-Jdhrige pro 1.000
junger Menschen ihrer Altersgruppe Sozialgeld.
Die kreisfreien rheinland-pfalzischen Stadte wei-
sen auch hinsichtlich des Sozialgeld-Bezuges von
Kindern und Jugendlichen eine deutlich hohere

sozialstrukturelle Belastung auf als die Landkreise.

Zudem verweisen die Daten auf gro3e regionale
Unterschiede. Dabei werden in der Stadt Pirma-
sens im Jahr 2018 sechsmal so haufig Unterstiit-
zungsleistungen fiir junge Menschen gewahrt, als
dies im Landkreis Stidwestpfalz der Fall ist.
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Abbildung 28: Anzahl der unter 15-Jahrigen mit Sozialgeld-Bezug pro 1.000 junger Menschen der

Altersgruppe im Jahr 2018 in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit 2019. Eigene Berechnung und Darstellung



Abbildung 29: Eckwert junge Arbeitslose je 1.000 Personen im Alter von 15 bis unter 25 Jahren im

Jahr 2018 in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit 2019. Eigene Berechnung und Darstellung
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Ein dhnliches Bild zeichnet sich bei der Betrach-
tung des Eckwertes junger Arbeitsloser (s. Abbil-
dung 29). Junge Menschen in der Altersgruppe der
15- bis 25-Jahrigen weisen ein erhohtes Armutsri-
siko auf, da sie haufiger noch keine gefestigten
Beschaftigungsverhaltnisse haben (vgl. BMFSF)
2017, S.150). Im rheinland-pfalzischen Durch-
schnitt sind pro 1.000 15- bis unter 25-Jdhriger im
Jahr 2018 etwa 23 Personen arbeitslos. Die Werte
variieren zwischen den Kommunen. Es zeigt sich
auch beziiglich des Eckwertes junger Arbeitsloser
ein Stadt-Land-Gefélle in Rheinland-Pfalz, aller-
dings nicht so eindeutig ausgepragt, wie dies bei
den beschriebenen Transferleistungen der Fall ist.
So weisen auch einige Landkreise tiberdurch-
schnittliche Werte auf.

Zusammenfassend zeigt sich, dass Armut in
Rheinland-Pfalz regional sehr unterschiedlich ver-
teilt ist. Der Raum und seine jeweiligen 6rtlichen
und infrastrukturellen Bedingungen stellen einen
eigenstandigen und grundlegenden Parameter fir
das Aufwachsen dar und haben erhebliche Aus-
wirkungen auf die jeweiligen Teilhabechancen jun-
ger Menschen. Dies zeigt sich vor allem an der
regional unterschiedlichen Armutsverteilung in
Rheinland-Pfalz. Vor allem die Stadte weisen eine
hohere sozialstrukturelle Belastung auf, ebenso
wie einzelne vor allem landlich geprédgte Regionen
in Rheinland-Pfalz. Dariiber hinaus erweist sich
auch bei der Betrachtung von Armut und Einkom-
men die Familie als Basis fir gesellschaftliche Teil-
habe bzw. fiir erschwerte Bedingungen der Teilha-
be. Spezifische familiale Konstellationen kénnen
die Armutsgefahrdung erhdhen, insbesondere mit
einem alleinerziehenden Elternteil — in der Regel
der Mutter — aufzuwachsen. Wie bereits im 2. Kin-
der- und Jugendbericht herausgearbeitet, ist es fiir
junge Menschen entscheidend, in welche Fami-
lie und in welcher Region sie geboren werden und
aufwachsen. Aber vor allem der Raum und seine
soziodkonomischen Verhaltnisse pragen entschei-
dend die Entwicklungschancen junger Menschen
in Rheinland-Pfalz (vgl. dazu ausfihrlich Dritter
Blick — Kapitel 4).

2.4 Leistungen und Angebote der
Kinder- und Jugendhilfe

Die Kinder- und Jugendhilfe erreicht heute durch
ihre Angebote und Leistungen nahezu alle Kinder
und Jugendlichen. ,Damit steht die Kinder- und
Jugendhilfe in der Mitte der Gesellschaft und leis-
tet einen nachhaltigen, 6ffentlich verantworte-
ten Beitrag zum Aufwachsen junger Menschen in
Deutschland.” (BMFSF) 2013, S.5).

Die Kinder- und Jugendhilfe stellt die grof3te so-
ziale Infrastrukturleistung fiir Kinder, Jugendliche
und ihre Familien dar, die von den Frithen Hilfen
uiber die Kindertagesbetreuung und die Schulso-
zialarbeit bis hin zu Angeboten der Unterstiitzung
in Krisen und Notlagen in sehr unterschiedlichen
Bereichen reicht. Auch wenn ihre differenzierten
Angebote und Leistungen heute alle jungen Men-
schen und Familien erreichen, so besteht eine ih-
rer wesentlichen Funktionen darin, Benachteili-
gungen auszugleichen und eben fiir alle positive
Lebensbedingungen zu schaffen. Fir die Kinder-
und Jugendbhilfe ist die Erm&glichung von Teilha-
be, die Beteiligung ihrer Adressat*innen und die
Bearbeitung von Exklusionsfolgen konstitutiv. So
lasst sich die Leitnorm in §1 SGB VIII lesen und
so sind auch die Handlungsfelder ausgerichtet —
wenn auch mit unterschiedlichen Schwerpunkten,
Moglichkeiten und Zielgruppen. Die Kinder- und
Jugendhilfe bearbeitet Exklusionsfolgen, die zum
Beispiel durch Armut, Schulprobleme, Gewalt in
der Familie oder Cliquenbildungen im Jugendal-
ter entstehen. Ob sie allerdings hierzu tiber die
richtigen Konzepte und Ressourcen verfligt, muss
regelmafig iberprift und transparent gemacht
werden. Da die Kinder- und Jugendhilfe heute fir
alle Kinder, Jugendlichen und Familien eine wich-
tige Ressource darstellt, wird sie selbst dort zu ei-
nem Exklusionsfaktor, wo ihre Angebote fehlen
oder nicht bedarfsgerecht zur Verfligung stehen.
Die Beférderung von Inklusion muss mit einer be-
darfsgerechten Ausstattung aller Leistungsberei-
che der Kinder- und Jugendhilfe einhergehen.



2.4.1 Beratung zur Forderung der
Erziehung in der Familie und in kritischen
Lebenssituationen junger Menschen

In den letzten Jahren lasst sich eine zunehmende
Aufmerksamkeit fiir Fragen der Erziehung und Fa-
milie erkennen. Infolgedessen zeigt sich einerseits
ein starker 6ffentlich verantwortetes Interesse und
Engagement im Bereich der Familienerziehung, ver-
bunden mit einer andererseits gestiegenen offent-
lichen Erwartungshaltung an die Erziehungsleistun-
gen von Eltern (vgl. BMFSF) 2013, S. 295ff.).

Das veranderte offentliche Engagement drtickt sich
beispielsweise im Ausbau der Friihen Hilfen™ sowie
den Bestrebungen zur Starkung der Familienbil-
dung und dem Ausbau der Familienzentren und fa-
milienorientierten Dienstleistungen aus. Dies sind
ebenso fiir Rheinland-Pfalz wichtige Leistungsbe-
reiche, welche die Bedingungen des Aufwachsens

in rheinland-pfalzischen Kommunen entscheidend
mitgepragt haben (vgl. Servicestelle Netzwerk Fa-
milie starken https://www.servicestelle-netzwerk-
familie.de/home.html).

Vor dem Hintergrund der Erkenntnisse der Jugend-
befragung (vgl. Zweiter Blick — Kapitel 3) soll nach-
folgend jedoch vor allem die Inanspruchnahme
von Beratungen im Kontext herausfordernder
Lebensereignisse als Form der Unterstiitzung des
Bewaltigungshandelns junger Menschen und ihrer
Familien betrachtet werden.

» Beratungen zur Férderung der Erziehung in
der Familie waren und sind wichtige Grund-
bausteine im Leistungsspektrum der Kinder-
und Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz. Die In-
anspruchnahme im Jahr 2018 variiert jedoch
stark zwischen den Stadten und Landkreisen.

Abbildung 30: Entwicklung der absoluten und relativen Inanspruchnahme der Beratungen gem.

§§16-18, 28, 41 SGB VIIl in den Jahren 2011 bis 2018 in Rheinland-Pfalz
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13 https://Isjv.rlp.de/de/unsere-aufgaben/kinder-jugend-
und-familie/landesjugendamt/bundesstiftung-fruehe-hilfen/

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018;
Erhebung des ism. Eigene Berechnung und Darstellung
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Im Betrachtungszeitraum von 2011 bis 2018 zei-
gen sich die absolute sowie relative Inanspruch-
nahme der Beratungen gemaf3 §§ 16-18, 28 und
41 SGB VIl auf relativ konstantem Niveau. Im
Jahr 2018 werden insgesamt 23.526 Beratun-
gen erfasst. Die relative Inanspruchnahme, wel-
che die Anzahl der Beratungen auf die jeweilige
Bevolkerungsgruppe bezieht, liegt bei knapp 30
Beratungen pro 1.000 unter 21-Jahriger in Rhein-
land-Pfalz. Beratungen erweisen sich somit als
wichtiger Bestandteil einer ,psychosozialen Infra-
struktur" (BMFSFJ 2013, S.303). Sie waren und
sind Grundbausteine im Leistungsspektrum der
Kinder- und Jugendhilfe. Ihre Inanspruchnahme
im Jahr 2018 variiert jedoch stark zwischen den
Stadten und Landkreisen.

Grundséatzlich wird ersichtlich, dass in allen rhein-
land-pfélzischen Kommunen Beratungen gem.

§§ 16-18, 28, 41 SGB VIl in Anspruch genommen
werden. Dabei variiert die Inanspruchnahme je-
doch zwischen 59,1 Beratungen pro 1.000 unter
21-Jahriger in einer kreisfreien Stadt und 12,1 Be-
ratungen in einem Landkreis. Insgesamt weisen
die kreisfreien Stadte — mit Ausnahme von zwei
Kommunen - einen deutlich héheren Eckwert fiir
die Inanspruchnahme auf. Die Unterschiede zwi-
schen den Kommunen sind damit sehr hoch. Dies
kann mitunter auf eine unterschiedlich ausge-
staltete Infrastruktur in diesem Bereich oder aber
auch auf mobilitatsbedingte Einschrankungen des
Zugangs in Flachenkreisen oder der Erreichbar-
keit hindeuten. Nicht abgebildet werden an dieser
Stelle professionelle Beratungsangebote, die in
Online-Formaten durchgefiihrt werden. Dies kann
fur ein landlich gepragtes Bundesland eine kiinfti-
ge Entwicklungsoption darstellen.

2.4.2 Kinder in Kindertagesstatten und
Kindertagespflege

Die Kindertagesbetreuung bildet mit ihren spezi-
fischen Angeboten einen zentralen Baustein ge-
zielter Forderung in frihen Lebensjahren. Dies
dient auch dem Ziel, Teilhabechancen fir alle jun-
gen Menschen und Familien, vor allem jedoch fiir

sozialstrukturell belastete Familien oder Familien
mit beeintrachtigten oder behinderten Kindern zu
verbessern (vgl. 14. KJB BMFSF) 2013, S.307). Ne-
ben familidrer Unterstiitzung und Entlastung so-
wie einer verbesserten Vereinbarkeit von Familie
und Beruf ist die Kindertagesbetreuung damit ein
wichtiger Entwicklungsort 6ffentlich verantwor-
teter Erziehung und Bildung und fiir die Ermogli-
chung sozialer Teilhabechancen junger Menschen
nicht mehr wegzudenken.

» Die Kindertagesbetreuung wird bundesweit
sowie in Rheinland-Pfalz weiter ausgebaut.

Die Kindertagesbetreuung in Kindertagesstatten
sowie in der Kindertagespflege stellt in Deutsch-
land und auch in Rheinland-Pfalz den gro[3ten Teil-
bereich im Leistungsspektrum der Kinder- und Ju-
gendhilfe dar. ,Die Kindertagesbetreuung befindet
sich weiter auf ungebremstem Wachstumskurs.
Die Werte vom Marz 2019 zur Inanspruchnahme
und zu den Beschéftigten fallen wieder héher als
im Vorjahr aus. Einmal mehr vermeldet die KJH-
Statistik also Hochststande.” (AKJStat 2019, S.1).
Die Entwicklungen zeigen sich in der Tendenz in al-
len Bundeslandern ahnlich, wenn auch auf unter-
schiedlichem Niveau. Sowohl die Inanspruchnah-
me nach Altersgruppen als auch die beschaftigten
Fachkréafte steigen in diesem Leistungsbereich der
Kinder- und Jugendhilfe an (vgl. ebd.).

So wird in ganz Deutschland 2019 jedes dritte Kind
unter drei Jahren betreut (34,3 % Inanspruchnah-
mequote), dies sind insgesamt 818.483 Kinder un-
ter drei Jahren. Ein Anstieg lasst sich dabei in allen
Bundeslandern nachweisen. Aber trotz des massi-
ven Ausbaus der letzten Jahre Gbersteigen die Be-
treuungswiinsche der Eltern weiterhin die zur Ver-
fugung stehenden Kapazitdten (vgl. ebd.). In der
Altersgruppe der 3- bis 6-)ahrigen steigt die Anzahl
der betreuten Kinder im Jahr 2019 auf 2,1 Mio. Die
Inanspruchnahmequote von 93 % bleibt dabei im
Vergleich zum Vorjahr konstant, da im gleichen
Zeitraum die Anzahl der Kinder dieser Bevolkerungs-
gruppe zugenommen hat (vgl. AKJStat 2019, S. 2).



In Rheinland-Pfalz spiegelt sich der bundeswei-
te Trend des Ausbaus der Kindertagesbetreuung
wider. Im Jahr 2019 nehmen insgesamt 168.694
junge Menschen im Alter bis 13 Jahren ein Ange-
bot der Kindertagesbetreuung in Anspruch. Etwa
drei Prozent davon entfallen auf die Kindertages-
pflege, 97 % auf Betreuungsplatze in Kindertages-
statten. Weiterhin werden in Kindertagesstatten

in der Altersgruppe der 3- bis 6-Jahrigen die meis-
ten Kinder betreut. Die Betreuungsquote liegt in
Rheinland-Pfalz bei 95,1 %. Hierbei ist jedoch zu
beachten, dass diese Quote Doppelzéhlungen be-
inhaltet, wenn ein Kind sowohl eine Betreuung in
einer Kindertagesstatte als auch in Kindertages-
pflege in Anspruch nimmt.

Abbildung 31: Entwicklung der Kinder in Kindertagesstatten in den Jahren 2006 bis 2019 nach

Altersgruppen in Rheinland-Pfalz
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Quelle: https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Besuchsverhalten_2019.pdf. Eigene Berechnung und Darstellung

» Angebote der Kindertagesbetreuung fiir
unter 3-Jahrige werden in Rheinland-Pfalz
immer stérker in Anspruch genommen, je-
doch mit deutlichen interkommunalen Un-
terschieden.

Der Anstieg der Betreuungskapazitaten zeichnet
sich in Rheinland-Pfalz vor allem durch einen deut-
lichen Ausbau der Angebote fiir unter 3-Jahrige in
Kindertagesstatten aus. Im Jahr 2019 werden ins-
gesamt 32.979 Kinder unter drei Jahren in Rhein-
land-Pfalz in Kindertagesstatten betreut und da-
mit 24.030 Kinder mehr als noch im Jahr 2006.


https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Besuchsverhalten_2019.pdf

Abbildung 32: Versorgungsquote der unter 3-Jahrigen'™ (zum Stichtag 01.03.2019) in Kindertages-

statten in Rheinland-Pfalz
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lhre Anzahl hat sich folglich im Betrachtungszeit-
raum annahernd vervierfacht. Hinzu kommen im
Jahr 2019 insgesamt 3.121 Kinder unter drei Jahren,
die im Rahmen der Kindertagespflege betreut wer-
den (vgl. Ministerium fiir Bildung RLP 2019, S.1).

Betrachtet man Angebote der Kindertagesbetreu-
ung fiir unter Dreijdhrige in den Kommunen in
Rheinland-Pfalz, so zeigen sich deutliche Unter-
schiede und eine grof3e Spannweite zwischen den
Stadten und Landkreisen. Im Jahr 2019 stand im
interkommunalen Vergleich fiir jede*n zweite*n
unter Dreijahrige*n in der Slidwestpfalz, hinge-
gen fiir jede*n Vierte*n in der Stadt Frankenthal
ein Platz in einer Kindertagesstatte zur Verfiigung.
Hinsichtlich des Befundes, dass sich 44,7 % der
Eltern in westdeutschen Bundeslandern einen Be-
treuungsplatz fur ihr unter dreijahriges Kind wiin-
schen (vgl. BMFSF] 2019, S.13), sowie vor dem
Hintergrund der gestiegenen Anzahl der Neuge-
borenen in Rheinland-Pfalz, besteht fiir die meis-
ten rheinland-pfalzischen Stadte und Landkreise
weiterhin erheblicher Bedarf, die bisherigen An-
strengungen zum Ausbau von Betreuungskapazi-
taten fortzusetzen.

» Jedes dritte Kind, dass im Jahr 2019 in einer
Kindertagesstatte betreut wird, hat mindes-
tens ein Elternteil auslandischer Herkunft.

32,5% aller zum Stichtag 01.03.2019 in einer Kin-
dertagesstatte betreuten Kinder zwischen 0 und
13 Jahren haben mindestens ein Elternteil mit
auslandischer Herkunft. In der differenzierteren
Betrachtung der Altersgruppen fallt jedoch auf,
dass ihre Anzahl vor allem unter den Kindern im
ersten und zweiten Lebensjahr im Vergleich zur
Inanspruchnahme von Kindern mit Eltern deut-
scher Herkunft deutlich geringer ausfallt. Zudem
zeigt die statistische Auswertung, dass in der Fa-
milie jedes flinften Kindes in dieser Altersgruppe
(22,4 %) die vorrangige Sprache nicht Deutsch ist.
Die Griinde fir die unterschiedliche Inanspruch-
nahme von Betreuungspldtzen in Familien mit
und ohne Migrationshintergrund sind vielfaltig.
Sie reichen von Einstellungsunterschieden, tiber

unterschiedliche Auspragung privater bzw. famili-
arer Unterstiitzungsnetzwerke, kdnnen aber auch
von der finanziellen Situation der Familie gepragt
sein. In einer Analyse des BMFSF] wird diesbeziig-
lich jedoch deutlich, dass Miitter mit Migrations-
hintergrund ihr Kind haufiger noch fiir zu jung fir
eine Betreuungseinrichtung halten (31%), als dies
in den Angaben der Miitter ohne Migrationshin-
tergrund zu finden ist (26 %). Jede fiinfte Mutter
mit Migrationshintergrund gibt zudem an, eine
Kinderbetreuungseinrichtung bzw. eine Tagesmut-
ter sei zu teuer (20 %), wahrend dies nur auf 16 %
der Miitter ohne Migrationshintergrund zutrifft
(vgl. BMFSF) 20164, S.63).

Vor dem Hintergrund der demografischen Veran-
derungen (siehe dazu Kapitel 2.1) sowie zur Erho-
hung von Teilhabechancen zeigt sich fiir Rhein-
land-Pfalz die Notwendigkeit, den Zugang zu
Angeboten der Kindertagesbetreuung sowie der
Sprachbildung fiir Familien auslandischer Her-
kunft weiter zu verbessern und zu verstarken.

» Die meisten Kinder mit Behinderung wer-
den in Rheinland-Pfalz in Regeleinrichtungen
oder integrativ statt in speziellen Férderkin-
dertagesstdtten betreut.

Alle Kinder ab einem Jahr haben einen Rechtsan-
spruch auf frihkindliche Férderung in einer Tages-
einrichtung oder in der Kindertagespflege (§ 24
SGB VIII) — dieses Recht gilt somit auch fir Kin-
der mit Behinderungen oder Beeintrachtigungen.
Fur Kinder mit Behinderungen kann der Zugang
zu Angeboten der Kindertagesbetreuung in Rhein-
land-Pfalz tber verschiedene Betreuungsangebo-
te erfolgen. Neben der Einzelintegration in Regel-
kindertagesstatten bestehen integrative Gruppen,
die eine gemeinsame Betreuung von Kindern mit
und ohne Behinderung ermdglichen, oder heil-
padagogische Gruppen, die eine spezifische For-
derung furr Kinder mit Behinderungen anbieten.
Insgesamt ist die Anzahl der heilpddagogischen
Gruppen (104) sowie der integrativen Gruppen
(205) im Gesamtspektrum der unterschiedlichen
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Abbildung 33: Anzahl der Kinder in Kindertagesstatten (zum Stichtag 01.03.2019) nach Alter und

auslandischer Herkunft mindestens eines Elternteiles in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Ministerium fiir Bildung Rheinland-Pfalz (2019b). Eigene Berechnung und Darstellung

Gruppenformen mit insgesamt 3 % aller Gruppen
in der Kindertagesbetreuung im Jahr 2019 sehr
gering vertreten. Im Jahr 2019 existieren in Rhein-
land-Pfalz insgesamt 10 Forderkindertagesstatten
(vgl. Ministerium fiir Bildung 2019, S.2).

2.4.3 Jugendarbeit, Jugendsozial-
arbeit und erzieherischer Kinder- und
Jugendschutz

» Die Stellen in den Bereichen Jugendarbeit,
Jugendsozialarbeit und erzieherischer Kinder-
und Jugendschutz konnten in den letzten Jah-
ren gehalten und weiter ausgebaut werden.

Da nicht alle Jugendamter ihre jeweiligen Daten
zum Erhebungszeitpunkt zu allen vier Arbeitsbe-
reichen der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit
melden konnten, lassen sich die absoluten Anga-
ben zwischen den Arbeitsbereichen nur bedingt
zueinander in Beziehung setzen. So beziehen sich
die absoluten Werte im Bereich der Jugendsozial-
arbeit nur auf 37, im Bereich der Schulsozialarbeit

hingegen auf die Angaben von 40 Jugendamtern.
Die Abbildung 34 verdeutlicht, dass die Personal-
stellen im Bereich der Jugendarbeit liber die Jahre
hinweg mit einem Wert von ca. 550 Vollzeitstel-
lendquivalenten annahernd gleich geblieben sind.
Kaum Veranderungen zeigen sich auch im Bereich
der Jugendsozialarbeit mit ca. 90 Stellen landes-
weit und ca. 100 Stellen im Bereich der Jugendbe-
rufshilfe. Die Schulsozialarbeit zeigt sich hingegen
als kontinuierliches Wachstumsfeld mit ca. 420
Vollzeitstellendquivalenten im Jahr 2018.

Bezogen auf die bevolkerungsrelevante Grup-

pe der unter 21-Jahrigen in Rheinland-Pfalz las-
sen sich hinsichtlich der gemeldeten Stellen der
Handlungsfelder Jugendarbeit und Jugendschutz
erneut regionale Disparitdten und vor allem Un-
terschiede in der relativen Infrastruktur zwischen
stadtischen und landlichen Gebieten feststellen.
Die Personalstellen fiir Jugendarbeit und Jugend-
schutz im Jugendamt pro 10.000 junger Men-
schen unter 21 Jahren erweisen sich in den kreis-
freien und kreisangehorigen Stadten konstant
annahernd doppelt so hoch wie in den rheinland-
pfalzischen Landkreisen (Tab. 4).



Abbildung 34: Personalstellen fir pddagogische Fachkrafte in den Bereichen Jugendarbeit, Jugend-

sozialarbeit, Jugendberufshilfe und Schulsozialarbeit (§§ 11, 13 SGB VIII) im Vergleich der Jahre 2015
bis 2018 in Rheinland-Pfalz (absolute Zahlen)

6007

500

400

300

200

100+

0_
Stellen fiir Jugendarbeit Stellen fiir Stellen fiir Stellen fiir
(inkL. durch éffentliche Jugendsozialarbeit Jugendberufshilfe Schulsozialarbeit
Mittel bei freien Tragern (n=37) (n=39) (n=40)
finanzierte Stellen)
(n=38) | 2015 W 2016 2017 W 2018

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018. Fiir diese Darstellung wurden nur die Angaben jener Jugenddmter berticksichtigt,
die zu allen vier dargestellten Erhebungszeitpunkten vollstandige Angaben gemacht haben. Die Anzahl der Jugendamter, auf welche sich die
Zahlen beziehen, variiert daher je nach Bereich zw. 37 bis 40 Jugendamter.

Tabelle 4: Personalstellen im Jugendamt fiir Jugendarbeit (§11 SGB VIII) und Jugendschutz (§14
SGB VIII) pro 10.000 junger Menschen im Alter von unter 21 Jahren im Zeitverlauf

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
Rheinland-Pfalz 456 471 472 479 4,85 494 473
kreisfreie Stidte 6,98 753 797 8,15 8,03 8,04 793
Landkreise 3,68 3,59 3,40 3,41 3,48 3,57 3,30
ORI 5,36 5,87 6,22 610 6,15 6,65 6,74

Stadte

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018. Es gilt zu beachten, dass drei Jugenddmter keine vollstandigen Angaben zu allen
Einzeljahren gemacht haben.

Ausdifferenzierung der gesamten Kinder- und Ju-
gendhilfe an den Schnittstellen zu anderen gesell-
schaftlichen Teilbereichen (z.B. Schule, Justiz, etc.)
eine vermehrte Inanspruchnahme, die dort in Fol-
ge von abweichendem Verhalten, Stérungen oder
belastenden Familienkonstellationen sichtbar wer-
den. Im Jahr 2018 werden bundesweit erstmals
mit 1.003.117 erzieherischen Hilfen tiber eine Mil-
lionen Hilfen in Anspruch genommen und erneut
ein Hochststand erreicht (vgl. AKJStat 20193, S. 8).
Diesem Trend folgt auch Rheinland-Pfalz.

2.4.4 Hilfen zur Erziehung

Das Leistungsfeld der Hilfen zur Erziehung hat

sich in den letzten Jahren ebenso wie andere Hand-
lungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe deutlich
ausgeweitet und weiter ausdifferenziert. Erziehe-
rische Hilfen stellen im Sinne der Teilhabeermdg-
lichung nicht nur eine 6ffentlich verantwortete
Reaktion auf individuelle oder familidre Not- und
Krisensituationen dar, sondern erfahren tiber die
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» Im Jahr 2018 werden in Rheinland-Pfalz
erstmalig Giber 28.000 Hilfen zur Erziehung in
Anspruch genommen.

Im Jahr 2018 betragt die absolute Inanspruchnah-
me der erzieherischen Hilfen 28.288 Hilfen gem.
§§ 27,2 ff. SGB VIII. Damit haben sich die Fallzah-
len der Hilfen zur Erziehung seit dem Jahr 2002 um

84 % erhdht. Ebenso steigt die relative Inanspruch-
nahme bezogen auf die Bevdlkerungsgruppe der
unter 21-Jahrigen auf 35,7 Hilfen pro 1.000 unter
21-Jahriger im Jahr 2018. Die Entwicklung der Inan-
spruchnahme der Hilfen zur Erziehung variiert da-
bei jedoch deutlich zwischen den rheinland-pfalzi-
schen Kommunen. Im 6. Landesbericht Hilfen zur
Erziehung Rheinland-Pfalz werden die Daten aus-
differenziert dargestellt (vgl. MFFJIV 2019).

Abbildung 35: Entwicklung der absoluten und relativen Inanspruchnahme der Hilfen zur Erziehung

(§§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIlI) in den Jahren 2002, 2005 bis 2018 in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018; Erhebung des ism. Eigene Berechnung und Darstellung. Der Eckwert gibt die
bevélkerungsrelativierte Inanspruchnahme (hier Hilfen pro 1.000 unter 21-Jahriger) an.

» Erzieherische Hilfen werden vorrangig
im ambulanten Bereich sowie in der Vollzeit-
pflege weiter ausgebaut.

In der differenzierteren Betrachtung der Entwick-
lung im Bereich der erzieherischen Hilfen zeigt
sich, dass der Anstieg der Fallzahlen vor allem auf
einen bis heute anhaltenden Ausbau der ambu-
lanten Hilfen zur Erziehung zurtickzufiihren ist.
Seit dem Jahr 2002 wurden in Rheinland-Pfalz die
ambulanten erzieherischen Hilfen anndhernd ver-
dreifacht und belaufen sich im Jahr 2018 auf ins-
gesamt 15.369 Hilfen. Daneben zeigen sich auch
in den Bereichen der stationdren Hilfen sowie der

Vollzeitpflege Fallzahlsteigerungen. Diese fal-

len jedoch im gleichen Betrachtungszeitraum mit
Steigerungsraten von plus 17,1 % (stationar) und
plus 57 % (Vollzeitpflege) deutlich geringer aus als
im ambulanten Bereich. Im Bereich der teilstati-
ondren Hilfen zeigen sich im gesamten Betrach-
tungszeitraum kaum Verdnderungen. Sie befinden
sich mit 1.973 Hilfen im Jahr 2018 damit wieder
etwa auf dem gleichen Niveau wie im Jahr 2002.



Abbildung 36: Entwicklung der Hilfen zur Erziehung (§§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII) nach

Hilfesegmenten in den Jahren 2002, 2005 bis 2018 in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018; Erhebung des ism. Eigene Berechnung und Darstellung

» Hilfen zur Erziehung werden in Rheinland-
Pfalz in allen Altersgruppen gewahrt. Jedoch
nimmt der Anteil von Kindern und Madchen zu.

Die Zielgruppe der Hilfe lasst sich hinsichtlich der
Merkmale Alter, Geschlecht und Migrationshin-
tergrund naher beschreiben. In der Tendenz wer-
den erzieherische Hilfen hinsichtlich der Alters-
struktur starker von alteren Kindern in Anspruch
genommen. Anndhernd jede finfte Hilfe (18,2 %)
wird dabei im Jahr 2017 in der Altersgruppe der
12- bis unter 15-Jdhrigen gewdhrt. Daneben steigt
in den letzten Jahren jedoch der Anteil der Kinder
unter sechs Jahren, die erzieherische Hilfen erhal-
ten. Im Jahr 2017 wird etwa jede sechste Hilfe von
einem Kind unter drei Jahren in Anspruch genom-
men (vgl. MFFJIV 2019, S.69). Die Inanspruchnah-
me variiert jedoch in Abhdngigkeit der jeweiligen
Hilfeform (vgl. ebd., S.56).

Neben einer altersabhdngigen Inanspruchnahme-
struktur zeigt sich zudem, dass erzieherische Hil-
fen haufiger Jungen gewahrt werden. Im Jahr 2017
sind 57,7 % der in Anspruch nehmenden jungen

Menschen Jungen. Seit dem Jahr 2002 nimmt je-
doch der Anteil weiblicher™ Hilfeempfangenden
kontinuierlich zu. Ihr Anteil steigt von 36,3 % im
Jahr 2002 auf insgesamt 42,3 % im Jahr 2017. Der
Anteil weiblicher Hilfeempfangender ist dabei vor
allem im ambulanten und teilstationdren Bereich
unterreprasentiert (MFFJIV 2019, S.70).

Hinsichtlich des Merkmals Migrationshintergrund
zeigt sich, dass etwa jede fiinfte Hilfe in Rhein-
land-Pfalz einem jungen Menschen mit Migrati-
onshintergrund gewahrt wurde. Obwohl ihr Anteil
in den letzten Jahren angestiegen ist, sind Kinder
und Jugendliche mit Migrationshintergrund in

15 Anvielen Stellen im Bericht werden Unterschiede zwi-
schen den Geschlechtern ausgewiesen. In der Regel wird

hier nur auf Unterschiede zwischen weiblichen und mannli-
chen jungen Menschen hingewiesen. Dies ist dem Umstand
geschuldet, dass Aussagen zu jungen Menschen mit nichtbi-
narer Geschlechtsidentitat auf Basis der vorliegenden Daten
(noch) nicht méglich sind. So unterscheidet die Geschlechts-
kategorie in der statistischen Erfassung bisher fast aus-
schlief3lich zwischen ,,mannlich” und ,weiblich”. Dennoch sei
an dieser Stelle darauf verwiesen, dass junge Menschen mit
nichtbinarer Geschlechtsidentitat mitzudenken sind.
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Rheinland-Pfalz in den Hilfen zur Erziehung - ge-
messen an ihrem Anteil in der Gesamtbevélke-
rung (etwa 38 %) — unterreprasentiert (vgl. ebd.).

Insgesamt verweisen die Befunde darauf, die An-
strengungen einer alters- und geschlechtsspe-
zifischen Qualifizierung sowie einer migrations-
sensiblen Offnung der Hilfen zur Erziehung zu
verstarken. Dies betrifft neben den zu tberpri-
fenden Zugangswegen auch eine Sensibilisierung
der Fachkréfte in den Sozialen Diensten fiir diver-
sitatsbezogene Aspekte in der Hilfegewahrung -
eine zentrale Herausforderung, damit Inklusion
auch in diesem Bereich gelingen kann.

» Hilfen zur Erziehung unterstiitzen vor al-
lem soziookonomisch belastete Familien und
stellen somit eine Investition in den teilhabe-
relevanten Entwicklungsort Familie dar.

Griinde fir und Einfliisse auf die Inanspruchnah-
me erzieherischer Hilfen sind vielfaltig. Bundes-
weit sowie auch in Rheinland-Pfalz beeinflussen
prekdre Lebenslagen den Bedarf an Hilfen zur Er-
ziehung. Im Jahr 2018 lasst sich fir Rheinland-
Pfalz festhalten: Je héher der Sozialgeldbezug von

unter 15-Jahrigen in einem Jugendamtsbezirk ist,
desto héher fallen dort die bevolkerungsrelati-
vierten Ausgaben fiir Hilfen zur Erziehung aus. Die
Hilfen zur Erziehung stellen vor diesem Hinter-
grund auch eine Investition zur Unterstiitzung be-
lasteter junger Menschen und ihrer Familien dar,
um Not und Krisen zu verhindern, die Folgen zu
bearbeiten und Teilhabechancen trotz individuel-
ler und/oder sozialer Benachteiligung zu verbes-
sern. Damit kann auch der zentrale Entwicklungs-
ort Familie gestarkt werden.

» Im Jahr 2018 werden insgesamt ca. 430
Millionen Euro fiir erzieherische Hilfen aufge-
wendet.

Die beschriebene Steigerung der Inanspruchnah-
me erzieherischer Hilfen spiegelt sich in Rhein-
land-Pfalz auch in einem Anstieg der aufgewen-
deten Ausgaben wider. Im Jahr 2018 werden
insgesamt 426 Millionen Euro fiir den Bereich der
Hilfen zur Erziehung aufgewendet. Dies entspricht
einem Anstieg der Aufwendungen um 83,6 % seit
2005. Die Teilhabemdglichkeiten durch 6ffentlich
verantwortete Angebote der Hilfen zur Erziehung
weisen demnach eine deutliche Verbesserung auf.

Abbildung 37: Entwicklung der Ausgaben fur Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VII|;

ohne umA’®; inkl. j.V.") in Millionen Euro in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2005 bis 2018
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018;
Erhebung des ism. Eigene Berechnung und Darstellung



2.4.5 Eingliederungshilfe gemaf3
§35a SGB VIII

Die Eingliederungshilfe gewinnt in den letzten Jah-
ren im gesamten Leistungsspektrum der Kinder-
und Jugendhilfe zunehmend an Bedeutung. Der An-
stieg der Fallzahlen und Aufwendungen in diesem
Bereich korrespondiert auch mit der Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention sowie der im
Zuge inklusiver Beschulung junger Menschen mit
Behinderung verstarkt eingesetzten Integrations-
hilfen/Schulbegleitungen. Die Entwicklungen in der
Eingliederungshilfe sind auch vor dem Hintergrund
der SGB VIlII-Reform, der Umsetzung des Bundes-
teilhabegesetzes (BTHG) und dem Diskurs um eine
inklusive Losung im Sinne einer Gesamtzustan-
digkeit der Kinder- und Jugendhilfe firr junge Men-
schen mit Behinderungen zu interpretieren.

» Durch Eingliederungshilfen gemap §35a
SGB VIII ibernimmt die Kinder- und Jugendhil-
fe zunehmend Verantwortung fiir junge Men-
schen mit (drohender) seelischer Behinderung.

Bundesweit zeigt sich eine Zunahme der Einglie-
derungshilfen fiir Kinder und Jugendliche mit (dro-
hender) seelischer Behinderung gemaf §35a SGB
VIII. Dabei steigen vor allem die Fallzahlen im
ambulanten Bereich von knapp 43.400 Einglie-
derungshilfen im Jahr 2008 auf 114.700 Hilfen

im Jahr 2018 (vgl. AKJStat 2020, S.15). Die Inan-
spruchnahmequoten weisen dabei jedoch deutli-
che interkommunale Unterschiede auf, die zudem
hoher ausfallen als in anderen Leistungsspektren
der Kinder- und Jugendhilfe. ,Das bedeutet, dass
diese Hilfeform fiir manche Jugendamter einen
randstandigen Exotenstatus innehat, wahrend sie
fir andere eine der quantitativ wichtigsten Sau-
len des Hilfsangebotes darstellt” (Mihlmann 2019,
S.41). Mihlmann fthrt dies vorrangig auf eine un-
terschiedliche Gewahrungspraxis sowie ein diver-
gentes Verstandnis von Behinderung zurtick (vgl.
ebd.). Dartiber hinaus sind Jugendamter in der Ge-
wahrung der Eingliederungshilfen immer wieder

auch mit Schnittstellenfragen innerhalb der Kinder-
und Jugendhilfe — hier vor allem mit den Hilfen zur
Erziehung, was sich aufgrund sich tiberschneiden-
der Zielgruppen und Bedarfslagen ergibt — sowie
der Eingliederungshilfe (ehemals Sozialhilfe) kon-
frontiert. Dennoch zeigt sich die Eingliederungshil-
fe als wachsender Bereich im Leistungsspektrum
der Kinder- und Jugendhilfe, was sich neben Fall-
zahlsteigerungen auch in einem Anstieg der Be-
schaftigten — vor allem im ambulanten Bereich der
Schulbegleitung - zeigt (vgl. AKJStat 2020, S.13ff.).
Diesem Trend folgt auch Rheinland-Pfalz.
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» Die Anzahl junger Menschen mit (drohender) seelischer Behinderung, die von der Kinder- und
Jugendhilfe gemaR §35a SGB VIII in Rheinland-Pfalz unterstiitzt werden, nimmt kontinuierlich zu.

Abbildung 38: Entwicklung der absoluten Inanspruchnahme der Eingliederungshilfe (gem. §35a

SGB VIII) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2009 bis 2018
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018; Erhebung des ism. Eigene Berechnung und Darstellung

Im Jahr 2018 werden in Rheinland-Pfalz insge-
samt 7.822 Eingliederungshilfen gemaf} §35a SGB
VIIl gewahrt. Davon entfallen 40,5 % auf Friihfor-
derfalle. Betrachtet man die Entwicklung seit dem
Jahr 2009, zeigt sich eine kontinuierliche Zunah-
me der absoluten Inanspruchnahme. Im Zeitraum
von 2009 bis 2018 sind die Fallzahlen gemaf3
§35a SGB VIl um 46 % gestiegen. Der kontinu-
ierliche Anstieg betrifft dabei in Rheinland-Pfalz
sowohl die Friihforderfalle als auch die Gbrigen
Hilfen, die ambulant und (teil-)stationar durchge-
fahrt werden.

» Die meisten Eingliederungshilfen gemaf3
§35a SGB VIl in Rheinland-Pfalz werden als
ambulante Hilfe durchgefiihrt. Dabei nimmt
der Anteil der Hilfen, die am Entwicklungsort
Schule durchgefiihrt werden, zu.

In Rheinland-Pfalz verandert sich im Zuge des
kontinuierlichen Bedeutungszuwachses der Ein-
gliederungshilfe auch deren innere Struktur. Bei
der Zusammensetzung der Hilfen in den Jahren
2011 und 2018 zeigt sich, dass zwar der Anteil der
ambulant durchgefiihrten Hilfen bei Giber 60 %
annahernd konstant bleibt. Allerdings erfolgen
Verschiebungen innerhalb der ambulanten Hilfen.
Wahrend im Jahr 2011 noch 635 schulbezogene
Eingliederungshilfen gewahrt wurden, steigt ihre
Anzahl bis 2018 auf 1.692 Hilfen. Ihre Anzahl hat
sich somit annahernd verdreifacht. Dieser Befund
ist im Zuge der Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention zu lesen und verweist auf die
zunehmende Bedeutung des Entwicklungsortes
Schule fiir junge Menschen mit Beeintrachtigun-
gen (vgl. dazu auch Kapitel 2.5.2 Auf dem Weg zur
inklusiven Schule).



§54 SGB XII™ (seit 01.01.2020 nach §112 SGB IX
durch Jugendamt oder Sozialamt) gewahrt wird.

Abbildung 39: Struktur der Eingliederungshilfe

gem. §35a SGB VIl in Rheinland-Pfalz in den
Jahren 2011 und 2018

Schulbegleitungen sind in den letzten Jahren eine
stark genutzte Leistung der Eingliederungshilfe.
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018;
Erhebung des ism. Eigene Berechnung und Darstellung

» Schulbezogene Eingliederungshilfe gemaf
§35a SGB VIII und SGB IX (Integrationshilfe/
Schulbegleitung) gewinnt zunehmend an Be-
deutung.

In Folge der Ratifizierung der UN-BRK und des da-
mit einhergehenden Rechts fiir junge Menschen,
unabhangig von mdglichen Beeintrachtigungen
oder Behinderungen den Zugang zum allgemei-
nen Bildungssystem zu erhalten (§ 24 Abs.2 UN-
BRK), steht das Bildungs- und hier vor allem das
Schulsystem vor der Herausforderung, sich in-
klusiv zu 6ffnen und weiterzuentwickeln. In allen
Bundeslandern steigt der Anteil junger Menschen
mit Beeintrachtigungen, die an Regelschulen be-
schult werden, durch die Jugend- und Sozialhil-
fe real. Das Mittel der Wahl hierzu ist derzeit die
individuelle Integrationshilfe — auch als Schul-
begleitung bezeichnet, die fiir junge Menschen
mit (drohender) seelischer Behinderung von den
Jugendamtern gem. §35a SGB VIII und fir jun-
ge Menschen mit kérperlichen oder geistigen Be-
hinderungen bisher durch die Sozialamter gem.

diesem Feld werden derzeit nicht nur strukturel-
le Weiterentwicklungsbedarfe des Schulsystems
hinsichtlich inklusiver Anforderungen ersichtlich.
Denn mit dem quantitativen Bedeutungszuwachs
der Schulbegleitung zeigen sich gleichzeitig auch
erhebliche Qualitatsunterschiede sowie stigma-
tisierende Aus- und Nebenwirkungen. Haufig ist
dies auf fehlende Fachstandards und unzurei-
chend ausgestaltete Kooperationsstrukturen zu-
riickzufiihren. Wie junge Menschen die Hilfe erle-
ben, bleibt haufig unberiicksichtigt. Die subjektive
Perspektive kann wichtige fachlich-konzeptionel-
le Gestaltungshinweise zur gemeinsamen Ver-
antwortungsibernahme der Aufgabe von Schule
und Eingliederungshilfe im Sinne einer Teilhabe-
verbesserung durch die Schulbegleitung liefern
(vgl. Dittmann 2016; Dittmann et al. 2018; Ditt-
mann, Miiller 2019). Im Sinne gelingender Inklu-
sion muss darauf geachtet werden, dass Integra-
tionshilfen den notwendigen Abbau struktureller
Barrieren fiir eine Teilhabe aller jungen Menschen
mit und ohne Beeintrachtigung in Regelstrukturen
nicht ersetzen.

18 ,Das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe — (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBL. 1 S.3022,
3023), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12.
August 2020 (BGBL. | S.1879) geandert worden ist". Im Fol-
genden SGB XIl.
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» In Rheinland-Pfalz steigt die Inanspruch-
nahme schulbezogener Eingliederungshilfe
gemaf §35a SGB VIl und SGB IX (Integra-
tionshilfe/Schulbegleitung) ebenfalls an. Im
Jahr 2017 werden bereits insgesamt 42 Mio.
Euro fiir diesen Bereich aufgewendet.

In Rheinland-Pfalz besteht eine ausgesprochen
gute und bundesweit einmalige Datenbasis zum
Bereich der Integrationshilfen, die an Schulen und
sogar an Kindertagesstatten in den Rechtsberei-
chen SGB VIl und SGB IX (vormals SGB XI1)* er-
hoben werden. Vor allem bei der Betrachtung des
Gewahrungsbereichs Schule wird die Dynamik des

der Inanspruchnahme und damit einhergehend
eine deutliche Zunahme der Aufwendungen zu
verzeichnen ist. Im Zeitraum von fiinf Jahren stei-
gen die Hilfen in der rechtskreistibergreifenden
Betrachtung um etwa 61%. Im Jahr 2017 werden
bereits 42,0 Millionen Euro fiir beide Rechtsberei-
che aufgewendet. Dies zeigt den steigenden Um-
fang, in dem Jugend- und Eingliederungshilfe in
die Weiterentwicklung inklusiver Bildung zur Er-
moglichung selbstbestimmter Teilhabe in Form
von Unterstiitzungsmafinahmen investieren.

Tabelle 5: Entwicklung der Bruttoausgaben fiir
Integrationshilfen gem. §35a SGB VIIl und §54
SGB XIl am Ort Schule in Rheinland-Pfalz in Euro

Feldes ersichtlich.

Jahr 2012 2016 2017
. i §35aSGBVIIl 11,4 Mio. 19,7 Mio. 21,4 Mio.
Abbildung 40: Entwicklung der Fallzahlen —
Integrationshilfen an Schulen in Rheinland-Pfalz §54 SGB XII 12,3 Mio. 18,5 Mio. 20,6 Mio.
Summe 23,7 Mio. 38,2 Mio. 42,0 Mio.
1.500
Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz (ism gGmbH).
1200 Eigene Berechnung und Darstellung
900+ ) o
Zudem zeigt die interkommunale Betrachtung
600 der Inanspruchnahme erhebliche Unterschiede
vgl. Abbildung 41).
_— (ve g41)
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz (ism gGmbH).
Eigene Berechnung und Darstellung

In der Betrachtung der Daten zeigt sich, dass so-
wohl im Bereich des SGB VIl als auch im Rechts-
bereich des SGB IX/XII (Teilhabe an Bildung) in
den letzten Jahren eine kontinuierliche Steigerung

19 Die Angaben in den nachfolgenden Abbildungen und
Tabellen beziehen sich auf den Zeitraum zwischen 2012 bis
2017 - also vor Inkrafttreten der dritten Reformstufe des
BTHG, welche die Einfihrung SGB IX, Teil 2 (Eingliederungs-
hilferecht) beinhaltet. Entsprechend wird in den Abbildungen
und Tabellen auf §54 SGB Xl verwiesen.

104



Abbildung 41: Anzahl der Integrationshilfen an Schulen pro 1.000 junger Menschen im Alter von 6

bis 15 Jahren im Jahr 2017
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20 Die Landkreise und kreisfreien Stidte sind anonymisiert.
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» Schulbezogene Eingliederungshilfe gemap
§35a SGB VIl und SGB IX/XII (Integrations-
hilfe/Schulbegleitung) findet in Rheinland-
Pfalz an allen Schulformen, vorrangig jedoch
an Grundschulen statt.

Schulbezogene Integrationshilfen sowohl in ju-
gendhilfe- als auch sozialhilferechtlicher Zustan-
digkeit finden in Rheinland-Pfalz an allen Schul-
formen statt, jedoch vor allem an Grundschulen
und weiterfiihrenden Schulen wie der Realschule
Plus und den Integrierten Gesamtschulen. Dies
hangt auch mit deren Status als Schwerpunkt-
schulen zusammen.

Abbildung 42: Schiiler*innen am Schulstandort
nach Schulart im Schuljahr 2017/2018 sowie

Hilfen nach §35a SGB VIIl und §54 SGB Xl nach
Ort der Leistungserbringung im Jahr 2017
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz (ism gGmbH).
Eigene Berechnung und Darstellung

Die Daten zu den Integrationshilfen an Schulen
sowie der Kindertagesstatten sind ein wichtiger
Indikator fir die inklusive Weiterentwicklung der
institutionellen Strukturen.

2.4.6 Vorlaufige Maf3nahmen zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen

Der Kinderschutz stellt einen weiteren zentralen
Leistungsbereich der Kinder- und Jugendhilfe dar.
Dabei haben Einzelfalle tragischer Kindstétun-
gen in den vergangenen Jahren eine Kinderschutz-
debatte ausgeldst, die weitreichende Folgen auf
unterschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen und
Veranderungen im Hilfespektrum der Kinder- und
Jugendhilfe bewirkt hat. So wurde der §8a SGB
VIIl im Rahmen der Modifizierung des Kinder- und
Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetzes aufge-
nommen und das Nationale Zentrum Friihe Hilfen
(NZFH) gegriindet. Zudem folgten die Einfihrung
des rheinland-pfalzischen Landeskinderschutzge-
setzes (2008) und des Bundeskinderschutzgeset-
zes (2012). Dartiber hinaus zeigt sich in Folge der
Kinderschutzdebatte eine erhohte Aufmerksam-
keit und ein gesteigertes Interesse und mehr Sen-
sibilitat fir das Thema in der gesellschaftlichen
Offentlichkeit sowie in 6ffentlich verantworteten
Institutionen — vor allem in Kindertagesstatten
und in der Schule. So entstand ein neues und breit
geteiltes Bewusstsein fir die Vulnerabilitat und
Schutzbediirfnisse von Kindern und Jugendlichen.
Die Bemiihungen um einen besseren Kinderschutz
sind in Deutschland insbesondere in drei Hand-
lungsstrategien gemindet: (1) Auf- und Ausbau
Friher Hilfen; (2) Entwicklung kommunaler bzw.
regionaler (Kinderschutz-)Netzwerke; (3) Quali-
fizierung der Verfahren, Standards und professio-
neller Handlungsmuster.



» Die Zahl der Inobhutnahmen steigt in den
letzten Jahren in Rheinland-Pfalz wieder an.
Dagegen entwickeln sich die Sorgerechtsent-
ziige seit 2016 leicht riicklaufig.

Im Jahr 2018 werden in Rheinland-Pfalz insgesamt
1.651 Kinder und Jugendliche von den Jugenddm-
tern in Obhut genommen. Die Anzahl der Inobhut-
nahmen hat sich dabei im Vergleich zum Jahr 2005
mehr als verdoppelt. Dies zeigt sich auch im bevol-
kerungsbezogenen Inanspruchnahme-Eckwert.?’

21 Um die jeweiligen Informationen der rheinland-pfalzi-
schen Jugendamtsbezirke miteinander vergleichen zu kdnnen,
wurde ein Grof3teil der Daten in Eckwerte umgerechnet, also
in der Regel bezogen auf je 1.000 im Landkreis/ in der Stadt
lebende Kinder und Jugendliche bis unter 18 bzw. bis unter

21 Jahre. Ein Eckwert von 20 bedeutet, dass von 1.000 Kin-
dern und Jugendlichen der jeweiligen Altersgruppe 20 Kinder/
Jugendliche die entsprechende Leistung — etwa eine erziehe-
rische Hilfe — erhalten haben.

Dieser steigt seit dem Jahr 2016 in Rheinland-Pfalz
wieder an. Im Vergleich zum Jahr 2017 hat sich der
Eckwert der Inobhutnahmen je 1.000 unter 18-)ah-
riger noch einmal um 0,5 Eckwertpunkte erhoht.

Im Vergleich entwickeln sich die Sorgerechtsent-
zlige in Rheinland-Pfalz nicht so dynamisch. Im
Jahr 2018 erfolgen insgesamt 592 Sorgerechts-
entziige (nach 1666 BGB). Dies entspricht einem
Eckwert von 0,9 je 1.000 unter 18-Jhriger. Im
Vergleich zum Berichtsjahr 2005 sind die Fallzah-
len um 29,8 % gestiegen, die bevolkerungsrelati-
vierte Inanspruchnahmequote (Sorgerechtsentzii-
ge je 1.000 unter 18-Jahriger) zeigt sich dagegen
annahernd stabil. Dabei verdeutlicht sich im zeit-
lichen Verlauf in Rheinland-Pfalz mit Blick auf die
bevélkerungsrelativierte Inanspruchnahmequote
ein Anstieg der Sorgerechtsentziige bis zum Jahr
2008 und eine Stabilisierung bis zum Jahr 2014.
Seit 2016 ist die relative Inanspruchnahmequote
leicht ruicklaufig.

Abbildung 43: Entwicklung der Inobhutnahmen (§42 SGB VIII) und der Sorgerechtsentziige (nach

1666 BGB) je 1.000 unter 18-Jdhriger in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2005 bis 2018
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018; Erhebung des ism. Eigene Berechnung und Darstellung
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» Im Jahr 2018 wird rund ein Prozent aller
Kinder und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz
zu einem Kinderschutzverdachtsfall.

Die Wahrnehmung von Kinderschutzaufgaben ist
schon immer ein quantitativ und qualitativ bedeut-
sames Arbeitsfeld der Jugendamter. Dennoch zeigt
sich in der zeitlichen Entwicklung der Fallzahlen und
bevélkerungsrelativierten Inanspruchnahme ein An-
stieg. Im Jahr 2018 muss fiir rund ein Prozent aller
Kinder und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz eine
Kindeswohlgefahrdung eingehend gepriift werden,
sie werden zu einem Kinderschutzverdachtsfall. Da-
bei zeigt die vertiefende Analyse, dass in tiber zwei
Dritteln der Meldungen tatsachlich Handlungsbe-
darf besteht. So kann in 16,5 % eine Kindeswohlge-

fahrdung bestatigt werden. In jedem fiinften Fall
(20,5 %) liegt eine latente Kindeswohlgefahrdung
vor. Jede dritte Gefahrdungsmeldung erweist sich
bei genauerer Priifung zwar nicht als Kindeswohl-
gefdhrdung, dennoch wird ein Hilfe-/Unterstiit-
zungsbedarf festgestellt. Die Vernachlassigung ist
2018 wie auch in den Vorjahren mit tiber 60 % die
haufigste Art der Kindeswohlgefahrdung, darauf
folgt die psychische (35,5 %) und/oder kérperliche
Misshandlung (27,5 %). Geféhrdungen werden am
haufigsten im Kontext von unangemessenem/inkon-
sistentem Erziehungsverhalten, Suchtproblematiken
bzw. psychischen Auffalligkeiten der erziehenden
Personen, Verhaltensauffalligkeiten bzw. Selbstge-
fahrdungen des Kindes sowie Partnerschaftskonflik-
ten/-gewalt dokumentiert. Im Anschluss an die Ge-
fahrdungseinschatzung werden haufig Hilfen zur Erzie-
hung oder niedrigschwellige Angebote eingerichtet.

Abbildung 44: Entwicklung der Gefahrdungsmeldungen gem. §8a SGB VIl in Rheinland-Pfalz in

den Jahren 2010 bis 20182
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018; Erhebung des ism. Eigene Berechnung und Darstellung

22 Beim Vergleich der absoluten Zahlen ist zu bedenken, dass in den verschiedenen Erhebungsjahren Daten von einzelnen
Jugendamtern fehlen: 2010 waren 36 Jugenddmter beteiligt, 2011 bis 2014: 37; ab 2015: 40 Jugendamter.



folgt die Gefahrdungsmeldung in 28,3 % der Falle

> Offentliche Institutionen sowie das fami- tiber die Polizei, Gerichte oder Staatsanwaltschaft.

liale Umfeld nehmen eine wichtige Rolle bei Daneben stellen Schulen (7,9 %), medizinisches

der Meldung einer potentiellen Geféhrdung Personal (5,7 %) sowie weitere Einrichtungen

von Kindern und Jugendlichen ein. der Jugendhilfe und die Jugendamter selbst eine

wichtige Gruppe fur Gefahrdungsmeldungen dar.

Abbildung 45 dokumentiert die anhaltend hohe Offentlich verantwortete Entwicklungsorte spie-
Bereitschaft von Institutionen und Bevolkerung, len folglich auch in diesem Teilbereich eine wich-
die Jugendamter iber den Verdacht einer Kindes- tige Rolle fiir das Wohlbefinden und den Schutz
wohlgefdhrdung zu informieren. Im Jahr 2018 er- junger Menschen.

Abbildung 45: Institutionen und Akteure der Gefdhrdungsmeldung in Rheinland-Pfalz im Jahr 2018

Polizei/Gericht/Staatsanwaltschaft 28,3
Bekannte/Nachbarn

Anonyme Meldung

Schule

Eltern(-teil)/Personensorgeberechtigte/-r
Hebamme/Arzt/Klinik/Gesundheitsamt u.a. Dienste
Sonstige

Verwandte

Andere Einrichtung/Dienst der Erziehungshilfe
Sozialer Dienst/Jugendamt

Einrichtung der Jugendarbeit/Kinder- und Jugendhilfe
Kindertageseinrichtung/Kindertagespflegeperson
Minderjahrige/-r selbst

Beratungsstelle
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Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2018; Erhebung des ism; die Angaben beziehen sich auf 7.432 (mégliche) Gefahrdungs-
meldungen. Eigene Berechnung und Darstellung

[3en betroffen. Ebenso zeigt sich, dass Kinder und
> Kinderschutz betrifft Jungen und Madchen 50 liche mit Migrationshintergrund entspre-
in allen Altersgruppen sowie mit und ohne chend ihrer Anteile an der Gesamtbevélkerung
Migrationshintergrund gleichermaf3en. vertreten sind. Allerdings zeigt sich auch im Kin-
derschutz, dass eine belastete soziodkonomische
Familiensituation die Bedingungen des Aufwach-
sens und entsprechende soziale Teilhabe negativ
beeinflussen kann. Gefahrdungseinschédtzungen
erfolgen haufiger (aber nicht nur) im Kontext pre-
kdrer sozialer und 6konomischer Lebensverhalt-
nisse. Auch die Gefahrdungseinschatzungen aus
laufenden Hilfen heraus oder in Familien, die dem
Jugendamt bereits bekannt sind, haben in der Pra-
xis eine hohe Relevanz.

Kinderschutz betrifft Kinder und Jugendliche aller
Altersgruppen. Sowohl die Jiingsten unter Dreijah-
rigen als auch die Altersgruppe der 15- bis 18-Jah-
rigen ist im Blick der Sozialen Dienste des Jugend-
amtes. Die Altersgruppe der 3- bis 6-Jdhrigen ist
im Jahr 2018 mit etwa jeder flinften Gefahrdungs-
einschatzung am haufigsten betroffen. Madchen
und Jungen sind in Rheinland-Pfalz gleicherma-
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2.4.7 Aufwendungen der Kinder- und
Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz

Der Bedeutungszuwachs der Kinder- und Jugend-
hilfe spiegelt sich auch in der Entwicklung der

Ausgaben wider. Wie die nachfolgende Tabelle
verdeutlicht, sind die Ausgaben fir alle Leistungs-
bereiche zusammengenommen in den Jahren
2012 bis 2017 von ca. 1,7 Milliarden Euro auf ca.
2,4 Milliarden Euro angewachsen.

Tabelle 6: Ausgaben der Kinder- und Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz differenziert nach Ausgaben-

bereichen in 1.000

Ausgaben 2012
Jugendarbeit 57.918
Jugendsozialarbeit 16.582
K'!ndc.ertagesbetreuung ('I.'.age.selnrlchtungen 1.092.922
fur Kinder, Tagespflege fiir Kinder)
Erziehungs- u. Eingliederungshilfe, 435.686
SchutzmafRnahmen
Sonstige Ausgaben (Kinder-/Jugendschutz,
Mitarbeiterfortbildung, Personalausgaben

. 83.479
der Jugendhilfeverwaltung,
Sonstige Aufgaben)
Insgesamt 1.686.586

59.729 60117 61.030 61.251 63.647
16.459 19.991 22.296 25.027 25.900

1.205.731 1.295.632 1.346.678 1.456.843 1578342

452.027 478.372 504.775 591.599

84.485 86.874 89.813 95.840 99.575

1.818.432 1.940.988 2.024.592 2.230.559 2.402.861

2013 2014 2015 2016 2017

635.397

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2019: Ausgaben (Auszahlungen) der Kinder- und Jugendhilfe: Bundeslander, Jahre, Ausgabenberei-

che, Art der Hilfe. Eigene Berechnung und Darstellung.

Sowohl was den Anteil an den Gesamtausgaben
als auch an der Wachstumsdynamik betrifft, so
stellt die Kindertagesbetreuung ein bedeuten-
des Feld dar. Etwa zwei Drittel aller Ausgaben sind
dem Bereich der Kindertagesbetreuung zugeord-
net (siehe Abbildung 46). An zweiter Stelle folgen
die Erziehungs- und Eingliederungshilfen mit ca.
640 Millionen Euro im Jahr 2017. Etwa jeder vierte
Euro wird fiir diese Leistungen in der Kinder- und
Jugendhilfe aufgewendet. Auch in diesem Bereich
steigen die Aufwendungen im Beobachtungszeit-
raum um 200 Millionen Euro an. Auf alle anderen
Felder zusammengenommen entfallen nur noch
10 % alle Aufwendungen. Auch der Zuwachs fallt
hier deutlich geringer aus.

Abbildung 46: Ausgaben (Auszahlungen) der
offentlichen Hand fiir die Kinder- und Jugendhil-

fe nach Arbeitsfeldern in % (Rheinland-Pfalz;
2012 bis 2017)
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80%

66,3 66,8 66,5 65,3 65,7
60%
40%
20% 249 24,6 249 26,5 26,4

4.4 42 41 ZH EX

0%49|46|45|44|43|41I
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I Kindertagesbetreuung M HzE/sonstige Einzelfallhilfen

M Jugendarbeit/
Jugendsozialarbeit

Sonstige Ausgaben*

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis), 2019: Ausgaben (Aus-
zahlungen) der Kinder- und Jugendhilfe: Bundeslénder, Jahre, Aus-
gabenbereiche, Art der Hilfe. Eigene Berechnung und Darstellung.
*Unter Sonstige Ausgaben sind Ausgaben fiir folgende Bereiche

zusammengefasst: Kinder-/Jugendschutz, Mitarbeiterfortbildung,
Personalausgaben der Jugendhilfeverwaltung, Sonstige Aufgaben.



Zusammenfassend zeigt sich, die Kinder- und Ju-
gendhilfe hat sich zu einem zentralen Element in
der sozialen Infrastruktur fiir Familien entwickelt.
Die vielfaltigen Angebote und Dienste von den
Friithen Hilfen, der Kindertagesbetreuung, der Be-
ratung, Jugendarbeit, Schulsozialarbeit, den Hilfen
zur Erziehung bis zum Kinderschutz ermdglichen
auf vielfaltige Art und Weise Teilhabe und kom-
pensieren Benachteiligungen und die Erfahrung
von Ausgrenzung. Damit stellt die Kinder- und Ju-
gendhilfe eine sehr zentrale Infrastruktur fir ge-
lingende Inklusion dar. Da die Kinder- und Jugend-
hilfe regional sehr unterschiedlich aufgestellt ist,
wird sie dort, wo Angebote nicht bedarfsorientiert
vorhanden sind, selbst zum Exklusionsfaktor.

2.5 Schule und Ausbildung

Die Lebenswelten junger Menschen werden zum
gro[3en Teil neben ihrer demografischen Lage und
der jeweiligen Familienform, in der sie aufwach-
sen, sowie Angebotsformen der Kinder- und Ju-
gendhilfe (wie beispielsweise der Kindertagesbe-
treuung oder Angeboten der Jugendarbeit) durch
die Schule und die nachfolgende Berufsausbildung
bestimmt.

Die Schule gilt dabei als das ,,am starksten wei-
chenstellende und universellste institutionelle
Geflige des Jugendalters [...] [und ist] in dieser Al-
tersphase von fundamentaler Bedeutung” (BMFS-
FJ 2013, S.156f.). Die Schule ist dabei durch die
Schulpflicht nicht nur eine ,kollektiv pragende,
gemeinsame [...] [, sondern] zugleich auch eine
sehr personlich pragende Erfahrung [...] [Sie ist]
ein hoch ambivalenter Ort im Kampf um schuli-
schen Erfolg und soziale Anerkennung, aus dem
heraus sich fir jeden Einzelnen in unterschied-
licher Auspragung soziale Zugehdrigkeiten ent-
wickeln” (BMFSFJ 2013, S.157). Daneben ist die
Schule nicht nur ein Ort des Zertifikats- und Kom-
petenzerwerbes, sondern dariiber hinaus ein so-
zialer Lebensort im Sinne zentraler Peerbegegnun-
gen und -beziehungen (vgl. MIFKJF 2015, BMFSF|
2013, BMFSFJ 2017 und siehe Kapitel 3.4).

In den vergangenen Jahrzehnten sind zudem
Schule und Ausbildung sowie die damit verbunde-
nen Qualifikationen vor dem Hintergrund der Bil-
dungsexpansion und steigender Bildungsaspira-
tionen in ihrer Bedeutung fiir das Aufwachsen fiir
alle jungen Menschen nochmals gestiegen. Hier
wird deutlich, warum Schulen und berufsbildende
Statten als Institutionen &ffentlicher Verantwor-
tung in besonderer Weise dem Ideal der Inklusi-
on verpflichtet sind. Sie sind in vielerlei Hinsicht
zentrale Entwicklungsorte junger Menschen und
insofern fiir ihre je spezifische Teilhabekonstella-
tion bedeutsam. Wie in der Hinfiihrung hergelei-
tet, sind Institutionen &ffentlicher Verantwortung
auch deshalb dem Ideal der Inklusion besonders
verpflichtet, da ihr gezieltes Handeln vorhandene
Ungleichheiten ausgleichen, aber auch neue be-
fordern kann.

Der 14. Kinder- und Jugendbericht des Bundes
nennt als eine der zentralsten Veranderungen der
letzten Jahrzehnte im Hinblick auf den Entwick-
lungsort Schule den sich im Zuge der Bildungsex-
pansion und der gestiegenen Bildungsaspiration
,manifestierende(n) kohortenspezifische(n) Bil-
dungsaufstieg der jiingeren Geburtenjahrgénge,
insbesondere der jungen Frauen" (BMFSF], S.159).
Die noch in den Bildungsberichten der 1970er*
Jahre festzustellende Bildungs-Benachteiligung
von Mddchen und jungen Frauen konnte deutlich
ausgeglichen werden. Zudem zeigen sich Hinwei-
se auf umfassende Veranderungen hinsichtlich der
,schulart- und zertifikatsbezogenen Rahmenbe-
dingungen des Aufwachsens" (ebd.). In der Folge
dieser Veranderungen und der Ausweitung struk-
tureller Zugange zu guter schulischer Bildung wird
ersichtlich, dass fiir den allergréf3ten Teil junger
Menschen das Erreichen guter Schulabschliis-
se infolge einer gelungenen und erfolgreichen
Bewaltigung schulischer Anforderungen regel-
haft gelingt.

23 Siehe hierzu Bundesregierung Deutschland (1970): Bil-
dungsbericht *70: Bericht der Bundesregierung zur Bildungs-
politik. Bonn: Verl. Dr. Heger.
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Fir jlingere Generationen gehen damit im Ver-
gleich zu ihren Eltern nicht nur ,weitaus gro3ere
[...] Aussichten einer sozialen, regionalen und be-
ruflichen Mobilitat” (ebd.) einher, sondern auch
eine deutliche Zunahme der Optionsvielfalt,
Wahlmadglichkeiten, aber auch Anforderungen

an eine starker individualisierte Lebensplanung.
Grundsatzlich lassen sich diese weitreichenden
Veranderungen auch in Rheinland-Pfalz erkennen.

Hinsichtlich der erkenntnisleitenden Fragestellung
des Berichtes bedeuten diese positiven Entwick-
lungen, dass dem grof3ten Teil junger Menschen
zentrale Voraussetzungen zur Realisierung ih-
rer sozialen Teilhabe ermdglicht werden, sie
lassen sich jedoch nicht fiir alle gleichermaf3en
verwirklichen. Mit Blick auf Differenzkategorien
wie Geschlecht, Migrationshintergrund sowie spe-

Die Bereiche Schule und Ausbildung werden vor
diesem Hintergrund nachfolgend unter einem spe-
zifischen Fokus betrachtet (vgl. Abbildung 47). Die
Schule stellt ein komplexes Gebilde von Aufgaben
und Funktionen in einer pluralen Gesellschaft dar.
So wie Bildung weit tiber Schule und Unterricht hi-
nausreicht, ist Schule mehr als planvoll gestaltetes
Lernen in einer eigens dafiir geschaffenen Organi-
sation und von zentraler gesellschaftlicher und bio-
grafischer Bedeutung. Was Schule in einem sehr
weit gefassten Verstandnis leisten soll und leisten
kann, ist immer auch eingebunden in historische
und gesellschaftliche Zusammenhange.

Abbildung 47: Dimensionen und Funktionen

von Schule

zifische (sonderpadagogische) Beeintrachtigungen
zeigen sich weiterhin deutliche Unterschiede in
den strukturellen Zugangen des Bildungssystems
und damit flr einen kleinen Teil junger Menschen
mitunter erheblich eingeschrankte Teilhabe-
konstellationen.

Schule als curricular und
didaktisch gestalteter
Unterricht

Schule als soziale
Organisation

Schule als sozialer Ort
und Lebenswelt

Schule als Spiegel
gesellschaftlicher
Verhaltnisse und

Auch die Kultusministerkonferenz positioniert
sich vor diesem Hintergrund zu einem ,weiten”
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Inklusionsbegriff — im Sinne der Ermoglichung
von Teilhabe an und durch Bildung fiir alle Kin-
der und Jugendlichen. In einem Beschluss zu In-
terkultureller Bildung und Erziehung in der Schu-
le vom 25101996 in der Fassung vom 05.12.2013
heif3t es dazu: ,Die Verwirklichung gleichberech-
tigter Teilhabe hangt in hohem Ma[3e davon ab,
inwieweit es dem Bildungssystem, aber auch der
einzelnen Schule gelingt, allen Schiilerinnen und
Schiilern unabhdngig von ihrem soziokulturellen
Hintergrund einen qualifizierten Schulabschluss
zu ermdglichen. Damit diese gleichermaf3en ihre
Potenziale entfalten und interkulturelle Kompe-
tenzen sowie Grundlagen fiir ein erfolgreiches Be-
rufsleben und fir lebenslanges Lernen erwerben,
bedarf es einer Schule der Vielfalt, die frei ist von
offener und versteckter Diskriminierung und sich
bewusst auf die soziale, kulturelle und sprachli-
che Heterogenitat der Schiilerschaft ausrichtet.”
(KMK 2013, S.3).

Kontroversen
Quelle: Eigene Darstellung

Im Bereich der Schule werden vor allem Ergebnis-
se der Auswertung der amtlichen Schulstatistik be-
richtet und diese hinsichtlich des Berichtsthemas
Inklusion im Spiegel gesellschaftlicher Verhaltnisse
und Kontroversen diskutiert. Hierbei wird zum ei-
nen auf die soziokulturelle Heterogenitat der Schii-
lerschaft innerhalb von und zwischen den Schul-
arten sowie Schullaufbahnen fokussiert und zum
anderen werden aktuelle Entwicklungen auf dem
Weg zu einem inklusiven Schulsystem aufgegriffen.
Da in der amtlichen Schulstatistik zwar der Migra-
tionshintergrund®, nicht aber sozio6konomische

24 Ein Migrationshintergrund liegt nach Definition der Kul-
tusministerkonferenz bei Schiiler*innen vor, auf die mindes-
tens eines der folgenden Merkmale zutrifft: (1) keine deut-
sche Staatsangehdrigkeit, (2) nichtdeutsches Geburtsland
und/oder (3) nichtdeutsche Verkehrssprache in der Familie
bzw. im hauslichen Umfeld.



Charakteristika der Familie wie das Bildungsniveau
der Eltern, der berufliche Status oder die finanzi-
elle Situation der Eltern erhoben werden, miissen
sich die nachfolgenden Aussagen vor allem auf die
Differenzkategorien nationale Herkunft und Ge-
schlecht beschranken.

Die Betrachtung der Schule als sozialer Ort und
Lebenswelt wird im Zweiten Blick im Rahmen der
Selbstauskiinfte junger Menschen thematisiert.
Dagegen erfolgt im vorliegenden Bericht keine
Berticksichtigung der Dimensionen Schule als so-
ziale Organisation und im Hinblick auf die Ge-
staltung eines curricularen und didaktischen Un-
terrichtes. Die der Schullaufbahn nachfolgende
berufliche Ausbildung wird im vorliegenden Kapi-
tel im Blick auf die verschiedenen Strukturen der
weiterfiihrenden Bildungsangebote nach der Se-
kundarstufe | betrachtet.

2.51 Schule und Schulstruktur

» Das Land Rheinland-Pfalz hat bereits vor
10 Jahren auf die veranderten Anforderungen
des Bildungssystems mit einer Schulstruktur-
reform reagiert.

Im Rahmen der Schulstrukturreform zum Schul-
jahr 2009/10 wurde in Rheinland-Pfalz im Sekun-

» Immer mehr Schiiler*innen in Rheinland-
Pfalz wechseln nach der Grundschule auf ein
Gymnasium.

In Rheinland-Pfalz ist — anders als in anderen Bun-
deslandern - die Empfehlung der Grundschule fiir
den Besuch einer weiterfiihrenden Schule nicht
bindend. Die Wahl der weiterfiihrenden Schu-

le obliegt den Eltern bzw. Erziehungsberechtigten.
Im Schuljahr 2019/2020 wechselten insgesamt
33.560 Schiiler*innen von der Grundschule an eine
weiterfiihrende Schule. Der grofte Anteil (41,4 %)
wechselte dabei auf Gymnasien, knapp ein Drittel
(32,1%) besuchte nach der Grundschule eine Real-
schule Plus. Im Zehnjahresvergleich zeigt sich da-
mit ein deutlicher Trend zur Hoherqualifizierung.
So hat sich die Ubergangsquote auf Schularten, die
den Erwerb einer Hochschulzugangsberechtigung
ermoglichen (Integrierte Gesamtschulen und Gym-
nasien) von 48,9 % im Schuljahr 2009/2010 auf
58,9 % im Schuljahr 2019/2020 in Rheinland-Pfalz
deutlich erhoht (vgl. Abbildung 48).

Abbildung 48: Zugange aus Grundschulen in
die flinfte Klassenstufe weiterfiihrender Schulen

in den Schuljahren 2009/10, 2012/13 und
2019/20

0,5%

d.arbereich | QIe neue Schulform Realschule plus® 100% 0,0%-__3:5%

eingefiihrt, die ausgewdhlte Schularten zusam-

menfasst (vgl. ,Landesgesetz zur Einfiihrung der 80%

neuen Schulstruktur im Bereich der Sekundarstu-

fe 1" (SchulstrukturEinfG)). Durch die Reform wur- c

de einerseits auf das geanderte Bildungswahlver- 0%

halten der Eltern sowie die sinkende Akzeptanz der 0

Hauptschulen reagiert. Andererseits sollte die neue 509% 4 n— 39,5% 41,4%

saufstiegsorientierte Schulstruktur” die Chancen-

gleichheit fir alle Schiiler*innen férdern und die 0% i i l
2009/10 2012/13 2019/20

Durchlassigkeit zwischen den Schularten verbes-
sern (vgl. Landtag Rheinland-Pfalz 2008, S.1). Gymnasium M Integr. Gesamtschulen M Schulartiibergreifende
M Realschulen Realschulen Plus Orientierungsstufen

W Hauptschulen  Sonstige

25 An Realschulen plus kann in kooperativer oder in inte-
grativer Form sowohl der Haupt- als auch der Realschulab-
schluss erworben werden. Regionale Schulen, Duale Ober-
schulen sowie Haupt- und Realschulen wurden schrittweise
in die Realschule Plus Gberfiihrt.

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2013a; Statisti-
sches Landesamt Rheinland-Pfalz 2014c; Statistisches Landesamt
Rheinland-Pfalz 2018d. Eigene Berechnung und Darstellung
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» Auch immer mehr Grundschiiler*innen
mit Migrationshintergrund gehen in Rhein-
land-Pfalz auf das Gymnasium Uiber, je-

doch deutlich seltener als Gleichaltrige ohne
Migrationshintergrund.

Dieser positive Trend ist grundsatzlich auch fiir
Kinder mit Migrationshintergrund® in Rheinland-
Pfalz feststellbar. Immer mehr junge Menschen mit
Migrationshintergrund gehen nach der Grundschu-
le auf ein Gymnasium. So ist der entsprechende An-
teil von 19,8 % im Schuljahr 2009/10 auf 28,1% im
Schuljahr 2019/20 deutlich gestiegen (vgl. Abbil-
dung 49). Diese Steigerungsquote liegt mit einem
Plus von 8,3 % im Zehnjahresvergleich deutlich tber
dem Gesamtanstieg von 3,1% im gleichen Zeitraum.
Eine Steigerung der Zugéange zeigt sich ebenfalls bei
den Integrierten Gesamtschulen (plus 7 Prozent-
punkte). Dennoch liegen die Anteile weit unter den
in Abbildung 48 dargestellten Durchschnittswerten.
Junge Menschen ohne Migrationshintergrund wech-
seln nach wie vor nach der Grundschule deutlich
héufiger direkt auf ein Gymnasium (Ubergangsquo-
te von 44,8 %) als jungen Menschen mit Migrations-
hintergrund (Ubergangsquote von 28,1%).

Vor diesem Hintergrund und im Sinne der Forde-
rung gleichberechtigter Chancen junger Menschen,
die eigene Bildungskarriere erfolgreich zu durch-
laufen sowie von Anfang an erfolgreich am schuli-
schen Bildungsprozess teilzunehmen, setzt Rhein-
land-Pfalz auf eine umfangreiche Sprachférderung
fur Schiler*innen mit Migrationshintergrund. Die-
se umfasst die Bereiche Deutsch als Zweitsprache,
den Herkunftssprachenunterricht sowie die zusdtz-
lichen Angebote der qualifizierten Hausaufgaben-
hilfe und die Feriensprachkurse. Zudem wurden die
bestehenden Maf3nahmen zur Sprachférderung in
den Schulen noch einmal ausgebaut?.

26 Ein Migrationshintergrund liegt in der amtlichen Schul-
statistik dann vor, wenn ein/e Schiiler*in eine nicht-deutsche
Staatsangehdrigkeit hat, im Ausland geboren wurde und/
oder in der Familie nicht Deutsch spricht.

27 Vgl. Beschluss des Ministerrates vom 24.02.2015 - Ma[3-
nahmenplan ,Sprachférderung in Schulen®.

Abbildung 49: Zugédnge von Schiler*innen mit
Migrationshintergrund aus Grundschulen in die

funfte Klassenstufe weiterflihrender Schulen in
den Schuljahren 2009/10, 2012/13 und
2019/20 nach Schulart in Rheinland-Pfalz
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Nicht abgebildet sind aufgrund der sehr kleinen Anteile die Zugange in die

Forderschule (2009/10: 0,7%, 2012/13: 0,8%, 2019/20 1,0%)

Quelle: Fiir die Schuljahre 2009/10 und 2012/13: Ministerium fiir
Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz
2014c, S.27. Fir das Schuljahr 2019/20: https://www.statistik.rlp.
de/de/gesellschaft-staat/bildung/basisdaten-land/tabelle-3/


https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/basisdaten-land/tabelle-3/
https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/basisdaten-land/tabelle-3/

» Immer mehr Schiler*innen in Rhein-
land-Pfalz verlassen die Schule mit Abitur.
Gleichzeitig hat jedoch auch der Anteil der
Schulentlassenen ohne Berufsreife wieder
zugenommen.

Die gestiegene Bildungsaspiration sowie der
Trend zur Hoherqualifizierung zeigen sich ne-
ben den Ubergéngen in spezifische Schulformen
auch in der Betrachtung der erreichten Schul-
abschliisse. Hier lassen sich fiir Rheinland-Pfalz
drei zentrale Entwicklungen erkennen: Zum ei-
nen nimmt der Anteil der Schiiler*innen, welche
die Schule mit einer (Fach-) Hochschulreife ver-
lassen, seit dem Schuljahr 2014/2015 kontinu-
ierlich zu und liegt im Schuljahr 2018/2019 bei
40,7 %. Dies entspricht einem Anstieg von 6,8 %
in nur 5 Jahren. Dabei steigen sowohl der Anteil
der Schiler*innen, die das Fachabitur machen, als
auch der Anteil junger Erwachsener, welche die
Schule mit dem Abitur abschlief3en. Als kontinu-
ierlich riicklaufig erweist sich in Rheinland-Pfalz im

gleichen Betrachtungszeitraum der Anteil junger
Menschen, welche die Schule mit einem Berufsrei-
fe verlassen. Ihr Anteil lag im Schuljahr 2018/2019
bei 17,2 %. Im Gegensatz dazu zeigt sich bei der
Betrachtung der Schulentlassenen ohne Abschluss
ein leichter, jedoch kontinuierlicher Anstieg ihres
Anteils. Im Schuljahr 2018/2019 verlie3en 7,5 %
der Schiiler*innen die Schule ohne Berufsreife. Im
Schuljahr 2012/2013 lag ihr Anteil an allen Schul-
entlassenen noch bei 5,3 %.

An dieser Stelle bestatigt sich der eingangs be-
schriebene Trend der Ausweitung guter schuli-
scher Bildung fiir Rheinland-Pfalz. Eine erfolgrei-
che Bewaltigung der Schule sowie das Erlangen
eines qualifizierten Abschlusses sind fiir den al-
lergrof3ten Teil der jungen Menschen/Erwachse-
nen in Rheinland-Pfalz regelhaft erfillt. Als zent-
rale Voraussetzung der Erméglichung von Teilhabe
ist dies ein positiver Befund. Fiir einen kleinen Teil
der Schiiler*innen — verdeutlicht an den Schulent-
lassenen ohne Abschluss — ist diese Teilhabevor-
aussetzung jedoch deutlich eingeschrankt.

Abbildung 50: Schulentlassene allgemeinbildender Schulen 2012/13 bis 2018/19 nach Abschlussart
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2020a: Statistik der allgemeinbildenden Schulen — Schulabgénger nach Schularten, Abschlus-
sart und Geschlecht und Nationalitat (Zeitreihe). Eigene Berechnung und Darstellung
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» Madchen/junge Frauen erreichen hau-
figer das Abitur als Jungen/junge Méanner.
Auch sind Schulentlassene ohne Abschluss im
Schuljahr 2018/2019 haufiger mannlich.

Der in den letzten Jahrzehnten erkennbare Bil-
dungsaufstieg junger Frauen zeigt sich auch
in Rheinland-Pfalz. So erlangen im Schuljahr

2018/2019 Madchen bzw. junge Frauen mit einem
Anteil von 42,6 % deutlich haufiger das Abitur als
Jungen bzw. junge Manner (32,0 %). Zudem han-
delt es sich bei den jungen Menschen, die ohne
Schulabschluss die Schule verlassen, haufiger um
mannliche Schiler. Eine positive Bewdltigung
schulischer Anforderungen mit einem Abschluss
erweist sich an dieser Stelle als abhangig von der
Differenzkategorie Geschlecht.

Tabelle 7: Schulentlassene allgemeinbildender Schulen 2018/2019 nach Abschlussart und

Geschlecht?®®
Absolut

mannlich weiblich
ohne Berufsreife 1.951 1.007
Berufsreife 4220 2.602
Qualifizierter Sekun-
darschulabschluss | 6.874 6.850
Fachhochschulreife 705 672
Hochschulreife 6.457 8.275
Gesamt 20.207 19.406

in%

gesamt mannlich weiblich gesamt
2.958 9,7% 52% 75%

6.822 20,9% 13,4% 172 %

13.724 34,0% 353% 34,6 %
1.377 3,5% 3,5% 3,5%

14.732 32,0% 42,6 % 372%
39.613 100,0% 100,0 % 100,0%

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2020a: Statistik der allgemeinbildenden Schulen — Schulabgénger nach Schularten, Abschlus-
sart und Geschlecht und Nationalitét (Zeitreihe). Eigene Berechnung und Darstellung

28 Die Statistik der allgemeinbildenden Schulen weist in der vorliegenden Form lediglich die Geschlechter médnnlich und weib-
lich aus. Dennoch sei an dieser Stelle explizit darauf hingewiesen, dass Deutschland seit dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes (Beschl. v. 10.10.2017, Az. 1 BvR 2019/16) zur sog. ,Dritten Option” zu den wenigen Staaten weltweit gehért, welche die
Existenz von mehr als zwei Geschlechtern rechtlich anerkennen. Entsprechend muss auch der Personenstand , divers“ und ,ohne

Angabe" erfasst und mitgedacht werden.



> Fast jede*r fiinfte Schulabgdnger*in mit
Migrationshintergrund verlasst die Schule
ohne Abschluss.

Aus Abbildung 51 geht zudem hervor, dass auch die
Herkunft der jungen Menschen einen erheblichen

Einfluss auf deren Bildungserfolg hat. So liegt der

Anteil von Schiiler*innen mit Migrationshintergrund,
die ohne Berufsreife die Schule verlassen, mit 18,9 %
im Jahr 2018/2019 deutlich tiber dem Durchschnitts-
wert von 7,5 % aller Schiller*innen. Gleichzeitig er-

langen Schiiler*innen mit Migrationshintergrund
auch deutlich seltener das Abitur (13,7 %). Mit je-
weils etwa einem Drittel stellen die Berufsreife
(31,5 %) sowie der qualifizierte Sekundarschulab-
schluss | (33,4 %) die am haufigsten erreichten Bil-
dungsabschliisse unter den Migrant*innen dar. Im
Zeitverlauf zeigt sich auf3erdem, dass der Anteil
junger Menschen mit Migrationshintergrund und
ohne Schulabschluss seit 2012/2013 kontinuierlich
steigt, wohingegen sich der Anteil junger Migran-
t*innen mit (Fach-) Hochschulreife seit einem An-
stieg in den Schuljahren 2015/2016 und 2016/2017
wieder riicklaufig entwickelt.

Abbildung 51: Schulentlassene mit Migrationshintergrund allgemeinbildender Schulen 2012/2013

bis 2018/2019 nach Abschlussart in Rheinland-Pfalz
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2020a: Statistik der allgemeinbildenden Schulen — Schulabgénger nach Schularten, Abschlus-
sart und Geschlecht und Nationalitat (Zeitreihe). Eigene Darstellung
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2.5.2 Auf dem Weg zur inklusiven Schule

Die Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskon-
vention und das darin enthaltene immanente
Leitkonzept der Inklusion fordern auch vom Bil-
dungssystem umfassende Veranderungen. Im
Rahmen der Umsetzung der UN-BRK hat sich
Deutschland verpflichtet, das eigene Bildungssys-
tem inklusiv weiterzuentwickeln, bzw. dieses, dort
wo erforderlich, auf- und auszubauen. Die inklusi-
ve Weiterentwicklung beinhaltet dabei drei zent-
rale Umsetzungsanforderungen:

1. Die Veranderungen der Schulstruktur meint in
diesem Kontext die Aufforderung zum Abbau
von Strukturen der gesonderten Férderung und
Beschulung von jungen Menschen mit Behin-
derungen. Damit ist nicht weniger als der Ab-
bau des nach Behinderungsarten spezialisierten
Forderschulsystems gemeint (vgl. Deutsches
Institut fir Menschenrechte 2019, S. 31ff.).

2. Die Sicherstellung des gleichberechtigten Zu-
gangs zum Regelschulsystem (Grund- und
weiterfiihrende Schulen) fiir Kinder und Ju-
gendliche unabhangig von ihrer jeweiligen Be-
hinderung sowie die Ermoglichung des ge-
meinsamen Unterrichtes und Lernens junger
Menschen mit und ohne Behinderung (vgl. Arti-
kel 24 UN-BRK).

3. Das Treffen angemessener Vorkehrungen fiir
die Beduirfnisse des Einzelnen sowie das Ergrei-
fen erforderlicher Unterstiitzungsmafnah-
men, um jungen Menschen mit Behinderun-
gen erfolgreiche Bildung zu erleichtern und ihre
schulische und soziale Entwicklung zu férdern
(vgl. Beauftragter der Bundesregierung fir die
Belange behinderter Menschen 2010).

Seit der Ratifizierung der UN-BRK im Jahr 2009
erfolgten vielfdltige politische und programmati-
sche Bekenntnisse zur inklusiven Weiterentwick-
lung des Bildungssystems — vor allem beziiglich
der Schulen. Insbesondere die Auf3erungen der
Kultusministerkonferenz (KMK) sind von besonde-
rer Relevanz:

»In Deutschland gibt es in allen Landern — auch fiir
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen - die
allgemeine Schulpflicht. Fir alle Kinder und Ju-
gendliche geht damit das Recht auf eine unent-
geltliche, angemessene schulische Bildung, For-
derung und Unterstiitzung einher. Niemand wird
wegen seiner Behinderung von Bildung und Er-
ziehung ausgeschlossen. [...] Der Artikel 24 des
Ubereinkommens bezieht sich auf das gesamte
Bildungswesen und schlief3t das lebenslange Ler-
nen ein. Bildung erdffnet individuelle Lebenschan-
cen, sie ist der Schlussel zur Selbstbestimmung
und aktiven Teilhabe. Bildung ist eine Vorausset-
zung, um eigenverantwortlich an Gesellschaft,
Kultur, Erwerbsleben und Demokratie teilzuha-
ben” (KMK 2010, S.3).

Vor dem Hintergrund der handlungsleitenden
Fragestellung dieses Berichtes ,Gelingt Inklusi-
on?” wird in diesem Zusammenhang die zentra-
le Bedeutung der Institution Schule noch einmal
bestarkt. Ihr gezieltes Handeln kann vorhande-
ne Ungleichheiten ausgleichen, aber auch neue
beférdern. Die inklusive Weiterentwicklung des
Schul- und Bildungssystems ist daher ein wich-
tiger Schritt der gleichberechtigten Teilhabe ins-
besondere junger Menschen mit Behinderungen.
Das Recht auf gleichberechtigte Teilhabe an und
durch Bildung gilt dabei grundsétzlich, wie ein-
gangs erlautert, fir alle Kinder und Jugendlichen.
Strukturelle Weiterentwicklungsnotwendigkeiten
werden jedoch an der Gruppe der jungen Men-
schen mit Behinderungen exemplifiziert.

In der nachfolgenden Analyse der Bedingungen des
Aufwachsens und den sich daraus ergebenden Teil-
habekonstellationen in Rheinland-Pfalz wird Bezug
auf die Schulstruktur sowie den Zugang junger Men-
schen mit diagnostiziertem sonderpadagogischen
Forderbedarf zum Regelschulsystem genommen.



» Rheinland-Pfalz erméglicht den inklusi-
ven Unterricht vor allem durch eine Starkung
des Elternwahlrechtes sowie den Ausbau von
Schwerpunktschulen und Férder- und Bera-
tungszentren.

Das Land Rheinland-Pfalz hat hinsichtlich der Um-
setzung der UN-BRK mit nachfolgenden Maf3nah-
men reagiert: Bereits im Jahr 2014 erfolgte die Auf-
hebung des Ressourcenvorbehaltes im Schulgesetz
von Rheinland-Pfalz. Dieser ermdglichte es bis da-
hin, die inklusive Beschulung aufgrund nicht vor-
handener raumlicher und séchlicher Voraussetzun-
gen an einer allgemeinbildenden Schule abzulehnen
(vgl. Klemm 2015, S.17f.). Die aktuelle Fassung des
Schulgesetzes vom 24.07.2014 er6ffnet den Eltern
von Kindern und Jugendlichen mit sonderpadago-
gischem Forderbedarf in §59 (4) ,ein gesetzlich
verankertes Wahlrecht zwischen einem inklusiven
Unterrichtsangebot an dem Lernort Schwerpunkt-
schule und einem speziell auf die jeweilige Beein-
trachtigung abgestellten Angebot an einer Forder-
schule” (Ministerium fur Bildung RLP 2020, 0. S.)
—folglich die gesetzliche Verankerung eines Eltern-
wahlrechtes (vgl. Klemm 2020, S.16f.). Der inklu-
sive Unterricht findet dabei vor allem an Schwer-
punktschulen statt. In Rheinland-Pfalz gab es im
Schuljahr 2017/2018 landesweit insgesamt 296
solcher Schulen - vorrangig in den Schulformen
Grundschule, Realschule Plus sowie Integrierte Ge-
samtschule (vgl. Ministerium fiir Bildung RLP, 2020,
0.S.). Schwerpunktschulen ermdglichen den inklu-
siven Unterricht auf der Grundlage einer besonde-
ren Personalausstattung und im Zusammenwirken
der Regelschullehrkréfte, der Forderschullehrkrafte
und padagogischen Fachkraften (vgl. ebd.). Grund-
satzlich ist der inklusive Unterricht auch an Schulen
ohne Schwerpunktschulstatus méglich und wird in
Rheinland-Pfalz durchgefiihrt. ,Dass die Schwer-
punktschulen des Landes den héchsten Anteil in-
klusiven Unterrichtens beitragen, geht indirekt dar-
aus hervor, dass ihnen dafiir 2017/18 insgesamt 810
Vollzeitstellen zusatzlich zugewiesen wurden, den
weiteren inklusiv ausgerichteten allgemeinen Schu-
len dagegen insgesamt nur 160 (vgl. KMK 2018b,
S.67)" (Klemm 2020, S.17).

Neben dem Ausbau der Schwerpunktschulstruktur
bestehen weiterhin 131 Forderschulen als Lern-
ort in Rheinland-Pfalz. Zudem wird in Rheinland-
Pfalz in den letzten Jahren ein Unterstlitzungssys-
tem fiir inklusiv arbeitende Schulen aufgebaut. In
diesem Zusammenhang erfolgt der Aufbau eines
Netzes von Forder- und Beratungszentren, zu de-
nen sich Férderschulen auf Beantragung weiter-
entwickeln kdnnen. Derzeit gibt es in Rheinland-
Pfalz etwa 30 Forder- und Beratungszentren (FBZ)
(vgl. Klemm 2020, S.24).

» Der Anteil der Schiiler*innen mit For-
derbedarf, die an Férderschulen unterrich-
tet werden (Exklusionsquote), hat sich in
Rheinland-Pfalz im Vergleich der Schuljah-
re 2008/2009 zu 2016/2017 erhoht, liegt je-
doch weiterhin unter dem bundesdeutschen
Durchschnitt.

Abbildung 52 zeigt die Entwicklung der Exklusi-
onsquoten in den Bundesldndern im Vergleich
der Schuljahre 2008/2009 zu 2016/2017. Die Ex-
klusionsquote gibt den Anteil der Schiiler*innen
mit Forderbedarf, die an Forderschulen unter-
richtet werden, an allen Schiiler*innen mit Voll-
zeitschulpflicht an allgemeinbildenden Schulen
an (vgl. Klemm 2018, S.7). Diese eignet sich vor
allem deshalb als Inklusionsindikator, da sie an-
gibt, fir wie viele Schiiler*innen die Anforderung
der UN-BRK auf Zugang zum nicht nach Behin-
derungsarten separierenden Regelschulsystem
(noch) nicht erméglicht ist. Zudem folgt aus der
Betrachtung der Inklusionsanteil — also der An-
teil der Schiller*innen mit Férderbedarf, die inklu-
siv unterrichtet werden, an allen Schiiler*innen
mit Férderbedarf, - haufig eine ,Uberschatzung
des Ausma(3es des Fortschritts bei dem Weg zu
einer inklusiven Schule” (ebd., S.9). Dies liegt vor
allem in der insgesamt steigenden Anzahl jun-
ger Menschen, denen ein sonderpadagogischer
Forderbedarf diagnostiziert wird, begriindet (vgl.
ebd.). In Rheinland-Pfalz hat sich die Exklusions-
quote im Vergleich der Schuljahre 2008/2009 zu
2016/2017 von 3,8 % auf 4,0 % leicht erhoht.
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Damit liegt Rheinland-Pfalz jedoch unter dem
bundesdeutschen Durchschnitt (4,3 %) und
nimmt im Vergleich der Bundeslander eine Po-
sition im unteren Mittelfeld ein. Im Schuljahr
2016/2017 zeigt sich in Bremen mit 1,2 % die

niedrigste Exklusionsquote, wahrend in Mecklen-
burg-Vorpommern die Quote bei 6,0 % liegt. Da-
mit hat sich die Spannweite der Quoten zwischen
den Bundeslandern im Vergleich zum Schuljahr
2007/2008 zudem leicht verringert.

Abbildung 52: Entwicklung der Exklusionsquote im Vergleich der Schuljahre 2008/2009 und

2016/2017 in den Bundeslandern
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» In Rheinland-Pfalz wurde die Anzahl der
Forderschulen in den letzten Jahren abge-
baut, wahrend die Anzahl der Lehrkrafte auf-
gestockt wurde.

Die Exklusionsquote ist ein wichtiger, aber nicht
der einzige Indikator, um inklusive Veranderungen
zu analysieren. Ein ebenso wichtiger Anzeiger sind
mogliche Veranderungen in der Schulstruktur.
Diese zeigen sich in Rheinland-Pfalz vor allem am
Riickgang der Anzahl der Férderschulen. Seit dem
Schuljahr 2000/2001 wurden die 145 bestehen-
den Foérderschulen um 14 Einrichtungen reduziert.
Seit dem Schuljahr 2017/2018 stagniert die An-
zahl der Forderschulen in Rheinland-Pfalz bei 131.
Im gesamten Betrachtungszeitraum zeigt sich ein
Riickgang dieser Schulform um 9,6 %. Betrach-

tet man den Zeitraum nach Inkrafttreten der UN-
BRK ergibt sich seit dem Schuljahr 2010/2011 nur
ein Riickgang um 7 Schulen - dies entspricht einer
Verringerung der Schulstruktur der Férderschulen
um 5,1%. Zeitgleich zeigt sich in Rheinland-Pfalz
jedoch auch ein Anstieg der hauptamtlich tati-
gen Lehrkrafte an den verbliebenen Férderschu-
len. Vom Schuljahr 2000/2001 bis zum Schuljahr
2018/2019 erfolgt — mit Ausnahme einer Stagna-
tion im Schuljahr 2017/2018 - ein kontinuierlicher
Personalanstieg von insgesamt 32 %. Im Schul-
jahr 2019/2020 erfolgt im Vergleich zum Vorjahr
ein leichter Personalrlickgang von 0,7 % auf 3101
hauptamtliche Lehrkrafte®. In der Gesamtschau
zeigt sich, dass Forderschulen in Rheinland-Pfalz
hinsichtlich der Veranderungen in den vergange-
nen Jahren weiterhin eine wichtige Rolle im Ge-
samtsystem der Schulformen einnehmen.

Abbildung 53: Entwicklung der Anzahl der Férderschulen und dem dort tatigen hauptamtlichen
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2019: https://
www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/
tabelle-1/. Eigene Berechnung und Darstellung
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29 Es gilt zu beachten, dass die Lehrkrafte stets an ihrer
Stammschule gezahlt werden. Im Zuge der inklusionsbeding-
ten Umstrukturierung wurden jedoch einige Férderschulen
in Forderzentren umgewandelt, wodurch Lehrkrafte auch an
anderen Regelschulen zum Einsatz kommen. Wie viele dies
betrifft, lasst sich der Statistik nicht entnehmen.
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» In Rheinland-Pfalz nimmt die Gesamtzahl
der Schiiler*innen ab, hingegen steigt der An-
teil junger Menschen mit Férderbedarf.

Seit Inkrafttreten der UN-BRK ist die Gesamt-
zahl der Schiiler*innen in Rheinland-Pfalz riick-
ldufig. Im Zeitraum der Schuljahre 2010/2011

im Vergleich zum Schuljahr 2019/2020 sinkt

die Anzahl der Schiiler*innen um knapp 44.000
Schiiler*innen (minus 9,7 %). Gleichzeitig lasst
sich beobachten, dass der Anteil der jungen Men-

schen, denen ein sonderpadagogischer Forder-
bedarf diagnostiziert wird, im gleichen Zeitraum
um 18,5 % ansteigt. Durch die gleichzeitig sinken-
de Gesamtzahl der Schiiler*innen und den An-
stieg des Anteils derjenigen, die einen Forderbe-
darf mitbringen, ergibt sich in Rheinland-Pfalz im
betrachteten Zeitraum ein Anstieg der Forder-
quote um 1,3 % auf insgesamt 5,3 % im Schul-
jahr 2019/2020. Diese misst den Anteil aller
Schiiler*innen mit sonderpadagogischem Forder-
bedarf an allen Schiiler*innen im schulpflichtigen
Alter (vgl. Klemm 2018, S.7).

Abbildung 54: Entwicklung der Gesamtzahl der Schiiler*innen in Rheinland-Pfalz mit und ohne For-

derbedarf sowie der Forderquote®® im Zeitraum der Schuljahre 2010/11 bis 2019/20
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2019: https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-3/
und https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-1/. Eigene Berechnung und Darstellung

30 Die Forderquote misst den Anteil der Schiiler*innen mit
sonderpadagogischem Férderbedarf an allen Schiiler*innen.


https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-3/
https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-1/

Dieser Trend zeigt sich auch flir Rheinland-Pfalz.
Die Gesamtzahl der Schiiler*innen mit sonder-
padagogischem Forderbedarf stieg innerhalb von
land-Pfalz seit Inkrafttreten der UN-BRK in zehn Jahren von 18.293 im Schuljahr 2009/2010
Regelschulen beschult wird, steigt stetig an. um 17,9 % auf 21.563 Schiiler*innen im Schuljahr
Der Anteil junger Menschen, die zeitgleichin - 5019/2020. Gleichzeitig zeigt sich ein kontinuier-
Férderschulen beschult werden, ist dabei nur licher Anstieg der jungen Menschen mit Férderbe-

» Die Anzahl der Schiiler*innen mit sonder-
padagogischem Forderbedarf, die in Rhein-

leicht riicklaufig. darf, die an Regelschulen beschult werden. Der In-
klusionsanteil — also der Anteil der Schiiler*innen
In Deutschland hat sich die Gesamtzahl der mit Forderbedarf an allen Schiiler*innen mit For-
Schiiler*innen mit sonderpadagogischem Forder- derbedarf, die inklusiv beschult werden - steigt
bedarf seit Inkrafttreten der UN-BRK deutlich er- von 15,1% im Schuljahr 2009/2010 auf 29,5 % im

hoht. Lag die Gesamtzahl im Schuljahr 2008/2009  Schuljahr 2019/2020. Hingegen verandert sich
bei 482155 jungen Menschen, so stieg ihre Zahl bis ~ aufgrund des Gesamtanstiegs der Schiiler*innen

zum Schuljahr 2016/2017 um 8,6 % auf 523.813. mit gutachterlich festgestelltem sonderpadagogi-
Eine Steigerung zeigt sich in nahezu allen Bundes- schen Forderbedarf die Anzahl derjenigen, die wei-
landern mit Ausnahme von Bremen, dem Saarland terhin an einer Forderschule unterrichtet werden,

und Thiringen®' (vgl. Klemm 2018, S.18). im Verhaltnis nur leicht.

Abbildung 55: Entwicklung der Anzahl der Schiiler*innen mit gutachterlich festgestelltem sonder-

padagogischen Forderbedarf in Rheinland-Pfalz nach Ort der Beschulung in den Schuljahren
2009/2010 bis 2019/2020
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2019: https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-3/
Eigene Berechnung und Darstellung

31 Es gilt zu beachten, dass ein Teil der Verschiebungen auch
auf Veranderungen in den Daten der KMK begriindet sind. Ein
Teil der Bundeslander haben ihren Umgang mit dem sonder-
padagogischen Forderbedarf im Zuge der Konventionsumset-
zung verandert. Das Saarland beispielsweise verzichtet in den
ersten beiden Schuljahren komplett auf die Feststellung des
Forderbedarfes (vgl. Klemm 2018, S.8). Firr Rheinland-Pfalz
ist ein solches Vorgehen jedoch nicht bekannt.
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Betrachtet man die Entwicklung der Schiiler*innen
mit Forderbedarf hinsichtlich ihres jeweiligen For-
derschwerpunkts, so wird deutlich, dass der Ge-

samtanstieg vor allem in der Zunahme bei Beein-

trachtigungen im Bereich des Lernens oder der
Sprache sowie im Bereich der sozial-emotionalen
Entwicklung und bei geistigen Beeintrachtigungen
begriindet liegt (vgl. Abbildung 56).

Abbildung 56: Entwicklung der Anzahl der Schiiler*innen mit Forderbedarf nach Forderschwer-

punkt sowie deren prozentuale Veranderung im Vergleich der Schuljahre 2009/2010 und 2019/2020

in Rheinland-Pfalz??
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2019: https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-3/.

» Der Anteil inklusiv beschulter Schiiler*in-
nen an Regelschulen steigt vor allem bei
Schiiler*innen mit Beeintrachtigungen im Be-
reich Lernen und Sprache sowie im Hinblick
auf sozial-emotionale Beeintrachtigungen.

Im zeitlichen Vergleich der Schuljahre 2009/2010
und 2019/2020 zeigt sich, dass der Anteil von
Schiiler*innen mit Férderbedarf, die an Regel-
schulen beschult werden, bei allen Férderschwer-
punkten — mit Ausnahme der motorischen Ent-
wicklung — mitunter deutlich erhoht werden

Eigene Berechnung und Darstellung

konnte. Diese Entwicklung ist im Sinne der in-
klusiven Weiterentwicklung des Schulsystems in
Rheinland-Pfalz zu begrii3en und verweist auf die
inklusive Leistung des Schulsystems und die An-
strengungen, die unternommen werden, um ei-
nen inklusiven Schulbesuch zu ermdglichen. Be-
sonders hoch fallt die Steigerungsquote bei den
Forderschwerpunkten Lernen und sozial-emoti-
onale Entwicklung aus, deren Anteile sich in den
vergangenen Jahren annadhernd verdoppelt haben.
Auch im Bereich sprachlicher Beeintrachtigungen
zeigt sich eine Steigerung des Inklusionsanteils
um etwa 10 Prozentpunkte. Etwas geringer fallen

32 Nicht aufgefiihrt werden die im Schuljahr 2019/2020 mit erfassten 119 Schiiler*innen, die in Regelschulen beschult werden,
bei denen Férderschwerpunkte ohne Gutachten vorliegen. Diese sind in der Gesamtzahl der 21.563 Schiiler*innen mit Férder-
bedarf enthalten. Ein Zeitvergleich ist jedoch nicht méglich, da die Erfassung erst seit dem Schuljahr 2018/19 erfolgt.
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hingegen die Veranderungen in den Férderschwer-
punkten ganzheitliche Entwicklung (plus 3,8 Pro-
zentpunkte), Blindheit und Sehbehinderung (plus
3,3 Prozentpunkte) und im Bereich der Horbeein-
trachtigung (plus 0,7 Prozentpunkte) aus. Ledig-
lich im Bereich der motorischen Entwicklung ist
im Zehnjahresvergleich ein leichter Riickgang (mi-
nus 0,1 Prozentpunkte) zu verzeichnen.

Neben der zeitlichen Betrachtung der Entwick-
lung verdeutlicht die Analyse, dass die inklusive Re-
gelbeschulung nicht bei allen Férderschwerpunk-
ten gleich ausgepragt ist. Hohe Inklusionsanteile
erreichen im Schuljahr 2019/2020 vor allem
Schiiler*innen mit dem Foérderschwerpunkt Lernen
(40,6 %) sowie anndhernd jede*r Vierte mit Beein-
trachtigungen im sprachlichen Bereich. Im Forder-
schwerpunkt ganzheitliche (geistige) Entwicklung
sowie bei jungen Menschen mit Sehbeeintrach-
tigungen erfolgt im Schuljahr 2019/2020 nur in
etwa jedem zehnten Fall eine Regelbeschulung.

Abbildung 57: Entwicklung der prozentualen Anteile der Schiiler*innen mit Forderbedarf, die an

Regelschulen beschult werden, an allen Schiiler*innen mit Férderbedarf (Inklusionsanteil) in Rhein-

land-Pfalz nach Forderschwerpunkt
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2019: https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-3/
und https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-1/. Eigene Berechnung und Darstellung

Bei der Betrachtung des Inklusionsanteiles ist
dabei stets auch die Gro[3e der Gruppe der
Schiler*innen nach jeweiligem Forderbedarf zu
berticksichtigen. Wie Abbildung 58 zeigt, ist ein
hoher Inklusionsanteil nicht automatisch mit ei-
ner hohen absoluten Zahl junger Menschen
gleichzusetzen.
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Abbildung 58: Anzahl der im Schuljahr 2019/2020 beschulten Schiiler*innen nach Férderschwer-

punkt und Ort der Beschulung sowie der daraus abgeleitete Inklusionsanteil
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2019: https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-3/
und https://www.statistik.rlp.de/de/gesellschaft-staat/bildung/zeitreihen-land/tabelle-1/. Eigene Berechnung und Darstellung

2.5.3 Weiterfiihrende Bildungsangebote

Nach Abschluss der Sekundarstufe | stehen jun-
gen Menschen je nach Schulabschluss verschie-
dene weiterfiihrende Bildungsangebote offen. An
dieser Stelle erfolgen zentrale ,Weichenstellun-
gen in der Entwicklung und Realisierung individu-
eller Lebensentwiirfe” (BMFSFJ 2013, S.189). Die
integrierte Ausbildungsberichterstattung unter-
scheidet dabei vier Bildungssektoren:*?

33 Fir weitere Details vgl. Statistische Amter des Bundes
und der Lander 2012.

m Sektor I: ,Berufsausbildung“**
m Sektor II: ,Ubergangsbereich”°

m Sektor lll: ,Erwerb einer
Hochschulzugangsberechtigung 3¢

m Sektor IV: ,Studium"*”

34 Sektor | beinhaltet alle Bildungsgange, die zu einem
Berufsabschluss fiihren wie Ausbildungen der dualen Berufs-
ausbildung, aber auch schulische Berufsausbildungen im
Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialwesen oder die Beam-
tenausbildung im mittleren Dienst.

35 Sektor Il umfasst Bildungsgéange, in denen junge Men-
schen allgemeinbildende Schulabschiisse nachholen und sich
beruflich orientieren kénnen. Dazu gehdren beispielsweise
allgemeinbildende Programme an Berufsfachschulen, berufs-
vorbereitende Programme an beruflichen Schulen, berufs-
vorbereitende Bildungsmafnahmen der Bundesagentur fir
Arbeit oder Praktika vor der Erzieherausbildung.

36 Sektor Ill umfasst insbesondere die Sekundarstufen Il an all-
gemeinbildenden Schulen, daneben aber auch weitere Bildungs-
gange an Fachoberschulen, Fachgymnasien oder Berufsfach-
schulen, die eine Hochschulzugangsberechtigung vermitteln.

37 Sektor IV umfasst Bildungsgénge an Hochschulen, Fachhoch-
schulen, Verwaltungsfachhochschulen oder Berufsakademien.
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Fiir den vorliegenden Bericht und seine handlungs-
leitende Fragestellung ,Gelingt Inklusion?” werden
im Folgenden zwei Bereiche der weiterfiihrenden
Bildungsangebote in ausgewdhlten Aspekten ein-
gehender betrachtet:

1. der Bereich der Berufsausbildung: Dieser stellt
nach wie vor quantitativ den bedeutsamsten
Teilbereich der weiterfiihrenden Bildungsan-
gebote dar. Betrachtet werden dabei die Aus-
bildungsquote sowie als moglicher Exklusions-
marker die Anzahl der vorzeitig aufgeldsten
Ausbildungsverhaltnisse.

2. der Ubergangsbereich: Dieser ist von besonde-
rem Interesse, da er als ,Qualifikationsbriicke”
(BMFSFJ 2017, S. 432) zwischen der allgemein-
bildenden Schule und dem Beginn der berufli-
chen Ausbildung gilt. In den letzten Jahren hat
sich diesbeziiglich ein differenziertes Ubergangs-
system entwickelt (vgl. BMFSF) 2013, S.196ff.).
Im Folgenden bezeichnet der Ubergangsbereich
jedoch ,Bildungsangebote, die unterhalb einer
qualifizierten Berufsausbildung liegen bzw. zu
keinem anerkannten Ausbildungsabschluss fiih-
ren” (ebd.), was die Realisierung der sozialen Teil-
habe deutlich einschranken kann. Dieser Bereich
wird zum gré(3ten Teil von jungen Menschen in
Anspruch genommen, die (iber niedrige oder gar
keine Schulabschlisse verfligen. Die Inanspruch-
nahme der Angebote im Ubergangsbereich ist
entsprechend haufig mit der Perspektive des
Nachholens eines (h6heren) Schulabschlusses
und damit der Erweiterung von Teilhabechancen
verkniipft (vgl. BMFSF) 2017, S.432). Der Uber-
gangsbereich steht jedoch vor allem aufgrund
seiner fehlenden jugendorientierten und wenig
evaluierten Strukturen sowie der unzureichend
gestalteten Schnittstelle zu arbeitsmarktbezo-
genen Diensten in der Kritik, fir junge Menschen
als ,,Ubergangsdschungel” (ebd.) eher zur ,bio-
grafischen Sackgasse” (ebd.) zu avancieren.

Mit Blick auf Rheinland-Pfalz ergeben sich fiir die
unterschiedlichen weiterfiihrenden Bildungsange-
bote die nachfolgend ausgewahlten Entwicklungs-
trends:

» Etwa zwei Drittel der jungen Menschen

in Rheinland-Pfalz entscheiden sich nach der
Schule fiir eine (duale) Berufsausbildung oder
ein Studium. 15 % hingegen werden ins Uber-
gangssystem uberfiihrt.

Ein Grof3teil der jungen Menschen in Rheinland-
Pfalz beginnt nach der Schule eine (duale) Berufs-
ausbildung (38,5 %), jede*r Vierte ein Studium
(23,2 %). Vor allem hinsichtlich der Anfanger*in-
nenquote im Bereich der (dualen) Berufsausbildung
erreicht Rheinland-Pfalz leicht tiberdurchschnitt-
liche Werte im Vergleich zum gesamten Bundes-
gebiet, aber auch hinsichtlich der Auspragungen in
den neuen und alten Bundesldndern. Daneben fallt
auf, dass ein Teil der Schulabganger*innen nicht
unmittelbar in weiterfiihrende Bildungsangebote
wie z.B. eine Ausbildungsstelle oder Weiterqualifi-
zierung im Rahmen eines Fachabiturs tibergeht. Im
Jahr 2018 betrifft dies 15,3 % aller Anfanger*innen
in den weiteren Bildungssektoren. Diese jungen
Menschen nehmen an MaRnahmen des , Uber-
gangssystems” teil. Mit einem Anteil von 15,3 % al-
ler Anfanger*innen liegt Rheinland-Pfalz hier tiber
den bundes- sowie westdeutschen Durchschnitts-
werten von 13,2 % bzw. 14,1 %.

Abbildung 59: Anfanger*innen in den Bil-

dungssektoren im Jahr 2018, Angaben in %
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2019f. Eigene Berechnung und
Darstellung
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» Der Trend zur Hoherqualifizierung setzt
sich in den letzten Jahren im Bereich der wei-
terfiihrenden Bildungsangebote fort. Auch der
Anteil junger Menschen im Ubergangssystem
ist in Rheinland-Pfalz deutlich riicklaufig.

Betrachtet man die Entwicklung innerhalb der
weiterflihrenden Bildungsangebote, so setzt sich
der bereits angesprochene Trend zur H6herqua-
lifizierung auch in diesem Bereich fort. Im Ver-
gleich zum Jahr 2012 erfahren die Sektoren Il (Er-
werb einer Hochschulzugangsberechtigung) und
IV (Studium) in Rheinland-Pfalz prozentuale Zu-
wachse von 6,7 % und 3,6 %, wohingegen sich der
Anteil der Anfanger*innen in Sektor | (Berufsaus-
bildung) im gleichen Zeitraum insgesamt riick-
laufig entwickelt hat (-3,8 %). Im Vergleich der
Jahre 2012 und 2018 zeigt sich fiir Rheinland-
Pfalz eine positive Veranderung in Sektor Il, dem
sogenannten Ubergangsbereich. Der Anteil der

Anfanger*innen, die im Anschluss an den Schulbe-
such der Sekundarstufe | in das Ubergangssystem
einmunden, sinkt in Rheinland-Pfalz deutlich um
minus 8,5 %.

In der Gesamtbetrachtung und im Vergleich zum
west- und bundesdeutschen Durchschnitt weist
Rheinland-Pfalz tiber- oder unterdurchschnittli-
che Veranderungen auf. So fallen die Riickgén-
ge in den Sektoren | und Il in der bundes- sowie
westdeutschen Entwicklung deutlich starker aus,
als dies in Rheinland-Pfalz der Fall ist. In Sektor
IV zeigen sich in den Vergleichsgebieten hinge-
gen deutlich héhere Zuwéchse als in Rheinland-
Pfalz. Auch in Sektor Ill nehmen die Anteile der
Anfanger*innen im west- und bundesdeutschen
Durchschnitt ab. Fur Rheinland-Pfalz ist hier im
Gegensatz dazu ein Zuwachs festzustellen.

Tabelle 8: Anfanger*innen in den Bildungssektoren, Veranderung im Zeitraum von 2012 bis 2018,
Angaben in %

Sektor | Sektor Il Sektor 11l Sektor IV
Insgesamt . . .
Berufsausbildung Ubergangsbereich ~ Sekundarstufe [l u.a.  (Fach) Hochschulen
Rheinland-Pfalz -01% -3,8% -8,5% 6,7 % 3,6%
Westdeutschland -3,3% -6,4 % -12,6 % -53% 8,2%
Ostdeutschland 2,3% -4,6% -3,5% 13,6 % 4,4%
Deutschland -2,4% -6,1% -11,8% -2,8% 75%

Quelle: Statistisches Bundesamt 2019f. Eigene Berechnung und Darstellung. Prozentuierungsbasis ist die Zahl aller Anfanger*innen in den

Sektoren im Jahr 2012

» Im Jahr 2017 erreicht Rheinland-Pfalz
ebenso wie Niedersachsen die zweithéchste
Berufsausbildungsquote (5,6 %) im Vergleich
der Bundeslander. Etwa jeder fiinfte Betrieb
in Rheinland-Pfalz bildet aus.

Trotz des auch in Rheinland-Pfalz sichtbaren
Trends zur Hoherqualifizierung entscheidet sich
der grof3te Teil der jungen Menschen hier nach der
Schule fir eine (duale) Berufsausbildung (38,5 %).

Dies zeigt sich auch im Bundeslandervergleich.
Mit einem Anteil von 5,6 % Auszubildender an al-
len sozialversicherungspflichtig Beschaftigten er-
reicht Rheinland-Pfalz ebenso wie Niedersachsen
die zweithdchste bundesdeutsche Ausbildungs-
quote im Jahr 2017. Auch hinsichtlich der Ausbil-
dungsbetriebsquote, die den Anteil der Ausbil-
dungsbetriebe an allen Betrieben misst, konnen
fur Rheinland-Pfalz mit 22,1 % Uberdurchschnitt-
liche Werte im Vergleich zum Bundesgebiet

(19,8 %) festgehalten werden.



Abbildung 60: Ausbildungsbetriebsquote und Ausbildungsquote 2017 differenziert nach Landern
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Im Bundeslandervergleich wird jedoch auch deut-
lich, dass hinsichtlich der Ausbildungsbetriebs-
quote - also dem Ma[3 der Beteiligung privater
und 6ffentlicher Betriebe an der beruflichen
Ausbildung Jugendlicher und deren Entwick-

lung — in anderen Bundesldndern wie z.B. dem
Saarland (23,5 %) etwas hohere Werte erzielt
werden kdnnen. Zudem zeigt sich bei Betrach-
tung der Entwicklung der Ausbildungs- sowie Aus-
bildungsbetriebsquote im Zeitverlauf, dass sich
die Durchschnittswerte insgesamt im Vergleich
zum Jahr 2011 verringert haben. So lag die durch-
schnittliche Ausbildungsquote im Jahr 2011 bun-
desweit bei 5,7 %, die Ausbildungsbetriebsquote

erreichte einen Wert von 21,7 % (ohne Abbildung).

Der Bereich der Berufsausbildung bleibt damit
zwar weiterhin ein wichtiger Qualifizierungsbe-
reich junger Menschen, ist aber insgesamt auch
vom Trend zur Héherqualifizierung betroffen. Dies
fallt in den jeweiligen Bundeslandern jedoch un-
terschiedlich stark aus.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2019f). Eigene Darstellung

Vor dem Hintergrund der Erkenntnis, dass trotz
der steigenden Bildungsaspiration der Rlickgang
des Anteils junger Menschen, die sich fiir eine be-
rufliche Ausbildung entscheiden, in Rheinland-
Pfalz vergleichsweise gering ausfallt (vgl. Tabelle
8), bleibt die Berufsausbildung weiterhin ein wich-
tiger Bereich weiterfiihrender Bildungsangebote
in diesem Bundesland. Daraus ergibt sich folglich
auch eine politische Aufgabe, die im Jahr 2017 po-
sitiv erreichten Werte im Sinne eines guten Zu-
gangs zur betrieblichen Berufsausbildung auch in
Zukunft zu erhalten.

> Im Jahr 2018 betragt die Vertragsauflo-
sungsquote neu begonnener Ausbildungsver-
haltnisse in Rheinland-Pfalz 28,1 %. Damit
liegt Rheinland-Pfalz im Bundeslanderver-
gleich im unteren Mittelfeld.
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Die Vertragslosungsquote misst den Anteil vorzei-
tig wieder geldster Ausbildungsvertrage an allen be-
gonnenen Ausbildungsvertragen. Dabei gilt es zu
berlicksichtigen, dass die Lésungsquote nicht un-
mittelbar mit einer Abbruchquote gleichzusetzen
ist. Die Losungsquote enthalt sowohl Ausbildungs-
abbriiche als auch Vertragswechsel, wenn aufgrund
von Betriebs- oder Berufswechsel Vertrage aufge-
l6st und neu abgeschlossen werden (vgl. Uhly 2019,
S.30). Dennoch kénnen Ausbildungsabbriiche sowie
der Wechsel innerhalb des Ausbildungssystems kri-
tische Lebensereignisse fir junge Menschen darstel-
len, die im Prozess des Aufwachsens und im Rahmen
der Kernherausforderung ,Qualifizierung" bewaltigt
werden missen (vgl. BMFSF) 2017, S.190ff.).

In Rheinland-Pfalz betragt die Vertragsldésungsquote
im Jahr 2018 insgesamt 28,1% und ist im Vergleich
leicht Giberdurchschnittlich (Deutschland 26,5 %).

Dabei zeigen sich zwischen den Bundeslandern er-
hebliche regionale Unterschiede. Die hdchste Ver-
tragsauflosungsquote findet sich im Jahr 2018 in
Sachsen-Anhalt (34,7 %). Hier erfolgt in etwas mehr
als jedem dritten neu begonnenen Ausbildungsver-
haltnis eine vorzeitige Vertragsauflésung. In Baden-
Wiirttemberg hingegen betrifft dies nur knapp jeden
vierten neu abgeschlossenen Vertrag (22,8 %).

Im Vergleich zum Jahr 2011 zeigt sich jedoch bun-
desweit eine Steigerung der Lésungsquote. Die
rheinland-pfalzische Losungsquote ist seit 2011
von 26,5 % um 1,6 % angestiegen. Dabei hat
Rheinland-Pfalz innerhalb des Bundeslénderver-
gleichs seine Position im unteren Mittelfeld Gber
den Betrachtungszeitraum annahernd gehalten.
Indes hat sich die Spannweite zwischen den Bun-
deslandern von der hochsten bis zur niedrigsten
Losungsquote seit 2011 jedoch leicht verringert.

Abbildung 61: Vertragslosungsquoten®® in % der begonnenen Ausbildungsvertrage (LQneu) nach

Landern 2018
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2019g. Eigene Darstellung

38 Die Losungsquote gibt an, ,wie viele der neu abgeschlossenen Ausbildungsvertrage — bezogen auf die gesamte Ausbildungs-
zeit — vorzeitig gelost wurden. (...) Dabei werden die Losungen in 2011 nach Vertragsbeginn differenziert und auf die Anzahl der
im jeweiligen Jahr neu abgeschlossenen Ausbildungsvertrage bezogen. Die Losungsquote setzt sich demnach aus vier Teilquoten
fur das Berichtsjahr und drei Vorjahre zusammen” (Statistisches Bundesamt 2013b, S.28). Die Ldsungsquote ist nicht automa-
tisch mit einer Abbrecher*innenquote gleichzusetzen, da die Griinde fiir eine vorzeitige Losung auch die Insolvenz des Ausbil-
dungsbetriebs oder der Wechsel des Ausbildungsberufs sein konnen.



» Junge Menschen mit nicht deutscher
Staatsangehorigkeit sind in allen Bundeslan-
dern deutlich haufiger von vorzeitigen Ver-
tragsauflosungen neu begonnener Ausbil-
dungsverhaltnisse betroffen.

Differenziert man die Vertragslésungsquote wei-
ter nach der Kategorie Herkunft, so wird deut-
lich, dass junge Menschen auslandischer Herkunft
(hier definiert als junge Menschen ohne deut-
sche Staatsangeharigkeit) in Deutschland deutlich
haufiger von vorzeitig aufgeldsten Ausbildungs-
vertragen betroffen sind. So liegt die Losungs-
quote deutscher Auszubildender im Jahr 2018

bei 25,5 %, wahrend sie bei Auszubildenden ohne
deutsche Staatsangehdrigkeit bei 35,3 % liegt.

In Rheinland-Pfalz ergibt sich diesbeziiglich eine
Differenz von 10 Prozentpunkten zwischen bei-
den Gruppen. Wahrend die Lésungsquote deut-
scher Auszubildender bei 27,7 % liegt, betrifft dies
im gleichen Jahr 37,7 % der Auszubildenden nicht
deutscher Staatsangehdrigkeit. Dieses Phano-
men lasst sich in allen Bundeslandern beobach-
ten, wenn auch in unterschiedlicher Auspragung.
Hier zeigt sich ein noch starkeres Ost-West-Gefal-
le als in der Betrachtung der gesamten Losungs-
quote im Bundesldndervergleich. Am hdchsten ist
die Losungsquote dabei in Thiiringen, wo jede*r
zweite Auszubildende ohne deutsche Staatsange-
horigkeit betroffen ist. Die niedrigste Losungsquo-
te auslandischer Auszubildender findet sich erneut
mit einem Wert von 31,2 % in Baden-Wirttem-
berg.

Tabelle 9: Vertragslosungsquoten in % der begonnenen Ausbildungsvertrige (LQneu) nach

Landern und Nationalitdt 2018

Insgesamt
Baden-Wiirttemberg 22,8
Bayern 24,0
Berlin 34,6
Brandenburg 32,6
Bremen 26,8
Hamburg 29,6
Hessen 25,4
Mecklenburg-Vorpommern 32,3
Niedersachsen 274
Nordrhein-Westfalen 25,7
Rheinland-Pfalz 28,6
Saarland 30,3
Sachsen 28,1
Sachsen-Anhalt 34,7
Schleswig-Holstein 301
Thiiringen 30,7
Deutschland 26,5

von Deutschen von Auslander*innen

21,3 31,2
22,4 353
33,7 41,7
31,8 479
256 36,2
28,4 378
24,5 31,5
313 45,7
26,3 40,4
24,9 32,9
277 377
29,2 41,8
273 41,6
34,2 455
29,1 443
29,5 49,2
25,5 35,3

Quelle: Statistisches Bundesamt 2019g. Eigene Darstellung®

39 Auslander*innen werden in dieser Statistik als Personen ohne deutsche Staatsangehorigkeit definiert. Eine Differenzierung
nach Migrationshintergrund weist die vorliegende Statistik hingegen nicht aus.
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deutliche Unterschiede auf. Die bisher angedeu-
teten Trends setzen sich dabei fort. Insgesamt
werden 14,6 % der Anfanger*innen im Jahr 2018
in der Statistik als Auslander*innen gefiihrt. Ihre
Anteile fallen im Ubergangsbereich (26,4 %) und
in Sektor IV (Studium) (22,5 %) im Vergleich zu
ihrem Anteil an der Gesamtgruppe tiberdurch-
schnittlich hoch aus. In der weiteren Betrachtung
fallt zudem auf, dass Jungen/junge Mdnner im Be-
reich des Ubergangssystems (iberreprasentiert
sind, weibliche Anfangerinnen dagegen beim Er-
werb einer Hochschulzulassung (Durchlaufen der
Sekundarstufe Il) sowie bei der Aufnahme eines
Studiumes.

» Junge Menschen ohne deutsche Staatsan-
gehdrigkeit sind im Jahr 2018 auch im Uber-
gangsbereich deutlich liberreprasentiert.
Ménnliche junge Erwachsene miinden hau-
figer ins Ubergangssystem ein als Madchen
und junge Frauen.

Wie eingangs berichtet, gehen 15 % der Anfanger*-
innen des Berufsbildungssystems nach der allge-
meinbildenden Schule in den Ubergangsbereich
uber. Differenziert man in der Analyse des Uber-
gangs in weiterfiihrende Bildungsangebote nach
Geschlecht und Herkunft, so fallen diesbezlglich

Tabelle 10: Anfanger*innen differenziert nach Geschlecht und Herkunft im Jahr 2018
(Anteile jeweils an allen Anfénger*innen im jeweiligen Sektor)

Staatsangehorigkeit Geschlecht_F
nicht deutsch deutsch mannlich weiblich
Sektor | Berufsausbildung 11,0 % 89,0% 53,8% 46,2 %
Sektor Il Ubergangsbereich 26,4% 73,6% 60,0 % 40,0%
Sektor Il Erwerb HZB 51% 94,9 % 45,8 % 54,2%
Sektor IV Studium 22,5% 775% 46,2% 53,8%
Insgesamt (Sektor I-1V) 14,6 % 85,4% 511% 489%
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Quelle: Statistisches Bundesaamt 2019f. Eigene Berechnung und Darstellung*

» Knapp zwei Drittel aller Anfanger*innen
im Ubergangsbereich nehmen im Jahr 2018
berufsvorbereitende Programme in Anspruch.

Neben der Frage, wer vorrangig nach der allge-
meinbildenden Schule in den Ubergangsbereich
einmundet, ist dariiber hinaus von besonde-

rem Interesse, welche spezifischen Maf3nah-
men jeweils in Anspruch genommen werden
(vgl. Tabelle 11). Der grof3te Anteil der 15174
Anfanger*innen in Sektor Il besucht sogenann-
te berufsvorbereitende Programme (64,2 %).
Ca. jede*r Dritte nimmt an allgemeinen (16,6 %)
oder berufsvorbereitenden Bildungsgangen
(14,3 %) teil.

40 Die integrierte Ausbildungsstatistik weist in der vorliegenden Form lediglich die Geschlechter mannlich und weiblich aus.
Dennoch sei an dieser Stelle explizit darauf hingewiesen, dass Deutschland seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes
(Beschl. v. 10.10.2017, Az. 1 BVR 2019/16) zur sog. , Dritten Option” zu den wenigen Staaten weltweit gehort, welche die Existenz
von mehr als zwei Geschlechtern rechtlich anerkennen. Entsprechend muss auch der Personenstand ,divers* und ,ohne Anga-

be" erfasst und mitgedacht werden.



Tabelle 11: Anfinger*innen in Sektor Il (Ubergangsbereich) im Jahr 2018 nach Inanspruchnahme

spezifischer Maf3inahmen.

Sektor II: Integration in Ausbildung (Ubergangsbereich)

Allgemeinbildende Bildungsgéange an Berufsfachschulen zur Erfiillung der 5523 16.6%
Schulpflicht bzw. dem Nachholen von Abschliissen der Sekundarstufe | '

Berufsvorbereitende Programme 9.738 64,2 %
Berufsvorbereitende Bildungsginge (Bundesagentur fiir Arbeit) 2167 14,3%
Einstiegsqualifizierung (Bundesagentur fiir Arbeit) 746 49%
Nachrichtlich: Mafinahmen der Bundesagentur fiir Arbeit an beruflichen Schulen 124 0,8%

Zusammenfassend zeigt sich, dass in Rheinland-
Pfalz fur den allergrof3ten Teil junger Menschen
das Erreichen guter Schulabschlisse infolge einer
gelungenen und erfolgreichen Bewaltigung schu-
lischer Anforderungen regelhaft gelingt. Immer
mehr Schiiler*innen verlassen die Schule mit Abi-
tur. Es wird deutlich, dass dem gréf3ten Teil junger
Menschen zentrale Voraussetzungen zur Realisie-
rung ihrer sozialen Teilhabe ermdglicht werden,
sie lassen sich jedoch nicht fiir alle gleicherma-
[3en verwirklichen. Dies zeigt sich beispielsweise
an dem zunehmenden Anteil der Schulentlasse-
nen, welche die Schule ohne Berufsreife verlas-
sen. Die inklusive Weiterentwicklung der Schule
ist sehr herausfordernd. Einerseits gibt es fiir alle
Schiiler*innen eine Schulpflicht, sodass alle im
Schulsystem inkludiert sind. Jeder junge Mensch
hat ein Recht auf Bildung, das in Rheinland-Pfalz
tber die Realisierung von Schule, Unterricht und
spezifische Férderung umgesetzt wird. Gleichzei-
tig hat Schule auch eine Selektionsfunktion tber
die Zuweisung von Bildungszertifikaten. Die Be-
funde zeigen, dass die soziale Herkunft, Behin-
derung und ein Migrationshintergrund im Schul-
system zu Benachteiligungen fiihren. Der Anteil
junger Menschen mit Forderbedarf steigt kontinu-
ierlich.

Quelle: Eigene Darstellung

2.6 Gesundheit und Risikoverhalten
junger Menschen

Neben der demografischen Entwicklung, den Le-
bens- und Familienformen sowie den instituti-
onellen Strukturen und Orten 6ffentlicher Ver-
antwortung (exemplarisch dargestellt an der
Kinder- und Jugendhilfe sowie den Bereichen
Schule und Ausbildung) werden abschliefend zur
Analyse der Bedingungen des Aufwachsens sowie
der sich daraus ergebenden Teilhabekonstellatio-
nen die Bereiche Gesundheit und Risikoverhalten
junger Menschen betrachtet.

Die bis heutige giiltige Prdambel der Verfas-

sung der Weltgesundheitsorganisation WHO von
1948 definiert Gesundheit als einen Zustand ,des
vollstandigen kdrperlichen, geistigen und sozia-
len Wohlbefindens und nicht nur das Fehlen von
Krankheit oder Gebrechen. Der Genuss des hochs
ten erreichbaren Gesundheitsstandards ist eines
der Grundrechte eines jeden Menschen ohne Un-
terschied der Herkunft, der Religion, der politi-
schen Uberzeugung, der wirtschaftlichen oder so-
zialen Lage"*' (vgl. WHO 1948, S.1).

41 Ubersetzung der WHO-Definition zu Gesundheit: ,(...)

a state of complete physical, mental and social well-being
and not merely the absence of disease or infirmity. The
enjoyment of the highest attainable standard of health is one
of the fundamental rights of every human being without dis-
tinction of race, religion, political belief, economic or social
condition.”
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Dies macht deutlich, dass Gesundheit in allen
Dimensionen des taglichen Lebens verankert
ist und sowohl individueller als auch politi-
scher, kultureller und 6kologischer Vorausset-
zungen bedarf. Bestmogliche Gesundheit ist ge-
ma[s dieser Definition ein Menschenrecht, ,ihre
Erhaltung und Sicherung eine staatliche und welt-
gesellschaftliche Verpflichtung” (Franzkowiak/
Hurrelmann 2018).

Wird Gesundheit so umfassend verstanden, ist
diese Mehrdimensionalitdt und ihre Wechselwir-
kungen mit anderen Dimensionen und Voraus-
setzungen des Aufwachsens junger Menschen be-
sonders anspruchsvoll fir die Berichterstattung
gesundheitsbezogener statistischer Daten. Ent-
sprechend berichtet auch die Gesundheitsbericht-
erstattung des Bundes (GBE) zur Darstellung der
gesundheitlichen Situation der Bevolkerung in
Deutschland vorwiegend iiber Krankheiten und
Beschwerden sowie das Gesundheitsverhalten
und Risikofaktoren. Auch im Nachfolgenden wird
auf Krankheiten, gesundheitsgefahrdendes Ver-
halten sowie Risikofaktoren fiir die Gesundheit
junger Menschen eingegangen. Allgemeine Aus-
sagen Uber den Gesundheitszustand von jungen
Menschen in Rheinland-Pfalz lassen sich vor dem
Hintergrund dieser Verkiirzung hieraus jedoch
nicht ableiten. Die Darstellungslogik folgt dabei
der in der Hinflihrung erlauterten Logik, dass spe-
zifische Gesundheitszustdande sowie risikohaf-
tes Verhalten junger Menschen folgenreich fiir
die Realisierung von sozialer Teilhabe sein kon-
nen oder in Folge verwehrter Teilhabe auftre-
ten. Entsprechend kdnnen sie als mogliche Ex-
klusionsmarker verstanden werden.

Zum Gesundheitszustand der rheinland-pfalzi-
schen Kinder und Jugendlichen liegen nur weni-
ge landesweit erhobene Daten vor. Daher wird im
Folgenden iiberwiegend auf bundesweite Studi-
en verwiesen. Diese werden — wenn moglich —um
spezifische Daten aus Rheinland-Pfalz erganzt.

Folgende ausgewahlte gesundheitsrelevante
Bereiche werden dargestellt:

m Sucht und Konsumverhalten (gesundheitsge-
fahrdendes Verhalten)

m Psychische Auffalligkeiten/Krankheiten und
Suizide (Krankheit)

m Verkehrsunfélle (Risikofaktoren)

m Jugendkriminalitat (abweichendes Verhalten)

2.61 Sucht und Konsumverhalten

Im Jugendalter werden erste Erfahrungen mit Al-
kohol, Zigaretten und auch illegalen Drogen wie
Cannabis gemacht bzw. ,ein Umgang mit [die-
sen Substanzen] erlernt, der entweder verant-
wortungsvoll oder riskant sein kann“ (Orth/Mer-
kel 20193, S.9). Der Konsum dieser Rausch- und
Genussmittel kann insbesondere im Jugendalter
das Risiko fiir substanzbezogene aber auch andere
psychische Stérungen sowie fiir soziale und Ent-
wicklungsprobleme erhéhen (vgl. ebd.). Auch aku-
te Folgen wie Einschrankungen der Erinnerungsfa-
higkeit und Aufmerksamkeit sind méglich.

Daten zum alltaglichen Umgang junger Men-
schen mit Suchtmitteln liegen fiir Rheinland-Pfalz
nicht — bzw. nur vereinzelt — vor. Daher beziehen
sich die nachfolgenden Befunde vor allem auf den
bundesweiten , Alkoholsurvey” der Bundeszent-
rale fur gesundheitliche Aufklarung (Orth/Merkel
20193, 2019b, 2019c¢). Hierbei handelt es sich um
eine deutschlandweite Reprasentativbefragung
der 12- bis einschlief3lich 25-jahrigen Bevolkerung
»(...) zum Alkoholkonsum, zu Wissen, Einstellun-
gen, Selbstwirksamkeit, sozialen Normen und der
kommunikativen Erreichbarkeit Jugendlicher und
junger Erwachsener durch Praventionsmaf3nah-
men zu Alkohol sowie Untersuchung zum Rau-
chen und zum Cannabiskonsum” (Orth/Merkel
20193, S. 6). Die Studie wird seit 2010 in zweijah-
rigem Abstand durchgefiihrt.



» Der Anteil junger Menschen, die regelma-
[3ig Alkohol konsumieren und/oder rauchen,
entwickelt sich seit Jahren riicklaufig. Den-
noch konsumiert im Jahr 2018 knapp jede*r
vierte 12- bis 25-Jahrige in Deutschland re-
gelmapig Alkohol.

In Abbildung 62 sind die Anteile der 12- bis
25-Jahrigen in Deutschland abgebildet, die re-
gelmafig Cannabis, Alkohol und/oder Zigaret-
ten konsumieren.* Es zeigt sich, dass regelmaf3i-
ger Alkohol-Konsum in dieser Altersgruppe etwas
weiter verbreitet ist als das Rauchen. So gaben im
Jahr 2018 23,8 % der befragten 12- bis 25-Jahri-
gen an, regelmaflig Alkohol zu trinken. Der ent-
sprechende Anteil an Raucher*innen liegt mit
17,7 % deutlich niedriger. Der Anteil regelmaf3ig
Alkohol konsumierender Jugendlicher in der Al-
tersgruppe der 12- bis 25-)Jahrigen hat sich seit
2011 bis 2017 kontinuierlich reduziert. Im Jahr
2018 ist erstmals wieder ein leichter Anstieg zu
verzeichnen. Das sogenannte ,Rauschtrinken” sei
jedoch bei Jugendlichen im Jahr 2018 geringer
verbreitet als in friiheren Jahren (vgl. Orth/Merkel
201943, S.8). Der Anteil der Jugendlichen in dieser
Altersgruppe, die regelmaf3ig Tabak konsumieren,
ist seit 2010 deutlich gesunken (minus 10,7 %).
Hier ist auch im Jahr 2018 kein erneuter Anstieg
festzustellen.®

42 Regelmafig ist dabei definiert als mindestens einmal in
der Woche, unter ,Raucher*innen’ werden sowohl standige
als auch Gelegenheitsraucher*innen zusammengefasst.

43 Ahnliche Befunde berichtet auch die KiGGS-Studie: Hier
zeichnet sich ebenfalls ein Riickgang des Tabakkonsums ab
(untersucht wurde hier die Altersgruppe der 11- bis 17-Jahri-
gen). Im ersten Untersuchungszeitraum, 2003 bis 2006, und
in der zweiten Welle, 2009 bis 2012, waren es noch jeweils
21,4 % beziehungsweise 12,4 %, die zumindest gelegentlich
zur Zigarette griffen. Fir den Zeitraum 2014 bis 2017 liegt
der Wert noch bei 7,2 %. Dabei fallt auf, dass sich die Zahlen
fir Jungen und Madchen nur unwesentlich unterscheiden.
Bedeutsamer ist der Unterschied zwischen den Altersgrup-
pen. Wahrend weniger als ein Prozent der 11- bis 13-Jahrigen
im Befragungszeitraum angeben, aktuell zu rauchen, ist es
bei den 14- bis 17-Jahrigen mehr als jede*r Zehnte (vgl. Zei-
her et al. 2018, S.29).

Fiir Rheinland-Pfalz lasst sich dieser Bundes-
trend bestatigen. Auch hier sinkt der Anteil der
Raucher*innen von 30,3 % im Jahr 2015 kontinu-
ierlich auf rund 19,0 % im Jahr 2017 (vgl. Statisti-
sches Landesamt Rheinland-Pfalz 2019, S.28).

Abbildung 62: Regelmaf3iger Konsum von Can-

nabis, Alkohol und/oder Zigaretten — Anteile der
12- bis 25-Jahrigen in Deutschland, Angaben in %

17,7

41

35%7 29,9
o | 284 "~ 288
30% o 26,0
o/.
25% 26,1
20%7
15 %1 18,9 18,8
10%7
O% T T T T T T
2010 2011 2012 2014 2015 2016

M Raucher*innen regelma(Siger

Alkohol-Konsum

M regelmafiger

Quelle: Orth, B. & Merkel, C. (2019a, 2019b, 2019¢).
Eigene Darstellung

Deutlich niedriger liegt der Anteil der jungen
Menschen, die regelmaf3ig Cannabis konsumie-
ren. Dieser belduft sich im Jahr 2018 auf 4,1 %.
Hier ist, anders als beim Alkohol- und Tabakkon-
sum, jedoch kein riicklaufiger Trend im Konsum-
verhalten feststellbar. So hat sich der Anteil nach
einem Rickgang im Jahr 2015 (2,6 %) wieder er-
hoéht. Im Jahr 2018 zeigt sich zudem, dass jede*r
zehnte 12- bis 17-Jahrige schon einmal Cannabis
konsumiert hat. In der Altersgruppe der jungen Er-
wachsenen im Alter von 18 bis 25 Jahren liegt der
entsprechende Anteil bei 42,5 % deutlich héher
(vgl. Orth/Merkel 2019b, S.13). Erfahrungen mit
dem Konsum von Cannabis sind bei Jugendlichen
und jungen Erwachsenen in Deutschland dem-
nach nicht ungewdhnlich. Bei der Giberwiegenden
Mehrheit bleibt es aber beim einmaligen oder epi-
sodischen Gebrauch.

2018

Cannabis-Konsum
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» Regelmafiger Alkoholkonsum ist beson-
ders unter jungen méannlichen Erwachsenen
im Alter von 18 bis 25 Jahren weit verbreitet.

Eine differenzierte Betrachtung nach Altersgrup-
pen und Geschlecht zeigt, dass die Verbreitung
des regelmafigen Konsums von Suchtmitteln im
Verlauf des Jugendalters deutlich ansteigt. So lie-
gen die entsprechenden Anteile bei den jungen
Erwachsen im Alter von 18 bis 25 Jahren zum Teil
mehr als viermal so hoch als bei Jugendlichen,
welche die Volljahrigkeit noch nicht erreicht ha-
ben (vgl. Abbildung 63). Wéhrend sich hinsichtlich
des regelmaf3igen Rauchverhaltens kaum Unter-
schiede zwischen den Geschlechtern feststellen
lassen, zeigt sich, dass regelmaf3iger Alkohol- und
Cannabis-Konsums unter mannlichen Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen deutlich verbreite-
ter ist als unter weiblichen.

Abbildung 63: Regelmafiger Konsum von Can-
nabis, Alkohol und/oder Zigaretten — Anteile der

12- bis 17-Jahrigen und der 18- bis 25-Jahrigen
2018 in Deutschland, differenziert nach Geschlecht
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Quelle: Orth, B. & Merkel, C. (2019a, 2019b, 2019c¢). Eigene Darstel-
lung. Regelmaf3ig ist dabei definiert als ,mindestens einmal in der
Woche”

> Bei jedem fiinften stationar behandelten
Alkoholrausch in Rheinland-Pfalz handelt es
sich um junge Menschen unter 20 Jahren.

Der Konsum von Alkohol kann insbesondere fir
junge Menschen eine gesundheitliche Gefahr dar-
stellen. Dies zeigen auch die Zahlen zu alkohol-
bedingten stationdren Behandlungsfallen.** Hier
liegen sowohl bundesweite als auch spezifische
Daten fiir Rheinland-Pfalz vor (vgl. Tabelle 12).

Im Jahr 2017 wurden insgesamt 6.952* Rhein-
land-Pfalzer*innen wegen eines akuten Alkohol-
rauschs stationdr in Krankenhdusern behandelt.
Bei fast einem Fiinftel (18,4 %; 1.276 Behand-
lungsfalle) der Personen handelte es sich um Ju-
gendliche im Alter zwischen 15 und 19 Jahren. Wie
beim regelmafigen Alkoholkonsum so zeigt sich
auch bei den Alkoholintoxikationen eine starkere
Betroffenheit von Mannern. So waren 70,3 % der
Behandlungsfalle mannlich (4.891), bei 2.061 Fal-
len handelte es sich um weibliche Behandelte.

44 In der Krankenhausstatistik wird die Hauptdiagnose fir
die stationdre Aufnahme nach ICD-10-GM erfasst. In Kapi-
tel F10 sind psychische und Verhaltensstérungen durch
Alkohol subsummiert. F10.0 weist die Aufnahmen aufgrund
akuter Intoxikation (akutem Rausch) aus. Die Zahlen zu alko-
holbedingten stationdren Behandlungsfallen bilden dabei
Extremfalle ab. Aussagen Uber den alltaglichen Umgang der
Mehrheit der jungen Menschen in Rheinland-Pfalz mit Sucht-
mitteln lassen sich daraus nicht ableiten.

45 Bei der Krankenhausstatistik handelt es sich um eine Fall-
zahlenstatistik. Bei mehrfach im Berichtsjahr vollstationar
behandelten Patient*innen wird jeder Krankenhausaufent-
halt als ein Fall nachgewiesen.



Tabelle 12: Stationér in Krankenh&dusern behandelte Patient*innen aufgrund von akuter Alkohol-
Intoxikation (F10.0 Psychische und Verhaltensstérungen durch Alkohol: Akute Intoxikation) in
Rheinland-Pfalz im Jahr 2017

mannlich weiblich gesamt in%
Unter 15 Jahre 70 102 172 2,5%
15 bis unter 20 Jahre 799 477 1.276 18,4 %
20 bis unter 25 Jahre 464 221 685 9,9%
25 bis unter 30 Jahre 395 146 541 7,8%
30 bis unter 35 Jahre 369 123 492 71%
35 bis unter 40 Jahre 371 106 477 6,9 %
40 bis unter 45 Jahre 365 142 507 73%
45 bis unter 50 Jahre 471 177 648 9,3%
50 bis unter 55 Jahre 497 198 695 10,0 %
55 bis unter 60 Jahre 424 150 574 83%
60 bis unter 65 Jahre 320 88 408 5,9%
65 Jahre und alter 346 131 477 6,9%
Alle Altersgruppen 4.891 2.061 6.952 100,0 %

Quelle: Destatis / RKI: Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE). Diagnosedaten der Krankenhauser ab 2000
(Falle, Berechnungs- und Belegungstage, durchschnittliche Verweildauer). Gliederungsmerkmale: Jahre, Behandlungsort, Alter, Geschlecht*®,
Verweildauer, ICD10-4-Steller. Eigene Berechnung und Darstellung

Bezogen auf 1.000 Gleichaltrige (Behandlungs- Behandlungsquote mit knapp 3 bereits nur noch
quote) wurden im Jahr 2017 knapp 6 junge Men- halb so hoch. Verglichen mit dem Vorjahr erwei-
schen im Alter von 15 bis 19 Jahren aufgrund aku- sen sich die Behandlungsquoten fiir die betrachte-
ter Alkoholintoxikation stationdr behandelt, in ten Altersgruppen als nahezu stabil.

der Gruppe der 20- bis unter 25-Jahrigen liegt die

Tabelle 13: Fallzahlen und Behandlungsquoten akuter Alkoholintoxikationen in Rheinland-Pfalz

2016 2017
absolut Behanc!lungsquot.e pro 1.000 absolut Behanc!lungsquot'e pro 1.000
Einwohner*innen Einwohner*innen
Unter 15 Jahre 147 0,30 172 0,32
15 bis unter 20 Jahre 1263 6,02 1276 5,96
20 bis unter 25 Jahre 707 2,97 685 2,92
25 bis unter 30 Jahre 552 219 395 213

Quelle: Destatis / RKI: Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE). Diagnosedaten der Krankenh&user ab 2000 (Félle, Berechnungs- und Belegungstage, durch-
schnittliche Verweildauer). Gliederungsmerkmale: Jahre, Behandlungsort, Alter, Geschlecht, Verweildauer, ICD10-4-Steller. Eigene Berechnung und Darstellung

46 Auch hier sei darauf hingewiesen, dass die Statistik an dieser Stelle das Personenstandsmerkmal Geschlecht nur bindr aus-
weist. Dennoch sind Personen der Kategorien , divers” und ,ohne Angabe” mitzudenken (vgl. Fufnote 15).
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Rheinland-Pfalz liegt mit seinen Behandlungs- Dies gilt besonders fiir die mannlichen Jugendli-
quoten insgesamt sowie in Hinblick auf alle Alters-  chen im Alter von 15 bis unter 20 Jahren.
gruppen uber dem bundesdeutschen Durchschnitt.

Tabelle 14: Behandlungsquoten akuter Alkoholintoxikationen in Rheinland-Pfalz und

Deutschland 2017
Deutschland Rheinland-Pfalz
mannlich weiblich gesamt mannlich weiblich gesamt
Unter 15 Jahre 0,20 0,31 0,25 0,25 0,39 0,32
15 bis unter 20 Jahre 5,26 3,75 4,54 77 4,65 5,96
20 bis unter 30 Jahre 2,49 1,20 1,87 3,37 1,57 2,51
30 bis unter 40 Jahre 2,32 0,81 1,58 3,09 0,98 2,05
40 bis unter 50 Jahre 2,46 0,85 1,66 3,12 118 2,15
50 bis unter 60 Jahre 2,44 0,82 1,64 2,70 1,03 1,87
60 Jahre und alter 0,21 0,08 014 1,29 0,35 0,78
Gesamt 0,91 0,38 0,64 2,44 1,00 1,71

Quelle: Destatis / RKI: Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE). Diagnosedaten der Krankenhéuser ab 2000 (Félle, Berechnungs- und Belegungstage, durch-
schnittliche Verweildauer). Gliederungsmerkmale: Jahre, Behandlungsort, Alter, Geschlecht, Verweildauer, ICD10-4-Steller. Eigene Berechnung und Darstellung

Zusammenfassend belegen bundesweite Unter-
suchungen im Bereich des Umgangs mit Sucht-
mitteln, dass besonders in der Zielgruppe der 16-
bis 17-jahrigen (mannlichen) Jugendlichen und der
jungen (mannlichen) Erwachsenen im Alter von
18 bis 25 Jahren weiterhin besondere Bedarfe im
Bereich der Suchtpravention liegen. Datenbasierte
Erkenntnisse Uiber den Umgang der jungen Men-
schen mit Suchtmitteln auf moglichst kleinrdu-
miger Ebene sind fiir die Umsetzung bedarfsge-
rechter Praventionsmaf3nahmen vor Ort hilfreich.
Zielfuhrend fir Rheinland-Pfalz ware daher eine
kontinuierliche Reprasentativuntersuchung auf
Landerebene, wie sie im Jahr 2011 erstmals im Be-
reich der Gliicksspielsucht umgesetzt wurde.*

47 Die Studie ,Problematisches Gliicksspielverhalten bei
Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz” untersuch-
te die Pravalenz von problematischem Gliicksspiel im Kin-
des- und Jugendalter sowie verschiedene Einflussfaktoren auf
das Gliicksspielverhalten (vgl. Klinik und Poliklinik ftr Psy-
chosomatische Medizin und Psychotherapie. Ambulanz fiir
Spielsucht o. J., S.5). Demnach hat ein Grof3teil der rhein-
land-pfalzischen Jugendlichen im Alter von 12 bis 18 Jahren
(64,3 %) mindestens einmal im Leben Gliicksspielangebo-
te genutzt. 41,2 % der Befragten haben in den vergangenen
zwolf Monaten Glicksspielangebote genutzt.
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2.6.2 Psychische Gesundheit junger
Menschen

Der Bereich der psychischen Gesundheit gewinnt
in den letzten Jahren zunehmend an Aufmerk-
samkeit. Denn psychische Erkrankungen geho-
ren nicht nur bei Erwachsenen inzwischen mit zu
den am haufigsten diagnostizierten gesundheit-
lichen Stérungen, sondern auch bei Kindern und
Jugendlichen (vgl. hierzu z.B. Grobe et. al 2018).
Psychische Gesundheit stellt eine zentrale Vor-
aussetzung von Lebensqualitdt und sozialer Teil-
habe dar, und ist deshalb fiir den vorliegenden
Bericht besonders relevant. Auskunft tiber die
psychische Gesundheit von Kindern und Jugend-
lichen gibt unter anderem die KiGGS-Studie, eine
fir Deutschland reprdsentative Querschnittserhe-
bung des Robert-Koch-Instituts, die seit 2003 Da-
ten zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen
im Alter zwischen 0 und 17 Jahren bereitstellt
(Schienkiewitz et al. 2018, S.17).

» Knapp jeder fiinfte Junge im Alter zwi-
schen 3 und 17 Jahren in Deutschland ist aus
Sicht der eigenen Eltern von psychischen Auf-
falligkeiten betroffen.

Im Rahmen der KiGGS-Studie wurden ,,psychische
Auffalligkeiten” von Kindern ,,anhand der Eltern-
angaben des Starken- und Schwachen-Fragebo-
gens (SDQ) fuir 3- bis 17-jahrige Kinder und Ju-
gendliche abgebildet"“® (Klipker et al. 2018, S.38).
Es handelt sich demnach um Auskiinfte der El-
tern Uber die psychische Gesundheit ihrer Kinder -
nicht um arztliche Diagnosen oder Selbstauskinf-
te junger Menschen. Fir den Zeitraum 2014-2017
lag der so gemessene Anteil junger Menschen im

48 Hierbei wurden folgende vier Problembereiche des Fra-
gebogens verwendet: Emotionale Probleme, Probleme mit
Gleichaltrigen, Verhaltensprobleme und Hyperaktivitat. Die
Eltern bewerteten insgesamt 20 Aussagen beziiglich ihrer
Kinder auf einer Skala von (0) nicht zutreffend, (1) teilweise
zutreffend oder (2) eindeutig zutreffend. Als psychisch auffal-
lig eingestuft wurden Kinder und Jugendliche mit einem tber
alle Bereiche summierten Gesamtwert ab einem Punktewert
von 13 (vgl. Klipker et al. 2018, S.38)

Alter von 3 bis 17 Jahren mit psychischen Auf-
falligkeiten bei insgesamt 16,9 %. Dabei zeigen
Madchen mit 14,5 % eine niedrigere Pravalenz als
Jungen (19,1 %).4 Mit Ausnahme der Gruppe der
Madchen im Alter von 15 bis 17 Jahren lasst sich
in der KiGGS-Welle 2°° im Vergleich zur KiGGS-
Basiserhebung in allen Altersgruppen ein Riick-
gang elternberichteter psychischer Auffalligkeiten
fur in Deutschland lebende Kinder und Jugendli-
che feststellen.

Tabelle 15: Pravalenz psychischer Auffallig-
keiten nach Geschlecht und Alter fiir die
KiGGS-Basiserhebung (n=7100 Mad-
chen, n=7.377 Jungen) und KiGGS-Welle 2
(n=6.637 Madchen, n=6.568 Jungen) in %

oty el
2003-2006
Méadchen 159% 14,5%
3-5 Jahre 172 % 13,9%
g 6-8 Jahre 14,7% 13,8%
?Zé 9-11 Jahre 18,6 % 16,4 %
12-14 Jahre 15,9% 13,9%
15-17 Jahre 13,4% 14,6 %
Jungen 23,6% 191%
3-5 Jahre 21,4% 20,9%
§° 6-8 Jahre 253% 223%
5|0m Jahre 28,8% 22,2%
12-14 Jahre 25,8% 19,2%
15-17 Jahre 172 % 122%
o
§ Médchen 19,9% 16,9%
& | und Jungen

49 Aufgrund der fehlenden Datenbasis lassen sich an die-
ser Stelle leider keine Aussagen zur Pravalenz bei nichtbina-
ren Kindern und Jugendlichen treffen. Verschiedene Studien
weisen jedoch darauf hin, dass diese bspw. bei transsexuellen
Kindern und Jugendlichen deutlich erhoht ist (vgl. hierzu z. B.
BMFSF) 2016, S 25).

50 Bei der KiGGS-Welle 2 handelt sich um eine Wiederho-
lungserhebung, die mit dem gleichen standardisierten Erhe-
bungsinstrument durchgefiihrt wurde, der bereits bei der
Basiserhebung zum Einsatz kam.

Quelle: Klipker et al. 2018, S.39. Eigene Darstellung ohne Konfidenzintervalle
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» Junge Menschen aus Familien mit niedri-
gem soziookonomischen Status sind haufiger
von psychischen Auffalligkeiten betroffen.

Die KiGGS-Studie weist nach wie vor einen signi-
fikanten Zusammenhang zwischen psychischen
Auffélligkeiten der Kinder und Jugendlichen und
dem soziookonomischen Status der Familie aus:
Eltern von Kindern und Jugendlichen aus Familien
mit niedrigem soziodkonomischen Status berich-
ten deutlich haufiger von psychischen Auffallig-
keiten ihrer Kinder als Eltern aus sozio6konomisch
bessergestellten Familien. So sei ,beinahe jedes
vierte Madchen und fast jeder dritte Junge aus Fa-
milien mit niedrigem soziodkonomischen Status
psychisch aufféllig, wohingegen nur etwa jedes
flinfzehnte Madchen und jeder achte Junge aus
Familien mit hohem soziodkonomischen Status
psychisch auffallig ist” (ebd. S.39-40).

» In Rheinland-Pfalz nimmt der Anteil junger
Menschen, die aufgrund einer diagnostizier-
ten psychischen und/oder Verhaltensstérung
arztlich behandelt werden, kontinuierlich zu.
Im Jahr 2018 betrifft dies knapp jeden vierten
jungen Menschen im Alter zwischen 6 und 27
Jahren.

Aussagen Uber die psychische Gesundheit von

jungen Erwachsenen lassen sich zudem uber die
Abrechnungsdaten von Krankenkassen generie-
ren.”' Kapitel V der Internationalen statistischen

51 An dieser Stelle sei auch auf den DAK Kinder- und Jugend-
report 2018 verwiesen (vgl. Greiner et al. 2019). Dieser ana-
lysiert die Gesundheit und Gesundheitsversorgung von ins-
gesamt 36.999 Jungen und Madchen im Alter von 0 bis 17
Jahren, die bei der DAK-Gesundheit versichert sind. https://
www.dak.de/dak/download/kinder--und-jugendreport-rhein-
land-pfalz-2122886.pdf Im vorliegenden Bericht wird auf
eine Darstellung der Ergebnisse aus dieser Studie verzich-
tet, da sich auf dieser Grundlage aktuell noch keine Aussagen
uber die zeitliche Entwicklung treffen lassen (Erhebungszeit-
punkt der Studie ist 2016). Stattdessen wurden die umfas-
senderen Daten der vdk herangezogen.

Klassifikation der Krankheiten und verwandter
Gesundheitsprobleme - 10. Revision — German
Modification (ICD-10-GM)>2 umfasst psychische
Stérungen und Verhaltensstdrungen und enthalt
ein breites Spektrum an Erkrankungen. Psychische
Auffalligkeiten sind hier breiter gefasst, als dies
im Rahmen der KiGGS-Studie der Fall ist. Neben
Nikotinsucht und akuter Alkoholintoxikation sind
auch Erkrankungen wie Depression, Schizophre-
nie oder Intelligenzminderung und Entwicklungs-
stérungen jeweils in den verschiedenen Schwe-
regraden enthalten.>® Hierzu zdhlen z.B. auch
Sprach- und Sprechstérungen, Stérungen moto-
rischer Funktionen (insbesondere der Fein- und
Grobmotorik), Entwicklungsstérungen schulischer
Fertigkeiten (insbesondere Legasthenie) oder die
Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitatsstorung
(ADHS).

52 ,Die Internationale statistische Klassifikation der Krank-
heiten und verwandter Gesundheitsprobleme, 10. Revision,
German Modification (ICD-10-GM) ist die amtliche Klassi-
fikation zur Verschlisselung von Diagnosen in der ambulan-
ten und stationaren Versorgung in Deutschland.” (Deutsches
Institut fiir Medizinische Dokumentation und Information
2020). Kapitel V des ICD-10-GM enthélt die psychischen und
Verhaltensstorungen. Die Diagnosen sind hierin codiert als
FO bis F99 und enthalten ein breites Spektrum an Erkrankun-
gen. Neben Nikotinsucht und akuter Alkoholintoxikation sind
auch Erkrankungen wie Depression, Schizophrenie oder Intel-
ligenzminderung und Entwicklungsstérungen oder Demenz
jeweils in den verschiedenen Schweregraden enthalten (vgl.
Landtag Rheinland-Pfalz Drucksache 17/9682, S.5)

53 Konkret umfasst Kapitel V folgende Diagnosen: FOO-FO9
Organische, einschlief3lich symptomatischer psychischer Sto-
rungen, F10-19 Psychische und Verhaltensstérungen durch
psychotrope Substanzen, F20-29 Schizophrenie, schizotype
und wahnhafte Stérungen, F30-39 Affektive Stérungen, F40-
48 Neurotische, Belastungs- und somatoforme Stérungen,
F50-59 Verhaltensauffalligkeiten mit kdrperlichen Stérungen
und Faktoren, F60-69 Personlichkeits- und Verhaltenssto-
rungen, F70-79 Intelligenzstorung, F80-89 Entwicklungssto-
rungen, F90-98 Verhaltens- und emotionale Stérungen mit
Beginn in der Kindheit und Jugend, F99 Nicht naher bezeich-
nete psychische Stérungen.


https://www.dak.de/dak/download/kinder--und-jugendreport-rheinland-pfalz-2122886.pdf
https://www.dak.de/dak/download/kinder--und-jugendreport-rheinland-pfalz-2122886.pdf
https://www.dak.de/dak/download/kinder--und-jugendreport-rheinland-pfalz-2122886.pdf

Um die Entwicklung in Rheinland-Pfalz darzu-
stellen, wurden seitens der Kassenarztlichen
Vereinigung Rheinland-Pfalz Daten zur Anzahl
von Patient*innen zur Verfligung gestellt, die
durch eine*n Vertragsarzt*arztin oder eine*n
Vertragspsychotherapeut*in in Rheinland-Pfalz
behandelt wurden und fiir die mindestens ein-
mal eine Diagnose aus dem Kapitel V der ICD-10-
GM in einer Abrechnung vergeben wurde.>* In der
nachfolgenden Abbildung sind die genannten Ab-
rechnungsdaten fiir die Altersgruppe der 6- bis
27-)ahrigen absolut sowie anteilig Giber den Zeit-
raum von 2012 bis 2018 dargestellt.

In Rheinland-Pfalz wurden in dieser Altersgruppe
insgesamt 215.008 Diagnosen nach Kapitel V ICD-
10-GM gestellt. Damit trifft dies auf knapp jeden
vierten (23,6 %) jungen Menschen im Alter von 6 bis
27 Jahren zu. Sowohl die absolute Zahl der Diagno-
sen (+11,0 %) als auch der Anteil betroffener junger
Menschen (+14 %) haben damit zwischen 2012 und
2018 um mehr als 10 % zugenommen.

Abbildung 64: Patient*innen im Alter von 6 bis 27 Jahren mit Diagnose aus dem Kapitel V ICD-10-

GM?® absolut und in Prozent an allen jungen Menschen im Alter von 6 bis 27 Jahren in Rheinland-Pfalz

250.000 _ —259%
208159 209176 212.030 213.530 215.008
200.000] 193582 199.297 -24%
—23%
150.000 23,2%
22,8%
22,6% - 22%
100.000
—21%
50.000
—20%
0 -19%
2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018
Anzahl von Patient*innen im Alter == in % an allen jungen Menschen im Alter

von 6 bis 27 Jahren (absolut)

von 6 bis 27 Jahren

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung. Die Daten zur Anzahl der Patient*innen stammen aus den Abrechnungsdaten der Kassenérztlichen
Vereinigung Rheinland-Pfalz und wurden der Berichtskommission von dieser zur Verfiigung gestellt. Die Anteilswerte wurden unter Hinzunahme
der Bevolkerungsdaten des Statistischen Landesamtes berechnet und beziehen sich auf die Zahlen des jeweiligen Vorjahres (Stichtag 3112.).

54 Hier werden nur Falle berticksichtigt, die mit dem Diagnosestatus ,Gesichert” gekennzeichnet sind. Verdachtsdiagnosen

sind nicht miterfasst.

55 Es handelt sich um die Anzahl an Patient*innen, die durch eine*n Vertragsarzt*arztin oder eine*n Vertragspsychotherapeut*in
in Rheinland-Pfalz behandelt wurden und fiir die mindestens einmal eine Diagnose aus dem Kapitel V der Internationalen statisti-
schen Klassifikation der Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme (ICD-10-GM) in einer Abrechnung vergeben wurde.
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» Die Anzahl der aufgrund einer diagnosti-
zierten psychischen und/oder Verhaltenssto-
rung arztlich behandelten jungen Menschen
steigt in fast allen rheinland-pfélzischen
Kommunen - wenn auch mit deutlichen regi-
onalen Unterschieden.

Im interkommunalen Vergleich zeigt sich, dass es
sich bei der kontinuierlichen Zunahme um einen
Rheinland-Pfalz-weiten Trend handelt. So weisen
nahezu sdmtliche Stadte und Landkreise steigen-
de Anteile betroffener junger Menschen auf. Die
Landkreise Altenkirchen und Cochem-Zell sowie
die Stadte Frankenthal und Pirmasens verzeichnen
hingegen im letzten Jahr einen leichten Riickgang.
Gleichzeitig lassen sich mit Blick auf die Betrof-
fenenraten zum Teil deutliche interkommuna-

le Unterschiede feststellen: Dabei weist die Stadt
Mainz mit einem Anteil von 16,9 % im Jahr 2018
den landesweit geringsten Wert auf, in Pirmasens
liegt der Anteil junger Menschen mit diagnosti-
zierter psychischer Erkrankung mit knapp einem
Drittel (32,1 %) fast doppelt so hoch. Hier sei auf
den im Rahmen der KiGGS-Studie festgestellten
Zusammenhang zwischen der Pravalenz psychi-
scher Auffalligkeit und dem soziodkonomischen
Status verwiesen. So weist Pirmasens eine tber-
durchschnittlich hohe sozialstrukturelle Belastung
auf (vgl. hierzu Kapitel 4).

Um genauere Informationen Gber die Einfluss-
faktoren auf die Pravalenzen zu gewinnen, waren
an dieser Stelle vertiefende Analysen notwendig.
Aufgrund der fehlenden Datenbasis lassen sich
aktuell bspw. keine Aussagen zur Pravalenz bei
jungen Menschen mit nichtbindrer Geschlecht-
sidentitat und/oder von sexuellen Minderheiten
treffen. Verschiedene nationale wie internationale
Studien weisen jedoch darauf hin, dass diese jun-
gen Menschen mit einer deutlich hheren Wahr-
scheinlichkeit psychischen Erkrankungen auf-
weisen (vgl. hierzu z. B. King et al. 2008, BMFSF|
2016, European Union Agency For Fundamental
Rights 2020). Auch Daten, die Aussagen zur Pra-
valenz von Menschen mit Behinderung zulassen,
fehlen aktuell.



Tabelle 16: Patient*innen im Alter von 6 bis 27 Jahren mit Diagnose aus dem Kapitel V
ICD-10-GM absolut und in Prozent

Absolut In % der altersgleichen Bevolkerung
2017 2016 2017 2018
Ahrweiler (LK) 6176 6.344 6.370 22,6 23,2 23,5
Altenkirchen (LK) 6.227 6.330 6.200 20,9 21,6 21,5
Alzey-Worms (LK) 6.978 6.814 6.853 24 237 24,2
Bad Diirkheim (LK) 6.782 6.861 6.812 24,8 25,2 25,5
Bad Kreuznach (LK) 8.446 8.618 8.777 24,7 25,3 26,1
Bernkastel-Wittlich (LK) 6.031 6.109 6.123 24,7 25,3 25,8
Birkenfeld (LK) 3.973 3.916 4.061 23,2 231 241
Cochem-Zell (LK) 3.264 3.240 3119 23,8 24,3 24,0
Donnersbergkreis (LK) 4.218 4338 4.264 24,9 26,0 26,1
Eifelkreis Bitburg-Priim (LK) 5.080 5182 5.351 22,4 23,0 241
Frankenthal (St) 3.237 3.219 3181 29,7 29,8 29,7
Germersheim (LK) 6.862 6.927 6.884 23,0 23,4 23,7
Kaiserslautern (LK) 6.074 5.967 5.918 25,6 25,3 25,5
Kaiserslautern (St) 5.771 5.706 5.809 22,0 21,6 22,0
Koblenz (St) 5.738 5.917 6.003 20,9 21,2 216
Kusel (LK) 3.850 3.757 3.748 25,6 25,3 25,8
Landau (St) 2.498 2.477 2.531 20,4 19,9 20,2
Ludwigshafen (St) 10.837 10.904 11.046 27,3 27,0 27
Mainz (St) 10.441 10.942 11.218 18,7 19,2 19,6
Mainz-Bingen (LK) 10133 10.647 10.677 21,6 229 23,2
Mayen-Koblenz (LK) 11.062 11.031 11.084 23,6 23,7 24,0
Neustadt (St) 2.865 2.828 2.833 253 24,9 25,2
Neuwied (LK) 9150 9.209 9.264 22,0 22,2 22,7
Pirmasens (St) 2.835 2.838 2.798 337 33,0 321
Rhein-Hunsriick-Kreis (LK) 4.878 4.866 4.968 21,6 21,7 22,6
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 5.448 5.400 5.413 20,2 20,7 21,1
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 7.759 7.856 8.010 24,3 24,6 25,3
Speyer (St) 2.815 2.802 2.919 25,7 25,6 26,3
Siidliche Weinstrafe (LK) 5.961 6.074 5.922 251 259 259
Siidwestpfalz (LK) 4.963 4.725 4768 25,3 24,8 25,7
Trier (St) 6.098 6.215 6.460 17,9 20,2 21,4
Trier-Saarburg (LK) 7.269 7369 7.284 21,8 22,6 22,6
Vulkaneifel (LK) 2.808 2.717 2.767 211 20,8 21,6
Westerwaldkreis (LK) 9.272 9.075 9.013 20,2 19,9 20,2
Worms (St) 45615 4703 4.930 233 237 247
Zweibriicken (St) 1.616 1.607 1.630 20,9 20,7 21,4

Rheinland-Pfalz 212.030 PAERED 215.008

Quelle: Eigene Berechnung. Die Daten zur Anzahl der Patient*innen stammen aus den Abrechnungsdaten der Kassenarztlichen Vereinigung
Rheinland-Pfalz und wurden der Berichtskommission von dieser zur Verfiigung gestellt. Die Anteilswerte wurden unter Hinzunahme der Be-
volkerungsdaten des Statistischen Landesamtes berechnet und beziehen sich auf die Zahlen des jeweiligen Vorjahres (Stichtag 31.12.).
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Der hohe Anteil junger Menschen mit psychi-
schen Auffalligkeiten deckt sich auch mit den Er-
gebnissen aus den Gruppendiskussionen und der
Jugendbefragung, die in Kapitel 3 vorgestellt wer-
den. So duf3ern junge Menschen im Rahmen der
Online-Befragung deutlichen Beratungs- und Un-
terstiitzungsbedarf - insbesondere hinsichtlich zu-
kunftspragender Entscheidungen und Themen wie
Berufswahl, Schule, Leistungen in der Schule und
Universitdt, aber auch im Bereich psychischer Pro-
bleme, Angste, Depression und Burn-Out.

Hierbei handelt es sich jedoch nicht um ein spezi-
fisches Problem in Rheinland-Pfalz, sondern eine
bundesweite Herausforderung. So kommt eine
Studie der BARMER zu dem Ergebnis, dass der An-
teil der 18- bis 25-Jdhrigen mit psychischen Diag-
nosen allein zwischen den Jahren 2005 und 2016
bundesweit um 38 % gestiegen sei (vgl. Grobe et
al. 2018). Die Prognose der Weltgesundheitsor-
ganisation, wonach Depressionen oder affektive
Stérungen bis zum Jahr 2020 die zweithaufigste
Volkskrankheit sein werden (vgl. ebd.), wird durch
dieses Ergebnis bestatigt. Die Nachfrage nach und
Inanspruchnahme von psychiatrisch-psychothe-
rapeutischen Behandlungen steigen demnach seit
einigen Jahren kontinuierlich und dies in allen Al-
tersgruppen. Die zum Teil sehr deutlichen Steige-
rungen werden haufig auch auf das zunehmende
Wissen uber psychische Erkrankungen zuriickge-
fihrt. Sowohl das medizinische als auch padago-
gische Fachpersonal seien stérker sensibilisiert,
wodurch sich auch das Diagnoseverhalten verdn-
dert habe.*® Auch in der Schule wird der Thematik
verstarkte Aufmerksamkeit zuteil und diese Ent-
wicklung im Rahmen der Resilienzférderung auf-
gegriffen. Neben verschiedenen (bundesweiten)
Programmen wie ,Klasse 2000”, ,Mind Matters”

56 Bspw. durch das im Juli 2015 in Kraft getretene Praventi-
onsgesetz, welches eine Weiterentwicklung der Gesundheits-
und Fritherkennungsuntersuchungen fiir Kinder und Jugend-
liche beinhaltet, in deren Rahmen ,ein starkeres Augenmerk
(...) auf individuelle Belastungen und auf Risikofaktoren fir
das Entstehen von Krankheiten gelegt” werde. (https://www.
bundesgesundheitsministerium.de/service/begriffe-von-a-
z/p/praeventionsgesetz.html)

oder ,Gesund Leben Lernen-Netzwerk Schulen fiir
Gesundheit”, die zur Persénlichkeitsentwicklung
und Forderung der seelischen Gesundheit von Kin-
dern und Jugendlichen beitragen, bietet hier auch
die Schulpsychologie Beratungsangebote und
Losungsstrategien zur Resilienzférderung. Zudem
werden ,psychische Krisen und Stérungen (...)
weniger tabuisiert und Betroffene nehmen allge-
mein- und facharztliche beziehungsweise psycho-
therapeutische Hilfeangebote selbstbewusster
und selbstverstandlicher in Anspruch” (LANDTAG
RHEINLAND-PFALZ Drucksache 17/9682 2019,
S.4-5). Dennoch gilt es, diese Fallzahlsteigerung
wahr- und ernst zu nehmen. Vor diesem Hinter-
grund halt die Berichtskommission zukiinftig auch
eine Erweiterung des Indikatorenkonzeptes (Kapi-
tel 4) um Kennzahlen aus dem Bereich der psychi-
schen Gesundheit junger Menschen fiir bedeut-
sam.”’

2.6.3 Vorsatzliche Selbstschadigung/
Suizide

Im Jahr 2017 nahmen sich nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes 9.235 Menschen in
Deutschland das Leben. Bundesweit sterben da-
mit mehr Menschen durch Selbsttdtung als durch
Verkehrsunfalle, Drogenmissbrauch oder Mord -
uber die Zahl der Suizidversuche gibt es hingegen
keine genauen Informationen. Manner sind da-
bei von Selbstmord deutlich haufiger betroffen als
Frauen (vgl. Statistisches Bundesamt 2013d).

> Suizide erfolgen in der Altersgruppe der
unter 25-Jahrigen nur selten (5 %). Sie wer-
den deutlich haufiger von jungen Mannern als
von Madchen oder jungen Frauen veriibt.

57 Fiir den vorliegenden Bericht ist die Aufnahme dieses
Themenbereiches nicht erfolgt. Dies hatte Einfluss auf die
Vergleichbarkeit der Indexwerte zum 2. Kinder- und Jugend-
bericht gehabt, sodass eine Darstellung der Entwicklung des
Indexes im Zeitverlauf nicht mehr moglich gewesen ware.
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Bei knapp 5% (515) der Suizide handelt es sich
bundesweit um junge Menschen im Alter von un-
ter 25-Jahren. Der tiberwiegende Teil (74,0 %) die-
ser Suizide wird von jungen Mannern veriibt. 31
dieser Suizide entfallen auf Rheinland-Pfalz, da-
von 24 auf mannliche junge Menschen.®

Sowohl fiir Deutschland als auch fiir Rheinland-
Pfalz zeigt sich eine Zunahme der Suizide mit

dem Alter. Bezogen auf jeweils 100.000 Perso-
nen der entsprechenden Altersgruppe liegt der
Eckwert der 20- bis unter 25-)Jahrigen mit 6,58
fur Deutschland bzw. 7,72 fiir Rheinland-Pfalz
deutlich tiber dem jeweiligen Vergleichswert fir
die Altersgruppe der 15- bis unter 20-Jahrigen
(Deutschland: 4,51; Rheinland-Pfalz: 5,80).

Tabelle 17: Vorsatzliche Selbstschadigungen bzw. Suizide absolut und je 100.000 Einwohner*in-
nen nach Altersgruppen im Jahr 2017 im Vergleich

von Rheinland-Pfalz und Deutschland

Deutschland Rheinland-Pfalz

Anzahl der Suizide . pro 100'0,00 Anzahl der Suizide . pro 100'0,00
Einwohner*innen Einwohner*innen
1 bis unter 15 Jahre 28 0,25 1 0,20
15 bis unter 20 Jahre 184 4,51 12 5,80
20 bis unter 25 Jahre 303 6,58 18 772
Unter 25-Jahrige c15 270 31 329
gesamt

Quelle: Statistisches Bundesamt fiir Deutschland. Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz fiir Rheinland-Pfalz.

In der Entwicklung im Zeitverlauf zeigen sich bun-
desweit fur beide betrachteten Altersgruppen
tendenziell riicklaufige Suizidraten. In Rheinland-
Pfalz ergeben sich aufgrund der geringen Fallzah-
len grof3e Schwankungen. Hier ist kein eindeutiger
Trend erkennbar. In den Jahren 2016 und 2017 lag
die Quote in beiden betrachteten Altersgruppen
in Rheinland-Pfalz leicht Giber dem bundesweiten
Durchschnitt.

58 Auch an dieser Stelle sind aufgrund fehlender Daten
keine Aussagen zu den Suizidraten von jungen Menschen mit
nichtbinarer Geschlechtsidentitat moglich.

Abbildung 65: Entwicklung der vorsatzlichen
Selbstschadigungen bzw. Suizide je 100.000

Einwohner*innen nach Altersgruppen im Vergleich
von Rheinland-Pfalz und Deutschland

2010 ' 2011 ' 2012 ' 2013 ' 2014 ' 2015 ' 2016 ' 2017

=== Rheinland-Pfalz: 15 bis unter 20 Jahre
==m==Rheinland-Pfalz: 20 bis unter 25 Jahre
« === Deutschland: 15 bis unter 20 Jahre
« === Deutschland: 20 bis unter 25 Jahre

Quelle: Statistisches Bundesamt fiir Deutschland. Statistisches Landes-
amt Rheinland-Pfalz fir Rheinland-Pfalz.
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Die Ursachen fiir Suizide kdnnen sehr unterschied-
lich sein und sind zudem selten eindimensional.
Dennoch lassen sie sich nach Einschdtzung von
Bojack (2010) u.a. auf die folgenden Ursachen
zurtickfiihren:

m Gestorte Familienverhaltnisse, Trennung oder
Scheidung der Eltern

m Mangel an Zuwendung und Geborgenheit

m Gewalt, Missbrauch, Misshandlung, Vernach-
lassigung

m Schulische Probleme, Ausbildungsprobleme
oder Arbeitslosigkeit

m Freundschaftskonflikte, Einsamkeit oder Au-
[3enseitertum

m Bruch einer Liebesbeziehung

In einer aktuellen Studie des RWI - Leibniz-Ins-
titut fir Wirtschaftsforschung, in deren Rahmen
Daten aus den Jahren 2001 bis 2015 untersucht
wurden, konnten zudem Hinweise auf einen Zu-
sammenhang zwischen der Schule und psychi-
schen Krisen Jugendlicher generiert werden. So sei
die Suizidrate unter Kindern und Jugendlichen an
den ersten beiden Schultagen nach den Ferien um
30% erhoht. Wahrend der Ferien sei die Wahr-
scheinlichkeit einer Selbsttdtung unter Kindern
und Jugendlichen hingegen um 19 % verringert.
Ob dies an Problemen mit Mitschiler*innen und/
oder Lehrkraften, Schwierigkeiten im Unterricht
oder sonstigen Griinden im schulischen und/oder
familiaren Umfeld liege, kann die Studie aller-
dings nicht zeigen. Dennoch zeigt die Studie, dass
der Schulbeginn fiir viele Schiler*innen eine be-
sonders sensible Phase darstellt und in dieser Zeit
eine hohe Aufmerksamkeit fiir die psychische Ver-
fassung der Schiiler*innen wichtig ist (vgl. Chand-
ler/Heger/Wuckel 2019).

Als weiterer Vulnerabilitatsfaktor sei an dieser Stel-
le zudem die sexuelle und geschlechtliche Identitat
junger Menschen erwdhnt. Zwar existiert aktuell

wenig Forschung zur Suizidalitdt von LSBTI-Jugend-

lichen; in verschiedenen nationalen wie internati-
onalen Studien finden sich jedoch Hinweise, ,[...]
dass nicht-heterosexuelle Jugendliche starker un-
ter Depressionen und Angststorungen (Ploderl &
Tremblay, 2015) und einer erhdhten Suizidalitat
leiden (Burton et al., 2013; loerger, Henry, Chen,
Cigularov & Tomazic, 2015). Sie denken etwa dop-
pelt so oft dariiber nach, ihrem Leben ein Ende zu
bereiten, versuchen dies etwas drei Mal so oft, wo-
bei diese Versuche etwa vier Mal so oft so ernsthaft
sind, dass eine medizinische Versorgung notwen-
dig ist (Marshal et al., 2011)” (Senatsverwaltung
fur Bildung, Jugend und Familie 2020, S.17). Ahn-
lich hohe Zahlen konnten auch fir trans*-Personen
nachgewiesen werden (vgl. ebd. S.21).

2.6.4 Straf3enverkehrsunfalle

Auch Unfallverletzungen stellen ein Gesundheitsrisi-
ko flir junge Menschen dar. Sie kdnnen die Gesund-
heit und Entwicklung erheblich und nachhaltig scha-
digen und letztlich auch zum Tod fiihren (vgl. Sa3

et al. 2016, S.1). Zudem kann das Verhalten junger
Menschen im StraRenverkehr selbst risikohaft sein
und ist folglich eine Form des riskanten Handelns
junger Menschen (vgl. BMFSFJ 2013, S.141).

» Das Unfallrisiko fiir junge Menschen im
Alter von unter 25 Jahren sinkt in Rheinland-
Pfalz kontinuierlich.

Im Jahr 2018 sind auf rheinland-pfalzischen Straf3en
19.553 Menschen verungliickt. Bei 5.816 (29,7 %)
der Verungliickten handelt es sich dabei um junge
Menschen im Alter von unter 25 Jahren. Das sind
106 Verungliickte weniger als im Vorjahr (-1,7 %).
Abbildung 66 zeigt, dass die Anzahl verletzter und
getoteter junger Menschen im Straf3enverkehr so-
wohl bundesweit als auch in Rheinland-Pfalz seit
Jahren tendenziell riicklaufig ist. Das Unfallrisiko

— definiert als Anzahl Verungliickter pro 100.000
Einwohner*innen - liegt fiir junge Menschen in
Rheinland-Pfalz dabei jedoch konstant tiber dem
Bundesdurchschnitt. Fiir das Jahr 2018 betrug die-
ses in Rheinland-Pfalz fiir die unter 25-Jahrigen 595
Verungliickte pro 100.000 Einwohner*innen.



Abbildung 66: Verungliickte bei Straf3enverkehrsunfallen im Alter von unter 25 Jahren je 100.000

Einwohner*innen; 2012-2018
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Quelle: Statistisches Bundesamt. Eigene Berechnung und Darstellung
» Junge Erwachsene im Alter von 18 bis Abbildung 67: Verungliickte bei Straf3enver-
unter 21 Jahren weisen ein besonders hohes kehrsunféllen in Rheinland-Pfalz nach Alters-
Unfallrisiko auf. gruppen 2012-2018 je 100.000

Einwohner*innen

Fir junge Menschen steigt das Unfallrisiko mit zu-

nehmendem Alter und wachsender Mobilitat. Vor 2.000 7

allem die beginnende Motorisierung der 15- bis 1575

unter 18-Jahrigen tragt dazu bei, dass das Unfallri- 1500 ey 1341 1368 ;31 1366

siko gegenuber der Altersgruppe der unter 15-Jah-

rigen um ein Mehrfaches ansteigt. Zudem ist fiir 1000 4 a2 1025 954 g4a 972 978 o7

diese Altersgruppe im Betrachtungszeitraum von ‘ o o 80 g, 90 9%

2012 (847) bis 2018 (937) eine Zunahme des Un- 781

fallrisikos zu beobachten. 2007 260 aas 235 233 242 228 2t
e el el ——

Besonders gefdhrdet sind die jungen Erwachsenen 0 012 " 2013 " 2014 " 2015 " 2016 " 2017 " 2018

im Alter von 18 bis unter 21 Jahren. Fiir diese Al-

tersgruppe ist das Unfallrisiko in Rheinland-Pfalz === unter 15 - 18 bis unter 21

im Vergleich zum Vorjahr wieder leicht gestie- — BEBEERT C o BILEIE e

gen. Es liegt im Jahr 2018 mit 1.366 je 100.000
Einwohner*innen jedoch immer noch deutlich
niedriger als noch im Jahr 2012 (1.575).

Quelle: Statistisches Bundesamt. Eigene Berechnung und Darstellung
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2.6.5 Jugendkriminalitat

Jugendkriminalitat kann als eine weitere Form
des riskanten Handelns junger Menschen begrif-
fen werden und zeichnet sich durch drei wesent-
liche Merkmale aus: Normalitat, Ubiquitat® und
Episodenhaftigkeit (vgl. Boers 2019). So ist Delin-
quenz®® im Jugendalter allgemein verbreitet und
durchzieht alle sozialen Schichten und Nationali-
taten. Straftaten stellen haufig ein entwicklungs-
bedingtes Austesten von Grenzen dar. Bei der
uberwiegenden Mehrheit jugendlicher Straftaten
handelt es sich um Vergehen im Bagatellbereich
wie Ladendiebstahl und Sachbeschadigung (vgl.
Hoops/Holthusen 2011, S.37).

Delinquenz im Jugendalter kann jedoch auch ein
Indikator fur Gefahrdungslagen sein. Sie kann als
Symptom- und/oder Signalverhalten interpre-
tiert werden, hinter dem Problemlagen wie bei-
spielsweise negative Sozialisationsbedingungen
deutlich werden. (vgl. ebd. S.39). Zudem konnen
aus dem delinquenten Verhalten selbst weitere,
z.B. gesundheitliche Gefdhrdungen und Schaden
fir Jugendliche resultieren. Jugendkriminalitat ist
daher vor dem Hintergrund des Berichtsthemas
sowohl als , Anzeiger fiir Exklusion” als auch als
Risikofaktor zukiinftiger und gegenwartiger Ein-
schrankungen von Teilhabe relevant.

Zur Beurteilung der quantitativen Dimension von
Jugendkriminalitat in Rheinland-Pfalz kann auf die
jahrliche polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) zu-
rickgegriffen werden. Diese bildet das sogenannte
sHellfeld”, also polizeilich offiziell registrierte Straf-
taten, ab. Dunkelfelduntersuchungen wie beispiels-
weise die Duisburger Verlaufsstudie (vgl. Boers et
al. 2014) liegen fiir Rheinland-Pfalz nicht vor.

59 Ubiquitdt bedeutet in diesem Zusammenhang, dass
Jugendkriminalitat nahezu alle jungen Menschen betrifft.

60 Delinquenz bezeichnet die Neigung, straffallig zu werden.

» Die Anzahl der Tatverdachtigen im Alter
unter 21 Jahren in Rheinland-Pfalz ist riick-
laufig und seit 2012 um 13,9% gesunken.

Die Polizei hat in Rheinland-Pfalz im Jahr 2018
insgesamt 21.295 Tatverdachtige unter 21 Jahren
(ohne auslanderrechtliche Versto3e®') ermittelt.
Dies entspricht einem Anteil von 20,4 % an allen
Tatverdachtigen. Die Gesamtzahl junger Tatver-
dachtiger hat sich im Vergleich zum Vorjahr um
3,2 % verringert, seit 2012 sogar um 13,9 %. Bei
den von jungen Menschen veriibten Delikten han-
delt es sich Uiberwiegend um leichtere Delikte,
vor allem aus dem Bereich ,Eigentums- und Ver-
mogensdelikte”. Der Riickgang der tatverdachti-
gen Jungtater*innen ist dabei hauptsachlich auf
sinkende Zahlen bei Sachbeschadigungen, Befor-
derungserschleichungen sowie bei gefdhrlichen
und schweren Korperverletzungen zuriickzufiihren
(Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 2018, S.101).

61 Um Verzerrungen zu vermeiden, wurden Straftaten gegen
das Aufenthalts-, das Asyl- und das Freiziigigkeitsgesetz/EU
bei der Darstellung nicht beriicksichtigt. Die Polizeikriminal-
statistik fiihrt hierzu aus: ,Die Straftaten gegen das Aufent-
halts-, das Asyl- und das Freiziigigkeitsgesetz/EU nahmen [im
Jahr 2016) um 9.347 bzw. +71,4 % auf 22.429 Falle zu. (...)
Urséchlich hierfur sind hohe Zunahmen des im Aufenthalts-
gesetz geregelten unerlaubten Aufenthalts (...) (+91,8 %).
Diese Entwicklung steht im Zusammenhang mit einem
Anwachsen der Asylbegehren um ca. 260% im Jahr 2015
(2014: ca. 120 %) beim Bundesamt fiir Migration und Flicht-
linge (BAMF), AuRenstelle Trier. Die angespannte Sicherheits-
lage in Krisenstaaten verstarkte den Migrationsdruck insbe-
sondere aus den Landern Syrien, Afghanistan und Albanien.”
(Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 2016, S. 40).



Abbildung 68: Tatverdachtige unter 21 Jahren in Rheinland-Pfalz 2012-2018
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Quelle: Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz POLIZEILICHE KRIMINALSTATISTIK (PKS); Jahrgénge 2012 bis 2018. Eigene Berechnung und Darstellung

» Jugendgewalt, Jugendkriminalitat und Abbildung 69: Entwicklung der Tatverdachti-
normverletzendes Verhalten junger Men- gungsbelastungszahlen ohne auslanderrechtli-
schen entwickeln sich in Rheinland-Pfalz che Versto[3e in Rheinland-Pfalz 2012-2018%
riicklaufig.
8.000 7
Werden die Zahlen der Tatverdachtigen in Bezie- 7~m'6:;56
hung zu den relevanten Altersgruppen gesetzt, 6.000 1 176
zeigt sich bis 2015 ebenfalls ein leichter Riickgang 3986 563 5355 5471 5655 5582

(vgl. Abbildung 69), seither stagnieren die Tatver-
dachtigungsbelastungszahlen® jedoch auf die-
sem Niveau. Zudem werden deutliche Unterschie-
de zwischen den Altersgruppen sichtbar. Wahrend
die Gruppe der Heranwachsenden (18 bis unter

21 Jahren) mit mehr als 7.000 Tatverdachtigen je
100.000 Einwohner*innen eine tiberdurchschnitt- _ '

liche Belastung aufweist, liegt die Tatverdéchti- - Eggﬁ;lﬁi;f unter 14 Jafre) = g‘;”;‘,i”swu"’nct';ie;f;hre)
gungsbelastung bei den 8- bis unter 14-Jéhrigen (14 bis unter 18 Jahre) =m= Gesamt (ab 8 bis unter 21 Jahre)
(1.376) deutlich darunter.
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Quelle: Auswertung des Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz Juli 2020.
Eigene Darstellung

62 Bei Tatverdachtigungsbelastungszahlen handelt es sich 63 Bei Tatverdachtigungsbelastungszahlen handelt es sich
um die Zahl der ermittelten Tatverdéachtigen je 100.000 um die Zahl der ermittelten Tatverddchtigen je 100.000
Einwohner*innen der entsprechenden Bevélkerungsgruppe. Einwohner*innen der entsprechenden Bevolkerungsgruppe.
Stichtag ist der 01.01. des Berichtsjahres. Stichtag ist der 01.01. des Berichtsjahres.
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Auch hinsichtlich des Geschlechts lassen sich
deutliche Unterschiede in der Kriminalitatsbelas-
tung feststellen. So Ubersteigt die Tatverdachti-
gungsbelastungszahl mannlicher Personen jene
der weiblichen je nach Altersgruppe zum Teil um
das Dreifache. Besonders grof3 sind die Unter-

schiede in der Altersgruppe der Heranwachsen-
den. Wahrend die Tatverdachtigungsbelastungs-
zahl der jungen Mdnner bei 10.853 liegt, fallt
diese mit 2.914 bei den jungen Frauen erheblich
niedriger aus.

Tabelle 18: Tatverddchtigungsbelastungszahlen in Rheinland-Pfalz ohne auslanderrechtliche
Verst63e differenziert nach Alter und Geschlecht fiir das Jahr 2018.

mannlich weiblich
Kinder (ab 8 bis unter 14 Jahre) 1.925 787 1.376
Jugendliche (14 bis unter 18 Jahre) 7.906 3.090 5.582
Heranwachsende (18 bis unter 21 Jahre) 10.853 2914 7.056
Erwachsene (21 Jahre und élter) 3.924 1.211 2.535

Quelle: Auswertung des Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz Juli 2020. Eigene Darstellung

Zusammenfassend fallen vor allem zwei Befunde
ins Auge. Der Anteil junger Menschen mit diagnosti-
zierten psychischen Stérungen nimmt kontinuierlich
zu. Im Jahr 2018 betrifft dies knapp jeden vierten
jungen Menschen im Alter zwischen 6 und 21 Jahren.
An diesen Daten kann aufgezeigt werden, dass fur
die Analyse von Teilhabechancen auch die Bereiche
Gesundheit und Risikoverhalten mit beachtet wer-
den mussen. Jugendgewalt, Jugendkriminalitat und
normverletzendes Verhalten junger Menschen ent-
wickeln sich in Rheinland-Pfalz dagegen riicklaufig.

2.7 Lebensbedingungen und Lebens-
lagen junger Menschen in Rheinland-
Pfalz - spezifische Voraussetzungen fiir
die Realisierung sozialer Teilhabe

Fir die Analyse der Lebensbedingungen und Le-
benslagen junger Menschen in Rheinland-Pfalz
wurde das Datenmodell aus dem 2. Kinder- und
Jugendbericht hinsichtlich der Frage ,Gelingt In-
klusion?” weiterentwickelt. Die vorliegenden Be-
funde zeigen, dass sich die spezifischen Voraus-
setzungen fiir die Realisierung sozialer Teilhabe in
den unterschiedlichen Gesellschafts- und Politik-
bereichen regional und zielgruppenspezifisch sehr
unterschiedlich darstellen:

» Der demografische Wandel fiihrt zu weit-
reichenden Veranderungen in den Bedin-
gungen des Aufwachsens sowie fiir Familien
und verscharft die regionalen Disparitdten in
Rheinland-Pfalz.

Trotz einer leicht gestiegenen Geburtenrate, ei-
nem deutlichen Anstieg 3-Jahriger und einer po-
sitiven Migrationsbilanz wird schon bis zum

Jahr 2030 die Anzahl der unter 21-Jdhrigen wei-
ter deutlich schrumpfen. Gleichzeitig wachst die
Gruppe der 65-jahrigen und alteren Menschen.
Das bedeutet in der Konsequenz, dass die nach-
wachsende Generation nicht mehr alle freiwer-
denden Positionen in der erwerbstatigen Bevolke-
rungsgruppe (21 bis unter 65 Jahre) ersetzen kann.
Die vorliegenden Befunde zeigen zudem, dass der
demografische Wandel regional differenziert sehr
unterschiedlich ausfallt. Es gibt Stadte und Land-
kreise entlang der Rheinschiene und an der Gren-
ze zu Luxemburg mit einer deutlich jiingeren Be-
volkerungsstruktur in prosperierenden Regionen.
Dariber hinaus gibt es starke Riickgange bei den
jungen Menschen und eine starke Zunahme der
65-jahrigen und élteren Menschen in eher peri-
pheren Regionen. Das bedeutet, dass je nachdem,
wo ein Kind geboren wird, es mitunter auf3erhalb



von Kita und Schule — als 6ffentlich verantwortete
Entwicklungsorte — kaum noch Gleichaltrige gibt.
Schon dieser demografische Indikator hat zahlrei-
che Implikationen zur Analyse von Teilhabechan-
cen. Die Kinder- und Jugendhilfe muss sich sehr
viel deutlicher am politischen Demografiediskurs
beteiligen.

» Die Familie stellt weiterhin einen zentra-
len Ort fiir die Erméglichung sozialer Teilhabe
dar. Auch in Rheinland-Pfalz pluralisieren sich
Familienformen.

Jedes vierte Kind lebt in einem Alleinerziehenden-
Haushalt oder in einer Lebensgemeinschaft. Jede
dritte Familie hat einen Migrationshintergrund.
Junge Menschen wachsen jedoch weiterhin zum
grof3ten Teil in der ,traditionellen” Familienform
Ehepaar mit Kindern auf (72 %). Die Familie stellt
weiterhin einen zentralen Ort fiir die Ermogli-
chung sozialer Teilhabe dar. Der Indikator Lebens-
und Familienform ist im Kontext von Inklusion
deshalb so bedeutsam, weil sowohl die Wirt-
schaft, die sozialen Sicherungssysteme, die Schule
und auch die Kinder- und Jugendhilfe bislang noch
nicht hinreichend auf diesen Wandel eingestellt
sind. Fir Alleinerziehende und deren Kinder zeigen
sich ungleich schwierigere Zugange zur Teilhabe in
vielen Gesellschaftsbereichen, die in besonderer
Weise begriindungsbediirftig sind. Sowohl bei den
Indikatoren Einkommen und Armut sind Alleiner-
ziehende deutlich Uberreprasentiert. Spezifische
familidre Konstellationen kdnnen so fiir junge
Menschen selbst zur belastenden Bewaltigungs-
lage werden.

» Armut ist ein zentraler Faktor fiir Exklu-
sion. Besonders betroffen sind kinderreiche
Familien, Alleinerziehende und Familien mit
Migrationshintergrund. Armut ist zudem regi-
onal deutlich unterschiedlich ausgepragt.

Armut ist ein zentraler Faktor fiir Exklusion. Rhein-
land-Pfalz weist neben Bayern und Baden-Wiirt-
temberg die geringste Kinderarmutsquote auf.
Dennoch lebt etwa jedes 10. Kind in Rheinland-
Pfalz von Sozialgeld (SGB II). Materielle Armut be-
deutet nicht nur einen Mangel an Ressourcen, son-
dern fiihrt nachweislich in allen Lebensbereichen
wie Gesundheit, Bildung, Kultur und sozialen Net-
zen zu deutlichen Teilhabeeingrenzungen bezie-
hungsweise stellt eine deutliche Hiirde im Zugang
zu gesellschaftlichen Gitern dar. Besonders be-
troffen sind kinderreiche Familien, Alleinerziehen-
de und Familien mit Migrationshintergrund. Armut
ist zudem regional deutlich unterschiedlich ausge-
pragt. Je nachdem, wo ein Kind geboren wird, liegt
die Kinderarmutsquote entweder bei 5% oder um
das 6-fache hoher bei 30 %.

> Die vielfdltigen Angebote und Dienste der
Kinder- und Jugendhilfe ermdglichen auf viel-
faltige Art und Weise Teilhabe und kompen-
sieren Benachteiligungen sowie die Erfahrung
von Ausgrenzung.

Die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe errei-
chen heute alle Kinder, Jugendlichen und Fami-
lien. Damit hat sich die Kinder- und Jugendhilfe
zu einem zentralen Element in der sozialen Infra-
struktur fir Familien entwickelt. Die vielfaltigen
Angebote und Dienste ermdglichen auf vielfalti-
ge Art und Weise Teilhabe und kompensieren Be-
nachteiligungen und die Erfahrung von Ausgren-
zung. Damit stellt die Kinder- und Jugendhilfe eine
sehr zentrale Infrastruktur fiir gelingende Inklu-
sion dar. Da die Kinder- und Jugendhilfe regional
sehr unterschiedlich aufgestellt ist, wird sie dort,
wo Angebote nicht bedarfsorientiert vorhanden
sind, selbst zum Exklusionsfaktor.
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» Fiir den allergrof3ten Teil junger Menschen
gelingt das Erreichen guter Schulabschliisse
infolge einer gelungenen und erfolgreichen
Bewaltigung schulischer Anforderungen re-
gelhaft. Teilhabe an und durch Bildung lasst
sich jedoch nicht fiir alle gleichermaf3en ver-
wirklichen.

Fir den allergréf3ten Teil junger Menschen ge-
lingt das Erreichen guter Schulabschlisse infolge
einer gelungenen und erfolgreichen Bewaltigung
schulischer Anforderungen regelhaft. Immer mehr
Schiiler*innen verlassen die Schule mit Abitur. Es
wird deutlich, dass dem grof3ten Teil junger Men-
schen zentrale Voraussetzungen zur Realisierung
ihrer sozialen Teilhabe ermdglicht werden, sie las-
sen sich jedoch nicht fiir alle gleichermaf3en ver-
wirklichen. Dies zeigt sich beispielsweise an dem
zunehmenden Anteil der Schulentlassenen, wel-
che die Schule ohne Berufsreife verlassen. Die in-
klusive Weiterentwicklung der Schulen stellt in
diesem Zusammenhang eine grof3e Herausforde-
rung dar. Einerseits gibt es fiir alle Schiler*innen
eine Schulpflicht, sodass alle im Schulsystem in-
kludiert sind. Jeder junge Mensch hat ein Recht
auf Bildung, das in Rheinland-Pfalz tber die Re-
alisierung von Schule, Unterricht und spezifische
Forderung umgesetzt wird. Gleichzeitig hat Schule
auch eine Selektionsfunktion lber die Zuweisung
von Bildungszertifikaten. Die Befunde zeigen, dass
die soziale Herkunft, Behinderung und ein Migra-
tionshintergrund im Schulsystem zu Benachteili-
gungen fiihren. Der Anteil junger Menschen mit
Forderbedarf steigt kontinuierlich.

» Der Anteil junger Menschen mit diagnos-

tizierten psychischen Stérungen nimmt kon-
tinuierlich zu. Jugendgewalt, Jugendkrimina-

litat und normverletzendes Verhalten junger
Menschen entwickeln sich in Rheinland-Pfalz
dagegen riicklaufig.

Der Anteil junger Menschen mit diagnostizierten
psychischen Stérungen nimmt kontinuierlich zu.
Im Jahr 2018 betrifft dies knapp jeden vierten jun-
gen Menschen im Alter zwischen 6 und 21 Jahren.
An diesen Daten kann aufgezeigt werden, dass fir
die Analyse von Teilhabechancen auch die Berei-
che Gesundheit und Risikoverhalten mit beachtet
werden missen. Jugendgewalt, Jugendkriminali-
tat und normverletzendes Verhalten junger Men-
schen entwickeln sich in Rheinland-Pfalz dagegen
ricklaufig.



ZWEITER BLICK

3. #SagUnsDeineMeinung

Eine Besonderheit der rheinland-pfalzischen Kin-
der- und Jugendberichte ist, dass sie junge Men-
schen aktiv an der Berichterstattung beteiligen,
weil die subjektive Perspektive als elementar er-
achtet wird, um tiberhaupt giiltige Erkenntnisse
uber die Bedingungen des Aufwachsens zu gewin-
nen. Neben einer differenzierten Berichterstat-
tung Uber die Lebenssituation in den Regionen
des Landes (siehe Kapitel 4) ist das beteiligungs-
orientierte Vorgehen ein zentrales Kennzeichen
der rheinland-pfalzischen Jugendberichte.

Auch beim 3. Bericht, der fragt, wie Inklusion
gelingt — hier umfassend verstanden als selbstbe-
stimmte Teilhabe aller jungen Menschen am ge-
sellschaftlichen Leben (ausfiihrlich siehe Hinfiih-
rung), — wurden Madchen und Jungen nach ihrer
Meinung gefragt. Wie erleben und bewerten junge
Menschen in Rheinland-Pfalz Inklusion und Exklu-
sion? Wie verstehen junge Menschen Teilhabe und
AusschliefBung und welche Erfahrungen haben sie

ZUSAMMENFASSUNG

1. Der grof3te Teil der befragten jungen Menschen
(771%) lebt in der Familie, also mit leiblichen
Eltern, Elternteilen oder den Grof3eltern zu-
sammen. Die Familie bleibt damit der zentrale
Ort des Aufwachsens junger Menschen.

2. Die iberwiegende Mehrheit der jungen Men-
schen wéchst dariiber hinaus in eigener Wahr-
nehmung nicht nur in einer guten, soziodko-

diesbezliglich in ihrem Leben gemacht? Und wie
gehen sie mit diesen Erfahrungen um?

Die Berichtskommission geht davon aus, dass
subjektive Perspektiven und objektive Daten sich
wechselseitig erganzen. Einschatzungen und Mei-
nungen junger Menschen liefern relevante Er-
kenntnisse darlber, wo und wie Jugendliche Dis-
kriminierung und Exklusion erleben und vor allem
wo sie Schlisselpersonen, Schlisselsituationen
und Institutionen sehen, die fir gelingende Inklu-
sion entscheidend sind.

Es geht um eine Rekonstruktion der Sicht von Ju-
gendlichen auf Inklusion und Exklusion, um verste-
hen zu kénnen, wie aus ihrer Perspektive Inklusion
gelingt bzw. gelingen kann. Der Blick ist dabei zu-
nachst auf Exklusionserfahrungen gerichtet, weil
Inklusion ohne Exklusion nicht sichtbar gemacht
werden kann (ausfiihrlich siehe Hinfiihrung).

nomisch abgesicherten Familiensituation
auf (90 %), sondern sieht dartiber hinaus auch
finanzielle Spielrdume fiir die eigene Lebens-
gestaltung (85 %). Jede*r zehnte Befragte —
hierbei handelt es sich insbesondere um junge
Menschen in Alleinerziehenden-Haushalten
oder junge Menschen, die auf3erhalb des eige-
nen Elternhauses wohnen — berichtet hinge-
gen, dass oft nicht oder sogar nie genug Geld
zum Leben zur Verfligung steht.
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3. Die finanzielle Situation der Familie erweist sich

im Rahmen der Befragung als entscheidender
Faktor fiir die Realisierung individueller sozialer
Teilhabe. So geht eine prekare finanzielle Situation
fir Jugendliche mit fragileren Handlungsspielrau-
men einher und erhdht die Wahrscheinlichkeit,
Ausgrenzungserfahrungen zu machen sowie eine
eingeschrankte soziale Teilhabe zu erleben.

. In den Gruppendiskussionen berichten die Ju-

gendlichen, dass die Ausgrenzungserfahrungen
vielfaltig, situationsabhangig sowie unberechen-
bar und zum Teil undurchschaubar fiir sie sind.

. Aus Sicht der Jugendlichen basieren viele Aus-

schlusserfahrungen auf sichtbaren personen-
bezogenen Merkmalen wie dem eigenen
Korper oder dem Aussehen oder auf gruppen-
bezogenen Merkmalen (z.B. soziale Schicht-
zugehorigkeit, Sozialraum oder Wohnort etc.).
Dartiber hinaus lassen sich Exklusionserfahrun-
gen auch auf strukturelle Bedingungen wie
mangelnde Verkehrsinfrastruktur zurtickfiihren.

. Zentral fur die aktuelle Beurteilung der eigenen

Lebenssituation ist zudem das Erleben in Schule,
Ausbildung und Beruf oder Studium. Uber ein
Drittel der jungen Menschen in Rheinland-Pfalz
erlebt dabei den jeweiligen institutionellen
Ausbildungs- oder Arbeitskontext als (sehr)
stressig. Die Befragungsergebnisse zeigen jedoch
auch, dass dem Stressempfinden und méglicher
Schulabstinenz durch eine Kultur der Akzeptanz
und Vielfalt sowie Moglichkeiten aktiver Beteili-
gung entgegengewirkt werden kann.

. Im qualitativen Zugang wird gleichfalls deut-

lich, dass sich Jugendliche vulnerabler Grup-
pen in Umwelten, die Vorurteile, Stigmata und
Stereotype zulassen, statt Diversitat zu akzep-
tieren oder gar zu férdern, eher ausgeschlossen
fihlen bzw. ihre Vulnerabilitat verstarkt wird.
Umgekehrt kdnnen z. B. Institutionen der Ju-
gendhilfe fur die Jugendlichen zu Bewaltigungs-
raumen werden, in denen sie darin unterstutzt
werden, Handlungsfahigkeit zu gewinnen.

8. Des Weiteren zeigt sich, dass sich junge Men-

schen in Rheinland-Pfalz in den jeweiligen ins-
titutionellen Strukturen ihres Alltages mehr-
heitlich angenommen und akzeptiert fiihlen.
Ein positives Ergebnis zeigt sich auch hinsicht-
lich der Frage nach Mitbestimmungsméglich-
keiten, obwohl dieser Aspekt deutlich diffe-
renzierter betrachtet werden muss. Vor allem
in der Familie und im Freundeskreis fiihlen sich
nahezu samtliche jungen Menschen gehort.
Dies gilt grundsatzlich auch in 6ffentlichen Bil-
dungseinrichtungen — jedoch nicht im gleichen
Umfang. Hinsichtlich der Einschdtzungen zu
Mitbestimmungsmoglichkeiten im Bereich Po-
litik sowie in Bezug auf ihren Wohnort besteht
aus Sicht vieler junger Menschen noch Nach-
holbedarf.

. Die Lebenszufriedenheit junger Menschen in

Rheinland-Pfalz bewegt sich nach wie vor auf
hohem Niveau. Dennoch werfen zahlreiche
junge Menschen im Jahr 2019 einen sorgen-
vollen Blick in die Zukunft. Sichtbar wird, dass
immer besser werdende objektive Bedingun-
gen des Aufwachsens (vgl. hierzu auch die Er-
gebnisse des Indikatorenkonzeptes in Kapitel 4)
Zukunftsangste junger Menschen nicht un-
mittelbar zu reduzieren vermdgen. So sind es
insbesondere junge Menschen aus der soge-
nannten oberen Schicht, deren personlicher
Optimismus abnimmt. Die zunehmende Sor-
ge um die eigene Zukunft spiegelt sich auch

in den geduf3erten Beratungsbedarfen junger
Menschen wider. So wird die Anforderung, die
eigene Zukunft zu gestalten und beruflich/fi-
nanziell zu sichern, von jungen Menschen deut-
lich wahrgenommen. Zum Teil scheint dies
auch mit einem Gefhl der Uberforderung ein-
herzugehen, worauf ein grof3er Bedarf an Un-
terstiitzung im Bereich psychischer Probleme
und Angste verweist. Die Erkenntnisse sind vor
diesem Hintergrund anschlussfahig an die Er-
gebnisse der KIGGS-Studien zur psychischen
Kindergesundheit (vgl. Klipker et al. 2018).



10. Die Lebensphase Jugend zeigt sich in den Be-
richten der jungen Menschen als ein vulne-
rabler Lebensabschnitt, der mit besonderen
Risiken verbunden ist. Es zeigt sich eine grof3e
Bandbreite von legitimen Ab- und Ausgren-
zungen in der Welt der Gleichaltrigen bis hin
zu Exklusionen, aus denen strukturelle Be-
nachteiligungen erwachsen (kénnen). Dariiber
hinaus zeigen die Fokusgruppen, dass Exklusi-
onsprozesse durch sogenannte Schliisselper-
sonen verstarkt werden, umgekehrt aber auch
Inklusionsprozesse durch Schliisselpersonen
beférdert werden kdnnen

11. Aus Sicht der Jugendlichen ist die erste Vor-
aussetzung fiir gelingende Teilhabe gegensei-
tiger Respekt, Riicksichtnahme auf die jeweili-
gen Besonderheiten und Wertschatzung. Dies
kann als Bediirfnis nach Anerkennung auf den
Punkt gebracht werden. Die vulnerablen Ju-
gendlichen in ihren Eigenheiten anzuerkennen
bedeutet, ihnen mehr Zeit, Geduld, Flexibilitat
und Individualitdt zuzugestehen, auch in ihren
Lern- und Bildungswegen. Mitbestimmungs-
und Partizipationsmoglichkeiten bilden ele-
mentare Voraussetzungen fiir Teilhabe aus
Sicht der Jugendlichen, ebenso wie das Vor-
handensein von exklusiven Raumen, wo sie
bestimmen konnen. Diese Raume kdnnen da-
durch die Qualitat von Bewaltigungsraumen
annehmen. Strukturelle Benachteiligungen
sind zu beseitigen und Nachteile auszuglei-
chen, die beispielsweise durch chronische Er-
krankungen oder Behinderungen entstehen.
Schlieflich bilden auch Aufklarung der ande-
ren und die Vermittlung von relevantem und
aktuellem Wissen eine wichtige Vorausset-
zung fir die umfassende Teilhabe junger Men-
schen an den Bereichen der Gesellschaft. Da-
riiber hinaus ist in den Gruppendiskussionen
deutlich geworden, dass es noch etliche biiro-
kratische und technische Hiirden abzubauen
gilt auf dem Weg zur inklusiven Gesellschaft.

3.1 Methodische Zugange und Design
der Jugendbeteiligung

Die rheinland-pfalzischen Kinder- und Jugendbe-
richte sind partizipativ angelegt, arbeiten mit multi-
methodischen Zugangen (mixed methods), nutzen
vielfaltige Datengrundlagen und erheben die sub-
jektiven Sichtweisen und Perspektiven junger Men-
schen in unterschiedlichen Formaten. Die subjektive
Perspektive junger Menschen sowie ihre Einschat-
zungen der eigenen Lebenssituation und Zukunfts-
perspektiven sollen moglichst breit und aussage-
kraftig abgebildet werden, als Bezug und Korrektiv
fir eine objektive regionaldifferenzierte statistische
Analyse der Lebenssituation junger Menschen in
Rheinland-Pfalz (Erster und Dritter Blick).

Dabei stellt die Verkniipfung ,,objektiver” und
»subjektiver” Perspektiven mehr als eine Ergan-
zung dar. Die Berticksichtigung beider Analysezu-
gange ist vielmehr dringend erforderlich, da jede
Perspektive fiir sich genommen ,blinde Flecken”
aufweist. Die objektive Perspektive vernachlassigt
die Bedeutsamkeit konkreter Einschatzung der Le-
bensbedingungen durch junge Menschen selbst.
Wohingegen die subjektive Perspektive dahin ten-
diert, soziale Ungleichheit in den Lebensbedingun-
gen und strukturellen Vorgaben zu tibersehen. Auf
diese Diskrepanz verweisen auch internationale
Studien, wie der UNICEF-Bericht zur Lage der Kin-
der in Industrielandern (2013). Dabei zeigt sich,
dass die Differenz zwischen objektiven Lebensbe-
dingungen (hier erreicht Deutschland im Vergleich
Platz 6) und subjektivem Empfinden der eigenen
Situation (hier wird im Vergleich Position 22 ein-
genommen) in keinem anderen Land der UNICEF-
Studie so deutlich hervortritt wie in Deutschland.

Die Beteiligung der Adressat*innen selbst ist eine
zentrale Forderung der UN-Konventionen fiir die
Rechte Behinderter ebenso wie fiir die Rechte von
Kindern und gilt folglich auch und gerade fiir die
Berichterstattung (iber die Situation und Perspek-
tiven junger Menschen. Sie sind Expert*innen ih-
rer eigenen Lebenssituation und sollen folglich
auch entsprechend zu Wort kommen.
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Um die subjektive Sichtweise junger Menschen
in Rheinland-Pfalz im vorliegenden Bericht ab-
zubilden, wurde das im 2. Kinder- und Jugend-
bericht bewdhrte zweistufige Erhebungsverfah-
ren erneut angewendet und durch einen dritten
Schritt erganzt. Dabei bilden (1.) die Erkenntnisse
eines qualitativ-explorativen Zugangs — hier aus
Gruppendiskussionen mit jungen Menschen - die

Grundlage fir die Entwicklung einer (2.) quanti-
tativen Jugendbefragung (mittels Online-Befra-
gung). Die Erkenntnisse beider Erhebungsschritte
werden in einem (3.) Schritt — das ist neu — noch
einmal mit Jugendlichen diskutiert, um ihre Ein-
schatzung und Interpretation der Ergebnisse in
den Bericht mit aufzunehmen (kommunikative
Validierung) (vgl. Abbildung 70).

Abbildung 70: Gesamtdatenkonzept des 3. Kinder- und Jugendberichtes Rheinland-Pfalz
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3.2 Qualitativer Zugang — Gruppen-
diskussionen mit jungen Menschen aus
vulnerablen Gruppen

Das Thema des 3. Kinder- und Jugendberichtes

fir Rheinland-Pfalz untersucht die Frage nach
dem Gelingen von Inklusion, also Bedingungen fiir
eine umfassende gleichberechtigte Teilhabe jun-
ger Menschen an der Gesellschaft. Im 2. Kinder-
und Jugendbericht Rheinland-Pfalz konnte berich-
tet werden, dass sich rund drei Viertel der jungen
Menschen materiell gut ausgestattet flihlen und

Quelle: Eigene Darstellung

zuversichtlich in die Zukunft blicken, wahrend dies
aber gleichzeitig fiir ein Viertel der damals (2013)
befragten Jugendlichen nicht zutrifft. Diese Grup-
pe von Jugendlichen sollte im 3. Bericht genauer
in den Blick genommen und danach gefragt wer-
den, was erforderlich ist, dass auch diese jungen
Menschen gleichberechtigt an der Gesellschaft
teilhaben kdnnen.

Um diese Frage beantworten zu kénnen, soll zu-
nachst die ,Schattenseite” von Inklusion, nam-
lich Exklusion in den Fokus geriickt werden, aus-
gehend von der Annahme, dass Inklusion und



Exklusion zwei Seiten einer Medaille bilden und
dass Uber Inklusion nicht gesprochen werden
kann, wenn nicht auch Exklusionsphdanomene un-
tersucht werden.

Deshalb hat die Berichtskommission in einem ers-
ten Schritt die Exklusionserfahrungen von jungen
Menschen in den Mittelpunkt gestellt:

m Wo, in welchen Kontexten und wie erleben
Jugendliche AusschlieRung?

m Wie gehen sie mit diesen Erfahrungen um?

m Wie bewaltigen sie die Ausgrenzungserlebnisse,
wer oder was hilft ihnen dabei, mit diesen Er-
fahrungen fertig zu werden?

m Welche Hilfestellungen wiinschen sie sich von
Gesellschaft, Politik und Institutionen wie
Schule oder Jugendhilfe?

Um diese Erfahrungen und ihre Meinungen ein-
zufangen, bot sich die Methode der Gruppen-
diskussion an. Hierbei wurde von der Annahme
ausgegangen, dass es sogenannte ,vulnerable
Gruppen” von Jugendlichen gibt, die mit hoherer
Wahrscheinlichkeit Ausgrenzung erleben als an-
dere, und dass bei ihnen die Mechanismen von
Ausschlieung, Bewaltigung und Teilhabe wie un-
ter einem ,Brennglas” studiert werden kdnnen,
um davon ausgehend allgemein giiltige Aussagen
tber die Relation von Inklusion und Exklusion tref-
fen zu kénnen

Diese vulnerablen Jugendgruppen sollten tiber
Ausschliefungserfahrungen, Bewaltigung und
Teilhabe diskutieren, sodass daraus Erkenntnisse
tiber die Voraussetzungen von gelingender Inklusi-
on abgeleitet sowie Fragestellungen fiir die repra-
sentative Befragung gewonnen werden konnten.

Tabelle 19: Methodensteckbrief Gruppendiskussionen Rheinland-Pfalz 2018

Eckpunkte der Methodik Umsetzung

Grundgesamtheit

Befragungsmodus/ Erhebungsinstrument

Samplingstrategie

Auswertungsverfahren

Zeitraum

Fallzahl (erreichte junge Menschen)

Junge Menschen zwischen 12 und 21 Jahren,
die einer vulnerablen Gruppe_F angehéren

Gruppendiskussion

Theoretisches Sampling (vgl. Glaser & Strauss 1967); Feldzugang zu den
vulnerablen Gruppen Uber (sozial-)padagogische Institutionen, die mit
diesen Jugendlichen arbeiten

Qualitative Inhaltsanalyse (vgl. Mayring 2016) & Dokumentarische
Methode (vgl. Bohnsack 2007)

10. Mérz - 27. August 2018

N=81 (11 Gruppendiskussionen)

Quelle: Eigene Darstellung®

64 Unter vulnerablen Gruppen werden in diesem Bericht Jugendliche verstanden, die aufgrund personenbezogener oder grup-
penbezogener Merkmale mit einer héheren Wahrscheinlichkeit Ausschluss erleben.
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Folgende Gruppen vulnerabler Jugendlicher wur-
den in den Bericht einbezogen:

m Jugendliche mit unterschiedlichen sexuellen
und geschlechtlichen Identitaten,

m Jugendliche, die gefllichtet sind,

m Jugendliche, die sozialrdumlich exkludiert sind,
m Jugendliche, die aus der Schule exkludiert sind,
m Jugendliche, die ,sozial benachteiligt' sind,

m Jugendliche mit psychischen Erkrankungen,

m Jugendliche mit korperlichen, kognitiven oder
seelischen Beeintrachtigungen bzw. Behinde-
rungen, die eine Forderschule besuchen,

m Jugendliche, die aus der Familie exkludiert sind,
m Jugendliche mit chronischen Erkrankungen,

m Jugendliche, die rdumlich benachteiligt sind
und sich im Ubergangssystem befinden,

m Jugendliche mit kdrperlichen, kognitiven oder
seelischen Beeintrachtigungen bzw. Behinderun-
gen (schwerhorige und gehorlose Jugendliche).

Um die kollektiven Erfahrungen oder auch mili-
eutypischen Orientierungen (vgl. Bohnsack 2000,
S.492) valide zu erheben, sollten die jungen Men-
schen dort aufgesucht werden, wo sie sich real
als Gruppen zusammenfinden. Diese Realgrup-
pen teilen eine spezifische Erfahrung (z.B. chro-
nisch krank zu sein) und in ihrer Gruppe wird die-
se milieuspezifische bzw. kollektive Erfahrung zum
Ausdruck gebracht. Mittels der qualitativen Me-
thode Gruppendiskussion sollen exakt diese ge-
meinsamen Erfahrungen thematisiert werden.

Im Folgenden werden zundchst die theoretischen
Grundlagen entfaltet, um die Wirkungsmechanis-
men von Inklusion und Exklusion aus der subjek-
tiven Sichtweise von jungen Menschen in Rhein-
land-Pfalz nachvollziehen zu kdnnen.

3.3 Theoretische Konzepte zur Interpre-
tation subjektiver Erfahrungen junger
Menschen mit Inklusion und Exklusion

In diesem Kapitel werden die zentralen theoreti-
schen Konzepte vorgestellt, die hilfreich sein kon-
nen, um die Berichte junger Menschen iiber ihr
subjektives Erleben von Inklusion (Teilhabe) und
Exklusion (verwehrte Teilhabe) interpretieren und
verstehen zu kénnen. Auch kénnen vor diesem
Hintergrund Fragen nach den entscheidenden
Wirkungszusammenhangen und Mechanismen
gelingender Teilhabe beantworten werden:

m Wie kann die Beziehung zwischen Inklusion und
Exklusion aus Sicht der Jugendlichen beschrie-
ben werden?

m Wie lassen sich die Berichte junger Menschen
beziiglich ihrer Erfahrungen mit Teilhabe und
der AusschliefRung von Teilhabe deuten?

m Welche Erkenntnisse kdnnen hieraus fir das
Gelingen von Teilhabe gewonnen werden?

Zundchst wird dazu die Lebensphase Jugend ge-
nauer in den Blick genommen mit ihren lebensal-
tersspezifischen Herausforderungen. Diese kon-
nen unterschiedlich bezeichnet werden, z.B. als
Entwicklungsaufgaben (vgl. Havighurst 1953;
Fend 2005; Hurrelmann 2007; Hurrelmann &
Quenzel 2016) oder als Kernherausforderungen,
z.B. im 15. Kinder- und Jugendbericht der Bun-
desregierung (BMFSFJ 2017). Beide Theorieansat-
ze weisen letztlich in dieselbe Richtung, dass es in
dieser Lebensphase im Wesentlichen darum geht,
spezifische Entwicklungsaufgaben und Herausfor-
derungen zu bewaltigen sowie Kompetenzen zu
entwickeln, die fiir ein Leben in Eigenstandigkeit
und Verantwortung notwendig sind.

Mithilfe der theoretischen Konzepte Vulnera-
bilitat und Resilienz werden die Lebensphasen
Jugend und Kindheit genauer bestimmt, da
beide als besonders vulnerable (verwundbare)
Lebensabschnitte gelten kdnnen, fir welche die
Entwicklung von Resilienz und Handlungsfahig-



keit sehr wichtig sind. Es gibt jedoch Gruppen von
Kindern und Jugendlichen, die in besonderer Wei-
se verletzbar sind, weil sie z. B. in Armut aufwach-
sen, weil sie behindert sind oder gefliichtet. Diese
Gruppen weisen Attribute auf oder es werden ih-
nen solche zugeschrieben, die sie fir Stigmatisie-
rung, Benachteiligung, Diskriminierung und Aus-
schlieung besonders anféllig machen kénnen. In
diesem dritten Jugendbericht soll das Erleben von
Exklusion bei diesen vulnerablen Jugendlichen wie
sunter einem Brennglas” studiert werden, um zu
erfahren, wie sie mit Ausgrenzung umgehen und
wie sie diese Erfahrungen bewaltigen. Von beson-
derem Interesse ist, wer oder was den Jugend-
lichen bei der Bewaltigung dieser Exklusionser-
fahrungen hilft, wo Teilhabe gelingt und welche
Teilhabewtinsche und -forderungen sie duf3ern,
damit Teilhabe (besser) gestaltet werden kann.

Um das Bewaltigungshandeln theoretisch zu fassen,
stlitzt sich dieser Bericht auf das Konzept der Le-
bensbewaltigung von Lothar Bohnisch (2019). Be-
waltigung wird in diesem Modell als Streben nach
psychosozialer Handlungsfahigkeit verstanden, wel-
che sich aus Selbstwert, sozialer Anerkennung und
Selbstwirksamkeit zusammensetzt. Die individuelle
Bewaltigungskonstellation ist — wie im Konzept der
Vulnerabilitat und Resilienz — von entscheidenden
individuellen und sozialen Ressourcen abhangig.

Auf der Grundlage dieser exemplarischen Falle sol-
len dann Riickschliisse auf die Allgemeinheit gezo-
gen und rekonstruiert werden, wie Exklusion und
Inklusion von jungen Menschen grundsatzlich erlebt
werden und welche Konsequenzen sich daraus fiir
Bedingungen fiir ein Gelingen von Inklusion ableiten
lassen. Welche Schlussfolgerungen konnen fir die
gesellschaftliche Ermoglichung von Teilhabe (Inklu-
sion) und den Abbau von Benachteiligungen und die
Verwehrung von Teilhabemdglichkeiten (Exklusion)
gezogen werden? Lassen sich aus den Aussagen der
vulnerablen Jugendlichen in den Gruppendiskussi-
onen Hinweise darauf herausfiltern, wie gleichbe-
rechtigte Teilhabe (Inklusion) in ihren Lebenswelten
realisiert werden kann? SchliefRlich sollen auf der
Basis dieser beispielhaften Aussagen allgemeingiilti-
ge Erkenntnisse formuliert werden.

Die folgende Abbildung illustriert die theoreti-
schen Bezugspunkte, die in diesem Bericht ver-
wendet werden, um die subjektiven Erfahrungen
junger Menschen in Rheinland-Pfalz mit Inklusion
und Exklusion erfassen und einordnen zu kdnnen.

Abbildung 71: Theoretische Bezugspunkte zur
Interpretation subjektiver Erfahrungen junger
Menschen mit Inklusion und Exklusion

Lebensphase
Jugend

Handlungs-
fahigkeit
Befdhigung zur
Teilhabe

Soziale Orte
subjektiver
Erfahrung Subjektive
Erfahrungen
mit Inklusion
und Exklusion

Vulnerabilitat
Resilienz

Bewaltigungs-
handeln

Quelle: Eigene Darstellung

Gleichzeitig ist es furr das Verstandnis des jugend-
lichen Aufwachsens wichtig, sich die sozialen Orte
subjektiver Erfahrung vor Augen zu fiihren (Familie,
Peers, Entwicklungsorte in 6ffentlicher Verantwor-
tung wie Schule, Kinder- und Jugendhilfe etc.; diese
wurden in Kapitel 1 ausfihrlich beschrieben).
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3.3.1 Lebensphase Jugend

Jugend als eigenstandige Lebensphase hat sich
historisch erst relativ spat herausgebildet. lhre
Auspragung als padagogisches Moratorium® (vgl.
Zinnecker 2010) und Schonraum erfolgte vor al-
lem im 20. Jahrhundert. In der zunehmenden Ver-
schulung der Jugendphase, der Vorverlagerung
der psychosozialen und sozialkulturellen Verselb-
standigung, der Ausweitung von Peerbeziehungen,
Freizeitmdglichkeiten und kulturellen Lebensent-
wiirfen sowie der Vorverlagerung sexueller Erfah-
rungen und veranderter Lebensentwirfe wird ein
weitergehender Strukturwandel der Jugendpha-

se im 20. Jahrhundert gesehen (vgl. Kriiger 2007).
Dies wird auch als Ausdifferenzierung der Lebens-
phase Jugend bezeichnet. Gleichzeitig wird von ei-
ner voranschreitenden Expansion der Jugendphase
im Lebenszyklus ausgegangen sowie ihrer Entgren-
zung, womit Entstrukturierungs- und Entstandar-
disierungsprozesse gemeint sind (vgl. Hurrelmann
2007, 5.19; Lenz u.a. 2004; Heinen u.a 2020).

In der Literatur wird neben dem Moratoriumsbe-
griff zur Beschreibung der Lebensphase Jugend in
der Moderne auch der Begriff der Transition ver-
wendet, der aber im Unterschied zum Moratorium
einen schnelleren Ubergang vom Jugend- zum Er-
wachsenenalter betont (vgl. Hurrelmann 2007).6¢

65 Der Begriff des psychosozialen Moratoriums wurde erst-
mals von Erikson (1966, 1980) verwendet und bezeichnet
die Ubergangsphase zwischen Kindheit und Erwachsenenal-
ter, in der Rollenhandeln eingeiibt werden kann, bevor dann
endgultig die Erwachsenenrolle mit beruflicher und sozialer
Eigenstandigkeit erfolgt. In dieser Ubergangsphase vollzieht
sich eine langsame Ablésung von den Eltern, Orientierungs-
probleme (z.B. Berufsfindung) treten auf; ein ,psychosozia-
les Ultimatum”, d. h. der endgiiltige Abschied vom Kindheits-
Ich wird zugunsten einer Karenzzeit, in welcher die jungen
Menschen experimentelles Rollenhandeln erlernen, aufge-
schoben. So gesehen wird das psychosoziale Moratorium ein
»Entwicklungsspielraum sein, der auf den Erwachsenenstatus
hinfiihrt, fiir den die Berufs- bzw. Arbeitsrolle konstitutiv ist.”
Erikson sieht aber auch die Krisenanfalligkeit dieses Morato-
riums, wenn z.B. das Verbleiben in den Bildungseinrichtungen
hinausgezdgert wird und dann in die Arbeitslosigkeit fihrt,
sodass letztlich das Erwachsenwerden verwehrt bleibt.

66 Vgl. den Nationalen Bericht zur Situation der Jugend in
Luxemburg 2015, in dem vor allem die Ubergénge bzw. Tran-
sitionen vom Jugend- ins Erwachsenenalter im Mittelpunkt
stehen (vgl. Willems u.a. 2015).

In der Entwicklungspsychologie hat sich der Be-
griff der altersspezifischen Entwicklungsaufgabe
durchgesetzt (vgl. Havighurst 1953; Fend 2005;
Hurrelmann 2007). Als zentrale Entwicklungs-
aufgaben junger Menschen beschreibt z. B. Fend
(2005) folgende Anforderungen:

m den Korper bewohnen lernen,
m den Umgang mit Sexualitat lernen,
m den Umbau der sozialen Beziehungen,

m den Umbau der Leistungsbereitschaft bzw. den
Umgang mit Schule,

m Berufswahl,
m Bildung,

m |dentitatsarbeit.

Ein allgemeines Konzept, mit dem das Auf-
einandertreffen von innerer Entwicklung
und dufReren Anforderungen bezeichnet
wird, ist jenes der altersspezifischen Ent-
wicklungsaufgaben (vgl. Fend 2005, S.210).
Ausgehend von den Vorstellungen der produk-
tiven Lebensbewaltigung unter historischen
Lebensbedingungen wird danach gefragt, wie
sich die Kompetenz der Lebensbewaltigung
allmahlich, also altersspezifisch, aufbaut.
Das gesellschaftlich vorstrukturierte Pro-
gramm des Lebenslaufs wird so biografisch um-
gesetzt. Der Begriff bezieht sich auf die Vorstel-
lung, dass in Entsprechung zu den inneren und
duferen Prozessen, die wiahrend des Alterwer-
dens ablaufen, in jedem Alter bestimmte Auf-
gaben geldst werden miissen.



Jugend als Modus gesellschaftlicher Integration

Eine andere theoretische Perspektive auf Jugend
fasst diese als gesellschaftlichen Integrationsmodus
(15. KJB der Bundesregierung) und betont dabei
gleichzeitig, dass gesellschaftliche Integration ge-
staltet werden muss (BMFSF] 2015, S.49). Dies be-
deutet, der Frage nachzugehen, wie gesellschaftli-
che Integration ,organisiert, also rechtlich reguliert,
institutionell arrangiert und generational eingebet-
tet wird” (a.a.0.). Zudem wird durch dieses Verstand-
nis von Jugend sichtbar, dass neben der grof3en
Vielfalt an Lebensfiihrungen, Ausdrucksformen und
Diversitat der Lebenslagen von Jugend in moder-
nen Gesellschaften ,identifizierbare Funktionszu-
schreibungen an Jugend und entsprechend Raum-
und Zeitarrangements” bestehen (a.a.0.). Demnach
wird die Jugendphase als durch drei Kernherausfor-
derungen charakterisiert beschrieben: Qualifizie-
rung, Verselbstandigung und Selbstpositionierung.

m ,Mit Qualifizierung wird die Erwartung ver-
kniipft, dass junge Menschen allgemeinbilden-
de, soziale und berufliche Handlungsfahigkei-
ten erlangen.

m Mit Verselbstandigung wird verbunden, dass
junge Menschen soziokulturell, 6konomisch
und politisch Verantwortung tibernehmen.

m Mit Selbstpositionierung wird die Anforde-
rung formuliert, dass junge Menschen eine Ba-
lance zwischen subjektiver Freiheit und sozialer
Zugehorigkeit ausbilden” (vgl. ebd., S. 49).

Wird Jugend als gesellschaftlicher Integrations-
modus beschrieben, so stellt sich die Frage, in
welche Gesellschaft Jugendliche integriert wer-
den (sollen). Heiner Keupp (2009) vertritt die Ge-
sellschaftsvorstellung einer spatmodernen, glo-
balisierten Gesellschaft (vgl. 13. KJB 2009, S. 44),
welche durch Optionsvielfalt, hohe Freiheitsgra-
de, Individualisierung und Pluralisierung, aber
auch durch wachsende Risiken, die ,richtige Wahl”
zu treffen, gekennzeichnet sei. ,Das Aufwachsen
unter den Bedingungen dieser spatmodernen Ge-
sellschaft ist auch ein Aufwachsen in eine Welt hi-
nein, die zunehmend ,unlesbar” (Sennett 1998)

geworden ist, fiir die die bisherigen Erfahrungen
und das vertraute Begriffsinventar nicht ausrei-
chen, um eine stimmige Interpretation oder eine
verlassliche Prognose zu erreichen” (13. KJB 2009,
S.45).

Die Lern- und Bildungserwartungen an die jugend-
lichen Subjekte sind hoch und stellen fiir alle Kin-
der und Jugendlichen, ihre Familien und padagogi-

schen Umwelten neue Herausforderungen dar (vgl.

ebd., S.45). Viele Kinder und Jugendliche bewalti-
gen diese Herausforderungen ohne grof3ere Auffal-
ligkeiten aufgrund von forderlichen Voraussetzun-
gen und Rahmenbedingungen (vgl. ebd.). Es gebe
aber auch eine nur ndherungsweise zu beziffern-
de Zahl von Kindern und Jugendlichen, welche die
Chancen nicht nutzen konnen, die an den Risiken
scheitern und die tiberfordert sind. ,Fir Kinder und
Jugendliche, die mit Behinderung leben, ergibt sich
als spezifische Belastung die grof3e Zuriickhaltung,
ihnen die Risiken des Heranwachsens gleicherma-
en zuzumuten und zuzutrauen” (vgl. ebd., S.45).

Als sichtbare Indikatoren zieht Keupp hier die

sog. Risikogruppe der PISA-Studie heran, also je-
nes Flinftel eines getesteten Altersjahrganges, das
nicht tber die in dieser Gesellschaft notwendigen
Kernkompetenzen verfiigt. Als zweiten Indikator
verweist er auf die hohen Anteile der sozial auffal-
ligen und psychisch kranken Kinder und Jugendli-
chen (siehe hierzu Kapitel 2.7).

Keupp spricht hinsichtlich der widerspriichlichen
Tendenzen des gegenwartigen Aufwachsens von
einer Konstellation riskanter Chancen (Keu-

pp 1988). Damit ist gemeint, dass sich in diesen
Wandlungsprozessen durchaus neue Gestaltungs-
moglichkeiten im eigenen Lebensentwurf und in
der alltaglichen Lebensfiihrung erdffnen, gleich-
zeitig aber die Risiken des Scheiterns wachsen.
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3.3.2 Vulnerabilitat und Resilienz

Vulnerabilitat ist ein Begriff, der in verschiede-
nen disziplindren Kontexten® verwendet wird, z.B.
in der Medizin die Verletzlichkeit des menschli-
chen Korpers und seiner Psyche bezeichnet (vgl.
Burghardt et al. 2017). Auch in der Stressforschung
findet der Begriff Verwendung, im sogenannten
Vulnerabilitdts-Stress-Modell: Hier wird Krankheit
als das Ergebnis einer Wechselwirkung zwischen
einer Person und duf3eren Belastungsfaktoren be-
trachtet (vgl. ebd., S.21)%. Als entscheidend wer-
den solche Faktoren angesehen, die eine Person fir
eine bestimmte Krankheit besonders anfallig ma-
chen. Auch die soziale Lage, in der sich Menschen
befinden, kann Einfluss auf ihre Gesundheit res-
pektive Krankheit haben. Armut, prekére Lebensla-
gen, Arbeitslosigkeit etc. und der Zusammenhang
mit chronischen Krankheiten werden tber das
Konzept der Vulnerabilitdt und deren gegenseiti-
ge Beeinflussung untersucht. In ahnlicher Weise
verwendet auch die WHO den Vulnerabilitatsbe-
griff®®. Sie bezeichnet vulnerability als ,the de-
gree to which a population, individual or organi-
zation is unable to anticipate, cope with, resist
and recover from the impacts of disasters* (WHO
2002, S.13, zit. nach Burghardt et al. 2017, S. 21).

67 Auch in der Sozialpadagogik findet das Vulnerabilitats-
konzept Verwendung: Desintegration bzw. ungentigen-

de Integration wird als Ausgangspunkt fiir Vulnerabilitat
benannt, weil sich die mangelnde Integration individuell-
biografisch als Verletzung bzw. Versagung von Bediirfnissen
niederschlage (vgl. Béhnisch 2019; Staub-Bernasconi 2013).
Die sozialpadagogische Aufgabe der Reintegration ist beiden
Konzepten immanent (vgl. Burghardt et al. 2017, S.119). Dies
bedeutet, dass eine mangelnde Integration bzw. eine erhohte
Exklusion die Vulnerabilitét einer Person erhéht.

68 Des Weiteren wird von 6kologischer Vulnerabilitat im
Zusammenhang mit Naturkatastrophen und der Anfélligkeit
der natirlichen Umwelt gesprochen. In den Politikwissen-
schaften ist der Vulnerabilitdtsbegriff vor allem im sicher-
heitspolitischen Kontext und in der Praventionsforschung
zum Dreh- und Angelpunkt geworden (z. B. Katastrophen-
schutz, Schutz besonders vulnerabler Bevélkerungsgruppen).

69 ,Children, pregnant women, elderly people, malnouris-
hed people, and people, who are ill or immunocompromised,
are particularly vulnerable when a disaster strikes, and take

a relatively high share of the disease burden associated with
emergencies. Poverty — and its common consequences such
as malnutrition, homelessness, poor housing and destitution
- is a major contributor to vulnerability." (WHO 2012, 0.S.)

Auch in der Debatte um Inklusion findet der-
Vulnerabilitatsbegriff Verwendung:

Im Inklusionsdiskurs werden vulnerable Grup-
pen als Personengruppen definiert, die ,,auf-
grund bestimmter Merkmale besonderen
Risiken der Diskriminierung und Ausgrenzung
ausgesetzt sind” (Schénig & Fuchs 2016, S.14;
Hervorheb. im Original) und deshalb einer er-
hohten Aufmerksamkeit hinsichtlich ihrer Teil-
habemoglichkeiten bediirfen. Vulnerabilitat
kann somit als erh6hte Wahrscheinlichkeit
bestimmt werden, von Ausschliefung be-
troffen zu sein, d. h. nicht teilzuhaben.

Dieses Begriffsverstandnis von Vulnerabilitdt wird
im Folgenden in diesem Bericht verwendet.

Dariiber hinaus werden Bevolkerungsgruppen und
Lebensphasen hinsichtlich ihrer Vulnerabilitat un-
terschieden. Kindheit und Jugend bzw. Adoleszenz
werden dabei als Lebensphasen ausgewiesen, die
durch eine erhéhte Vulnerabilitat gekennzeichnet
sind. Zudem wird die Bedeutung padagogischer
Interventionen fiir die Verfestigung oder aber Be-
waltigung von Verletzbarkeit herausgestellt (vgl.
Burghardt et al. 2017, S.30).

Das verbindende und auch ,nttzlichste
Element des Vulnerabilitatskonzeptes ist die
Vorstellung, dass eine Gefahr nicht unmittel-
bar in ein Risiko libersetzt werden kann. Viel-
mehr beschreibt die Vulnerabilitat das Maf3
der Verwundbarkeit in Bezug auf eine gegebe-
ne Gefahr” (Bender & Schaller 2014, S. 97, zit.
nach Burghardt et al. 2017, S.19). Die jeweilige
Verletzbarkeit setzt sich aus nachteilig wirken-
den Faktoren und vorteilhaften Anteilen zu-
sammen. Neben einer (potentiellen oder tat-
sachlichen) Anfélligkeit beinhaltet das Konzept
der Vulnerabilitat zugleich stets verfiigbare
Bewaltigungs- und/oder Anpassungsstrategien:
Risiken und Ressourcen bilden die Kompo-
nenten von Vulnerabilitat.



Im dritten rheinland-pfalzischen Kinder- und Ju-
gendbericht wird von der Grundannahme aus-
gegangen, dass Kindheit und Jugend als beson-
ders vulnerable Lebensabschnitte anzusehen sind
und dass es dariiber hinaus spezifische Gruppen
von Kindern und Jugendlichen gibt, die besonde-
re Verletzbarkeiten aufweisen. Diese besondere
Vulnerabilitdt ist bedingt durch das Zusammen-
spiel von Ressourcen sowie Bewadltigungs- und/
oder Anpassungsstrategien der Jugendlichen.

Vulnerable Gruppen sind besonderen Risiken der
Diskriminierung und Exklusion ausgesetzt. Unter
Exklusion (Exklusion, Ausschluss oder Ausgren-
zung werden im Folgenden als synonyme Begriffe
verwendet) versteht die Berichtskommission den
Verlust von sozialen Teilhabemoglichkeiten
(vgl. Kronauer 2010, S. 45f.).

Diskriminierung wird als eine Praxis verstanden
(vgl. Scherr & Breit 2020, S.15), durch die der Zu-
gang zu privilegierten und benachteiligten Posi-
tionen (u.a im Bildungssystem, auf den Arbeits-
markten, bei der Vergabe von Wohnungen etc.)
reguliert wird. Diskriminierung kann als eine Ant-
wort auf die Frage gelesen werden, wem welche
Moglichkeiten eroffnet oder verschlossen werden,
die in die Strukturen und Routinen von Organisa-
tionen und Institutionen eingeschrieben ist.

Resilienz kann als psychische Widerstandsfahig-
keit, wie Stressresistenz und psychische Robustheit
gegenlber widrigen Lebensumstanden lbersetzt
werden (vgl. Fritz-Schubert 2017, S.108). In der
Entwicklungsforschung steht Resilienz fir die Fa-
higkeit eines Kindes, aufgrund protektiver Faktoren
(Schutzfaktoren) relativ unbeschadet mit den Fol-
gen belastender Lebensumstande (Risikofaktoren)
umgehen und Bewaltigungskompetenzen entwi-
ckeln zu kénnen. Das Konzept der Resilienz geht
auf Emmy Werner zurtick, die in ihrer beriihmten
Kauai-Studie als erste das Phanomen der Resilienz
entdeckt und beschrieben hat (Werner & Smith
1982; Opp & Fingerle 2008). Mit dieser Studie
nahm die Resilienzforschung ihren Anfang, die sich
vor allem mit der Frage auseinandersetzt, welche
schiitzenden, auch protektiv genannten Faktoren
die Risiken bzw. Belastungen beeinflussen.

Eine dhnliche Fragestellung beschaftigte auch
den Medizinsoziologen Aaron Antonovsky, der
untersuchte, ,was Menschen zu gesunder psychi-
scher und korperlicher Entwicklung” befahigt (vgl.
BMSFJ 2009, S.56). Er entwickelte das Konzept
der Salutogenese, in dem es vor allem die gene-
ralisierten Widerstandsressourcen sind, die be-
deutsam sind, um Schutz und Widerstand gegen
die Stressoren aufzubauen, bzw. die Kraftquellen
einer positiven Entwicklung darstellen. Diese Wi-
derstandsressourcen sind angesiedelt im Individu-
um, im sozialen Nahraum, auf der gesellschaftli-
chen und der kulturellen Ebene (vgl. ebd., S.57).

In der neueren interdisziplindren Resilienzfor-
schung wird zwischen individualpsychologischen
Konzepten, die Resilienz als individuelle Wider-
standsfahigkeit deuten, und sozialen Resilienz-
konzepten unterschieden. Hier riicken die Bedeu-
tung sozialer Beziehungen, sozialer Gruppen und
Kontexte fiir die individuelle Handlungsfahigkeit
in den Blick. Dieses Konzept der sozialen Resilienz
ist fur die Sozialpadagogik und fiir die Diskriminie-
rungsforschung relevant, um zu verstehen, warum
Individuen in sehr unterschiedlicher Weise in der
Lage sind, belastende Bedingungen und Situati-
onen zu bewaltigen. Die protektiven Aspekte des
Sozialen, d. h. die Schutzfaktoren, die durch soziale
Beziehungen, informelle und institutionelle sozia-
le Unterstiitzungssysteme und Kontexte generiert
werden, stehen hier im Zentrum (vgl. Scherr &
Breit 2020, S.64). Hierzu kénnen Familie, Freun-
de, Nachbarschaftsbeziehungen und Institutionen
wie auch Gruppen gezahlt werden.
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3.3.3 Das Konzept der Lebens-
bewiltigung

Die sozialpadagogische Theorie der Lebensbe-
waltigung wird in diesem Bericht verwendet, um
deutlich zu machen, wie Jugendliche Ausgren-
zungserfahrungen bewaltigen, um handlungs-
fahig zu bleiben oder Handlungsfahigkeit (wieder)
zu erlangen.

(Lebens-)Bewiltigung ist ein Streben nach
psychosozialer Handlungsfahigkeit in kriti-
schen Lebenskonstellationen, in denen die
eigenen Ressourcen zur Problemlésung nicht
ausreichen. Die psychosoziale Handlungsfa-
higkeit ist beeintrachtigt. Handlungsfahigkeit
setzt sich aus Selbstwert, sozialer Anerken-
nung und (einem Gefiihl der) Selbstwirksam-
keit zusammen (vgl. Bohnisch 2019, S. 20).

In der Modellvorstellung der Lebensbewaltigung
zielt das (jugendliche) Bewaltigungshandeln auf
das Herstellen von Selbstwert, Anerkennung
und Selbstwirksamkeit (vgl. Bohnisch 2019). Das
Konzept der Handlungsfahigkeit unterscheidet
zwischen regressiver (antisoziales/abweichendes
Verhalten), einfacher (Routine/reproduktive All-
tagsbewaltigung) und erweiterter Handlungs-
fahigkeit bzw. Bewaltigungskonstellationen
(Zone der sozialen Gestaltung und gesellschaftli-
cher Teilhabe = Agency) (vgl. ebd.).

Hierbei handelt es sich um ein ,Stufenmodell” der
Handlungsfahigkeit, mit dem Bewaltigungsver-
halten eingeordnet werden kann. Gleichzeitig ist
damit eine normative Zielvorstellung verbunden,
namlich moglichst viele junge Menschen so zu
befdhigen, dass sie in die ,Zone der sozialen Ge-
staltung und gesellschaftlichen Teilhabe” gelan-
gen kénnen und in einem erweiterten Sinne hand-
lungsfahig sind.

Des Weiteren wird im Bewaltigungskonzept
zwischen

m Bewiltigungslage (sozialstrukturelle und
sozialpolitische Zone),

m Bewaltigungsverhalten (personal- bzw.
psychodynamische Zone) und

m Bewaltigungskulturen (relationale bzw.
intermediare Zone) unterschieden.

Lebensbewaltigung ist dabei nicht nur von psy-
chosozialen Settings gepragt, sondern wird auch
durch die soziale Lebenslage der Einzelnen ma[3-
geblich beeinflusst. Jugendliche, die bereits sozi-
al und/oder raumlich benachteiligt sind, haben es
schwerer, soziale Teilhabe zu erlangen.

Fir die nun folgende Analyse der Gruppendiskussi-
onen mit jungen Menschen aus vulnerablen Grup-
pen bilden die drei Zonen des Bewaltigungsmodells
von Bohnisch eine wichtige Heuristik, um die sozia-
le Lage der Jugendlichen, ihr Bewaltigungshandeln
und ihre milieu- bzw. gruppenbezogene Veranke-
rung in den jeweiligen Bewaltigungskulturen erfas-
sen und verstehen zu kdnnen. Bewaltigung wird als
Streben nach psychosozialer Handlungsfahigkeit
verstanden in kritischen Lebenskonstellationen, in
denen die eigenen Ressourcen zur Problemldsung
nicht ausreichen. Die Handlungsfahigkeit junger
Menschen ist bedingt durch die Ausstattung mit
personalen, sozialen und institutionellen Ressour-
cen und vor allem den Zugang zu diesen Ressour-
cen bzw. die Fahigkeit, diese Ressourcen zu nutzen.
Die Risiken des Aufwachsens, zu denen Stigmati-
sierung, Diskriminierung, Exklusion und mangeln-
de Teilhabe und Anerkennung zahlen, sind von

den Jugendlichen zu bewéltigen. Im Hinblick auf
die Bewaltigungsformen von Ausschlusserfahrun-
gen konnen defensive, pragmatische und offensi-
ve Bewadltigungsformen unterschieden werden (in
Analogie zu Scherr & Breit 2020, S.35).7°

70 Scherr & Breit (2020, S.35) haben eine forschungslei-
tende Heuristik von Deutungs- und Handlungsmustern ent-
wickelt, welche sie als sensibilisierendes Konzept fiir ihre
Fallanalysen zu Diskriminierungserfahrungen Jugendlicher



In dieser Theorieperspektive kann angenommen
werden, dass sich Jugendliche bei gelingender Be-
waéltigung der Ausgrenzungserfahrungen als selbst-
wirksam und handlungsfahig erleben. Jugendliche,
die bestimmten Entwicklungsrisiken ausgesetzt
sind, die sozial ausgeschlossen werden und wenig
Unterstlitzung durch die Peergroup oder die Fami-
lie erfahren, sind besonders verletzlich und anfallig
dafir, Risikowege einzuschlagen oder in sogenannte
,Bewaltigungsfallen” (Bohnisch 2019) zu geraten.

3.4 Ergebnisse aus den Gruppen-
diskussionen

Das folgende Kapitel verfolgt das Ziel, die sub-
jektiven Sichtweisen von jungen Menschen in Be-
zug auf Inklusion und Exklusion, d.h. auf Teilha-
be sowie auf die Verwehrung von Teilhabe in ihren
Lebenswelten und den sie betreffenden Institu-
tionen darzustellen. Dies soll in zwei unterschied-
lichen Formaten geschehen, zuerst in den Grup-
pendiskussionen mit Jugendlichen aus vulnerablen
Gruppen (Kapitel 3.4) und dann in einer inklu-
siven, niedrigschwelligen Online-Befragung mit
tber 2.000 teilnehmenden jungen Menschen (Ka-
pitel 3.5). Beide Zugange bauen aufeinander auf
und erganzen sich wechselseitig.

3.4.1 Methode, Datenbasis und
Sampling der Gruppendiskussionen”

Die Datenerhebungsmethode Gruppendiskussi-

on wurde ausgewahlt, weil sie sich besonders gut
zur Erforschung kollektiver Meinungen und Hand-
lungsorientierungen von jugendlichen Gruppen
eignet (vgl. Bohnsack 2008). Fiir die Zusammen-
stellung der Teilnehmenden an den Gruppendiskus-
sionen fand ein theoretisches Sampling (vgl. Glaser
& Strauss 1967) statt, orientiert an der grund-
legenden Idee dieses Kinder- und Jugendberich-

verwenden. Daran werden wir uns bei der Analyse der Grup-
pendiskussionen orientieren.

71 Synonym wird auch der Begriff der Fokusgruppen verwendet.

tes, Inklusion im weiten Sinne als selbstbestimm-
te Teilhabe am Leben der Gesellschaft zu verstehen
(vgl. Hinflihrung). Dies bedeutet, Inklusion nicht nur
auf Gruppen junger Menschen mit Behinderungen
zu begrenzen, sondern Inklusion auf alle Kinder und
Jugendlichen in ihrer Vielfalt und Verschiedenheit
zu beziehen. Wie oben begriindet, sollen zuerst ins-
besondere solche Gruppen von Jugendlichen in den
Blick genommen werden, die besonderen Exklusi-
ons- und Marginalisierungsrisiken ausgesetzt sind,
sogenannte ,vulnerable Gruppen®. Dem liegt die
Annahme zugrunde, dass durch die Analyse von Ex-
klusionsprozessen mogliche Voraussetzungen und
Bedingungen von Inklusion besser zu erkennen sind.

Der Feldzugang zu den verschiedenen ,vulnerab-
len Gruppen” wurde Uber (sozialpadagogische) Ins-
titutionen hergestellt, die mit vulnerablen Kindern
und Jugendlichen arbeiten. Insgesamt haben elf
Gruppendiskussionen mit 81 Jugendlichen im Zeit-
raum von Mdrz bis August 2018 stattgefunden. Die
Jugendlichen waren 12 bis 21 Jahre alt. Bei all die-
sen Gruppen handelte es sich um Gruppen junger
Menschen mit gleichem Vulnerabilitdtsmerkmal
(z.B. Fluchterfahrung, chronische Erkrankung, Be-
hinderung, psychische Erkrankung, sozial benach-
teiligt etc.). Ein Grof3teil der Gruppen waren nattir-
liche Gruppen oder Realgruppen (vgl. Niefen 1977,
S.52) (bspw. Jugendliche einer Jugendgruppe, die
sich in (mehr oder weniger) gleicher Zusammen-
setzung regelmaig trifft), einige waren hingegen
kiinstlich zusammengestellt.”

In nachfolgender Tabelle werden alle vulnerab-
len Gruppen mit weiterfihrenden Informationen
zu den Gruppen der Jugendlichen prasentiert, mit
denen die Diskussionen geflihrt wurden.

72 Natiirliche Gruppen waren: Jugendliche mit unterschied-
lichen sexuellen und geschlechtlichen Identitdten; Jugend-
liche, die gefliichtet sind; Jugendliche, die aus der Schule
exkludiert sind; Jugendliche, die sozialraumlich ausgegrenzt
sind; Jugendliche mit chronischen Erkrankungen; Jugendliche,
die ,sozial benachteiligt” sind; Jugendliche mit korperlichen/
kognitiven/ seelischen Beeintrachtigungen bzw. Behinderun-
gen (schwerhorige und gehorlose Jugendliche). Bei den ande-
ren Gruppen handelte es sich um kiinstliche Gruppen.
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Tabelle 20: Ubersicht iiber die Gruppen vulnerabler Jugendlicher, die an einer Gruppendiskussion

teilgenommen haben

»Vulnerable Gruppe"

lichen sexuellen und ge-
schlechtlichen Identitaten

Jugendliche,
die gefliichtet sind

Jugendliche, die sozialrdum-
lich ausgegrenzt sind

Jugendliche, die aus der
Schule exkludiert sind

Jugendliche, die ,sozial
benachteiligt" sind

Jugendliche mit psychischen
Erkrankungen

Jugendliche mit korper-
lichen/ kognitiven/ seeli-
schen Beeintrachtigungen
bzw. Behinderungen

Jugendliche mit
chronischen Erkrankungen

Jugendliche, die aus der
Familie exkludiert sind

Jugendliche, die sozialraum-
lich benachteiligt sind und
sich im Ubergangssystem
befinden

Jugendliche mit korperli-
chen/kognitiven/seelischen
Beeintrachtigungen bzw.
Behinderungen

Jugendliche mit unterschied-

Institution

Jugendtreff eines schwul,
lesbischen und queeren Zent-
rums in Rheinland-Pfalz

Wohngruppe fiir Fliichtlinge

Mobiler Jugendtreff in einem
benachteiligten Stadtteil_F ei-
ner Stadt in Rheinland-Pfalz

Schulverweigerungsprojekt

Realschule Plus in einem be-
nachteiligten Stadtteil einer
Stadt in Rheinland-Pfalz

Kinder- und Jugendpsychiatrie
eines Klinikums

Forderschule mit Schwerpunkt
ganzheitliche Entwicklung

Offene Madchen- und Jugend-
gruppe im Nachsorgezent-
rum fr krebs-, chronisch und
schwerstkranke Kinder und
deren Familien

Jugendhilfezentrum,
stationére, teilstationdre und
ambulante Erziehungshilfen,
2 Regel- und 5 intensiv-pada-
gogische Wohngruppen

Bildungszentrum

Schule fiir Gehérlose und
Schwerhdrige

Befragungszeitpunkt und Teilnehmer*innen

10.03.2018, 17:00 — 18:20 Uhr , Dauer: 80 Minuten
6 Jugendliche (3 homosexuelle, 3 transidente Jugendliche)
Alter: 14-17 Jahre

23.04.2018, 15:00 — 16:30 Uhr, Dauer: 60 Minuten
7 mannliche unbegleitete Asylsuchende
Alter: 16-20 Jahre

26.04.2018, 18:00 — 19:00 Uhr, Dauer: ca. 40 Minuten
8 Jugendliche (3 weiblich, 5 ménnlich)
Alter: 16-21 Jahre

28.05.2018, 10:15 - 12:15 Uhr, Dauer: 65 Minuten
9 Jugendliche (8 weiblich, 1 mé&nnlich)
Alter: 13-18 Jahre

04.06.2018, 9:00 - 10:00 Uhr, Dauer: 60 Minuten
5 Jugendliche, (3 weiblich, 2 mannlich)
Alter: 12-13 Jahre

06.06.2018, 10:00 — 11:00 Uhr, Dauer: 60 Minuten
6 Jugendliche, (4 weiblich, 2 mannlich)
Alter: 13-15 Jahre

06.06.2018, 10:30 — 12:00 Uhr
Dauer: ca. 60 Minuten

7 mannliche Jugendliche

Alter: 13-16 Jahre

15.06.2018, 14:15 — 15:30 Uhr

Dauer: ca. 70 Minuten

8 Jugendliche, (5 weiblich, 3 mannlich)
Alter: 14-18 Jahre

28.06.2018, 16:00 - 17:15 Uhr

Dauer: ca. 70 Minuten

6 Jugendliche, (5 weiblich, T mannlich)
Alter: 15-18 Jahre

21.08.2018, 11:00 — 13:30 Uhr

Dauer: ca. 60 Minuten

11 Jugendliche (6 weiblich, 5 mannlich)
Alter: 15-19 Jahre

27.08.2018, 8:15 - 9:45 Uhr

Dauer: ca. 65 Minuten

8 Jugendliche, (2 weiblich, 6 méannlich)
Alter: 16-19 Jahre

Quelle: Eigene Darstellung™

73 Ein sozial benachteiligter Stadtteil weist einen hohen Anteil an sozialen (z. B. iiberdurchschnittlicher Anteil an
Bewohner*innenn mit Hartz IV-Bezug) und baulichen Problemen auf und hat héufig ein negatives Image.




Mit Hilfe einer Kombination zweier Auswertungs-
methoden, der Dokumentarischen Methode (nach
Bohnsack, 2008) und der Qualitativen Inhaltsana-
lyse (nach Mayring, 2007) ist es der Berichtskom-
mission gelungen, entlang der theoretisch entwi-
ckelten Oberthemen Ausschluss, Bewaltigung
und Teilhabe zahlreiche Unterthemen zu diesen
Themen zu finden. Hierfiir wurden insbesonde-

re die Typenbildung nach Bohnsack (2008) sowie
die Abstrahierung bzw. Reduktion nach Mayring
(2007) verwendet. Die Transkripte der Gruppen-
diskussionen wurden dafiir im Hinblick auf die
Thematisierung genannter Oberthemen hin un-
tersucht. Ahnliche Umgangsweisen mit den The-
men innerhalb aller Diskussionen wurden abs-
trahiert und zu Typen zusammengefasst. Somit
konnten verschiedene Arten der Ausschlusserfah-
rung, der Umgangsweisen mit diesen, aber auch
der Wiinsche von Jugendlichen, die sie an die Poli-
tik richten, um (besser) an der Gesellschaft teilha-
ben zu kénnen, aus dem Material herausgefiltert
werden. Im anschlie3enden Analyseteil sollen die-
se Kategorien aufgezeigt und anhand von Zitaten
der Jugendlichen deutlich gemacht werden.

3.4.2 Ausschlusserfahrungen junger
Menschen in Rheinland-Pfalz - Erkennt-
nisse aus den Gruppendiskussionen

In den folgenden Analyse- und Ergebniskapiteln
steht die Relation von Inklusion und Exklusion im
Zentrum der Betrachtung. Inklusion und Exklusi-
on werden als wechselseitig verbundene Teilha-
be- und Ausschlussprozesse verstanden. Wichtig
ist dabei die Relation zwischen beiden: Wer hat
Teil an der Gesellschaft und Zugang zu den gesell-
schaftlich bedeutsamen Ressourcen (z.B. Bildung,
Gesundheit, Anerkennung, finanzielle Ressourcen
etc.) und wer wird davon ausgeschlossen? Uber
die konkrete Beschaftigung mit jugendlichen Aus-
schlusserfahrungen, ihren Deutungen sowie ih-
rem Streben nach Handlungsfahigkeit sollen Wir-
kungszusammenhange zwischen Ausschluss und
Teilhabe(voraussetzungen) rekonstruiert werden.
Dem liegt die zentrale Annahme zugrunde, dass

durch die Analyse von Exklusionsprozessen Vor-
aussetzungen und Bedingungen von Inklusion zu
erkennen sind.

Dies soll in vier Schritten geschehen: Die ersten
drei Schritte basieren auf den drei zentralen Leit-
fragen, welche die Gruppendiskussionen mit den
vulnerablen Jugendgruppen strukturiert haben.

1. Das erste Kapitel fokussiert Exklusionserfah-
rungen junger Menschen in ihren Lebenswelten
und ihre darauf bezogenen Deutungsversuche.

2. Im zweiten Kapitel werden die Bewaltigungs-
und Handlungsstrategien der Jugendlichen in
den Blick genommen,

3. wahrend der dritte Teil Wiinsche zu Teilhabe-
und Partizipationsmdglichkeiten thematisiert.

4. Im vierten Kapitel erfolgen eine Zusammen-
fassung und Diskussion der Befunde sowie eine
Ableitung von Schlussfolgerungen im Hinblick
auf Inklusion. Danach schlief3en sich die quanti-
tativen Ergebnisse der Online-Befragung an.

Durch die Gruppendiskussionen und die dadurch
gewonnenen Einblicke in die (Er-)Lebenswelten
junger Menschen wird deutlich, wie vielfaltig und
situationsabhangig, zum Teil auch undurchschau-
bar und unberechenbar Exklusionen fir Jugendli-
che sind.

» Jugendliche Ausschlusserfahrungen sind
vielfaltig.

Die Vielfaltigkeit, Situationsabhdngigkeit, Un-
vorhersehbarkeit, Unberechenbarkeit und Un-
durchschaubarkeit der berichteten Ausschlus-
serfahrungen bilden ein zentrales Ergebnis der
durchgefiihrten Gruppendiskussionen’: In unter-
schiedlichsten Kontexten, an unterschiedlichs-
ten Orten und durch verschiedenste Personen

74 Dies zeigt sich in gleicher Weise in den Befunden der
Online-Befragung.
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haben die Jugendlichen die Erfahrung gemacht,
dass sie ausgeschlossen wurden: Im Sportverein,
im Fitness-Studio, im Feriencamp, in der Schule,
auf dem Schulhof, im Klassenzimmer, im Erzie-
hungsheim, in der Familie, in der Peergroup, auf
der Straf3e, am Bahnhof, im Bus, durch Gleichalt-
rige und Erwachsene, durch Lehrer*innen, durch
Arbeitgeber*innen, durch das Gesundheitssystem
(konkret: die Krankenkassen), die Gesetzgebung,
in der Gemeinde, durch die Polizei etc.

1. Die Analyse der Gruppendiskussionen zeigt
auf, dass die jugendlichen Ausschlusserfahrun-
gen und ihre darauf bezogenen Deutungsversu-
che auf einer Vielfalt an Ursachen beruhen. Die
subjektiven Deutungen der Jugendlichen lassen
sich im Wesentlichen in drei Stréangen biindeln:
Ein Strang der von Jugendlichen thematisierten
Ausschlussursachen bewegt sich auf einer po-
litisch-strukturellen Ebene (1), ein zweiter auf
einer personen- und gruppenbezogenen Ebe-
ne (2) sowie ein dritter Strang auf einer sozial-
kulturellen Ebene (3). Politisch-strukturelle
Ebene: Hier werden die politische Situation in
Deutschland, die Verfassung (das Grundgesetz
und rechtliche Grundlagen der Gesellschaft)
und die 6ffentliche Infrastruktur wie OPNV und
Internet von den Jugendlichen benannt. Die-
se Dimension wurde besonders haufig in den
Gruppendiskussionen mit Jugendlichen mit un-
terschiedlichen sexuellen und/oder geschlecht-
lichen Identitdten’, Jugendlichen mit chroni-
schen Erkrankungen, Jugendlichen, die aus der
Familie exkludiert sind und Jugendlichen, die
raumlich benachteiligt sind und sich im Uber-
gangssystem befinden, thematisiert.

75 Ohne dass dies in den Gruppendiskussionen explizit
benannt wurde, werden transidente und intergeschlechtliche
Kinder und Jugendliche strukturell z. B. im Sport, der Toilet-
tenbenutzung und der Umkleide ausgeschlossen.

2. Personen- und gruppenbezogene Merkma-
le’®: Zu dieser Dimension gehoren insbesondere
Kategorien, die gleichsam auch Marker fiir sozi-
ale Ungleichheit sind, wie Klasse, Ethnie (Haut-
farbe), Alter, Geschlecht, Kérper, Krankheit, Re-
ligion und Behinderung. Diese Attribute kdnnen
Goffman (1967/2018) zufolge in sichtbare und
unsichtbare Zeichen unterteilt werden. So zéh-
len Korper, Hautfarbe, Alter, Geschlecht und
zum Teil auch Behinderung zu den sichtbaren
Faktoren. Krankheit, Religion und Klasse wiede-
rum sind (in der Regel) weniger sichtbare Fak-
toren (es gibt aber auch hier Ausnahmen, z.B.
das Kopftuch oder die Kippa etc.). Eine These,
die es zu untersuchen gilt, kdnnte hierbei sein,
dass nicht offensichtliche Stigmata besser ver-
steckt werden kénnen und daher seltener zu
Ausschlusserfahrungen fiihren. Dass jedoch
einige Faktoren wie Religion, Ethnizitdt, aber
auch Geschlecht (mit Ausnahme der Gruppen-
diskussion mit LGBTI* Jugendlichen”) in die-
sen Diskussionen keine primare Rolle spielten,
kann auch in diesem Kapitel gezeigt werden.
Personenbezogene Attribute als Grund fiir Aus-
grenzung wurden in allen Gruppendiskussionen
thematisiert, auf3er in den Gruppendiskussio-
nen mit Jugendlichen, die sozial und rdumlich
exkludiert sind, sowie mit den Jugendlichen, die
aus der Familie exkludiert sind.

76 Das SGB VIl unterscheidet zwischen individueller Beein-
trachtigung als Benachteiligungsursache und der sozialen
Benachteiligung, was heif3t, dass Menschen auf unterschied-
lichen Ebenen wegen der tatsachlichen oder vermeintlichen
Zugehorigkeit zu einer bestimmten Gruppe systematisch
am gleichberechtigten Zugang zu gesellschaftlich relevanten
Ressourcen gehindert werden. Aus Behinderung kann so eine
soziale Benachteiligung werden.

77 LGBTI* ist eine aus dem englischen Sprachraum kom-
mende Abkiirzung firr Lesbian, Gay, Bisexual and Transgender
and Intersexual, also Lesbisch, Schwul, Bisexuell, Transgen-
der und Intersexuell. Das Sternchen symbolisiert einen Platz-
halter fur weitere sexuelle oder geschlechtliche Identitéten.
Die Bezeichnung ist eine Anpassung der seit Mitte der 1980er
Jahre verwendeten Abkiirzung LGB als Ersatz fiir die zum Teil
negativ konnotierte Beschreibung homosexuell.



3. Als dritte Kategorie kdnnen soziale und kultu-
relle Ursachen identifiziert werden. Hierunter
zahlen Vorurteile, Stereotype bzw. Stigmata so-
wie gesellschaftliche Normen und Erwartungen.
Diese Dimension wurde besonders deutlich in
den folgenden Gruppendiskussionen: Jugendli-
che mit unterschiedlichen sexuellen und/oder
geschlechtlichen Identitdten, Jugendliche, die
aus der Familie exkludiert sind und Jugendliche,
die sozial und raumlich exkludiert sind.

» Ausschlusserfahrungen junger Menschen
sind aus ihrer Sicht auch politisch und struk-
turell bedingt. Diese strukturell bedingten
AusschliefBungen von Teilhabeméglichkeiten
produzieren manifeste Benachteiligungen.

Anhand von drei exemplarischen Auszligen aus
den Gruppendiskussionen sollen diese struktu-
rell bedingten AusschlieSungsmechanismen dar-
gestellt werden: Zum einen durch ein Statement
eines transgeschlechtlichen Jugendlichen, durch
die Diskussionsbeitrage eines chronisch kranken
Jugendlichen und eines jungen Madchens, das re-
gional marginalisiert und auf die 6ffentliche Ver-
kehrsinfrastruktur angewiesen ist. Anhand dieser
Beispiele ldsst sich nachvollziehen, wie die Ju-
gendlichen die Gesetzgebung, die Politik (z. B. die
Gesundheits- und Verkehrspolitik) fiir ihre mani-
fest erlebbaren Benachteiligungen in ihrem Alltag
verantwortlich machen.

»[---] »Und ich mein, die politische Situation
bessert sich ja auch hier in Deutschland. Gera-
de im letzten Jahr hat sich ja auch viel getan.
Mit dem Paragraphen 175, oder jetzt der Ehe
fir alle. Aber es gibt halt auch praktisch von
der Verfassung her ziemliche Liicken, was die
LGBTI*-Community angeht, zum Beispiel das
Transsexuellengesetz. Also es gibt immer noch
viel, wo man auch vom Staat her von oben
praktisch direkt irgendwie ausgegrenzt wird."
(Gruppendiskussion mit LGBTI* Jugendlichen, Z. 125-132)

Auch wenn Deutschland in den letzten Jahren in
Sachen Gleichberechtigung gleichgeschlechtli-
cher Paare nachgezogen hat, so identifizieren die
Jugendlichen dennoch Bedarfe, politische und ge-
setzliche Anderungen vorzunehmen, damit sich
alle Mitglieder der LGBTI*-Community politisch
inkludiert fiihlen kdnnen.

,Das war ein sehr sehr langer Kampf mit der
Versicherung, dass man da tiberhaupt die Ge-
nehmigung fiir bekommt und ich find eh bei
so 'nem Gerat, was die Krankheit um einiges
erleichtert, dass man so lang drum kdmpfen
muss, ist schon fast 'ne Frechheit"

(Gruppendiskussion mit chronisch kranken Jugendlichen,
Z.308-310)

Insbesondere in der Gruppe der chronisch kranken
Jugendlichen wurde auf die teilweise exkludieren-
den Praktiken der Krankenkassen hingewiesen und
dass sie an manchen Stellen das Gefiihl haben,
dass der Staat ihnen in ihrer Situation deutlich
mehr helfen kénnte. Biirokratische Hiirden ver-
hindern aus Sicht der Jugendlichen deren Teilhabe.

Der Mangel an 6ffentlichen Verkehrsmitteln kann
zunachst unter strukturelle Ursachen subsumiert
werden. In Kombination mit dem Wohnort oder
der Region, in der junge Menschen leben, sowie
dem Alter (personenbezogene Merkmale) kénnen
so Vulnerabilitdtsmerkmale kumulieren und die
Wahrscheinlichkeit eines Exklusionsrisikos deut-
lich erhéhen.®

78 Die Intersektionalitatstheorie thematisiert exakt die-
se Kumulation bzw. Wechselwirkung und Steigerung von
Benachteiligung, wenn mehrere Vulnerabilitatsmerkmale
vorliegen.
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Die Jugendlichen sehen sich aufgrund infrastruk-
tureller Mangel in ihren Méglichkeiten, einen gu-
ten Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu finden bzw.
zu behalten, eingeschrankt.

,Doch der Bus fahrt aber nur einmal.”
[1: ,Mhh einmal am Tag?"

»Ja und meine Ausbildung hat schon rumge-
zickt, weil ich um acht schon da bin und ich
habe gesagt, ich kann nicht friher."
(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die sozialraumlich

ausgeschlossen sind und sich im Ubergangssystem befin-
den, Z.678-681)

» Aus Sicht der Jugendlichen basieren viele
Ausschlusserfahrungen auf sichtbaren perso-
nenbezogenen Merkmalen wie dem eigenen
Korper oder dem Aussehen.

Auf Basis der qualitativen Erhebung kdnnen per-
sonenbezogene Attribute wie der eigene Korper
oder das Aussehen als besondere Exklusionsrisi-
ken in den jugendlichen Lebenswelten eingestuft
werden. Dieser Befund wird durch die quantitative
Reprasentativerhebung eindrucksvoll untermau-
ert (vgl. Kapitel 3.5).

Der eigene Korper ist in westlichen Gesellschaften
zu einem bevorzugten Mittel der Selbstdarstellung
und Selbstinszenierung geworden (vgl. Gugutzer
2015, S.417). In der Korpersoziologie wird von einem
regelrechten ,Kérperboom” in den westlichen Kon-
sumgesellschaften gesprochen, der sich auf den
jungen, schonen, schlanken, fitten und gesunden
Korper richtet, den es zu pflegen und zu trainieren
gilt (vgl. ebd., S.40). Viele Menschen investieren
sehr viel Freizeit und Geld in ihren Kérper und ihr
Aussehen. Die Massenmedien, ebenso wie die so-
zialen Medien (wie Instagram etc.), leben von Kor-
perbildern. Ohne den Forschungsstand ausfiihr-
licher darstellen zu kénnen, ist es an dieser Stelle
wichtig zu betonen, dass die Zuschreibungen und
Unterscheidungen, die von den Jugendlichen (be-
wusst oder unbewusst) vorgenommen werden, um

andere auszuschlief3en, weil sie z.B. unsportlich
oder dick sind, weil sie behindert oder nicht schon
sind, auf wirkmdchtige, gesellschaftlich relevante
Diskurse und Entwicklungen verweisen.

Sichtbare korperliche Merkmale wie das Ausse-
hen, Kérpergewicht, Behinderungen oder Fehlstel-
lungen kdnnen zu besonderen Exklusionsrisiken
fur die Jugendlichen werden. Der Korper bildet in
den sozialen Prozessen der Kategorisierung und
Platzierung einen zentralen ,Schauplatz” — nicht
umsonst nimmt der Korper in Ungleichheitsmo-
dellen neben vielen anderen Sozialkategorien, wie
Geschlecht, Alter, Hautfarbe (,race”), Klasse, Re-
ligionszugehorigkeit etc., einen zunehmend be-
deutsamen Stellenwert ein (sog. ,body turn” in
den Sozialwissenschaften; vgl. Gugutzer 2015).

Im folgenden Abschnitt wird an drei Beispielen
aus verschiedenen Diskussionen mit Jugendlichen
das Ausschlusskriterium personenbezogene
Attribute verdeutlicht. Hierbei geht es konkret
um kdrperbezogene Merkmale.

Korper als Ausschlussmerkmal
- Beispiele aus den Gruppendiskussionen

Die Jugendlichen, vor allem Madchen, erzahlen in
den Gruppendiskussionen von Ausschlusserfah-
rungen, die sich auf deutlich sichtbare kérperliche
Merkmale, wie Kérpergewicht, Unsportlichkeit, Kie-
ferfehlstellung etc., beziehen. Ein Madchen schil-
dert die Situation, dass sie aufgrund ihrer Erkran-
kung Medikamente einnehmen musste, mit denen
eine Gewichtszunahme einherging, und darauf-

hin sichtbar ausgegrenzt wurde. Ein anderes Mad-
chen erzéhlt von ihrer Kieferfehlstellung, die fiir
ihre Gleichaltrigen einen Anlass bot, sie zu mob-
ben. Nach der Korrektur der Fehlstellung wurde das
Madchen nicht mehr ausgeschlossen. Wichtig ist
es, an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass es sich
dabei um subjektive Deutungen der Ausschlusser-
fahrungen durch die Jugendlichen selbst handelt.
Ein horbehinderter Junge berichtet von einem trau-
matischen Feriencamp, in dem er aufgrund seiner
Horbehinderung zum Auf3enseiter gemacht und
gemobbt wurde und er sich sehr allein gefiihlt hat.



Korpergewicht

,Mhm ja also bei mir hat’s halt schon relativ friih in der Grundschule angefangen. Ich wurde halt in
der Grundschule 6fters ausgeschlossen, weil ich halt kraftiger war als die anderen. Und nicht so gut
im Sport war zum Beispiel. In der Grundschule war ich halt relativ schlecht, also das fing so dritte,
vierte Klasse an. Dann kam ich auf die neue Schule. Dann war eigentlich alles wieder so gut bis zur
achten Klasse. Und &hm ab dann fing’s wieder an."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die aus der Schule exkludiert sind, Z.215-220)

»Ja das war so halt durch Medikamente. Habe ich halt so ganz doll zugenommen gehabt, weil ich halt
krank war und das ging dann so lber 'nen halbes Jahr und danach war eigentlich alles wieder gut. Also als
die abgesetzt wurden, habe ich auch wieder alles abgenommen und dann war wieder alles in Ordnung.”
(Gruppendiskussion mit psychisch kranken Jugendlichen, Z.54-57)

Kieferfehlstellung

,»Also ich wurde auch in der weiterfiihrenden Schule gemobbt, weil ich halt ‘'ne Kieferfehlstellung hat-
te. Aber dann wurde ich halt operiert und dann hat das aufgehort.*
(Gruppendiskussion mit psychisch kranken Jugendlichen, Z.174-175)

Horbehinderung und Horgeréte

,Das war eigentlich eine der schlimmsten Feriencamps, die ich mitgemacht habe. Weil ich wurde
standig als Auf3enseiter gesehen und gemobbt. Also ich hatte so eine Art Zelt hatte ich da geschlafen
mit anderen Jungs und da hatte ich halt einen guten Freund kennengelernt, der hat mir das auch ge-
sagt, was die gemacht haben. Die haben mich jeden Abend, als ich die (unverstandlich Horgerate??)
aus hatte, haben mich nur gemobbt. Die haben mich die ganze Zeit nur beleidigt. Also ich war da ei-
gentlich ganz allein." (Gruppendiskussion mit schwerhdrigen und gehérlosen Jugendlichen, Z. 618-624)

In den konkreten Beispielen werden das Korperge-  In zwei der dargestellten Beispiele kann nach-
wicht, die Unsportlichkeit, die Kieferfehlstellung vollzogen werden, wie durch die Beseitigung des
und die Horbehinderung, die sich am Horgerat ,Stigmas” (Ubergewicht durch Medikamente und
festmacht, als mehr oder weniger deutlich sicht- der Riickgang des Ubergewichts nach Absetzen
bare Zeichen thematisiert, welche die Jugend- der Medikamente; Kieferfehlstellung und opera-
lichen zu Auf3enseitern, zu ,,Anderen” machen tive Beseitigung der Fehlstellung) die Anlasse fiir
(Prozesse des ,Otherings”’, der ,VerAnderung”; Ausschluss hinfallig werden und das Mobbing auf-
vgl. Reuter 2002; Scherr & Breit 2020). hort. Insofern ist die Unterscheidung, die Goffman

(1967/2005) in Bezug auf die Natur der sozialen
Zeichen trifft, d. h., ob sie angeboren sind oder

nicht, ob die Zeichen riickgangig gemacht werden

konnen oder nicht, von entscheidender Bedeu-

tung fiir den Betroffenen selbst, aber auch fiir den
sozialen Umgang mit Stigmata und damit letztlich

79 Damit sind die Abgrenzung und Ausgrenzung verschiede-

ner Personen oder Gruppen durch die Betonung der ,,Anders- i e
artigkeit", der ,Fremdheit" der anderen gemeint. auch fiir Ausschlussaktivitaten.
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Den Jugendlichen werden durch diskriminieren-

de Personenkategorien (wie dick, unsportlich, psy-
chisch krank oder horbehindert zu sein) Eigen-
schaften zugeschrieben, die sie in negativer Weise
von denjenigen unterscheiden, die — etwa im Hin-
blick auf Normkonformitat, korperliche oder kog-
nitive Leistungsfahigkeit und seelische Gesundheit
— als normale Gesellschaftsmitglieder betrachtet
werden (vgl. Scherr & Breit 2020, S.24). Die sozial-
wissenschaftliche Diskriminierungsforschung zeigt,
dass Diskriminierung, verstanden als Herabsetzung
und Rechtfertigung von Benachteiligungen, auf so-
zial konstruierten Unterscheidungen beruht, in de-
nen Gemeinsamkeiten und Unterschiede sowie
Konkurrenzen und Konflikte zwischen denjenigen

behauptet werden, die einer jeweiligen Gruppenka-

tegorie zugeordnet werden (vgl. ebd.).

Der Diskriminierungsbegriff bezeichnet ,die Ver-
wendung gesellschaftlich verfligbarer Unterschei-
dungen von Personenkategorien (z.B. korperlich
und psychisch voll leistungsfahige vs. Menschen
mit Behinderung) und Gruppenkategorien (etwa
Christen und Muslime) zur Herstellung, Begriin-
dung und Rechtfertigung von Zugehorigkeiten,
Privilegierungen und Benachteiligungen” (Scherr
& Breit 2020, S. 23f.).

In den Gruppendiskussionen thematisieren die Ju-
gendlichen diese personenbezogenen Attribute als
Ursachen fiir Ausschluss (z. B. Aussehen, Korper-
gewicht, Krankheiten, Behinderungen sowie psy-
chische Krankheiten und persénliche Probleme).
Aber auch gruppenbezogene Merkmale wie die
soziale Schichtzugehdrigkeit (siehe die Verwen-
dung des Begriffs ,Hartz4rer” durch einen Leh-
rer) oder die Zugehorigkeit zu einer bestimmten
Institution, die ein negatives Image hat (Grup-
pendiskussion mit Jugendlichen in einer Bildungs-
einrichtung im Ubergangssystem und in einer
stationaren Jugendhilfeeinrichtung), kénnen zu ei-
nem Ausschlusskriterium werden.®

»Ich hat mit einer Freundin auch Mobbing. Aber
nicht von Schiilern, sondern vom Klassenlehrer.
Wir wurden als Hartz4rer bezeichnet, weil wir
aufm [Schule] waren. Und dann sind wir auch
zum Schuldirektor gegangen und dann hat’s auf
einmal gehief3en, wir sind daran schuld. Wir hat-
ten ihn provoziert. Aber wir haben einfach nur
gesagt, wir verstehen das nicht, wir brauchen die
Erklarung nochmal und dann hat’s angefangen
und dann hat es gehief3en, wir waren die Schuldi-
gen und der Lehrer hat dann nix bekommen*“ (...)
(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die sozialraumlich

exkludiert sind und sich im Ubergangssystem befinden
7.123-127)

80 Rassistische Diskriminierung wurde in den Gruppendis-
kussionen von den Jugendlichen praktisch nicht thematisiert
— obwohl auch gefliichtete Jugendliche diskutiert haben. Des-
halb spielt diese Form der gruppenbezogenen Diskriminierung
im qualitativen Teil dieses Berichts keine Rolle, was aber nicht
bedeutet, dass es diese Form der Diskriminierung nicht gabe.



» Jugendliche mit nicht sichtbaren perso-
nen- oder gruppenbezogenen Merkmalen be-
wegen sich in einem besonderen Spannungs-
feld zwischen ,Tauschen und Verstecken”
auf der einen Seite und ,,Enthiillen und Sich
outen” auf der anderen Seite.

Jugendliche mit einem personen- oder gruppenbe-
zogenen Merkmal, welches nicht unmittelbar sicht-
bar bzw. evident ist, bewegen sich in einem Span-
nungsbogen zwischen Tauschen und Enthdllen,
welcher einen enormen Bewaltigungsdruck erzeu-
gen kann. Ausgehend vom Problem der ,Visibilitat”
(Sichtbarkeit) eines bestimmten Stigmas hat Goff-
man die Taktik des Tauschens beschrieben (Goff-
man 1967/2018, S. 64ff.): Das Tauschen ist Teil des
Managements nicht offenbarter, diskreditierender
Information Uber sich selbst; dies ist vor allem fir
die Diskreditierbaren ein zentrales Problem, nam-
lich die Information uber ,ihren Fehler zu steuern”
(vgl. ebd., S.56): ,Er6ffnen oder nicht eréffnen; sa-
gen oder nicht sagen; rauslassen oder nicht raus-
lassen; ligen oder nicht ligen; und in jedem Fall,
wem, wie, wann und wo” (vgl. ebd., S.56).

In der Gruppendiskussion mit den LGBTI*-Jugendli-
chen wird genau dies thematisiert, wie gut und sorg-
faltig sie sich iberlegen, wem gegendiber sie sich
,outen”: Zum Beispiel vertraut sich ein lesbisches
Madchen ihrem Lehrer an, bei dem sie sich sicher
fuhlt. Auch in der Gruppendiskussion mit chronisch
kranken Jugendlichen kommt dieses Thema auf.

C: ,Also ich jetzt noch nicht. Also viele meiner
Mitschiiler wissen tiberhaupt nichts tiber meine
Krankheit oder dass ich die tiberhaupt habe. Weil
es wird gesagt, dass man mir das nicht ansieht,
was ich auch duf3erlich finde, also ich wiird’ nicht
denken, dass ich irgend’'ne Krankheit hab. Ahm ja
also in Bezug auf meine Krankheit noch nie."

M: ,Ja also bei mir ist das anders. Dadurch, dass
ich ja durch den Diabetes, ich bin Diabetiker, die
Spritzen offen setzen muss. Also ich kann’s halt
versteckt machen, aber ist viel mehr Aufwand.”

(Gruppendiskussion mit chronisch kranken Jugendlichen,
7.116-122)

Ein chronisch krankes Madchen behlt ihre Krank-
heit fir sich, weil sie damit den Anschein von Nor-
malitdt aufrechterhalten kann, ,weil es ja niemand
weif3 und man es mir nicht ansieht”. Dadurch ist sie
in Bezug auf ihre Krankheit von den anderen noch
nie ausgeschlossen oder ausgegrenzt worden.

N: ,Also in Bezug auf meine Krankheit wurde
ich noch nie ausgeschlossen. Und ahm es wis-
sen auch die meisten auch nicht. Aber ich den-
ke, auch dann wiirden sie mich nicht unbedingt
ausschlief3en."

K: ,Also bei mir weif3 es eigentlich auch nur ein
paar Freundinnen von mir und sonst vielleicht
noch ein Lehrer, aber deswegen wurde ich auch
noch nicht ausgeschlossen.”

N2: ,Ja also bei mir ist das ein bisschen anders.
Ich hab’ Epilepsie also Krampfanfalle. Und das
ist dann halt auch haufiger so, also zum Bei-
spiel im Schwimmunterricht konnt” ich nicht
teilnehmen, weil’s eben nicht genug Lehrperso-
nen gab, also ich brauchte meine eigene Lehr-
person fiir den Schwimmunterricht."

(Gruppendiskussion mit chronisch kranken
Jugendlichen, Z.145-154)

Anders gelagert ist der Fall des Madchens mit Epi-
lepsie, das am Schwimmunterricht aufgrund von
Personalmangel nicht teilnehmen kann. Hierbei
handelt es sich um eine faktische Exklusion, die
das Médchen deutlich benachteiligt, weil sie in
der Schule nicht schwimmen lernen kann. Diese
konnte Uber die Moglichkeit eines Inklusionshel-
fers bzw. einer Inklusionshelferin relativ einfach
beseitigt werden.

Insgesamt kann an dieser Stelle konstatiert wer-
den, dass sich die Erfahrungen der Jugendlichen
mit chronischen Erkrankungen differenziert dar-
stellen. Ein Teil der Gruppe hat kaum Ausschlus-
serfahrungen gemacht, was auch auf die Nicht-
Sichtbarkeit ihrer Erkrankung zurilickgefiihrt
werden kann, ein anderer Teil der Gruppe mit
deutlich sichtbaren und einschrankenden chroni-
schen Erkrankungen berichtet liber deutliche Ex-
klusionserfahrungen.
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Im folgenden Zitat werden Exklusionserfahrun-
gen aufgrund von Homosexualitdt geschildert,

in dem der enorme Bewaltigungsdruck deutlich
wird, der durch das Verheimlichen und das ,Sich-
niemandem-mitteilen-kénnen” entsteht. Gleich-
zeitig wird in dem Zitat sichtbar, wie entlastet
sich P. nach dem Outing fiihlt und sich der Bewal-
tigungsdruck lost.

P: ,Es sind dann halt oft so Kleinigkeiten, wo
jeder denkt, reg dich mal nicht so driiber auf,
aber ich vergleich es immer gern mit so einem
Glas Wasser, wo aus dem Wasserhahn immer
ein Tropfen reinfallt und irgendwann ist es ein-
fach so, dass das Glas lberlduft. Irgendwann
kommt man auch nicht mehr damit klar und
wenn man dann auch wirklich mit niemandem
dariiber redet, dann geht’s halt immer schneller
zu dem Punkt Giber, wo man nicht mehr selber
damit klarkommt. Bei mir war es dann wirklich
so, dass ich irgendwann einen Lehrer hatte, bei
dem ich mir zu hundert Prozent sicher war, mit
dem kann ich reden und mit dem habe ich dann
auch geredet. Also ich hab’ ihn auch nur zwei
Tage im Unterricht gehabt davor und wusste,
ok er wird nichts gegen mich haben, bei ihm ist
es einfach so und da hab’ ich fiir mich selber
schon gesagt ok, oder auch gemerkt ok. Direkt
an dem Tag ging es mir schon besser, Mama hat
mich, nachdem ich aus der Schule nach Hause
kam, gefragt, ist irgendwas vorgefallen, du bist
ganz anders. Weil man verhalt sich natirlich
anders, wenn man merkt, nicht jeder grenzt ei-
nen aus und da kam dann irgendwann dieses
ok, ich rede mit anderen Leuten dariiber und
ansonsten versuch ich es zumindest fir mich
egal werden zu lassen."

Gruppendiskussion mit LGBTI* Jugendlichen, Z.184-222
PP g

L: [...] ,Also habe ich es meiner Mutter ein-
fach irgendwann mal erzahlt und fiir sie war’s
ok, mein Papa wusste es eh irgendwie, (...) er
wusste das schon seit ich laufen konnte. Bis
jetzt bin ich deswegen auch noch nie auf Hass
gesto[3en, obwohl ich schon grof3e Angst hat-
te, deswegen wieder ausgeschlossen zu werden
oder gemobbt zu werden."

M: ,Also ich glaube, ich hatte bei meiner Fami-
lie, also mit meiner Mutter Gberhaupt gar kein
Problem, liber so Sachen zu reden, aber irgend-
wie immer mega Probleme mit meinem Vater,
uber sowas zu reden, und hab da auch eine Zeit
gar nichts zu gesagt und dann halt irgendwann
hat meine Mutter was zu meinem Vater gesagt
und mir da mehr oder weniger ein bisschen un-
ter die Arme gegriffen und der hat dann auch
spater gesagt, es ist kein Problem und so, aber
ich hatte bei meinem Vater irgendwie mehr
Angst als bei meiner Mutter, weil ich das Ge-
fihl hatte, meine Mutter ist irgendwie offener
als mein Vater obwohl das eigentlich gar nicht
so der Fall ist."

(Gruppendiskussion mit LGBTI* Jugendlichen, Z.637-651)

In diesen Diskussionspassagen deutet sich bereits
das Bewaltigungshandeln der Jugendlichen an: Re-
den, sich mitteilen, sich 6ffnen, sich ,zeigen”, sich
outen, Verbiindete suchen. Dies sind klare Hin-
weise auf Bewaltigungsstrategien und darauf, wie
junge Menschen Handlungsfahigkeit gewinnen
wollen.



» Werden Vorurteile, Stigmatisierungen und
Stereotypisierungen zugelassen, statt Diver-
sitat zu akzeptieren oder zu fordern, fiihlen
sich Jugendliche vulnerabler Gruppen eher
ausgeschlossen.

Als dritte Kategorie der von den Jugendlichen be-
richteten Ausschlusserfahrungen kénnen soziale
und kulturelle Ursachen identifiziert werden. Hier-
unter lassen sich in erster Linie Vorurteile und Ste-
reotype fassen, aber auch generelle Vorstellungen
von ,Normalitat” bzw. ,normalen Lebensweisen”,
die exkludierend wirken kdnnen. In der Gesell-
schaft verankerte Normen, wie beispielsweise das
Leistungsprinzip, die Heteronormativitat, Korper-
normen etc. kdnnen sich als Exklusionsrisiken fir
bestimmte Personengruppen manifestieren. Rigi-
de gesellschaftliche Normen, enge Normalitats-
vorstellungen, Vorurteile und Stereotype kdnnen
ein soziokulturelles Umfeld stiften, welches Dis-
kriminierung, Prozesse des Otherings und Exklusi-
onen begilinstigt und damit Vulnerabilitat und vul-
nerable Gruppen mit hervorbringt.

So berichten beispielsweise Jugendliche aus der
Gruppendiskussion mit LGBTI* Jugendlichen von
Vorurteilen.

,[...] Es ist ja auch eine Art von Ausgrenzung,
die einen irgendwie, man kann das ja nicht ab-
schalten und das nervt auf Dauer echt. Zum
Beispiel, wenn wir unterwegs sind, wenn wir
abends am Bahnhof sind oder sowas, dann
gucken wir direkt, dass wir nicht mehr Hand-
chen halten oder sowas, weil man kann ja nie
wissen, was irgendwie passiert und das find ich,
das sind halt so Kleinigkeiten, auf die miissen
heterosexuelle Paare tiberhaupt nicht achten.”

(Gruppendiskussion mit LGBTI* Jugendlichen
Z.1032-1039)

Jugendliche, die sich mit Diskriminierung auf-
grund ihrer sexuellen oder geschlechtlichen Iden-
titat konfrontiert sehen, fiihlen sich von der Ge-
sellschaft eher nicht akzeptiert.

Auch Jugendliche in Heimkontexten sehen sich
haufig mit Vorurteilen und Stereotypen konfron-
tiert, was eindriicklich das nachfolgende Zitat zeigt:

»Ja weil, auch weil eigentlich kommt von auf3en
ja immer scheif [Jugendliche aus Institution],
scheif3 Heimkinder, die krieg eh so nichts aus
ihrem Leben, die werden, die enden alle eh nur
als Hartz IV, das kommt immer so von auf3er-
halb, aber wenn die brauchen gar nichts dari-
ber zu denken, weil die waren noch nie in einem
Heim und die sollen einfach die Fresse halten,
Entschuldigung, die sollen die Fresse halten, die
wissen gar nicht, wie das ist."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die aus der Familie
ausgeschlossen sind, Z.184 ff.)

Die Jugendlichen, die nicht in ihrer Familie leben
(kdnnen) und stattdessen in einer stationaren Ju-
gendhilfeeinrichtung untergebracht sind, duf3ern
einhellig, aufgrund von Vorurteilen exkludiert zu
werden. Dies bezieht sich hierbei primdr auf ihren
Status als ,Heimkinder” und sie erleben, wie sie
mittels des Etiketts ,Heimkind” stigmatisiert wer-
den. An einer anderen Stelle der Gruppendiskussion
wird berichtet, dass sie keinen Praktikumsplatz be-
kommen, weil sie aus dem Heim sind, und dass sie
in vielen Geschéaften Hausverbot haben, weil ande-
re aus ihrer Einrichtung dort geklaut haben. Sie er-
leben, dass sie in eine Kategorie gesteckt werden
und dass es dabei nicht um sie selbst geht, sondern
dass sie ,alle tiber einen Kamm geschoren” werden,
dass sie abgestempelt sind, ohne dass im Einzelfall
Uiberprift wird, ob der Stempel tiberhaupt zutreffend
ist. Genau dieser Prozess ist gruppenbezogene Dis-
kriminierung, die sich in eine soziale Benachteiligung
transformiert und die Chancen dieser Jugendlichen
auf einen Praktikumsplatz oder auf dem Arbeits-
markt deutlich reduziert. Hier liegt neben der Exklu-
sionserfahrung auch eine faktische Exklusion vor.
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» Das Verhalten von Schliisselpersonen
kann sowohl Exklusions- als auch Inklusions-
prozesse beférdern.

Bisher bezog sich die Analyse auf die vielfalti-

gen Griinde fiir Ausschluss und deren Klassifizie-
rung. Im Folgenden geht es um ,Katalysatoren
und Kompensatoren fiir Exklusion bzw. Inklusion”.
In der folgenden Diskussionssequenz beschreibt
ein junges, horbehindertes Madchen, das einige

Zeit auf einer Regelschule war, wie ein Lehrer ih-
rer Forderschule allen Mitschiiler*innen an der
Regelschule Ohrstopsel und Kopfhorer verteilt,
damit sie am eigenen Leib spiiren kdnnen, wie es
sich anfiihlen muss, horbehindert zu sein. Auf der
einen Seite beschreibt sie einen Lehrer, der durch
seinen didaktischen Input Inklusion befordert, auf
der anderen Seite eine Lehrkraft, die durch ihr Ver-
halten und ihre mogliche Uberforderung mit der
Inklusionsherausforderung eher Ausschlusserfah-
rungen katalysiert.

»Also man kdnnte es den Schiilern vielleicht erklaren, zum Beispiel einmal an meiner Schule, das war
ziemlich gut, da kam der Herr R. also einer von hier und der hat meinen Schulkameraden hat der erst-
mal so Ohrstopsel in die Ohren reingemacht und dann Kopfhorer und dann sollten die eine Stunde
lang das so horen, wie ich das mit meinen Cls1 hore, und dann haben die gemerkt wie krass, dass ich
dann mitkam im Unterricht, dann haben dies erst gemerkt und man kann sich ja nicht in was hinein-
versetzen, was man nicht durchmachen musste und das ist dann auch schwer zu verstehen, aber so-
was hat einen echt gut dazu bewegt, dass die Schiiler es auch verstanden haben, wie es einem eigent-
lich geht und wie man hért. Das war zum Beispiel eine gute Sache."

(Gruppendiskussion mit schwerhdérigen/gehérlosen Jugendlichen Z. 679-687)

Cl = Cochlea Implantat. Ein Cochlea Implantat beruht im Gegensatz zu einem Horgerat nicht auf der Verstarkung der Schallwellen. Zentraler
Bestandeteil eines Cl ist ein direkt in die Horschnecke eingefiihrter ,Elektrodentrager”. Unter Umgehung des mechanischen Apparats des Ohres
(Trommelfell, Hammer, Amboss, Steigbiigel) reizen diese 12 bis 22 Elektroden die Hérnerven im Innenohr direkt mit elektrischen Impulsen

(vgl. Soffner, Bottges 2018).

Auf der anderen Seite erlebt das horgeschadigte
Madchen ihren Klassenlehrer in der Regelschule,
der ,Arger macht”, weil die Horanlage nicht funk-
tioniert, fur die er das Madchen alleine verantwort-
lich macht. D. h., dass sie in den knappen Pausen
die Mikros aufladen und dafiir sorgen muss, dass
die ,Technik” funktioniert, und beschuldigt sie dann
o6ffentlich, wenn es nicht klappt. Das ist die Deu-
tung des Madchens, sie fiihlt sich verantwortlich
und hat Schuldgefiihle und erlebt dies als Bescha-
mung (vgl. Hafenegger 2013).

Gleichzeitig wirft der untenstehende Diskussions-
ausschnitt aber auch ein Schlaglicht auf mangeln-
de Voraussetzungen fir Inklusion bzw. Teilhabe-
hindernisse. So kann in Frage gestellt werden,
warum sich dieses Madchen fiir die Horanlage
verantwortlich flihlen muss und warum es nicht
in den Verantwortungsbereich der Schule bzw. der
Haustechnik fallt, fir die apparativen Vorausset-
zungen zu sorgen, damit sich das Madchen in den
Pausen erholen und dann ohne Stérung am Un-
terricht teilhaben kann.



»Also ich hab’ auch jetzt gemeint auf der Gemeinschaftsschule, ich hatte ja jetzt die Erfahrung. Da
war’s eigentlich langer als ein Jahr mindestens, bis sich die Lehrer, die Schiiler und du dich selbst ak-
zeptierst hast in einer normalen Schule. Mit denen, das war bei mir der Herr R. oder hier die Frau M.
als Schulleiterin, die kamen ab und zu mich mal besuchen, haben geguckt, wie das so ging im Unter-
richt und so, aber es musste immer wieder was nachgeholfen werden. Diskutiert und so und das finde
ich, war schon sehr anstrengend. Also Zeit verloren hat man da einfach. Und das hab’ ich jetzt eigent-
lich gemeint, dass es leichter ware. Weil es viel Zeit in Anspruch nimmt. Bis zur 8. kamen immer Leute
wegen der Gehdranlage. Das war anstrengend auch fiir mich selbst, weil du warst immer schuld, dass
eine Stunde ausgefallen ist, und ja deswegen habe ich das gemeint."

]

»Ja genau, also ich hatte 5. Klasse, war ein halbes Jahr, glaube ich, ohne sogar, ich kam aber mit, weil
wir waren nur 24 Kinder und sonst waren das ja 30 Kinder. Und dann hab’ ich eine Horanlage bekom-
men, das war aber ziemlich anstrengend. Ich hatte da 2 Boxen, die waren in der Klasse so und die hat-
ten Mikrophone so in der Hand. Und das musste man dann immer weiter geben. Das war auch selbst
anstrengend. Oder die Horanlagen haben einfach Larm gemacht im Unterricht. Biep auf einmal so
und ich habe immer Arger bekommen, wenn die Steckdosen nicht funktioniert haben, die Héranla-
ge nicht geladen hat. Da bekam ich dann immer ziemlich Arger von dem strengsten Lehrer und das ist
sehr, man fihlt sich dann auch ausgeschlossen von dem Lehrer. Weil du dann die Schuld bekommst,

weil es nicht klappt"

(Gruppendiskussion mit schwerhérigen/gehérlosen Jugendlichen Z.558-577)

Darliber hinaus steht dieses Beispiel auch fiir die
individuellen Schwierigkeiten der Betroffenen mit
Inklusion in Regeleinrichtungen. Es wird deutlich,
wie schwierig und anstrengend Inklusion auf der
personlichen, interpersonalen, aber auch auf der
organisationalen Ebene sein kann.

» Mobbing als eine extreme Form des Aus-
schlusses zieht sich wie ein roter Faden durch
die Gruppendiskussionen.

In vielen Gruppendiskussionen geht es um das
Thema Mobbing und insbesondere um Mobbing-
erfahrungen, die in der Schule gemacht wer-

den — durch Mitschiiler*innen, aber auch durch
Lehrer*innen. Ausschlusserfahrungen im Kon-
text der Schule sind in den Gruppen deshalb be-
sonders prasent, weil Jugendliche einen Grof3teil
ihrer Zeit in der Schule verbringen, sie dort ihre
Freund*innen treffen und die Schule fiir sie einen

zentralen sozialen Ort darstellt. Die Schule ist so-
wohl der Ort des Lernens als auch ein sozialer Ort,
d.h. ein sehr bedeutsamer Teil der jugendlichen
Lebenswelt (vgl. Modell der Bedingungen des Auf-
wachsens und Teilhaberealisierung Abbildung 6).

In manchen Gesprachssequenzen wird explizit
von Mobbing gesprochen und von Mobbingerleb-
nissen berichtet, die sich iber Jahre hingezogen
haben, zum Teil mit Gewalt einhergingen und in
manchen Féllen in die komplette Schulverweige-
rung bzw. Schulabstinenz gefiihrt haben. Mobbing
muss in diesen Diskurszusammenhangen als eine
extreme Form von sozialem Ausschluss verstan-
den werden, als eine Verweigerung der sozialen
Anerkennung einer Person.
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» In den Gruppendiskussionen wird deut-
lich, dass die Jugendlichen dem Mobbing in
der Schule teilweise hilflos ausgeliefert sind
und sich alleine gelassen fiihlen. Sie fordern
die Professionalitat der Erwachsenen ein und
gleichzeitig auch aktive Hilfe.

In verschiedenen Gruppendiskussionen wird deut-
lich, dass in der Perspektive der Jugendlichen die
Lehrerschaft und/oder die Schulleitung eigentlich
dafiir zustandig waren, Mobbing zu verurteilen
und abzustellen.

»Ich mein, man kann Mobbing oder Stress un-
ter Schulern nicht verhindern. Ich mein dafir,
das ist ja dann im Endeffekt Schuld der Schiiler
oder Sache der Schiiler, aber es sollte dann Leh-
rer geben, die es dann sehen und beachten und
dann halt auch zu verhindern oder zu helfen
wissen. Weil wenn's die Lehrer nicht machen,
macht's keiner."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die aus der Schule
exkludiert sind, Z.985-989)

Dartiber hinaus wird in den Gruppendiskussionen
deutlich, dass sich die Schiiler*innen zum Teil al-
lein gelassen fiihlen und das Gefiihl haben, dass
Lehrer*innen, bewusst oder unbewusst, Mobbing
ignorieren. Die Schulsozialarbeit scheint in den
Darstellungen der Jugendlichen mit dem grof3en
Bedarf an Unterstiitzung tiberfordert und wird als
unterausgestattet bewertet. Hier zeigt sich im
Material die Hilflosigkeit und erlebte Ohnmacht
der Jugendlichen besonders deutlich. Wird dies
mit dem Theoriemodell der Lebensbewaltigung
von Lothar Bohnisch (siehe ausfiihrlich Kapitel
3.3.3) interpretiert, so kann durch die erfahrene
Hilflosigkeit und Ohnmacht bei den Jugendlichen
ein Bewaltigungsdruck entstehen, der dazu fihrt,
dass die Jugendlichen die Schule verweigern. In
der sozialpadagogischen Einrichtung, die sich um
Schulverweigerer*innen kiimmert, geht es darum,
die Jugendlichen uber ihre Hilflosigkeit und ihre
Erfahrungen zum Sprechen zu bringen und ihre

Exklusion zu bearbeiten. Diese sozialpadagogische
Institution kann so zu einer Bewaltigungskultur
fur die Schulverweigerer*innen werden.

Zusammenfassung:

Die Lebensphase Jugend zeigt sich in den Berich-
ten der jungen Menschen als ein Lebensabschnitt,
der durch besondere entwicklungsbedingte Risi-
ken der Diskriminierung und Ausschlief3ung ge-
kennzeichnet ist. Die Exklusionserfahrungen sind
vielfaltig, zum Teil strukturell bedingt, sie basie-
ren auf personen- und gruppenbezogenen Un-
terscheidungen, die AusschlieBungen scheinbar
rechtfertigen. Es zeigt sich eine grof3e Bandbreite
von legitimen Ab- und Ausgrenzungen in der Welt
der Gleichaltrigen bis hin zu Exklusionen, aus de-
nen strukturelle Benachteiligungen erwachsen
(kdnnen). Daruiber hinaus zeigen die Gesprachs-
gruppen, dass Inklusionsprozesse durch Schlissel-
personen beférdert werden, umgekehrt aber Ex-
klusionsprozesse verstarkt werden kénnen.

Durch die eingehende Beschaftigung mit den Be-
richten junger Menschen uber ihre vielfaltigen
Ausschlusserfahrungen lasst sich fiir das Gelingen
von Inklusion ableiten, dass die Umsetzung von
Inklusion auf allen gesellschaftlichen Ebenen
ansetzen muss:

» auf der politischen und rechtlichen Ebene,

» auf der Ebene der (Sozial-)Burokratie und des
Gesundheitssystems,

» auf der Ebene der Erziehungs- und Bildungs-
institutionen,

» der offentlichen Infrastruktur
(z.B. OPNV, Internet),

» der Ebene des Arbeitsmarktes,

» auf einer sozial-kulturellen Ebene, auf der Gber
den Umgang mit Verschiedenheit, Fremdheit und
Differenzen verhandelt und um die Frage gerungen
wird, wie viel Diversitat und Pluralitat eine Ge-
sellschaft zulassen und/oder beférdern mochte

» und nicht zuletzt auch auf der interpersonalen
und personalen Ebene.



Inklusion muss umfassend als eine Kultur der
Anerkennung verstanden werden, die sicherstellt,
dass alle Mitglieder der Gesellschaft an allen
relevanten Ressourcen selbstbestimmt teilhaben
kénnen.

3.4.3 ,Handlungsfahigkeit gewinnen"
— Erkenntnisse aus den Gruppendiskus-
sionen

In diesem Analysekapitel steht die Bewaltigung
der Ausschlusserfahrungen junger Menschen im
Mittelpunkt und die Frage, wie sie ihre Hand-
lungsfahigkeit wiedergewinnen. In der Theorie

der Lebensbewaltigung wird unter Bewaltigungs-
handeln das Streben nach psychosozialer Hand-
lungsfahigkeit in kritischen Lebenskonstellatio-
nen verstanden, in denen die eigenen Ressourcen
zur Problemlésung nicht ausreichen (vgl. Boh-
nisch 2019, S. 20). Handlungsfahigkeit setzt sich
aus Selbstwert, sozialer Anerkennung und (ei-
nem Gefiihl der) Selbstwirksamkeit zusammen.
Die Theorieelemente der Bewaltigungslage und
der Bewaltigungskulturen spielen im Modell der
Handlungsfahigkeit ebenfalls eine wichtige Rolle.
Die Bewaltigungslage bezeichnet die Lebenslagen,
die als Ermdglichungs- oder Verwehrungskontex-
te fungieren (vgl. ebd. S.99), die Bewaltigungs-
kulturen bezeichnen milieuabhdngige Praktiken
der Lebensbewaltigung, z. B. wie Hilflosigkeit mi-
lieuspezifisch thematisiert wird, in welcher Form
Konflikte ausgetragen oder wie Selbstwert und
Anerkennung erlangt werden. Familien, Gleichalt-
rigengruppen, Medien oder auch Institutionen wie
Schulen bilden die Bewaltigungskulturen, in de-
nen Kinder und Jugendliche aufwachsen (vgl. Boh-
nisch 2016, S.26)°".

81 Bohnisch spricht hier auch von Milieubeziehungen.

» In den Berichten der jungen Menschen
zeigt sich ein breites Spektrum, wie sie nach
Handlungsfahigkeit streben: Ein pragmatischer
Umgang mit Ausschlusserfahrungen sowie
aktives, offensives Bewaltigungshandeln,

das auf Veranderung der Gesellschaft zielt
(z.B. durch Aufklarung, Wissensvermittlung,
eigenes Aktiv-Werden und Engagement), aber
auch Hilflosigkeit und Ohnmacht, (Schul-)
Verweigerung, selbstverletzendes, deviantes
und destruktives Verhalten.

Das Konzept der Handlungsfahigkeit unterschei-
det zwischen regressiver, einfacher und erweiter-
ter Handlungsfahigkeit bzw. Bewaltigungskons-
tellationen (vgl. Bohnisch 2016, 2019). Regressive
Handlungsfahigkeit bezeichnet antisoziales, ab-
weichendes Verhalten, einfaches Bewaltigungs-
verhalten ist in der Routine der einfachen Alltags-
bewaltigung gefangen, wahrend die erweiterte
Handlungsfahigkeit in die Zonen der Gestaltung
und der gesellschaftlichen Teilhabe hineinreicht.
Letztere Bewaltigungsform kann auch in der Be-
grifflichkeit von Agency gefasst werden (Hom-
foldt/Schréer/Schweppe 2008).

Regressive Bewaltigungskulturen verweisen in der
Regel auf schlechte sozial-6konomische Lebens-
verhaltnisse. Damit ist die gesellschaftlich-sozial-
strukturelle Zone der Lebens- und Bewaltigungs-
lage angesprochen (vgl. Bhnisch 2016, S.27).

Regressive Handlungsféahigkeit und regressive
Bewaltigungskulturen

In den Fokusgruppen lassen sich Bewaltigungs-
muster erkennen, die auf ein passives Erleiden, Er-
dulden, Uber-sich-ergehen-lassen, auf Ohnmacht
und Hilflosigkeit, Nicht-Thematisieren, aber auch
auf Gewalt, Aggression, Alkoholmissbrauch und
Selbstverletzungen hindeuten.
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J: ,Ja bei mir ist halt so, statt, wenn ich Streit,
Stress oder Frust habe, lasse ich es meistens
nicht an mir selber aus. Sondern ich mach dann
so, wie soll ich sagen (.) entweder ich mache ir-
gendwas kaputt oder ich ..."

[1: ,,Du drehst was oder so."
J: ,Trinke was oder andere Sachen.*

(Gruppendiskussion mit psychisch kranken Jugendlichen,
Z.910-916)

Lothar Bohnisch (2019) erlautert in seiner Theorie
zwei Abspaltungsmuster. Er geht davon aus, dass
innere Hilflosigkeit Bewaltigungsdruck erzeugt.
Innere Hilflosigkeit werde haufig nicht zugelassen
und ausgedriickt, sondern abgespalten. Hier gibt
es zwei Abspaltungsmuster: Zum einen die duf3e-
re Abspaltung der eigenen Hilflosigkeit, die hdu-
fig in korperliche und psychische Gewaltformen
transformiert werde (die Zonen der physischen
und psychischen Gewalt; vgl. ebd., S.23). Hierbei
handele es sich eher um ein ménnliches Bewalti-
gungsmuster. Zum anderen die innere Abspaltung
(vgl. ebd., S. 24ff.), die sich in Autoaggression, der
Gewalt gegen sich selbst, in Essstorungen, De-
pressivitat, Selbstverletzungen und autoaggressi-
vem Selbsthass dufRere. Dieses Muster wird eher
als weibliches Bewaltigungsmuster eingeordnet.

E: [tber ihre Mutter] ,Ja sie hat zwei Arbeiten
gehabt. Jetzt hat sie auch nochmal zwei gekriegt.
Das ist (unverstandlich) und will halt nicht, dass
ich irgendwie weggehe oder mich verletze, weil
ich will auch nicht, dass sie das macht."

(Gruppendiskussion mit psychisch kranken Jugendlichen,
Z.505-507)

In der Gruppendiskussion mit Jugendlichen aus ei-
nem sozial benachteiligten Quartier wird der Be-
darf nach einem eigenen Raum deutlich gemacht
und sie diskutieren dariiber, wie ihnen dieser
Raum verwehrt wird und sie ihn sich aneignen:

»Wenn wir dann mit Jugendlichen irgendwo sit-
zen, ist ja klar, dass sich Erwachsenen nicht dazu
setzen, wenn die vorbei gehen, gucken und wei-
ter gehen, auf3er die Erwachsenen, die wir jetzt
kennen, wenn das vom Kollegen die Mutter ist
oder so, dann kurz Smalltalk geredet und das
war’s. Aber jetzt zum Beispiel, wenn der Jugend-
raum zu ist, sitzen wir abends, wenn's warm ist
am Brunnen, da fahren die (berall. Wir sitzen da,
weil du da alles im Blick und dann sind wir da
Bier am trinken oder so. Da kommt auf jeden Fall
zwei dreimal in der Nacht kommt auf jeden Fall
das Ordnungsamt, Polizei. Dann kriegen wir ei-
gentlich jedes Wochenende Platzverbot.”

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die sozial und raum-
lich exkludiert sind, Z.29-38)

Den Jugendlichen steht kein eigener Jugendraum
zur Verfligung bzw. nur in sehr reduzierter Form
an zwei Nachmittagen unter der Woche fiir weni-
ge Stunden. An diesem Beispiel lasst sich die de-
monstrative Aneignung des 6ffentlichen Raumes
studieren. Durch die , Besetzung des 6ffentlichen
Raumes” kommt es regelmafig zur Konfrontation
mit der Polizei und zu einem Platzverbot.

P: , Wir haben am Wochenende nichts zu tun, wir
gehen dann in die Kneipe Einen saufen. Wir sit-
zen immer am Brunnen, trinken da vor und gehen
dann immer in die Kneipe. Und wenn am Wochen-
ende was ansteht, fahren wir dann mal alle zu-
sammen in die Stadt, aber sonst hast du hier wirk-
lich nichts zu tun, auf3er wochenends trinken.*

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die sozial und raum-
lich exkludiert sind, Z.245-249)

Die Jugendlichen benétigen einen Ort fiir sich als
Bewaltigungsraum, allerdings haben sie bestimm-
te Vorstellungen, wie dieser Raum beschaffen sein
sollte. Das Angebot, das die Kommune fiir sie be-
reitgestellt hat, eine Grillhiitte, haben sie zerstort
und das ,Holz"” verfeuert, weil die Grillhltte in



ihren Augen nichts taugte, zu klein und zu wenig
robust war. Es wird in dieser Interaktionssequenz
aber auch deutlich, dass die Jugendlichen nicht
am Projekt ,Grillplatz” beteiligt wurden, weder in
der Planungsphase noch in der Umsetzungsphase.

Hier wird im Material eine deutliche Leerstelle in
Hinblick auf Teilhabe und Partizipation sichtbar
sowie eine vertane Chance fir die Kommune, die
Jugendlichen einzubeziehen und ihnen somit eine
Gelegenheit zur Partizipation und zum Selbstwirk-
samkeitserleben zu erdffnen. Dariiber hinaus lasst
sich diese Gruppendiskussion auch als ein Beispiel
fir versagte Anerkennung lesen, die Jugendlichen
fihlen sich von ihrer Stadt nicht wertgeschatzt,
anerkannt und einbezogen.

C: ,Die bauen ja immer einfach, ohne zu fragen.
Die haben so ein Ding mit dem Holz zusam-
mengebaut, haben sich die gro[3te Miihe gege-
ben, das Ding ist der grof3te Schrott. Das haben
wir auseinandergerissen.*

F: ,Haben wir auseinandergerissen.*
C: ,Weil das voller Ameisen war."
F.,Ja."

C: ,Hatten sie mal ein paar Jugendliche mit
einbezogen, hatten sie, glaube ich, noch weni-
ger Geld ausgegeben und es hatte besser aus-
gesehen."

B: ,Es ist ja nicht so, als wiirden wir nicht helfen
oder sowas. Aber wenn es wirklich ordentlich
war’. Fur uns auch sinnvoll."

F: ,Wir haben alles abgerissen, haben es als
Feuer benutzt. Das Holz."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die sozial und rdum-
lich exkludiert sind, Z.722-732).

> Bewaltigungskulturen spielen fiir die Ver-
arbeitung von Ausschlusserfahrungen und
-erlebnissen eine zentrale Rolle.

Neben der Bewaltigungslage, die als sozialstruk-
turelle und sozialpolitische Zone gekennzeichnet
ist (vgl. Bohnisch 2019, S.60), und dem Bewalti-
gungsverhalten, welches die personaldynamische
Zone reprdsentiert, spielen die Bewaltigungskul-
turen (relationale bzw. intermediare Zone) fir das
Bewaltigungshandeln eine zentrale Rolle. Zu den
Bewaltigungskulturen zahlt Bohnisch die Familie,
die Gleichaltrigenclique, Schule und Betrieb sowie
die sozialen Medien und auch die Einrichtungen
der Sozialen Arbeit bzw. der Jugendhilfe.

Die Gruppendiskussionen mit jugendlichen Schul-
verweigerern, mit psychisch kranken Jugendlichen,
aber auch mit Jugendlichen der LGBTI*-Communi-
ty haben gezeigt, dass sich Mobbing wie ein roter
Faden durch ihre Erzahlungen zieht. Mobbing wird
dabei als , krasse” Ausschlusserfahrung seitens der
Jugendlichen erlebt. Teilweise wird von Mobbing-
erlebnissen berichtet, die sich tber Jahre hingezogen
haben, mit Gewalt einhergingen oder in die Schul-
verweigerung geflihrt haben. In diesen Fallen erle-
ben sich die Jugendlichen weder sozial akzeptiert
noch sozial integriert und es scheint ihnen nicht zu
gelingen, Ressourcen, Unterstiitzung und Hilfe zu
mobilisieren. Fiir einen Teil der Jugendlichen, die in
der Schule gemobbt werden, bleibt subjektiv nur
die komplette Schulverweigerung als Bewaltigungs-
moglichkeit. Sie befinden sich in einer kritischen Le-
benskonstellation, in der ihre eigenen Ressourcen fiir
die Problemldsung nicht ausreichen. Sie fiihlen sich
dem Mobbing teilweise hilflos ausgeliefert, fiihlen
sich alleine gelassen. In den Diskussionen fordern sie
die Professionalitat der Erwachsenen bzw. des pad-
agogischen Personals ein und sind auf dessen Hilfe
angewiesen. Die Schulsozialarbeit wird in verschie-
denen Passagen der Gruppendiskussionen als Leer-
stelle, als nicht gegeben oder als Tropfen auf den
hei3en Stein dargestellt. Aus Sicht der Jugendlichen
erscheint die Lehrerschaft dem Thema Mobbing ge-
geniiber teilweise ohne Problembewusstsein, als
desinteressiert oder tberfordert und die Schulsozial-
arbeit als unzureichend ausgestattet.
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»Weil wenn eine ganze Schule nur einen Schulso-
zialarbeiter hat, reicht das halt noch lange nicht
fir, keine Ahnung, tausende von Schiilern. Das
kommt halt darauf an, wie grof3 die Schule ist. Ja,
find ich, ist da letztendlich einfach zu wenig."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die aus der Schule
exkludiert sind, Z.658-661)

Im Material zeigt sich deutlich die Hilflosigkeit und
die erlebte Ohnmacht der Jugendlichen, die einen
Bewaltigungsdruck erzeugen. Das sozialpadagogi-
sche Schulverweigerungsprojekt, in dem die Grup-
pendiskussion mit den schulabstinenten Jugend-
lichen geflihrt wurde, setzt genau an dieser Stelle
an, ndmlich den Jugendlichen einen Bewaltigungs-
raum zu bieten, in dem sie Uber ihre Hilflosigkeit
sprechen konnen, sie sich als ,,ganzer Mensch” erle-
ben konnen, der mit all seinen Beduirfnissen wahr-
genommen wird. Letztlich geht es darum, mit den
Jugendlichen einen stabilen Bewaltigungszusam-
menhang herzustellen, in dem sie ihre Hilflosigkeit
thematisieren konnen (,wenn ich Hilfe brauche”)
und ihre Desintegration bearbeitet werden kann.
Auch in diesem Zitat wird das Wohlbefinden ange-
sprochen, das sich bei diesem Madchen im Hilfe-
kontext herstellt (,also mir tut das gut ").

»Ja, wenn man zum Beispiel auch Arzttermine
hat oder sonst irgendwelche Termine, wo man
sich nicht allein hin traut, kann man auch zum
Betreuer gehen und den fragen und die kom-
men dann auch mit einem mit oder bei Vor-
stellungsgesprachen oder sonst irgendwelchen
Sachen. Also hier geht's halt nicht nur um schu-
lische, sondern auch um andere Sachen. Und
das ist, also mir tut das gut, dass ich weif3, dass
ich hier den Leuten vertrauen kann und dass die
mir auch helfen, wenn ich Hilfe brauche."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die aus der Schule
exkludiert sind, Z.746-752)

» Das Bewaltigungshandeln der Jugendli-
chen bewegt sich zwischen den Polen regres-
siver Handlungsfahigkeit auf der einen Seite,
einfacher und erweiterter Handlungsfahigkeit
(Agency) auf der anderen Seite.

Einfache und erweiterte Handlungsfahigkeit
(Agency)

In den Fokusgruppen zeigt sich, wie die Jugendli-
chen mit ihren Exklusionserfahrungen umgehen,
wie sie damit (mehr oder weniger) klarkommen
und wie sie diese Herausforderungen bewaltigen.
Hier sind vor allem Zitate aus einer Nachsorgeein-
richtung fiir chronisch kranke Kinder und Jugend-
liche erhellend, denn diese illustrieren, dass es die
Jugendlichen schaffen, ihre chronische Krankheit
als Teil ihres Selbst und ihres Lebens zu akzeptie-
ren.®? Bei diesen Jugendlichen konzentriert sich die
Diskussion zum einen relativ stark auf das eige-

ne Bewaltigungsverhalten (personaldynamische
Zone) und auf die Bewdltigungslage (Gesund-
heitssystem, Krankenkassen, Aufklarungspolitik
etc.). Von Exklusion oder eingeschrénkten Teilha-
bechancen ist in den Gruppendiskussionen wenig
bis kaum die Rede, mit wenigen Ausnahmen (Dia-
betes, Epilepsie).

82 Allerdings muss bei diesem spezifischen Setting der chro-
nisch kranken Jugendlichen beriicksichtigt werden, dass es
sich dabei um junge Menschen handelt, die durchweg auf
héhere Schulen gehen, einige standen bereits kurz vor dem
Abitur, und der Mittelschicht angehdren. Es handelt sich um
eine Positivselektion, auch weil diesen Jugendlichen viele
Ressourcen zur Verfiigung stehen, um ihre chronische Krank-
heit zu bewiltigen: Bildung fungiert als eine zentrale Res-
source, die Nachsorgeeinrichtung selbst mit medizinischer
und sozialpaddagogischer Unterstiitzung fungiert als Ressour-
ce fiir die Jugendlichen, die Familien bilden einen wichtigen
Bestandteil der Bewdltigungskultur (relationale bzw. Bezie-
hungszone) etc. Ihnen stehen viele Ressourcen zur Verfi-
gung, die ihre Vulnerabilitédt reduzieren.



»Aber ich leb ganz normal, ich kann normal
leben. Ja. Auf3er das Ding mit den Klassenfahr-
ten. Also ich krieg nachts Infusionen und das war
wie bei dir, dass die Lehrer sich das nicht zuge-
traut haben. Ich mein, wenn ich an die Infusion
angeschlossen werde, das Personal muss ge-
schult sein. Auf jeden Fall, meine Mutter, die ist
geschult. Aber ich fand das nicht schlimm, nicht
mit auf Klassenfahrt zu fahren, also klar ist 'ne
Klassenfahrt immer cool, die schweif3t zusam-
men, dies das. Aber ich mein, ich hab 'ne Woche,
konnt’ ich daheim bleiben also (lachen)."

(Gruppendiskussion mit chronisch kranken Jugendlichen,
Z.451-456)

In diesem Zitat zeigt sich ein pragmatischer, ak-
zeptierender Umgang mit einer chronischen Er-
krankung, die mit deutlichen Einschrankungen
einhergeht. Dennoch fiihlt sich der Jugendliche
nicht ausgeschlossen, er hat Freunde, mit denen
er auch feiern geht und eine Mutter, die kompe-
tent mit seiner Krankheit umgeht (,die ist ge-
schult”) und ihn unterstiitzt. Dass er an der
Klassenfahrt nicht teilnehmen konnte, sei zwar
schade, aber eine gemiitliche Woche zu Hause

ist aus seiner Sicht auch nicht schlecht. Hier lasst
sich der Versuch einer erfolgreichen individuel-
len Bewaltigung rekonstruieren, der junge Mann
akzeptiert, dass er nicht mit auf die Klassenfahrt
kann, weil sich das (die Infusion) ,die Lehrer nicht
zugetraut haben”. Er kénnte diese Erfahrung je-
doch auch in der Weise deuten, dass es sich um
eine fir ihn inakzeptable Exklusion handelt - und
dass dies genauso zu thematisieren, 6ffentlich zu
kritisieren ware und gedndert werden musste, z. B.
durch die entsprechende Schulung einer Lehrper-
son. Es wird auch deutlich, dass diese Exklusions-
erfahrung nicht nur ihm widerfahren ist, sondern
auch einem anderen Diskussionsteilnehmer mit
einer anderen chronischen Erkrankung. Aus diesen
Erfahrungen und ihrer entsprechenden Deutung
konnte auch eine offensive Bewaltigungsform
entwickelt werden, die dann als erweiterte Hand-
lungsfahigkeit bezeichnet werden kdnnte, in dem
z.B. eine Beschwerde oder eine Klage eingereicht

wird, d. h. rechtliche Moglichkeiten genutzt wer-
den, um diese Exklusion als eine inakzeptable Be-
nachteiligung von Schiiler*innen mit chronischen
Erkrankungen zu generalisieren. Dadurch kénnte
zum einen eine diskriminierende Praxis bekampft
und eine gesellschaftliche Verdnderung in Rich-
tung Inklusion vorangetrieben werden, zum an-
deren wiirden junge Menschen mit chronischen
Erkrankungen mit ihren besonderen Beduirfnis-
sen anerkannt und einbezogen werden. Und dar-
tiber hinaus erlebten diejenigen, die offensiv und
erfolgreich gegen Exklusion und fir Inklusion
kampften, ihr eigenes Handeln als wirkmachtig,
indem sie die Gesellschaft aktiv mitgestalteten
und veranderten.

» Durch den offenen Umgang mit Zugeho-
rigkeit (z.B. durch Outing) entstehen Aner-
kennung® und soziale Resilienz, die Vulnera-
bilitat vermindern kdnnen.

In den folgenden Sequenzen zeigt sich, wie sozia-

le Beziehungen und Zugehorigkeit (z.B. zur Com-
munity) die Resilienz und das Wohlbefinden starken
(»ich hab’ mich gut gefiihlt”) und sich der transge-
schlechtliche Jugendliche véllig anerkannt und ak-
zeptiert fihlt (,es fragt einfach niemand”). Diese
Befindlichkeit kann eine Vorstellung des Koharenz-
gefiihls vermitteln, das im salutogenetischen Modell
von Aaron Antonovsky (1997) beschrieben wird (vgl.
auch Keupp 2019 auf dem Hearing zum 3. Kinder-
und Jugendbericht des Landes Rheinland-Pfalz).

83 Verschiedene Autoren beschreiben Anerkennung und Vul-
nerabilitt in ihrer Dialektik (vgl. Burghardt 2017, S.146), d. h.
das Versagen von Anerkennung erhdht die Vulnerabilitat oder
der gruppenbezogene Wegfall expressiver Anerkennung wirkt
vulnerabel und konfliktverursachend (vgl. ebd., S.147), wéhrend
Anerkennung, Liebe, Respekt, Solidaritdt und Wertschatzung
die Vulnerabilitat mindern. Axel Honneth (2018) hat Liebe,
Respekt und Solidaritét bzw. Wertschatzung als die drei Aner-
kennungsrelationen beschrieben. Selbstwert- und Anerken-
nungsstorungen gelten als Ausgangspunkt fiir die Problemfalle
der Sozialen Arbeit. Das Streben nach Anerkennung, Selbstwert
und psychosozialer Handlungsfahigkeit bildet die grundlegende
Motivation des Bewéltigungshandelns (vgl. Bohnisch 2019).
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,Also nach dem Sommerfest hatte ich auch das
Gefiihl, also ich hab mich gut gefiihlt, also ich
wusste, ich bin gerade auch bei der Community
gewesen, wo ich, sag ich mal, angekommen bin
und wo ich nichts grof3 erklaren musste und ich
halt einfach so okay du bist da, hallo, so, man
hat sich ganz normal unterhalten, vor allem,
weil alle auch nett waren, einfach 'ne schone
Umgebung so, ich find's"

,Es fragt halt niemand.”

»Ja
,Es fragt einfach niemand."

(Gruppendiskussion mit LGBTI* Jugendlichen,
7.996-1004)

P: ,Ja der war mein aller aller bester Freund,
wie du und Max."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen einer Férderschule,
Z.405)

Soziale Umgebungen oder institutionelle Kontexte
(wie das Schulverweigerungsprojekt, die LGBTI*-
Community oder die Nachsorgeeinrichtung fr
chronisch kranke Jugendliche, aber auch die For-
derschule, die den beeintrachtigten Schiiler*innen
mehr Pausen gewahrt, und die spezifische Schule fiir
Horbehinderte), welche die Eigenheiten und Verletz-
barkeiten der Jugendlichen berticksichtigen und sie
anerkennen, bilden Bewaltigungskulturen, die sozi-
ale Resilienz herstellen und die Jugendlichen bei der
Erlangung von psychosozialer Handlungsfahigkeit
unterstiitzen. Jugendliche brauchen Orte, an denen
sie so wahrgenommen werden, wie sie sich selbst
sehen, an denen sie sich respektiert, anerkannt und
berticksichtigt flihlen. Diese soziale Anerkennung
starkt sie in ihrer Resilienz, reduziert ihre Vulnerabili-
tat und macht sie langfristig handlungsfahig.

Das folgende Beispiel aus der Gruppendiskussion
einer Forderschule verdeutlicht, wie positiv die Ju-
gendlichen die Besonderheiten der Férderschule
bewerten:

»Was an dieser Schule richtig gut ist, wir haben
langer Pause als sonst irgendwelche Schulen.

Wir haben morgens, also morgens haben wir 'ne
halbe Stunde und mittags haben wir eine ganze
Stunde Pause. Das hat auch nicht jede Schule. Die
haben meistens so eine viertel Stunde Pause."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen einer Férderschule,
7.160-162)

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass sich
in den Berichten der jungen Menschen ein brei-
tes Spektrum zeigt, wie sie nach Handlungsfa-
higkeit streben: Ein pragmatischer Umgang mit
Ausschlusserfahrungen sowie aktives, offensi-
ves Bewadltigungshandeln, das auf Veranderung
der exkludierenden, diskriminierenden Praktiken
in der Gesellschaft zielt (z. B. durch Aufklarung,
Wissen, eigenes Aktiv-Werden und Engagement),
aber auch Hilflosigkeit und Ohnmacht, (Schul-)
Verweigerung, selbstverletzendes, deviantes und
destruktives Verhalten.

Das Bewaltigungshandeln der Jugendlichen be-
wegt sich zwischen den Polen regressiver Hand-
lungsfahigkeit auf der einen Seite, einfacher und
erweiterter Handlungsfahigkeit (Agency) auf der
anderen Seite.

Dartiber hinaus lasst sich aus den Diskussionen
der Jugendlichen rekonstruieren, dass Bewalti-
gungskulturen fir die Verarbeitung von Ausschlus-
serfahrungen und -erlebnissen eine zentrale Rolle
spielen. Die Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe, die Jugendarbeit, sozialpadagogische
Projekte etc. kdnnen fiir die Jugendlichen unter-
stutzende Bewaltigungskulturen aufbauen, in de-
nen soziale Resilienz entsteht.

Auch zeigt sich in der Analyse des jugendlichen
Strebens nach Handlungsfahigkeit, dass durch den
offenen Umgang mit Zugehorigkeit (z. B. durch
Outing) Anerkennung und soziale Resilienz ent-
stehen, die Vulnerabilitat vermindern kénnen.



3.4.4 Teilhabe: Teilhabehindernisse,
Voraussetzungen von Teilhabe und
Teilhabewiinsche junger Menschen

In den Gruppendiskussionen haben junge Men-
schen in vulnerablen Konstellationen iber ihre
vielfaltigen Ausschlusserfahrungen berichtet und
ihre aktiven und passiven Bewaltigungsstrategi-
en offengelegt. Dabei ist deutlich geworden, wie
sie Handlungsfdhigkeit gewinnen. Nun geht es im
dritten Schritt um die Rekonstruktion von Teil-
habehiirden. Die Teilhabewiinsche junger Men-
schen und die Voraussetzungen umfassender ge-
sellschaftlicher Teilhabe sollen herausgearbeitet
werden.

Was formulieren die jungen Menschen selbst,
was wiinschen sie sich, was fordern sie, um aktiv
an der Gesellschaft teilhaben zu kénnen? In den
Gruppendiskussionen wurde ihnen der Stimulus
gegeben zu erzdhlen, was sie brauchen, damit sie
dazugehdren, sie teilhaben kdnnen, und was sie
sich diesbeziiglich auch von der Politik wiinschen.

Die Analyse der Diskussionssequenzen ldsst sich in
fiinf zentralen Teilhabewiinschen bzw. -forde-
rungen biindeln:

» Die Jugendlichen wiinschen sich Respekt,
Riicksichtnahme und Wertschatzung durch
andere. Es geht ihnen um Anerkennung, so
wie sie sind und/oder sein wollen.

In ihren Auferungen wird deutlich, dass es ihnen
um Anerkennung, Selbstwert und Wertschatzung
sowie um Riicksichtnahme auf ihre Besonderhei-
ten geht. Diese Ergebnisse unterstiitzen das theo-
retische Modell von Lothar Béhnisch, in dem sich
psychosoziale Handlungsfahigkeit aus Anerken-
nung, Selbstwert und Selbstwirksamkeit zusam-
mensetzt.

Dieses Zitat verdeutlicht den Wunsch nach Aner-
kennung sehr klar:

sIch weif3 nicht genau, wie man das umsetzen
sollte, aber ich ahm finde, dass Ausschluss, also
dass wenn Leute ausgeschlossen werden, dass
das einfach von einem Teil der Lehrer toleriert
wird. Ja oder keine Ahnung. Und ich find auch,
dass auf jeden Einzelnen mehr eingegangen
werden sollte. So, dass man nicht einfach nur
‘ne Nummer im System ist, weil das schon ein
bisschen so ist."

(Gruppendiskussion mit Jugendlichen, die aus der Schule
exkludiert sind, Z.575-579)

»,Da war’s eigentlich langer als ein Jahr mindes-
tens, bis sich die Lehrer, die Schiiler und du dich
selbst akzeptierst hast in einer normalen Schu-
le. Mit denen, das war bei mir der Herr R. oder
hier die Frau M. als Schulleiterin, die kamen ab
und zu mich mal besuchen, haben geguckt, wie
das so ging im Unterricht und so, aber es muss-
te immer wieder was nachgeholfen werden.
Diskutiert und so und das finde ich war schon
sehr anstrengend. Also Zeit verloren hat man
da einfach. Und das hab’ ich jetzt eigentlich ge-
meint, dass es leichter ware. Weil es viel Zeit in
Anspruch nimmt. Bis zur 8. kamen immer Leu-
te wegen der Gehoranlage. Das war anstren-
gend auch fur mich selbst, weil du warst immer
schuld, dass eine Stunde ausgefallen ist."

(Gruppendiskussion mit schwerhérigen und gehérlosen Ju-

gendlichen, Z.558-567)

»Die Politik muss auch akzeptieren ja Geduld.
Also, was man braucht, ist auch Geduld gegen-
liber diesen Menschen." (ebd. Z.768-773)

»Nicht alles kann man vom Lehrplan halten.
Man muss vieles, der Mensch ist auch so flexi-
bel, da muss man auch vieles provisorisch pla-
nen. Man kann'’s oft nicht festlegen. Bei einem
Menschen kann man lberhaupt gar nichts fest-
legen. Deswegen bei jedem Menschen misste
man fir sich die Zeit geben und nicht festlegen
so lange, wie er braucht." (ebd. .780-783)
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Was deutlich wird, ist, dass die Jugendlichen sich
in ihrer Eigenheit respektiert fithlen wollen und
dass auf ihre Besonderheit (z. B. unterschiedliche
Lerngeschwindigkeiten) Riicksicht genommen
werden soll.

Zur Anerkennung ihrer Besonderheit gehort Ge-
duld, die ihnen entgegengebracht werden soll. Die-
sen Wunsch adressieren sie an die (Bildungs-)Poli-
tik, in der Form, dass ihnen mehr Zeit zugestanden
wird, um z.B. den Lehrplan einhalten zu kénnen.

» Der zweite Wunsch zielt auf mehr Geduld,
Zeit und Flexibilitat sowie einfache Sprache,
langsames und lautes Sprechen der Lehrkraf-
te, was den Jugendlichen mit Beeintrachti-
gungen die Teilhabe am Unterricht in der Re-
gelschule erleichtern konnte.

Der Wunsch nach Riicksichtnahme ist beispielhaft
dem folgenden Ausschnitt zu entnehmen. Lang-
sames und lautes Sprechen und einfache Sprache
kdnnen etwa bei horbehinderten Jugendlichen schon
wesentlich zur Teilhabe am Unterricht beitragen.

,+Also ich werde in ein normales Gymnasium ge-
hen, also ganz normal, aber was ich mir wiin-
schen wiirde, wenn der Lehrer langsam, klar und
deutlich sprechen wiirde und in einfacher Spra-
che. Denn ich habe gemerkt, es ist schwerer das
Thema, komplizierte und komplizierter die Spra-
che, automatisch hore ich irgendwie nicht zu
oder so, automatisch war es immerso [...]."

(Gruppendiskussion mit schwerhdrigen und gehérlosen
Jugendlichen, Z.714-717)

Gegenseitiger Respekt und Riicksichtnahme han-
gen zusammen. Dieser Zusammenhang wird im
folgenden Beispiel ersichtlich, in welchem dem Ju-
gendlichen weder Respekt noch Riicksichtnahme
entgegengebracht und seine Bitte einfach igno-
riert wird. Daher fiihlt sich der Jugendliche durch
dieses Erlebnis als Mensch nicht respektiert.

»[---] In dem Punkt dann gehen Leute einfach, halt
einfach weg, sie haben keinen Respekt vor mich.
Ich habe sogar vorgestern erlebt. Ich habe gesagt,
konnen Sie einen Moment warten, ich will meine
Horgerdte anziehen und der ist einfach wegge-
gangen. Und das ist sehr oft passiert bei mir."

(Gruppendiskussion mit schwerhérigen und gehérlosen Ju-
gendlichen, Z.690-694)

Martha Nussbaum (1990/2010) formuliert einen
Respektbegriff, der Achtung vor der Eigenheit der
Anderen, Achtung vor ihrer kérperlichen, psychi-
schen und sozialen Integritat und Achtung vor ih-
rer Verletzlichkeit beinhaltet (in Béhnisch 2019,
S.33). Respekt wird hier zu einem Begriff, der weit
uber Toleranz hinausweist.

Auch im 2. K|B fir Rheinland-Pfalz haben sich

die Jugendlichen flir gegenseitigen Respekt stark
gemacht, obwohl es sich dabei um eine andere
Stichprobe und einen anderen methodischen Zu-
gang handelte. Dies kann als Hinweis darauf
dienen, dass der Wunsch nach Respekt und An-
erkennung ihrer Eigenheit fundamental und
universell ist.

» Die dritte wesentliche Forderung der jungen
Menschen ist die nach Aufklarung der ande-
ren {iber ihre Krankheiten, Behinderungen oder
sexuelle und geschlechtliche Identitédten etc.
Fehlendes Wissen fiihrt in den Augen der Ju-
gendlichen zu Exklusion und Benachteiligung.

Ein grofRer Wunsch ist die Implementierung von
Aufklarung in der Gesellschaft. Viele als unge-
rechtfertigt erlebte Ausschlusserlebnisse der Ju-
gendlichen werden von ihnen auf veraltetes
Wissen oder auf ,Halbwissen” zuriickgefiihrt. Teil-
weise wurde die Erfahrung gemacht, dass fehler-
haftes Wissen im speziellen Fachunterricht tiber
Erkrankungen gelehrt wird.



,uUnd dann immer so ein Halbwissen in vielen
Bereichen." [...]

»Ja. Selbst Lehrer, die Facher in dem Bereich unter-
richten, haben falsches Wissen. Also ich bin ja auf
der ( ...) und wir hatten in Gesundheit das Thema
Epilepsie und Nerven und die hat auch ganz vie-
le falsche Dinge gesagt. Und dann dachte ich auch
so, ok, wenn das falsch unterrichtet wird so —ja."

(Gruppendiskussion mit chronisch kranken Jugendlichen,
Z.1079-1152)

Als wichtiges Anliegen im Hinblick auf die Um-
setzung von Inklusion kann festgehalten werden,
dass diesbeziiglich vermehrt Wissensinhalte in
die Lehrer*innenausbildung aufgenommen und
Lehrer*innen im Umgang mit verschiedenen Be-
hinderungen gezielt geschult werden sollten.

Durch eine grof3ere Offenheit kdnnte die Aufkla-
rungsarbeit, die von den Betroffenen als Expert*in-
nen ihrer eigenen Behinderung, Krankheit, Ein-
schrankung oder Besonderheit geleistet wird, auch
als solche wahrgenommen werden. Die Erzahlun-
gen der Jugendlichen weisen darauf hin, dass sie
sich von Auf3enstehenden oft nicht als Expert*in-
nen ihrer eigenen Erkrankung wahrgenommen
fihlen. Einige Jugendliche nehmen die Aufklarungs-
arbeit selbst in die Hand (z.B. Jugendliche der
LGBTI*-Community, die sich im ,SCHLAU-Pro-
jekt” engagieren und in Schulen Gber Homo- und
Bisexualitat sowie Trans- und Intergeschlechtlich-
keit (SCHLAU) etc. aufkldren). Durch ehrenamtli-
che Arbeit gestalten sie ihre Teilhabe aktiv mit.

»Ich meine, ein Grof3teil der Community ist
auch tatsachlich ehrenamtlich aktiv oder im Ver-
ein, also da gibt es schon viele Sachen, wir ha-
ben ja auch die ganzen CSDs* und sowas, aber
von der Regierung her ist halt immer noch sehr
konservativ und das braucht halt auch ande-

re Leute, um zu iberzeugen, auch gerade alte-
re Generationen, ja hier die Weltkriegszeiten, wo
Homosexuelle noch ins KZ gesteckt wurden.*

(Gruppendiskussion mit LGBTI* Jugendlichen, Z.722-728)

*CSD: Christopher Street Day

,[...] da fehlt auch einfach wieder die Aufkla-
rung und ich denke, dass durch Aufklarung kann
man echt Mobbing verhindern und Leben ret-
ten, weil gerade junge Menschen in der Puber-
tat neigen ja auch echt schnell zu Depressionen
und schlechten Gedanken."

(Gruppendiskussion mit LGBTI* Jugendlichen, Z.714-717)

» Die vierte wesentliche Forderung der jun-
gen Menschen bezieht sich auf Partizipation
und Beteiligung, auf Selbstbestimmung so-
wie auf eigene Raume.

Jugendliche duf3ern in den Gruppendiskussionen,
dass sie sich einen Raum wiinschen, an dem sie
sich wohl fuhlen, der exklusiv fir sie bestimmt ist
und in dem sie bestimmen (vgl. die vorhergehen-
den Sequenzen aus der Diskussion mit Jugendli-
chen, die keinen Jugendraum in ihrer Stadt haben,
Kap. 3.4.2).

»Jugendliche missen echt in mehr Sachen
mehr einbezogen werden."

(Gruppendiskussion mit psychisch kranken Jugendlichen,
7.737)

»,Dann aber auch ein Platz, wo man hin chillen
kann, wo nicht zehn Minuten spéter die Polizei
daist."

(Gruppendiskussion mit sozialraumlich exkludierten Ju-
gendlichen, Z. 698)

»[...] und dass es wenigstens einen Ort gibt, wo
ich mich wirklich wohl fiihle."

(Gruppendiskussion mit psychisch kranken Jugendlichen,
7.730f)

Der erste Wunsch ist gleichzeitig eine politische
Forderung, namlich in mehr ,Sachen einbezogen
zu werden”. Hier ist Partizipation und Mitbestim-
mung angesprochen.
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Des Weiteren geht es um Raume, die sie sich

wunschen, an denen sie nicht von der Polizei ver-
trieben werden, oder um Raume, wo sie sich wirk-

lich wohl fuihlen. Ein Raum fiir sich selbst. Raum
steht hierbei jedoch nicht nur fir tatsachliche
Raume, welche die Jugendlichen gestalten kon-

nen, sondern beispielsweise auch Raum zu haben,

um sich weiterzuentwickeln oder die eigene Zu-
kunft planen zu kdnnen.

Darliber hinaus wiinschen sich die Jugendlichen,

ein gleichberechtigter Teil des Ganzen zu sein. Die

Ausschlusserfahrungen der Jugendlichen haben
ihnen in ihrer Biografie das Gegenteil vermittelt,
indem sie sich in ganz unterschiedlichen Berei-
chen von diesem Ganzen ausgeschlossen gefiihlt

haben. Im folgenden Zitat wird eine Teilhabehiirde
exemplarisch beschrieben. Diese Exklusionserfah-
rungen bilden einen wichtigen Anlass unter ande-

ren fir die Inklusionsbewegung.

»Also wie gesagt, es ist ja auch schwer fiir Kin-
der, weit zu fahren. Von der Familie getrennt zu
sein. Zum Beispiel jetzt wenn wir auf eine wei-
terfiihrende Schule gehen, sind wir zum Bei-
spiel (unverstandlich) Essen, sind wir 2-4 Stun-
den weg von zu Hause und vielleicht nur jede

3. Woche nach Hause kénnen. Und das ist blod,

weil die Schule ist richtig gut also fiir uns, un-
ser Leben ist sozusagen leichter damit und das
ist halt schade, dass es sonst sowas wie hier in
[Stadt] sonst nicht gibt. Weil das ist ja schon
ziemlich weit und ich meine, selbst in der Fa-
milie ist das dann schwer, die Kinder loszulas-
sen. (Unverstandlich) und dann ist das ja auch
schwer fiir die Kinder."

(Gruppendiskussion mit schwerhérigen und gehérlosen Ju-

gendlichen, Z. 523-530)

» Die fiinfte Forderung der jungen Menschen
bezieht sich auf eine einfache und gleichbe-
rechtigte Teilhabe an Sozialleistungen und Un-
terstiitzungssystemen. Hier ist insbesondere
das Gesundheitssystem gemeint, das von den
chronisch kranken Jugendlichen stellenweise
als sehr exkludierend erlebt wird.

Einfache Teilhabe bedeutet aus Sicht der Jugendli-
chen, burokratische Barrieren abzubauen und den
Zugang zu Leistungen zu vereinfachen.

»Ja generell weniger Birokratie einfach, dass
man nicht immer erst 10.000 Formulare und
arztliche Bescheinigungen vorlegen muss, um
eben Medikamente zu bekommen, auf die man
angewiesen ist."

(Gruppendiskussion mit chronisch kranken Jugendlichen,
7.973-978)

,Das Gesundheitssystem ist marode. Legt mehr
Steine in den Weg, als dass es uns unterstitzt."

(ebd. Z. 1056)

Gleichberechtigte Teilhabe an den Sozialleistun-
gen bezieht sich darauf, dass sich durch die Be-
hinderung keine Nachteile (wie finanzielle Be-
lastungen) ergeben, die auch fiir Gesunde nicht
bestehen wiirden (hier geht es um eine Gleich-
stellung oder um einen Nachteilsausgleich).

,C: [...] und wie ich gerade eben gehort habe
mit dem Schwerbehindertenausweis und dem
Arbeitsmarkt, dass man das da vielleicht noch-
mal tberdenkt, weil ich mein’, ich hab’ da jetzt
noch keine Erfahrungen mit gemacht, oder dass
mich mein Schwerbehindertenausweis da ir-
gendwie einschrankt."

(Gruppendiskussion mit chronisch kranken Jugendlichen,
Z.955-958)



Aus den Gruppendiskussionen ist auf3erdem der
Waunsch nach finanzieller Entlastung zu entneh-
men, der sich vor allem auf jene Jugendlichen be-
zieht, welche regelmaf3ig Medikamente einneh-
men mussen. Es besteht der Wunsch, dass das
Krankenkassensystem dahingehend umstruktu-
riert wird, dass chronisch Kranke mehr unterstiitzt
werden.

Im Kontext des Arbeitsmarkts kdnnen aus Sicht
der Jugendlichen auf3erdem Hindernisse festge-
stellt werden, die eine einfache und gleichberech-
tigte Teilhabe verhindern. Als erster Punkt ist die
Paradoxie des Schwerbehindertenrechts zu nennen,
wodurch sich Jugendliche mit einem anerkannten
Grad der Behinderung auf dem Arbeitsmarkt eher
benachteiligt als unterstiitzt fithlen. Daraus resul-
tiert der Wunsch an die Regierung, die Gesetzes-
lage zu (iberdenken® (siehe hierzu das Zitat zum
Schwerbehindertenausweis, der eine mdgliche Be-
nachteiligung auf dem Arbeitsmarkt darstellen
konnte: ,dass mich mein Schwerbehindertenaus-
weis da irgendwie einschrankt”).

Zusammenfassung: Welche Erkenntnisse lie-
fert der qualitative Zugang iiber Gruppendis-
kussionen mit Jugendlichen iiber ihre Erfah-
rungen mit Exklusion und Inklusion?

Den Ausgangspunkt dieses Jugendberichtes bildet
die Differenzkonstruktion Inklusion — Exklusion,
die davon ausgeht, dass ein Begriff nur verwendet
werden kann, wenn zugleich deutlich wird, was er
ausschlief3t.

84 Eine Erganzung zum Schwerbehindertenrecht: Es gibt
keine Pflicht, den Schwerbehindertenstatus z. B. im Bewer-
bungsprozess anzugeben. Zudem kann jederzeit auf die
Feststellung des Schwerbehindertenstatus mit einer einfa-
chen Erklarung gegeniiber der Behorde verzichtet werden,
sodass der entsprechende Bescheid aufgehoben wird. Dass
die Gesetzeslage iiberdacht werden soll, ist ein subjektives
Statement des jungen Mannes mit einer chronischen Erkran-
kung, der sich Sorgen dariiber macht, aufgrund seiner Krank-
heit auf dem Arbeitsmarkt Nachteile zu erleiden. Er verweist
damit auf die mogliche ambivalente Wirkung einer , Schutz-
mafnahme” bzw. eines Nachteilsausgleichs.

Niklas Luhmann (1995) schreibt, dass ,von Inklu-
sion man also sinnvoll nur sprechen kann, wenn
es Exklusion gibt” (vgl. ebd., S.241). Hierbei wird
unterschieden zwischen expliziter Exklusion, wo-
mit die Bezeichnung einer Person als nicht mit-
wirkungsrelevant gemeint ist, wahrend die impli-
zite Exklusion den nicht ndher definierten Raum
meint, wenn von Inklusion gesprochen wird. Mar-
tin Kronauer (2010) fasst unter dem Begriff der
Exklusion zum einen die Marginalisierung am Ar-
beitsmarkt (1), zum anderen die Einschrankung
der sozialen Beziehungen (2) und zum dritten den
Ausschluss von Teilhabemoglichkeiten an gesell-
schaftlich anerkannten Lebenschancen und -stan-
dards (3). Des Weiteren verweist der Autor dar-
auf, dass Exklusion nicht nur als Zustand, sondern
auch als Prozess zu verstehen ist. Annika Miiller
(2012) fugt hinzu, dass sinnvollerweise zwischen
objektiven Exklusionskonstellationen und subjek-
tivem Exklusionsempfinden zu differenzieren ist.

Von zentraler Bedeutung ist, dass der Modus der
gesellschaftlichen Zugehérigkeit tiber Teilhabe-
rechte und Partizipation hergestellt wird. Deshalb
ist Exklusion begriindungsbediirftig und nicht In-
klusion — Inklusion ist das grundlegende Recht

jeder*s einzelnen auf Teilhabe an der Gesellschaft.

Inklusion ist dabei nicht nur auf Menschen mit
Behinderung begrenzt, sondern betrifft alle Men-
schen, alle Kinder und Jugendlichen mit den ver-
schiedensten Differenzmerkmalen.

Vor diesem Hintergrund ging es in den Gruppen-
diskussionen darum, konkreter herauszufinden,
was Ausschluss fur Jugendliche heif3t, wie sie Aus-
grenzungserfahrungen thematisieren und wie sie
Exklusion erleben. Dabei interessierte weiter, wel-
che Anschluss- und Schnittstellen sich aus den
spezifischen Perspektiven der vulnerablen Grup-
pen zeigen (z.B. eine starkere Kooperation der
Psychiatrie mit der Jugendhilfe, hierzu finden sich
wertvolle Hinweise in der Gruppendiskussion in
der Kinder- und Jugendpsychiatrie) und welche
Unterstiitzungsressourcen, Hilfestellungen und
Angebote die Jugendlichen nutzen und welche sie
brauchen.
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Durch das Material ist deutlich geworden, wie
wichtig es fiir die Jugendlichen ist, einen stabi-

len Bewaltigungszusammenhang herzustellen und
zu etablieren (z.B. tiber die Teilnahme am Schul-
verweigerungsprojekt oder die Zugehdrigkeit zur
LGBTI*-Community etc.), in dem die innere Hilflo-
sigkeit, die eigene Schwdche thematisiert werden
kann. Die betreffenden Jugendlichen fiihlen sich

in diesem Zusammenhang sozial anerkannt und
(selbst-)wirksam, in einem Zustand des persona-
len und sozialen Wohlbefindens. Diese Befindlich-
keit wird im salutogenetischen Modell als Kohdren-
zgefiihl bezeichnet (Antonovsky 1997; 13. KJB der
Bundesregierung 2009). Soziale Anerkennung, ge-
genseitiger Respekt (Richard Sennett 2003; Mar-
tha Nussbaum 1999, 2010), Zugehdrigkeit, stabile
Bewaltigungszusammenhange, Selbstwirksamkeit
und Koharenzgefiihl sowie der unverstellte Zugang
zu den relevanten gesellschaftlichen Ressourcen -
um die Herstellung dieses Zusammenhanges geht
es bei der Vorstellung einer inklusiven Gesellschaft
und einer inklusiven Jugendhilfe.

Aus Sicht der Jugendlichen ist die erste Vorausset-
zung fiir gelingende Teilhabe gegenseitiger Res-
pekt, Rlicksichtnahme auf die jeweiligen Besonder-
heiten und Wertschatzung. Dies kann als Bediirfnis
nach Anerkennung auf den Punkt gebracht wer-
den. Die vulnerablen Jugendlichen in ihren Eigen-
heiten anzuerkennen, bedeutet, ihnen mehr Zeit,
Geduld, Flexibilitat und Individualitat zuzugeste-
hen, vor allem in ihren Lern- und Bildungswegen.
Mitbestimmung und Partizipation bilden elemen-
tare Voraussetzungen fir Teilhabe, ebenso wie das
Vorhandensein von exklusiven Raumen, in denen
sie bestimmen konnen. Diese Raume kénnen da-
durch die Qualitat von Bewaltigungsraumen an-
nehmen. Strukturelle Benachteiligungen sind zu
beseitigen und Nachteile auszugleichen, die bei-
spielsweise durch chronische Erkrankungen oder
Behinderungen entstehen. Schlief3lich bilden auch
Aufklarung® der anderen bzw. der Gesellschaft

85 Z.B.auch in Bezug auf das Merkmal ,ethnische Her-
kunft”, denn auch in diesem Zusammenhang fehlt es an Wis-
sen (z.B. tiber Fluchtursachen, Kolonialismus, die Entstehung
von Vorurteilen usw.).

und die Vermittlung von relevantem und aktuel-
lem Wissen eine wichtige Voraussetzung fiir die
umfassende Teilhabe junger Menschen an der Ge-
sellschaft. Darlber hinaus ist in den Gruppendis-
kussionen deutlich geworden, dass es noch viele
birokratische und technische Hiirden abzubauen
gilt, damit Inklusion gelingen kann.

Zum Schluss bleibt nochmals festzuhalten, dass
Inklusion als weites Konzept begriffen und ge-
staltet werden muss. Das Erziehungs- und Bil-
dungssystem, das Sozialleistungssystem sowie im
Kontext der Frage nach der Inklusion junger Men-
schen vor allem die Kinder- und Jugendhilfe und
hier besonders die Jugendarbeit sind wesentlich
einzubeziehen. Das bedeutet sowohl individuel-
le Férderung als auch die Schaffung einer inklusi-
ven sozialen Infrastruktur, die positive Lebensbe-
dingungen und Mitwirkungsmaoglichkeiten schafft.
Die Forderung nach Investition in eine inklusive
soziale Infrastruktur schliet unmittelbar an die
Kernbotschaft des 2. Kinder- und Jugendberichtes
Rheinland-Pfalz an.

3.5 Die inklusive Jugendbefragung

Um der Frage nach gelingender Inklusion nach-
zugehen, wurde als zweiter Schritt — aufbauend
auf die Gruppendiskussionen — eine Jugendbefra-
gung in Rheinland-Pfalz durchgefiihrt. Diese soll-
te inklusiv angelegt sein und méglichst allen jun-
gen Menschen, die zum Zeitpunkt der Befragung
in Rheinland-Pfalz lebten und zwischen 14 und 27
Jahren alt waren, die Moglichkeit bieten, sich zu
beteiligen. Dabei sollten auch und insbesondere
junge Menschen aus den fiir die Gruppendiskussi-
onen identifizierten vulnerablen Gruppen erreicht
werden. Die methodische Umsetzung, die Durch-
flhrung und die zentralen Erkenntnisse der Be-
fragung werden nachfolgend kurz erldutert. Eine
ausfuhrliche Darstellung der methodischen Vor-
gehensweise kann dem Anhang des Berichtes ent-
nommen werden.



Tabelle 21: Methodensteckbrief Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2019

Eckpunkte der Methodik Umsetzung

Grundgesamtheit

Befragungsmodus Onlinebefragung

Samplingstrategie

Explorative Basis
Erhebungsinstrument
Pretest: Februar 2019

Zeitraum

Befragung:
06. Mérz - 18. April 2019

Fallzahl (erreichte junge Menschen) N=2.423

In Rheinland-Pfalz wohnende junge Menschen zwischen 14 und 27 Jahren

Schneeballverfahren (aktiv und passiv) — Time Location Sampling und Respondent-
Driven Sampling; offener Zugang

11 Gruppendiskussionen mit 81 jungen Menschen (Mérz bis August 2018)

Onlinegestitzter standardisierter Fragebogen (Selbstausfuller)

N=81 (11 Gruppendiskussionen)

Die inklusive Jugendbefragung geht der Frage
nach, wie junge Menschen selbst ihre Chancen
und Perspektiven auf Teilhabe in Rheinland-Pfalz
wahrnehmen und bewerten. Die Befragung ad-
ressiert damit — ebenso wie die Gruppendiskus-
sionen — das subjektive und individuelle Erleben
der Befragten. Erhoben werden Selbstauskiinf-
te zur Einschatzung der eigenen Lebenssituation,
Zufriedenheit und Zukunftsperspektive. Ebenso
thematisiert werden das subjektive und indivi-
duelle Erfahren von Diskriminierung, das Erleben
von Barrieren, alltagliche Erfahrungen von Teilha-
beeinschrankungen und ein daraus resultierender
moglicher Unterstutzungsbedarf sowie Kontext-
bedingungen und soziale Beziehungen, in denen
diese Erfahrungen gemacht werden. Da Selbstaus-
kiinfte der jungen Menschen erfragt werden, er-
fasst das Erhebungsinstrument die ,Konnotation
und Interpretation der Befragten zu diesen The-
men” (Brodersen/Ebner/Schiitz 2019, S.38). Die
Ergebnisse der Befragung miissen folglich auch
vor diesem Hintergrund ausgewertet und inter-
pretiert werden. Fir eine Einschatzung der Le-
benssituationen junger Menschen in Rheinland-
Pfalz sind diese subjektiven Auskiinfte ebenso
wichtig wie die Auswertung amtlicher Statistiken
(siehe Erster Blick).

Quelle: Eigene Darstellung

3.5.1. Das Erhebungsinstrument und die
Zielgruppe

Vor dem Hintergrund des weit gefassten Inklusions-
verstandnisses dieses Berichtes und einer daraus re-
sultierenden breiten Zielgruppe ist die Operationa-
lisierung des Befragungsinstrumentes methodisch
hochst anspruchsvoll. Der breite Zielgruppenzugang
stellt inhaltlich wie methodisch hohe Anforderun-
gen an die Befragung: So missen sowohl die grof3e
Heterogenitédt in unterschiedlichsten Lebenslagen
und spezifische Beeintrachtigungen der Befragten
selbst im Fragebogen beriicksichtigt und abgebil-
det werden. Zudem gilt es, mogliche Barrieren im
strukturellen Zugang zur Befragung bei der metho-
dischen Umsetzung im Blick zu behalten. Im Kon-
text einer inklusiven Jugendbefragung bedeutet dies
fir die Gestaltung eines Erhebungsinstrumentes,
methodisch so vorzugehen, dass die Teilnahme von
Menschen mit Beeintrachtigungen weder aufgrund
des Befragungszugangs und -modus noch aufgrund
spezifischer Operationalisierungen verhindert wird
(vgl. Brodersen/Ebner/Schiitz 2019, S.6). Zudem ist
in der methodischen Umsetzung das Erkenntnisin-
teresse der Jugendbefragung zu beriicksichtigen und
der Zugang zur Zielgruppe sowie das Erhebungsins-
trument derart zu gestalten, dass subjektive Selbst-
auskiinfte valide erfasst werden kdnnen.
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Die Befragungsinhalte wurden wie bereits im 2.
Kinder- und Jugendbericht tiber die Beteiligung
junger Menschen erarbeitet. Die Themen des
Fragebogens wurden dabei auf der Basis von elf
Gruppendiskussionen mit vulnerablen Gruppen,
an denen insgesamt 81 Jugendliche teilnahmen,
entwickelt. Dieser explorativ-qualitative Zugang
erfolgt aus einem lebensweltlichen Ansatz her-
aus. Um die subjektive Perspektive junger Men-
schen auf ihre Lebenssituation valide zu erfassen,
ist es in diesem Zusammenhang erforderlich, sie
selbst zu Wort kommen zu lassen und Themen zu
bearbeiten, die sie selbst als relevant fiir ihr Leben
erachten (vgl. Brodersen et al. 2019, S.37ff.). Zu-
dem wurde darauf geachtet, spezifische Themen
der Jugendbefragung des 2. Kinder- und Jugendbe-
richtes in der aktuellen Befragung zu wiederholen,
sodass Veranderungen verglichen und Entwicklun-
gen in der Analyse betrachtet werden kénnen.®

Vor dem Start der Befragung wurde der Fragebo-
gen einem Pretest unterzogen, um die geplante
Ausfilldauer, die Passung des Befragungsmodus,
die sprachliche Verstandlichkeit und Beantwort-
barkeit der Fragen sowie die Gestaltung des Erhe-
bungsinstrumentes und die technische Funktions-
fahigkeit unter realen Bedingungen zu testen.
Dazu wurde der Fragebogen in der finalen On-
line-Version sowohl von jungen Menschen mit als
auch ohne Beeintrachtigungen getestet und ihre
Hinweise und Riickmeldungen noch einmal im
Bogen beriicksichtigt.

86 Hier gilt es zu beachten, dass die Ergebnisse der Jugend-
befragungen des 2. und 3. Kinder- und Jugendberichtes auf-
grund des unterschiedlichen methodischen Vorgehens bei
Samplingstrategie (Schneeballverfahren vs. Klumpenstich-
probe) und Befragungsmodus (Onlinebefragung vs. schriftli-
che Befragung) sowie der unterschiedlichen Zielgruppen (14-
bis 27-)ahrige vs. 13- bis 18-Jahrige) nur bedingt vergleichbar
sind. Dennoch lassen sich bestimmte Trends ableiten.

Der Fragebogen der Jugendbefragung des 3. Kin-
der- und Jugendberichtes beinhaltet die folgenden
Themen:

Soziodemografische Angaben und konomische
Situation

m Subjektives Erleben von Schule/Ausbildung/
Arbeit/Studium

m Exklusionserfahrungen und Unterstitzung/
Beratung bzw. Hilfe zu spezifischen Themen

m Interethnische Freundschaften und Kontakte
zwischen jungen Menschen mit und ohne Be-
hinderungen

m Wohnort (Freizeit- und Kulturangebot;
Einschatzungen zur Attraktivitat des Ortes)

m Offentlicher Personennahverkehr und Internet

m Mitbestimmung in verschiedenen Lebens-
bereichen

m Zukunftsperspektiven und Lebenszufriedenheit

Zielgruppe der vorliegenden Befragung waren jun-
ge Menschen, die zum Befragungszeitpunkt im
Alter zwischen 14 und 27 Jahren waren und in
Rheinland-Pfalz lebten. Die Befragung zielte auf-
grund ihrer inklusiven Ausrichtung darauf, mog-
lichst viele junge Menschen, insbesondere auch
solche aus den fiir die Gruppendiskussionen iden-
tifizierten vulnerablen Gruppen zu erreichen.
Grundsatzlich sollten im Sinne eines weiten Inklu-
sionsverstandnisses sowohl junge Menschen mit
als auch ohne Beeintrachtigungen oder Behinde-
rungen an der Befragung beteiligt werden.

Die Zielgruppe der Befragung wurde bewusst auf
die Gruppe der jungen Erwachsenen bis 27 Jahre
ausgeweitet, um auch junge Menschen im Uber-
gang in den Beruf und Studierende einzubeziehen.
Empirische Forschungen — so auch der 15. Kinder-
und Jugendbericht des Bundes (vgl. BMFSF) 2017)
— zum jungen Erwachsenenalter zeigen, dass der
Ubergang vom Jugend- in das Erwachsenenalter
,unsicher, langer, fragmentiert und vor allem re-
versibel” (Stauber 2013, S.4) geworden sei und fiir
junge Menschen nicht selten mit &konomisch pre-
karen Lebenslagen einhergehe (vgl. AGJ 2014, S.2).



Ubergénge kénnen in diesem Sinne als kritische
Lebensereignisse verstanden werden, deren indi-
viduelle Bewaltigung furr die Ermoglichung selbst-
bestimmter und mitwirkungsrelevanter Teilhabe
junger Menschen bedeutsam ist.

Mit der vorliegenden Befragung zum 3. Kinder- und
Jugendbericht hat die rheinland-pfalzische Berichts-
kommission den Versuch unternommen, ausdriick-
lich nicht nur gut integrierte junge Menschen zu er-
reichen, sondern auch und insbesondere diejenigen,
die nicht in den ,klassischen Systemen” wie Schule
und Jugendhilfe zu finden sind. Ein Ausschluss durch
den Zugang (ber Institutionen — wie im 2. KJB tiber
die Schulen - sollte vermieden werden (Vermeidung
von nicht-volitionalem Nonresponse®’). Stattdessen
hat sich die Berichtskommission fiir einen internet-
gestlitzten Zugang entschieden.® Die Rekrutierung
der Teilnehmer*innen erfolgte {iber ein Schneeball-
verfahren (aktiv und passiv) sowie spezifische Vari-
anten dieses Vorgehens — das Time Location Sam-
pling (TLS) sowie das Respondent-Driven Sampling
(RDS).#

87 Nicht-volitionaler Nonresponse liegt vor, wenn ,[...]
bestimmte Formen des Nonresponse durch technische Arte-
fakte oder sonstige externe Hinderungsgriinde verursacht
[werden ]” (Bandilla/Bosnjak 2000, zitiert nach Kutsch 2007,
S.119).

88 Aktuelle Erhebungsergebnisse des Statistischen Bundes-
amtes aus dem Jahr 2018 zeigen, dass ein Anteil von 90 %
der Personen ab einem Alter von 10 Jahren in Deutschland
taglich das Internet nutzt. Im Vorjahr lag der entsprechende
Wert noch bei 87 % (vgl. Statistisches Bundesamt 2018). In
der Altersgruppe der inklusiven Jugendbefragung des 3. KJB
(14- bis 27-)ahrige) liegt der Anteil taglicher Nutzer*innen
mit rund 98 % dariiber hinaus besonders hoch (vgl. Koch/
Frees 2018). Der Anteil der sogenannten ,Offliner” lag in der
anvisierten Zielgruppe im Jahr 2016 bei den 14- bis 19-Jah-
rigen bei 0 %, bei den 20- bis 29-Jahrigen bei 1,6 % (vgl. van
Eimeren et. al. 1997; van Eimeren/Frees 2010). Auch eine
aktuelle Studie der Initiative D21 kommt zu dem Ergebnis,
dass junge Menschen fast ausnahmslos das Internet nutzen
(vgl. Initiative D21 e.V. 2020). Es ist also davon auszugehen,
dass sich nahezu die gesamte Zielgruppe téaglich im Internet
aufhalt und ein onlinebasierter Zugang somit sowohl jugend-
gerecht als auch adaquat fiir die besonderen Zielgruppen ist.
Um einen Medienbruch zu vermeiden, wurde als Befragungs-
modus ein onlinegestiitzter Fragebogen gewahlt.

89 Fir ausfuhrliche Hinweise zur Auswahl des Erhebungs-
zugangs und dessen Beschreibung siehe Methodenkapitel im
Anhang.

Aufgrund der gewdhlten Samplingstrategie und
des damit einhergehenden offenen Zugangs zur
anvisierten Zielgruppe wurde fiir die vorliegen-
de Befragung eine spezifische Bewerbungs- und
Unterstiitzungsstrategie zur Erreichbarkeit der
jungen Menschen und zur Erhéhung des Riicklaufs
sowie der Herstellung erhohter Aufmerksamkeit
fur die Befragung entwickelt.?® Der Fragebogen
konnte in den Monaten Marz und April 2019 (iber
einen Befragungszeitraum von sieben Wochen
auf einer eigens hierzu eingerichteten Homepage
ausgefllt werden.

3.5.2 Riicklauf der realisierten Stich-
probe, methodisches Vorgehen und
qualitative Exploration der Ergebnisse

Insgesamt wurde die Befragung von 2.583 Perso-
nen vollstandig ausgefillt und zuriickgesendet.
Um die Datenqualitdt zu tiberpriifen, wurden bei
allen ausgefillten Bogen inhaltliche wie metada-
tenbasierte Konsistenzchecks durchgefiihrt, wo-
bei eine Priifung auf Plausibilitat der Angaben im
Fragebogen und des Ausfiillverhaltens erfolgte.”
Insgesamt wurden auf Grundlage der Konsistenz-
checks 160 Fragebogen nicht fiir die Auswertung
zugelassen. Die bereinigte realisierte Stichprobe
enthdlt damit abschlief3end 2.423 Bogen.

Beurteilung der Reprasentativitadt der Jugend-
befragung

Fir die Beurteilung der Reprdsentativitat der
Jugendbefragung ist es zentral, die Zusammen-
setzung der realisierten Stichprobe hinsichtlich
bekannter Merkmale der Grundgesamtheit zu
uberprifen. Fir die diesbeziigliche Priifung der
realisierten Stichprobe der Jugendbefragung wur-
de diese in den zentralen Kategorien regiona-

le Herkunft, Alter, Geschlecht, Staatsange-
horigkeit und Bildungsgrad mit der jeweiligen

90 Siehe hierzu ausfiihrlich: Methodenkapitel im Anhang.

91 Fur ausfiihrliche Erlduterungen zum Vorgehen bei der
Bereinigung der Daten siehe Methodenkapitel im Anhang.
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Auspragung dieser Merkmale in der Grundge-
samtheit in Rheinland-Pfalz verglichen. Vor dem
Hintergrund des Berichtsthemas scheint es bei
der Charakterisierung der realisierten Zielgruppe
zudem auch relevant, ob und in welchem Umfang
junge Menschen mit Behinderungen und/oder
Beeintrachtigungen erreicht werden konnten. %

Im Ergebnis zeigt sich, dass die realisierte
Stichprobe in den gepriiften Kategorien ins-
gesamt ein gutes Abbild der Grundgesamtheit
darstellt. Es sind keine systematischen Ausfalle
feststellbar und alle anvisierten Gruppen konnten
erreicht werden. So entspricht die regionale Ver-
teilung junger Menschen in der realisierten Stich-
probe ziemlich genau der Verteilung in der Grund-
gesamtheit. Uber die Jugendbefragung konnten
zudem sowohl junge Menschen mit als auch ohne
Behinderung erreicht werden.® Dennoch zeigen
sich auch leichte Verzerrungen. Madchen und jun-

92 Fir ausfihrliche Erlauterungen und Darstellungen zur
Reprasentativitat der Stichprobe siehe Methodenkapitel im
Anhang.

93 Dabei ist zu beachten, dass die Angaben zur Frage ,Hast
du eine Behinderung?” als Selbstauskunft erhoben wur-

de und folglich nicht deckungsgleich mit Fremdauskiinften
bspw. von Eltern, Fachkréften oder aus &rztlicher Perspekti-
ve sein muss. Im Hinblick auf die subjektive Perspektive und
im Sinne des Selbstbildes der Befragten wird an dieser Stelle
vielmehr die Selbstidentifikation mit dem Merkmal Behinde-
rung erfasst. In der realisierten Stichprobe der Jugendbefra-
gung geben vor diesem Hintergrund 5 % der Teilnehmenden
an, eine Behinderung zu haben. Auf einen Vergleich mit der
o6ffentlichen Statistik wurde an dieser Stelle bewusst verzich-
tet, da die verfligbaren Datenquellen in der Erfassung des
Merkmals Behinderung abweichen. So basiert die Schwer-
behindertenstatistik auf erhobenen Daten des SGB IX und
erfasst Personen mit einem anerkannten Grad der Behin-
derung von mindestens 50 und mit giiltigem Schwerbehin-
dertenausweis. In Erfassungen von Strukturdaten tiber die
Lebenssituation behinderter Menschen im Mikrozensus und
anderen reprasentativen Erhebungen wie dem Sozio-oekono-
mischen Panel (SOEP) wird deutlich, dass die Zahl derjenigen,
die sich nach Selbstaussagen als Menschen mit Behinderung
fuhlen und erleben, die Zahl der amtlich anerkannten behin-
derten Menschen (ibersteigt. Betroffene lassen sich vor allem
dann als schwerbehinderte Menschen anerkennen, wenn
damit ein Nachteilsausgleich im Erwerbsleben verbunden

ist. Entsprechend ist insbesondere bei jungen Menschen, die
(noch) nicht erwerbstétig sind, von einer Untererfassung aus-
zugehen (vgl. Statistisches Bundesamt 2005).

ge Frauen im Alter von 15 bis 18 Jahren mit deut-
scher Staatsangehdrigkeit sind im Vergleich zur
Verteilung in der Grundgesamtheit in der realisier-
ten Stichprobe der Jugendbefragung starker ver-
treten. Ebenso sind junge Menschen, die zum Be-
fragungszeitraum ein Gymnasium besuchen oder
einen hoheren Bildungsabschluss haben, in der
realisierten Stichprobe anteilig starker vertreten.
Insgesamt sind die Abweichungen eher gering,
missen jedoch bei der weiteren Auswertung und
Interpretation der Daten beriicksichtigt werden.

Junge Menschen werden vor dem Hintergrund

des beteiligungsorientierten Berichtsansatzes des
3. Kinder- und Jugendberichtes nicht als die Ziel-
gruppe betrachtet (iber die, sondern mit der und
fur die geforscht werden soll. Sie sind Expert*in-
nen ihrer eigenen Lebenssituation und sollten in-
sofern auch im Rahmen der Ergebnisinterpretation
zu Wort kommen. Daher wurde als dritter Analyse-
schritt — nach den Gruppendiskussionen und der Ju-
gendbefragung - zur Erfassung der subjektiven Per-
spektive junger Menschen in Rheinland-Pfalz eine
qualitative Exploration der Ergebnisse in Form
eines Interpretationsworkshops®* durchgefiihrt.
Dieses Vorgehen zielt darauf, den beteiligungsori-
entierten Berichtsansatz weiterzuentwickeln und
die Ergebnisse durch die kommunikative Analyse zu
vervollstandigen und zu qualifizieren.

Die Erkenntnisse der einzelnen Erhebungszugan-
ge wurden dazu mit Jugendlichen diskutiert und
gemeinsam eruiert, ob die Jugendlichen die Inter-
pretation der Ergebnisse der Berichtskommission
teilen oder bestimmte Aspekte aus ihrer Perspek-
tive anders einzuordnen oder zu bewerten sind.
Zusatzlich konnte in diesem Rahmen noch einmal
konkretisiert werden, was die Forschungsergebnis-
se aus Sicht der jungen Menschen bedeuten und
welche Konsequenzen fiir Weiterentwicklungen
sowie politisch notwendige Schritte sie selbst da-
raus fur Rheinland-Pfalz ableiten. Letzteres wird in

94 Ausfihrliche Informationen zum methodischen Vorge-
hen im Interpretationsworkshop finden sich im Anhang die-
ses Berichtes.



den Vertiefungskapiteln und bei den Empfehlun-
gen aufgegriffen. Auf die Erkenntnisse der qualita-
tiven Exploration wird bei der Ergebnisdarstellung
im folgenden Kapitelabschnitt jeweils verwiesen.

3.5.3 Ergebnisse der inklusiven
Jugendbefragung

Inklusion ist — wie in der Hinfiihrung dargelegt —
nicht eindimensional, sondern als Wechselwir-
kung verschiedener Dimensionen zu verstehen
und steht dabei in einem dialektischen Verhaltnis
zur Exklusion. Entsprechend komplex ist auch die
Erfassung von Inklusion und Exklusion tber einen
Fragebogen. Um Aussagen (iber gelingende Inklu-
sion und erlebte Exklusion aus Sicht junger Men-
schen treffen zu kénnen, ohne das Thema zu sim-
plifizieren, wurden in der Onlinebefragung daher
verschiedene Zugdnge gewahlt, die versuchen,
eben jene Wechselwirkung zu erfassen. Damit
soll herausgefunden werden, wie junge Menschen
selbst Strukturen und Prozesse der Ermdglichung
selbstbestimmter und mitwirkungsrelevanter Teil-
habe fir sich erleben und was sich dabei als for-
derlich (im Sinne gelingender Inklusion) oder hin-
derlich (erlebte Exklusionen) erweist.

Im Rahmen der Erhebung wurden daher verschie-
dene personliche Merkmale der jungen Menschen
abgefragt, die im Vorfeld sowohl theoretisch als
auch uber die Gruppendiskussionen als Vulnerabi-
litatsmerkmale identifiziert wurden. Solche Vulne-
rabilitdtsmerkmale kénnen die Wahrscheinlichkeit
von Exklusionserfahrungen erhéhen. Im Rahmen
der Auswertung der Ergebnisse wurde dann eine
Verbindung zu Strukturen und Prozessen der Er-
moglichung von Teilhabe hergestellt. Zum einen
wurde in diesem Sinne geprift, ob personliche
Merkmale — wie z.B. die Wahrnehmung, dass die
eigene oder familidre konomische Situation ein-
geschrankt ist (Kennzeichen fiir Armut) oder die
Selbstbezeichnung als junger Mensch mit einer
Behinderung — tatsdchlich das erlebte Risiko von
Exklusion erhéhen und/oder unter welchen Bedin-
gungen dies ggf. auch nicht der Fall ist.

Zum anderen wurden Bereiche gelingender In-
klusion in die Befragung aufgenommen und
gefragt, ob und inwiefern Jugendliche Ermog-
lichungsstrukturen ihrer Teilhabe, z.B. in Institu-
tionen, strukturellen Zugangen oder lber Betei-
ligung und Mitbestimmung in fiir sie relevanten
Kontexten, wahrnehmen. So lasst sich die Wech-
selwirkung zwischen vorhandenen Strukturen vor
Ort sowie notwendigen individuellen Voraus-
setzungen, derer es bedarf, um diese Strukturen
selbstwirksam nutzen zu konnen, tiber die Befra-
gungsergebnisse darstellen.

Im Hinblick auf gelingende Inklusion sowie erfah-
rene Exklusionen kénnen somit Erkenntnisse ge-
wonnen werden, wie Jugendliche selbst ihre Chan-
ce dazuzugehoren und die Akzeptanz der eigenen
Person wahrnehmen und welche strukturellen As-
pekte sich dabei als forderlich bzw. hinderlich er-
weisen.

Fur die Auseinandersetzung um gelingende
Inklusion im Sinne selbstwirksam realisierter sozi-
aler Teilhabe ist dariiber hinaus die Wahrnehmung
der eigenen Lebenssituation sowie der Zukunfts-
perspektive, die sich daraus generiert, duf3erst be-
deutsam. Dies gilt fiir die Lebensphase Jugend im
Besonderen. Die Frage ,Was kann aus mir in Zu-
kunft werden?” ist dabei insbesondere in der Pha-
se des Erwachsenwerdens zentral, in der sich jun-
ge Menschen die erforderlichen Fahigkeiten zur
Teilhabe und gesellschaftlichen Positionierung an-
eignen. Dies betrifft unmittelbare individuelle Vo-
raussetzungen fiir Teilhabe und die Realisierung
einer erfolgreichen Zukunft. Daher sind Erfahrun-
gen des Ausschlusses in dieser Entwicklungsphase
besonders zu betrachten. Zudem stellt sich die
Frage, welche Funktion dabei Akteuren und Struk-
turen in 6ffentlicher Verantwortung zukommt,
welche die jungen Menschen auf ihrem Weg des
Erwachsenwerdens begleiten.
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Strukturen und Prozesse der Ermdglichung selbst-
bestimmter und mitwirkungsrelevanter Teilhabe
werden in den Ergebnissen der Jugendbefragung
vor diesem Hintergrund anhand der nachfolgen-
den Themengebiete dargestellt:

1. Einschdtzungen zu sozialstrukturellen
Bedingungen des Aufwachsens

Dies beinhaltet: (a) das Aufwachsen in (pluralen)
Familienformen oder anderen Kontexten (z.B. In-
ternat, stationare Unterbringung, WG, etc.), (b)
die Bewertung der eigenen und familidren finan-
ziellen Situation sowie (c) das aktuelle Erleben

in institutionellen und &ffentlich verantworteten
Kontexten (z.B. Schule, Ausbildung, Universitat).

2. Einschatzungen zu Akzeptanz und
Mitbestimmung

Dies beinhaltet: (a) die Frage nach erlebter Ak-
zeptanz in institutionellen Kontexten sowie (b)
die Mdglichkeit der Mitbestimmung in ausge-
wahlten Aspekten des eigenen Lebens.

3. Einschdtzungen zu Ausschlusserfahrungen
und Bewaltigungsstrategien

Dies beinhaltet: (a) Form und Intensitat mogli-
cher Ausschlusserfahrungen sowie Griinde, auf
die junge Menschen die Ausschlusserfahrungen
zurtckfuhren, (b) Vulnerabilitdtsmerkmale, die
soziale Exklusionen erhohen konnen, (c) Aus-
wirkungen haufig erlebter Ausschlusserfahrun-
gen sowie (d) Bewaltigungsstrategien junger
Menschen, Hilfe und Beratung.

4. Einschatzungen zum Wohnort und regionaler
Mobilitat

Dies beinhaltet: (a) die Bewertung der Attrak-
tivitat des eigenen Wohnortes sowie (b) deren
zugangliche Mobilitatsstruktur.

5. Einschatzung zur gegenwartigen und kiinfti-
gen Lebenssituation

Dies beinhaltet: (a) die Bewertung der eigenen
Lebenszufriedenheit in der Gegenwart sowie (b)

die Frage nach der jeweiligen Zukunftsperspektive.

Darstellung und Diskussion der Ergebnisse

» 1. Einschatzungen zu sozialstrukturellen
Bedingungen des Aufwachsens

Um eine grundsatzliche Einschatzung der jungen
Menschen dazu zu erhalten, wie sie ihre gegen-

wartige und zukiinftige Lebenssituation wahrneh-

men und bewerten, werden im Folgenden die As-
pekte der Form des (familiaren) Zusammenlebens,

die Beurteilung der eigenen und familidren sozio-
o6konomischen Situation sowie das Erleben in re-

levanten institutionellen Kontexten (z.B. Schule,
Ausbildung, Universitat) betrachtet.

» Junge Menschen leben in vielfdltigen Kon-
texten. Unterschiedlichen Formen der Familie
als Ort der Entwicklung und des Aufwachsens
junger Menschen kommt dabei immer noch
eine hohe Bedeutung zu.

Die Familie gilt als zentraler Ort, an dem junge
Menschen elementare Ressourcen fiir ihre weite-
re Entwicklung zur Verfiigung gestellt bekommen.
Zudem sind in der Familie hdufig Schlusselper-
sonen zu finden, die Jugendliche bei der Bewal-
tigung ausgrenzender Erfahrungen unterstiitzen
kénnen, wenn deren eigene Handlungsressourcen
dazu nicht ausreichen. Gleichzeitig kénnen spezi-
fische familidre Gegebenheiten oder Konstellati-
onen selbst Bewaltigungsdruck erzeugen, fiir den
ein Umgang gefunden werden muss. In diesen
Fallen kann von so genannten familialen Uber-
forderungskonstellationen (Bohnisch 2019, S.62)
gesprochen werden. Dies zeigt sich beispielswei-
se, wenn durch eine prekare soziodkonomische
Situation der Familie die erfolgreiche eigene Le-
bensgestaltung und damit die individuelle sozia-
le Teilhabe junger Menschen erschwert wird. Aus
Forschungen zu Lebenssituationen von Allein-
erziehenden oder auch jungen Menschen, die in
stationdren Kontexten der Jugend- oder Einglie-
derungshilfe leben, ist zudem bekannt, dass spe-
zifische Wohnkontexte Auswirkung auf Entfal-
tungsoptionen und Handlungsspielrdume haben
kénnen.



Daher wurde in der Jugendbefragung die Frage ge-
stellt, wie junge Menschen derzeit leben. Abbil-
dung 72 zeigt, dass mehr als drei Viertel (77,1%)
der Befragten in der Familie, also gemeinsam mit
leiblichen Eltern oder einem Elternteil oder den
Grof3eltern leben. Jeder zweite junge Mensch lebt
dabei mit beiden leiblichen Eltern zusammen.

17,3 % der befragten jungen Menschen leben zum
Befragungszeitpunkt in einem eigenen Haushalt,

z.B. mit Lebenspartner*in, Ehepartner¥in, allei-
ne oder in einer Wohngemeinschaft. Ein kleiner
Anteil junger Menschen (4,6 %) gibt an, auf3er-
halb der (leiblichen) Familie zu leben. Die meis-
ten Jugendlichen dieser Gruppe leben in betreuten
Wohnformen oder in stationdren Kontexten so-
wie einige wenige auch in Pflegefamilien oder In-
ternaten.

Abbildung 72: Wie lebst du? Zusammen mit...

leiblichen Eltern
leiblicher Mutter
leiblichem Vater

Grof3eltern

Freund/Freundin bzw. Ehemann/Ehefrau
alleine
Wohngemeinschaft (WG)

5,8%
5,5%

betreute Wohngruppe ohne Eltern
Heim

Pflegefamilie

Internat

Sonstiges
Keine Angabe

55,5%
771 %
in der Familie

17,3 %
im ,.eigenen*
Haushalt

4,6 %
auf3erhalb der
Familie

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N=2.423)

» Die liberwiegende Mehrheit der jungen
Menschen in Rheinland-Pfalz wachst nach
eigenen Angaben in guten 6konomischen
Verhéltnissen auf. Damit ist fiir viele eine
zentrale Voraussetzung gelingender Inklusi-
on erfiillt.

Fir die Bewertung der eigenen Situation ist zen-
tral, wie die eigene, aber auch die familiare fi-
nanzielle Situation wahrgenommen wird. Abbil-
dung 73 zeigt, dass die liberwiegende Mehrheit
der jungen Menschen in der Jugendbefragung
(iber 90 %) angeben, dass ihre Familie meistens

genug Geld zum Leben hat.> Knappe zwei Drittel
der Befragungsteilnehmenden stimmen sogar der
Aussage zu, die Familie habe immer genug Geld
zum Leben. Allerdings geben etwa 10 % der jun-
gen Menschen an, dass der Familie oft nicht oder
sogar nie genug Geld zum Leben zur Verfligung
steht. Dies trifft insbesondere auf junge Menschen
zu, die angegeben haben, mit nur einem leiblichen
Elternteil zusammenzuleben (13,5 %) oder aufer-
halb des eigenen Elternhauses zu wohnen - also in
einem Wohnheim, Internat oder Heim (18,8 %).

95 Diese Ergebnisse decken sich weitestgehend mit denen
des 2. Kinder- und Jugendberichtes Rheinland-Pfalz, in dem
in der Jugendbefragung ahnliche Ergebnisse generiert werden
konnten. Der Befund erweist sich damit als stabil.
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Auch junge Menschen, die bereits einen eigenen
Haushalt gegriindet haben, schatzen die finanzi-
elle Situation haufiger als (eher) unzureichend ein
(13,8 %), als dies bei jungen Menschen, die in der
klassischen Kernfamilie leben, der Fall ist (5,5 %).
Dariiber hinaus zeigt sich ein deutlicher Zusam-
menhang zur Gro[3e der Kernfamilie: Junge Men-
schen aus Familien mit vier oder mehr Kindern
berichten tberdurchschnittlich haufig von unzu-
reichenden finanziellen Mitteln (19,5 %).

Die Beurteilung der eigenen finanziellen Situa-
tion fallt in der Gesamtbetrachtung dhnlich posi-
tiv aus. Auch hier gibt mit rund 85 % der tiberwie-
gende Teil der Befragten an, immer (47,5 %) oder
meistens (37,3 %) selbst genug Geld zum Leben
zu haben. Allerdings fallt auf, dass der Anteil der
jungen Menschen, die angeben, nicht immer ge-
nug Geld zum Leben zu haben, hier etwas hoher
ausfallt und bei rund 15 % liegt.

Diese subjektiven Einschatzungen der jungen
Menschen und ihre Giberwiegend positive Beur-
teilung der familidren sowie eigenen finanziellen
Situation spiegelt sich indes als Befund auch in
den objektiven Daten des WK]-Indexes wider, des-
sen Ergebnisse auf gute 6konomische Vorausset-
zungen flir das Aufwachsen junger Menschen in
Rheinland-Pfalz hinweisen (vgl. Kapitel 4.2.2).

Abbildung 73: Einschatzung zur eigenen und

familiaren finanziellen Situation

)
Hat Deine Familie 21%
genug Geld
zum Leben?
0,
Hast Du 3%
genug Geld

zum Leben?

0% 20% 40% 60% 80% 100%

B Ja, immer genug Nein, oft nicht genug

H Ja, meistens genug M Nein, nie genug

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N=2.423)
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Der grof3te Teil der jungen Menschen wachst in
eigener Wahrnehmung folglich nicht nur in einer
sozio6konomisch gut abgesicherten Familiensitu-
ation auf, sondern sieht dariiber hinaus auch finan-
zielle Spielrdume fiir die eigene Lebensgestaltung.

» Fehlende finanzielle Ressourcen stellen ein
zentrales Exklusionsrisiko dar.

Finanzielle Mittel sind meist mit , persénlichen
Handlungsspielraumen verbunden” (Andresen/
Moller 2019, S.163) und daher fiir die Realisierung
der individuellen sozialen Teilhabe von erhebli-
cher Relevanz. Wie bedeutsam familidre finanzi-
elle Ressourcen fiir Wohlbefinden und Teilhabe
junger Menschen sind, zeigt sich dabei besonders
deutlich beim Blick auf jene jungen Menschen, die
nicht Gber diese Ressourcen verfiigen. Dies betrifft
rund 10 % der befragten jungen Menschen.

Dies kann exemplarisch im Bereich der Bildung ver-
deutlicht werden. Im vorliegenden Datenmaterial
der Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugend-
bericht zeigt sich, dass junge Menschen, welche die
soziodkonomische Situation ihrer Familie als be-
lastetet®® einschatzen, vermehrt von Bildungsbe-
nachteiligungen betroffen sind. So geben, gefragt
nach der aktuell besuchten Schulform, 21,6 % der
jungen Menschen aus finanziell belasteten Fami-
lien an, ein Gymnasium zu besuchen. Unter den
jungen Menschen aus finanziell abgesicherten Fa-
milien¥ liegt der Anteil mit 54,6 % mehr als dop-
pelt so hoch. Junge Menschen aus von Armut be-
troffenen Familien berichten zudem verstarkt von
schulischen Problemen: ihre Versetzung war hau-
figer schon einmal gefdhrdet und/oder sie muss-
ten bereits eine Klasse wiederholen. Sie erleben

die Schule als stressiger, fehlen haufiger im Unter-
richt und fiihlen sich in der Schule deutlich seltener

96 Hierunter sind junge Menschen gefasst, die angegeben
haben, dass ihre Familie oft oder nie genug Geld zum Leben
hat.

97 Hierunter sind junge Menschen gefasst, die angegeben
haben, dass ihre Familie meistens oder immer genug Geld
zum Leben hat.



akzeptiert als junge Menschen aus Familien ohne
finanzielle Probleme. Auch im Hinblick auf die er-
reichten Schulabschlisse zeigt sich dieser Zusam-
menhang aufgrund der armutsbelasteten Lebens-
lage deutlich. So erreichen junge Menschen aus
soziodkonomisch prekdren Familienverhaltnissen
seltener die allgemeine Hochschulreife. Familidre
materielle Armut tbersetzt sich demnach haufig in
eine eingeschrankt realisierte Bildungsteilhabe und
kann jungen Menschen den Zugang in eine leis-
tungsorientierte Bildungs- und Berufswelt deutlich
erschweren. Dieses Ergebnis deckt sich mit bekann-
ten Befunden internationaler Studien wie beispiels-
weise der PISA-Studien.

Auch gesundheitliche Risiken steigen durch pre-
kare Lebensbedingungen signifikant. Junge Men-
schen aus finanziell belasteten Familien berichten
in der Jugendbefragung haufiger von gesundheit-
lichen Beeintrachtigungen.®® Knapp 30 % dieser
jungen Menschen geben an, schon einmal schwe-
rer erkrankt gewesen zu sein. Unter den jungen
Menschen aus Familien ohne finanzielle Problem-
lage sind dies nur 20 %.

Die Befunde der Jugendbefragung machen deut-
lich, dass eingeschrankte finanzielle Spielrdume die
Entwicklung junger Menschen in multiplen Berei-
chen tangieren und damit die Wahrscheinlichkeit,
weitere Vulnerabilitdtsmerkmale aufzuweisen oder
zu entwickeln und entsprechende Exklusionser-
fahrungen zu machen, um ein Vielfaches steigt.?

98 Dieses Ergebnis deckt sich mit nationalen und internati-
onalen Studien zur Gesundheit. So weisen sowohl die KiGGS-
Studie als auch der HBSC-Studienverbund Zusammenhange
zwischen dem sozioékonomischen Status und der psychi-
schen sowie korperlichen Gesundheit junger Menschen aus
(vgl. Klipker et al. 2018; HBSC-Studienverbund 2015).

99 Der Zusammenhang zwischen Armut und sozialer
Benachteiligung wurde in zahlreichen Studien herausgear-
beitet. Ergebnisse aus IGLU- (z.B. Bos et al. 2008, S. 28 ff.;
Hufmann et al. 2017, S. 20-24) und PISA-Studien (z.B. Miil-
ler, Ehmke 2015, S. 285 ff.) belegen immer wieder die hohe
soziale Selektivitat des deutschen Bildungssystems. Auch der
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung weist
aus, dass die Chancen fiir eine Gymnasialempfehlung fiir
ein Kind aus einem Elternhaus mit hohem Sozialstatus fast
dreimal so hoch sind wie die eines Facharbeiterkindes (vgl.
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales 2018, S.230 ff.).
Ebenso wird in der AWO-ISS-Studie, die auch das subjektive

Fehlende finanzielle Ressourcen schranken die
Handlungsspielrdume junger Menschen in zentra-
len Bereichen ein. Dieser Befund ist dabei kein fiir
Rheinland-Pfalz spezifisches Phanomen, sondern
zeigt sich in weiteren nationalen wie auch in inter-
nationalen Studien (vgl. Andresen/Méller 2019).

» Uber ein Drittel der jungen Menschen in
Rheinland-Pfalz erlebt den jeweiligen institu-
tionellen Ausbildungs- oder Arbeitskontext
als (sehr) stressig.

Eine der Kernherausforderungen junger Menschen
in der Lebensphase Jugend ist das Erlangen allge-
meiner, sozialer und beruflicher Handlungsféhig-
keiten (Qualifizierung) (vgl. BMFSFJ 2017). Dazu
suchen sie Bildungs- und Ausbildungsinstitutio-
nen auf und verbringen dort einen Grof3teil ihrer
Zeit. Fur die Einschatzung der aktuellen Lebens-
situation ist es daher zentral, junge Menschen da-
nach zu befragen, wie sie dies empfinden.

Empfinden von Kindern in Armut erfasst, verdeutlicht, dass
Kinder aus einkommensschwachen Familien im Vergleich zu
Gleichaltrigen aus finanziell gesicherten Verhdltnissen ein
rund doppelt so hohes Risiko haben, in ihrer sprachlichen,
sozialen oder gesundheitlichen Entwicklung beeintréachtigt zu
sein (vgl. Holz 2006; Wapler 2005).
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Abbildung 74 zeigt, dass (iber ein Drittel der Be-
fragten ihre Situation im jeweiligen institutionel-
len Kontext der Schule, Universitat, in der Ausbil-
dung oder im Beruf als (sehr) stressig erleben. Der
entsprechende Anteil unter den Schiiler*innen ist
mit 37,3 % dabei am hochsten. Hierbei handelt es
sich insbesondere um junge Menschen an Gymna-
sien und Integrierten Gesamtschulen. Unter den
Schiiler*innen zeigen sich dariiber hinaus Unter-
schiede hinsichtlich des Geschlechts. So empfin-
den Mddchen und junge Frauen die Schule deut-
lich hdufiger als stressig, als dies bei Jungen/jungen
Mannern der Fall ist, und das, obwohl weibliche Be-
fragte seltener (iber schulische Probleme berich-
ten.'? In Verbindung mit den Erkenntnissen der
Gruppendiskussionen kann vermutet werden, dass
sich hinter dem Stressempfinden unter anderem
der durch die Institution selbst erzeugte Bewalti-
gungsdruck fir junge Menschen verbirgt (vgl. Kapi-
tel 3.4.2). Das Stressempfinden in der Schule steht
vor diesem Hintergrund einerseits im Zusammen-
hang mit Leistungskonkurrenz, aber auch den von
den jungen Menschen haufig berichteten Erfahrun-
gen von Ausgrenzung am Ort Schule. Ausgrenzung
findet dabei sowohl unter den jungen Menschen
selbst als auch zwischen Schiiler*innen und Lehr-
kraften statt, was von den Jugendlichen im Inter-
pretationsworkshop erneut bestéatigt wird. Auch die
Situation an den Universitaten wird mit rund 35%
von etwas mehr als einem Drittel als (sehr) stres-
sig empfunden. Im Vergleich dazu wird das indivi-
duelle Erleben in der Ausbildung (23,9 %) und dem
Berufsleben (25,9 %) deutlich seltener als (sehr)
stressig beschrieben.

100 Dies wurde im Fragebogen iiber die Items ,War/ist dei-
ne Versetzung gefdhrdet” und ,Musstest du schon einmal
eine Klasse wiederholen” operationalisiert.

Abbildung 74: Einschatzung zur Frage:

Wie erlebst Du die Schule/Universitat/
Ausbildung/Arbeit?

junge Menschen
in Ausbildung (n=180)

junge Menschen
im Beruf (n=174)

Student*innen (n=376)

Schiiler*innen (n=1.540)

35,0%

Gesamt (n=2.270) 270

. Anteil ,sehr stressig/stressig"

Mittelwert (1= ,sehr stressig" bis 5 = ,sehr locker")

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (n=2.270)

» Stressempfinden und Schulabstinenz kann
durch eine Kultur der Akzeptanz und Vielfalt
sowie Moglichkeiten aktiver Beteiligung in
der Schule entgegengewirkt werden.

Ob junge Menschen gerne in die Schule, zur Ar-
beit, zur Universitat oder zu ihrer Ausbildung ge-
hen und/oder ob sie dies als stressig erleben,
hangt stark davon ab, ob diese sich dort a) akzep-
tiert fiihlen und b) das Gefiihl haben, mitbestim-
men zu kdnnen. Vor allem in der Schule wiinschen
sich junge Menschen mehr Mitbestimmungs- und
Gestaltungsmoglichkeiten, z. B. bei der Besetzung
von Entscheidungsgremien oder hinsichtlich der
Facher- und Kurswahl, wie der Interpretations-
workshop ergab. Von den jungen Menschen wur-
de in diesem Zusammenhang eine starkere De-
mokratisierung der Schule gefordert. Tabelle 22
zeigt die Zusammenhange exemplarisch anhand
der Gruppe der Schiiler*innen, gleiches gilt jedoch
auch fir junge Menschen in Ausbildung, an Uni-
versitdten und im Berufsleben.



Tabelle 22: Einschatzung zur Frage: Gehst Du gerne in die Schule?

Wie erlebst Du die Schule?
(Mittelwerte von 1=sehr
stressig bis 5=sehr locker)

Gehst Du gerne in die Schule?

(Mittelwerte von 1=sehr ungern
bis 5=sehr gern)

Hast Dudas Ge-  Ja(n=1.007) 3,48 2,84
fiihl, dass Duin Teils/teils (n=432) 319 2,48
Deiner Schule so _
akzeptiert wirst, Nein (n=102) 2,83 2,21
wie Du bist? Gesamt (n=1.541) 3,36 2,70
Ja (n=682) 3,55 2,87
Hast Du das Ge- Teils/teils (n=634) 3,27 2,62
fithl, dass Du an Nein (n=189) 2,97 2,35
Deiner Schule mit-
Trifft auf mich nich
reden kannst? rifit aufmich nicht zu 2,85 2,25
(n=20)
Gesamt (n=1.525) 3,36 2,69

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019. Nur Schiiler*innen

» 2. Einschdtzungen zu Akzeptanz und
Mitbestimmung

Fir das subjektive Wohlbefinden junger Men-
schen sind verlassliche soziale Beziehungen und
auskdmmliche materielle Ressourcen ebenso ele-
mentar wie die Frage, ob zugangliche Entschei-
dungs-, Handlungs- und Selbstentfaltungsoptio-
nen bestehen (vgl. Andresen/Maller 2019, S.18).
Vor allem in der Phase des Erwachsenwerdens hat
zudem die soziale Zugehorigkeit eine hohe Be-
deutung. Dabei zeigt sich in internationalen Stu-
dien, dass zwei in diesem Zusammenhang grund-
legende Bedarfe junger Menschen das Bediirfnis
nach Zugehdrigkeit sowie das Streben nach Auto-
nomie und Mitbestimmung sind (vgl. Andresen/
Moller 2019, S.161). Gema[3 Artikel 12 der UN-
Kinderrechtskonvention besteht ein grundsatzli-
ches Beteiligungsrecht, welches jungen Menschen
das Recht einrdumt, ihre Perspektive in allen sie
betreffenden Angelegenheiten einzubringen, und
gleichzeitig die Anforderung an Strukturen und
professionelle Akteur*innen stellt, diese zu be-
ricksichtigen. Der Grad der Einflussnahme jun-
ger Menschen steht dabei jedoch in hochstem
Maf3e in einem Abhangigkeitsverhiltnis dazu, was

jungen Menschen ,von Erwachsenen im Eltern-
haus, in padagogischen Einrichtungen, durch Po-
litik und in der Rechtsprechung ermoglicht wird”
(Andresen/Moller 2019, S.18). Entsprechend sind
diese Moglichkeiten keineswegs gleich verteilt.

Ein Gefiihl der Zugehorigkeit ebenso wie Moglich-
keiten der Einflussnahme und Mitbestimmung im
Alltag stellen — dem im vorliegenden Bericht ver-
tretenen Inklusionsverstandnis folgend - dabei
zentrale Aspekte von Teilhabe dar und sind grund-
legend fur gelingende Inklusion (vgl. Kapitel 1).
Um der Frage nachzugehen, wie junge Menschen
selbst ihre Chancen und Perspektiven zur Teilhabe
in Rheinland-Pfalz bewerten, wurden diese zum
einen gebeten, Auskunft tber Einflussnahme und
Mitbestimmungsmdglichkeiten in ihrem Alltag zu
geben, und zum anderen einzuschatzen, inwiefern
sie sich akzeptiert fihlen.
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» Junge Menschen in Rheinland-Pfalz fiihlen
sich in den jeweiligen institutionellen Struk-
turen ihres Alltages mehrheitlich angenom-
men und akzeptiert.

Jeweils mehr als drei Viertel der jungen Men-
schen gibt an, sich in der Schule (65,4 %), Aus-
bildung (66,7 %), Universitat (77,1 %) oder im
Beruf (76,4 %) akzeptiert zu fiihlen. Besonders
positiv fallt das Ergebnis unter den Studieren-
den und Berufstatigen aus. Doch auch unter den
Schiiler*innen fallt der Anteil der jungen Men-
schen, die sich nicht akzeptiert fithlen, mit 6,6 %
sehr gering aus.

Abbildung 75: Einschatzungen zur Frage: Hast

Du das Gefiihl, dass Du in Deiner Schule/Uni/Aus-
bildung/Arbeit so akzeptiert wirst, wie Du bist?

1,6%

Student*innen (n=376)

junge Menschen
im Beruf (n=174)

junge Menschen
in Ausbildung (n=180)

66,7 %

Schiiler*innen (n=1.542)

0%

[0

60% 80% 100%

B Nein

20% 40%

0 Teils/teils

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019

» In Familie und Freundeskreis fiihlen sich
nahezu samtliche jungen Menschen gehort.
Aber auch in 6ffentlichen Bildungseinrichtun-
gen sehen viele junge Menschen ihre Beteili-
gungsrechte realisiert.

Abbildung 76 zeigt die Beurteilung der Jugendli-
chen zu den Méglichkeiten der Mitbestimmung
in verschiedenen Bereichen ihrer Lebenswirklich-
keit. Mit einem Zustimmungswert von 83 % ge-
ben junge Menschen am haufigsten an, in ihrem
Freundeskreis mitbestimmen zu kdnnen. Auch die
Wahrnehmung, in der Familie mitreden zu kon-
nen, teilt mit 70 % ein Grof3teil der Befragten. In
der eigenen Freizeit gibt hingegen nur die Halfte
der jungen Menschen an, mitbestimmen zu kon-
nen.””" Auch in den formalen Bildungsinstitutionen
geben zwischen 40 % bis 45 % der Jugendlichen
an, mitreden zu kénnen, wohingegen die Zustim-
mungswerte im Bereich Politik und am Wohnort
deutlich niedriger ausfallen. Dies deckt sich auch
mit Befunden einer aktuellen Studie des Deut-
schen Kinderhilfswerkes (vgl. Deutsches Kinder-
hilfswerk 2018). Hier weisen die Handlungsfelder
der Mitbestimmung im kommunalen Raum, am
eigenen Wohnort und in der Politik ebenfalls die
grof3ten Nachsteuerungsbedarfe auf.

> Dagegen fehlen aus Sicht vieler junger
Menschen Mitbestimmungsmoglichkeiten
im Bereich Politik sowie in Bezug auf ihren
Wohnort.

101 Hier gilt es, den hohen Anteil von Angaben ,Trifft auf
mich nicht zu” zu beachten. Durch die vorgegebenen Beispie-
le in der Antwortkategorie ,,z. B. im Verein, Jugendtreff/-zen-
trum” haben junge Menschen hier offensichtlich einen engen
Freizeitbegriff fir ihre Beurteilung herangezogen, und ,trifft
auf mich nicht zu” vermutlich dann gewahlt, wenn sie ihre
Freizeit in keinem der genannten institutionellen Rahmen
verbringen. Werden diese Falle bei der Analyse nicht bertick-
sichtigt, so erhdlt man einen deutlich hoheren Zustimmungs-
wert von 62 %.



Mit nur 19 % fallt der Anteil der jungen Men-
schen, die am eigenen Wohnort mitreden kdnnen,
deutlich geringer aus. Dabei zeigt die vertiefende
Datenanalyse, dass wohnortnahe Beteiligungs-
strukturen einen erheblichen Einfluss auf die ge-
genwadrtige und die zukiinftige Bewertung des
Wohnortes haben. Junge Menschen, die in ihrer
Stadt mitbestimmen kdnnen, geben rund doppelt
so haufig an, dort auch in Zukunft leben zu wollen
(51,0 %), als junge Menschen, die das Gefihl ha-
ben, nicht beteiligt zu werden (23,3 %) (vertiefend
siehe nachfolgende Ausfiihrungen zu Einschatzun-
gen zum Wohnort).

Am geringsten fallen die wahrgenommenen poli-
tischen Mitbestimmungsmaoglichkeiten aus. We-
niger als jeder zehnte junge Mensch (9 %) nimmt
diese fur sich wahr. Zudem fallt auf, dass mit ei-
nem Prozentwert von 23 % knapp jede*r vierte Be-
fragungsteilnehmende den Bereich der Politik als

Handlungsfeld bewertet, in dem die eigenen oder
grundsatzlichen Beteiligungsmoglichkeiten fir jun-
ge Menschen nicht relevant sind, und , trifft auf
mich nicht zu” angibt.’®? Dartiber hinaus ist Betei-
ligung in der Politik nicht fiir alle jungen Menschen
in gleichem Ma(3e realisierbar: Das Gefiihl, in der
Politik mitreden zu kénnen, ist sowohl abhangig
von der besuchten Schulform und dem Geschlecht
als auch dem Alter der Befragten. Schiiler*innen,
die ein Gymnasium oder eine IGS besuchen, ge-
ben ebenso wie mannliche Befragte deutlich hdu-
figer an, mitbestimmen zu kénnen.’® Zudem zeigt
sich ein Alterseffekt. Junge Menschen unter 18 ha-
ben deutlich seltener (6,7 % ,ja"; 26,6 % ,Trifft auf
mich nicht zu”) das Gefiihl, in der Politik mitre-
den zu kdnnen, als junge Menschen uber 18 Jah-
re (11,0 % ja; 19,5 % , Trifft auf mich nicht zu").

Fiir viele junge Menschen scheint politische Mit-
bestimmung demnach auch an die Méglichkeit,
wahlen zu kénnen, gekoppelt zu sein.

Abbildung 76: Einschatzungen zur Mitbestimmung nach der Frage: Hast Du das Gefiihl, dass Du

mitreden kannst? Angaben in %

im Freundeskreis (n=2.399)

in Deiner Familie (n=2.410)

in Deiner Freizeit (z.B. im Verein,
im Jugendtreff/-zentrum) (n=2.354)

in der Schule bzw. Berufsschule (n=1.698)*

an Deinem Ausbildungsplatz (n=177)*

an Deiner Uni/Hochschule (n=376)*

an Deinem Arbeitsplatz (n=675)*

in Deiner Stadt/an Deinem Wohnort (n=2.355)

in der Politik (n=2.343)

0%

| WE I Teils/teils

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019. *Die Angaben beziehen sich nur auf einen Teil der befragten Jugendlichen.
Diese Items wurden nur abgefragt, wenn zutreffend.

20 % 40 % 60 % 80 % 100 %

Nein . Trifft auf mich nicht zu

102 Werden auch in dieser Analyse die Félle, die ,trifft auf mich nicht zu” angegeben haben, aus der Analyse ausgeschlossen,
liegt der Anteil jener jungen Menschen, die das Gefiihl haben, mitreden zu kénnen, etwas héher, bei 11,5 %. Jedoch erhéht sich
bei dieser Betrachtungsweise ebenso der Anteil jener, die ihre Beteiligungsméglichkeiten nicht realisiert sehen (58,0 %).

103 mannliche junge Menschen (11,9 %); weibliche (6,9 %)
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Insgesamt zeigt sich an dieser Stelle ein eindeutiger
(politischer) Veranderungsbedarf und die Notwen-
digkeit, jungen Menschen nicht nur mehr, sondern
auch andere politische Beteiligungsméglichkeiten
und Moglichkeiten zur Mitbestimmung im kom-
munalen Raum zu erdéffnen. Auch fiir die Institution
Schule zeigt sich nach Auskunft der Befragten Ent-
wicklungsbedarf. Dieser Aspekt wurde im Interpre-
tationsworkshop noch einmal bekréftigt.

» 3. Einschatzungen zu Ausschlusserfahrungen
und Bewaltigungsstrategien

Die Beschaftigung mit der Frage ,Gelingt Inklu-
sion?” bedarf neben der Darstellung des Gelin-
genden auch des Blickes auf Praktiken gesell-
schaftlicher Exklusion. Entsprechend wurden
junge Menschen gefragt, welche Erfahrungen sie
mit Ausgrenzung, Ausschluss und Diskriminie-
rung machen und wie sie personlich soziale, ge-
sellschaftliche Barrieren im Alltag erleben. Zudem
wurde analog zu den Gruppendiskussionen da-
nach gefragt, welche Bewaltigungsstrategie junge
Menschen vor dem Hintergrund solcher Erfahrun-
gen nutzen und welche Unterstiitzung sie sich ggf.
noch wiinschen wiirden.

» Gelegentliche Auseinandersetzungen und
ausgrenzende Erfahrungen gehéren zum All-
tag der meisten jungen Menschen. Von hau-
figer Ausgrenzung (14,7 %) und/oder Schika-
ne (14,3 %) fiihlt sich hingegen nur circa jeder
siebte junge Mensch betroffen. Erfahrungen
von Gewalt oder sexueller Beldstigung stel-
len Ausnahmen dar.

Ein Grof3teil der jungen Menschen fihlt sich - wie
im Vorangegangenen dargelegt — nach eigenen An-
gaben im jeweiligen institutionellen Kontext akzep-
tiert und beteiligt. Der Blick auf die Frage nach er-
lebten Erfahrungen des Ausschlusses'™™ bestatigt
dieses Ergebnis: Wahrend ,,bléd angemacht werden’
nahezu alle jungen Menschen (77,2 %) schon einmal
erlebt haben, zeigt sich, dass tiefergreifende Aus-
grenzungserfahrungen im Alltag der meisten Ju-
gendlichen gar nicht (44,1%) oder nur selten

(24,7 %) prasent sind. Dies gilt jedoch nicht fiir alle
jungen Menschen gleichermaf3en: So gibt es auch
einen Teil, der sich (sehr) oft schikaniert oder geér-
gert (14,3 %) und/oder (sehr) oft ausgeschlossen
oder ausgegrenzt (14,7 %) fiihlt. In viel geringerem
Ma[3e geben junge Menschen zudem an, kdrperliche
wie auch sexuelle Gewalterfahrungen gemacht zu
haben.

4

104 Abgefragt wurde an dieser Stelle nur die Haufigkeit der
gemachten Erfahrungen, nicht jedoch, von wem die Ausgren-
zung, Diskriminierung und/oder Gewalt ausging. Entspre-
chend kann es sich hierbei sowohl um Erfahrungen handeln,
die zwischen jungen Menschen gemacht wurden, eben-

so aber auch um Erfahrungen der Diskriminierung durch
Erwachsene und/oder verschiedene Formen institutioneller
und/oder struktureller Diskriminierung.



Abbildung 77: Erfahrungen von Ausgrenzung, Diskriminierung und Gewalt nach der Frage:

Wie oft ist Dir folgendes passiert? Angaben in %

Ich wurde bléd angemacht. 29,0 31,2 22,8
Ich wurde geargert, schikaniert. (I <% 18,7 25]1 41,9
Ich wurde ausgeschlossen, ausgegrenzt. 16,5 24,7 44,1

0,5(1,3

Ich wurde sexuell belastigt. 3,8 10,4 84,0
12| 1,3

Ich wurde geschlagen/verletzt. § 54 14,5 77,6
0% 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %
B schroft W oft manchmal selten Uberhaupt nicht

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N =2.423)

» Junge Menschen aus finanziell belaste-
ten Familien sind von Ausschluss-, Diskrimi-
nierungs- und Gewalterfahrungen besonders
haufig betroffen.

Die Gruppe der jungen Menschen, die sich haufi-
ger Ausgrenzung ausgesetzt sehen, unterscheidet
sich dabei deutlich von denjenigen, die hiervon
nicht oder nur selten betroffen sind. So bestatigt
sich im Zuge der Datenanalyse die leitende Hy-
pothese des Berichtes, dass bestimmte Merkmale
Vulnerabilitdt erzeugen und die Wahrscheinlich-
keit erh6hen, von Ausgrenzungs- und Diskrimi-
nierungserfahrungen betroffen zu sein. Zum ei-
nen zeigt sich: je mehr dieser Merkmale ein junger
Mensch auf sich vereint, desto haufiger wird von
den in der vorangegangenen Abbildung darstell-
ten Ausgrenzungs-, Diskriminierungs- und Gewal-
terfahrungen berichtet. Zu diesen Vulnerabilitats-
merkmalen zahlen neben einer Wohnsituation

in stationdren Kontexten auch personenbezoge-
ne Merkmale wie das Vorliegen einer Behinde-
rung oder Erkrankung sowie eine homo- oder bi-
sexuelle Orientierung. Auch das Geschlecht hat
einen Einfluss auf die Haufigkeit von erlebten
Ausschlusserfahrungen. So geben weibliche Be-

fragte am hdufigsten an, von Ausgrenzung be-
troffen zu sein, gefolgt von jungen Menschen mit
nicht-bindrer Geschlechtsidentitat. Als besonders
vulnerabel erweisen sich junge Menschen aus so-
ziodkonomisch belasteten Familien." Sie berich-
ten anteilig doppelt so haufig, (sehr) oft blod an-
gemacht, ausgeschlossen, ausgegrenzt, gedrgert
oder schikaniert worden zu sein wie junge Men-
schen, deren Familie meistens oder immer genug
Geld zum Leben hat.

105 Der Zusammenhang zwischen Armut und sozialer
Benachteiligung wurde in zahlreichen Studien herausgear-
beitet. Ergebnisse aus IGLU- (z.B. Bos et al. 2008, S. 28 ff,;
Hufmann et al. 2017, S.20-24) und PISA-Studien (z.B. Miil-
ler, Ehmke 2015, S. 285 ff.) belegen immer wieder die hohe
soziale Selektivitat des deutschen Bildungssystems. Auch der
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung weist
aus, dass die Chancen fiir eine Gymnasialempfehlung fiir ein
Kind aus einem Elternhaus mit hohem Sozialstatus fast drei-
mal so hoch sind wie die eines Facharbeiterkindes (vgl. Bun-
desministerium fiir Arbeit und Soziales (2018), S.230 ff.).
Ebenso wird in der AWO-ISS-Studie, die auch das subjektive
Empfinden von Kindern in Armut erfasst, verdeutlicht, dass
Kinder aus einkommensschwachen Familien im Vergleich zu
Gleichaltrigen aus finanziell gesicherten Verhaltnissen ein
rund doppelt so hohes Risiko haben, in ihrer sprachlichen,
sozialen oder gesundheitlichen Entwicklung beeintréachtigt zu
sein (vgl. Holz 2006; Wapler 2005).
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Zwar sind Gewalterfahrungen und sexuelle Be-
lastigung auch in dieser Gruppe junger Menschen
eher Einzelfalle'®, dennoch zeigt sich im Vergleich
zur Gruppe der jungen Menschen aus materiell
abgesicherten Familien eine erh6hte Wahrschein-
lichkeit, Opfer von Gewalterfahrungen oder sexu-
eller Beldstigung zu werden.

Abbildung 78: Ausschlusserfahrungen junger

Menschen differenziert nach soziookonomi-
schem Status der Familie

Ich wurde (sehr) oft

blod angemacht. 31%
Ich wurde (sehr) oft
ausgeschlossen, ausgegrenzt. 27%
Ich wurde (sehr) oft
gedrgert, schikaniert. 26%

Ich wurde (sehr) oft
sexuell belastigt.

Ich wurde (sehr) oft
geschlagen/verletzt.

Junge Menschen aus Familien ohne finanzielle Belastung (n=2177)*

Junge Menschen aus Familien mit finanziellen Problemen (n=227)*

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
(n=2.404). *Unter ,Junge Menschen aus Familien ohne finanzielle
Belastung" sind junge Menschen gefasst, die angegeben haben,
dass ihre Familie meistens oder immer genug Geld zum Leben hat.
Bei der Kategorie ,, Junge Menschen aus Familien mit finanziellen
Problemen* handelt es sich um junge Menschen, deren Familie oft
nicht oder nie genug Geld zum Leben hat.

In Anknipfung an die Ergebnisse aus den Grup-
pendiskussionen — wonach rassistische Diskri-
minierung unter Jugendlichen eine eher unter-
geordnete Rolle zu spielen scheint bzw. von den
Jugendlichen nicht explizit benannt wird — zeigt

106 Hier gilt es jedoch, die geringe absolute Fallzahl zu
beriicksichtigen. So gaben 12 junge Menschen aus soziotko-
nomisch belasteten Familien an, (sehr) oft geschlagen oder
verletzt worden zu sein. 13 junge Menschen berichteten von
sexueller Beldstigung.

sich auch im Rahmen der quantitativen Befra-
gung, dass das Vorliegen eines Migrationshinter-
grundes'” (statistisch) keinen eindeutigen Effekt
auf die Haufigkeit gemachter Ausschlusserfah-
rungen hat."*® So berichten junge Menschen mit
Migrationshintergrund nicht durchgéngig hau-
figer von solchen Erfahrungen als junge Men-
schen ohne Migrationshintergrund. Dennoch fallt
auf, dass junge Menschen mit Migrationshinter-
grund etwas haufiger (21,2 %) angeben, (sehr) oft
bléd angemacht worden zu sein, als junge Men-
schen ohne Migrationshintergrund (15,7 %)."°
Auch wenn sich auf Basis der vorliegenden Da-
ten keine Aussagen dariiber treffen lassen, ob es
sich bei den gemachten Erfahrungen tatsachlich
immer um rassistische Diskriminierung handelt,
weist dieses Ergebnis dennoch auf das Problem
des Alltagsrassismus hin. Denn insbesondere die-
ser duf3ert sich selten in deutlicher Form von ras-
sistischen Beleidigungen und herabwirdigenden
Handlungen, sondern erscheint vielmehr subtil
(vgl. Nguyen 2014). Zudem gilt es an dieser Stel-
le zu beachten, dass die in der Befragung abge-
fragten Formen von Ausschlusserfahrungen junger
Menschen insbesondere auf individuelle Diskrimi-
nierung abzielen und Formen der institutionellen
und vor allem strukturellen Diskriminierung hier
nicht explizit abgefragt wurden.

» Griinde fiir exkludierende Erfahrungen
lassen sich fiir viele junge Menschen nicht
eindimensional konkretisieren, werden aber
hiufig an Auferlichkeiten festgemacht.

107 Eine Person mit Migrationshintergrund wird hier der
Definition des BAMF folgend als eine Person gefasst, die
selbst oder bei der mindestens ein Elternteil nicht mit
deutscher Staatsangehdrigkeit geboren ist. (vgl. https://www.
bamf.de/DE/Service/ServiceCenter/Glossar/_functions/glos-
sar.html?cms_lv2=282966&cms_lv3=294952).

108 Im multivariaten Modell zeigt sich, dass der Migrations-
hintergrund keinen eigenstandigen Effekt hat und sich die
Unterschiede bei Hinzunahme der Variable zum sozio6kono-
mischen Status der Familie nahezu vollstandig auflosen.

109 Hinsichtlich der anderen abgefragten Erfahrungen von
Ausschluss zeigen sich hingegen keine Unterschiede.


https://www.bamf.de/DE/Service/ServiceCenter/Glossar/_functions/glossar.html?cms_lv2=282966&cms_lv3=294952)
https://www.bamf.de/DE/Service/ServiceCenter/Glossar/_functions/glossar.html?cms_lv2=282966&cms_lv3=294952)
https://www.bamf.de/DE/Service/ServiceCenter/Glossar/_functions/glossar.html?cms_lv2=282966&cms_lv3=294952)

Mit der Sichtbarkeit spezifischer personenbezo-
gener Merkmale und vor allem dem Korper - als
»Schauplatz” sozialer Prozesse der Kategorisierung
und Platzierung — scheint ein erhéhtes Exklusions-
risiko einherzugehen. So nennen die befragten
jungen Menschen, gefragt nach den Griinden fur
erlebten Ausschluss, am haufigsten das Aussehen
(39,4 %) und weitere 24,3 % ihr Kérpergewicht.
Dieser Befund wurde im Interpretationswork-
shop mit den Jugendlichen bestatigt. Auffallig ist
zudem, dass die Griinde fir Ausschlusserfahrun-
gen fur ein Drittel der Betroffenen (33,8 %) un-
bestimmt bleiben. Junge Menschen wissen haufig
nicht, warum sie ausgeschlossen oder ausgegrenzt
werden. In der vertiefenden Analyse der offenen
Antworten wird deutlich, dass viele Erfahrungen
aus der Perspektive der Betroffenen entweder kei-
nen fur sie greifbaren speziellen Grund aufweisen
oder mehrdimensional angelegt sind. Damit be-
statigt sich das Ergebnis aus den Gruppendiskus-
sionen, dass Erfahrungen von Ausschluss ebenso
vielfaltig wie unvorhersehbar sein kénnen.

Abbildung 79: Erfahrungen von Ausschluss

nach Griinden

mein Aussehen 39,4%

mein Koérpergewicht 24,3%

meine sexuelle und/oder
geschlechtliche Identitat

meine Herkunft

meine Sprache

mein Glauben/
meine Religion

meine Krankheit
meine Behinderung
Sonstiges

weif3 nicht 33,8%

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
Nur junge Menschen, die angegeben haben, ausgeschlossen bzw.

ausgegrenzt worden zu sein (n=1.354); Mehrfachantworten moglich.

» Haufig gemachte Ausschlusserfahrungen
konnen erhebliche Auswirkungen auf die ver-
schiedenen Lebensbereiche junger Menschen
haben. Es gibt jedoch auch Schutz- und Bewal-
tigungsfaktoren, die negative Folgen von er-
lebtem Ausschluss abmildern oder verhindern.

Insbesondere regelmaflig erlebter Ausschluss so-
wie tiefgreifende Erfahrungen mit hoher Inten-
sitat der exkludierenden Erfahrung (z.B. Gewal-
terfahrungen) bleiben fiir viele Betroffene nicht
folgenlos. So sind diese deutlich unzufriedener
mit ihrem Aussehen und Korpergewicht, erleben
Schule/Universitat/Ausbildung oder Arbeitsleben
als stressiger und duf3ern haufiger Beratungs- und
Unterstiitzungsbedarf. Die Gruppe dieser jungen
Menschen weist insgesamt eine geringere Lebens-
zufriedenheit auf und blickt entsprechend auch
dister in die eigene Zukunft. Gleichzeitig lasst
sich feststellen, dass sich nicht alle Ausschluss-
erfahrungen dauerhaft negativ auf die Lebenszu-
friedenheit junger Menschen auswirken. Vielmehr
sind hier die Haufigkeit und Intensitat des Erleb-
ten ebenso wie die individuellen Ressourcen und
Schutzfaktoren entscheidend. Junge Menschen,
die trotz erlebter Ausgrenzung das Gefiihl haben,
in den fr sie relevanten Bereichen mitreden zu
kénnen, und entsprechende Unterstiitzung er-
halten, bewerten ihre Lebenszufriedenheit und
Zukunftsperspektive deutlich positiver. Entspre-
chend hohe Bedeutung kommt an dieser Stelle
den Bewaltigungsstrategien im Umgang mit aus-
grenzenden Erfahrungen zu.

Viele junge Menschen bewiltigen Ausschlus-
serfahrungen autonom oder nehmen hierzu
Hilfe aus ihrem privaten Umfeld sowie profes-
sionelle Strukturen in Anspruch. Bestehende
Barrieren hinsichtlich des Zugangs zu Unter-
stlitzung miissen abgebaut werden.
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Abbildung 80 zeigt die Angaben der jungen Men-
schen zur Frage, ob sie im Nachgang gemachter
Ausschlusserfahrungen Hilfe in Anspruch genom-
men haben. Jede*r zweite Befragungsteilneh-
mende (49,7 %) gibt dabei an, mit den Ausgren-
zungserfahrungen alleine klargekommen zu sein.
28,1 % der Jugendlichen haben Unterstiitzung er-
fahren. Auf die konkretisierende Nachfrage, von
wem oder wodurch die Unterstiitzung erfolgte,
benannten die jungen Menschen fast ausschlief3-
lich einzelne Personen. Nur selten wurden Insti-
tutionen oder konkrete Handlungen im Rahmen
der Unterstiitzung beschrieben. Mehr als jede*r
zweite Jugendliche gab an, Unterstiitzung im
Freundeskreis oder in der Familie erhalten zu ha-
ben, in etwa einem Viertel der Falle wurden pro-
fessionelle Akteur*innen wie Lehrer*innen oder
Akteur*innen der Jugendhilfe unterstiitzend aktiv.

Insgesamt 22,2 % berichten jedoch auch von Bar-
rieren beim Zugang zu Unterstiitzung. Die ge-
nannten Griinde dafir stellen sich als mehrdi-
mensional dar: So berichten die Befragten, keine
Unterstiitzung erhalten zu haben, da sie sich nicht
getraut haben (8,2 %), nicht wussten, wo und wie
sie Hilfe hatten erhalten kénnen (4,3 %), oder
auch mit ihren Belangen nicht ernst genommen
wurden (9,7 %)." Die in Folge dessen angewen-
deten eigenen Bewaltigungsstrategien der jun-
gen Menschen zum Umgang mit dem Erlebten
zeichnen dabei ein differenziertes Bild: Wahrend
ein grof3er Teil der jungen Menschen eher passiv
reagiert (,ignorieren/verdrangen” (22,3 %), ,ab-
warten, bis es aufhort” (7,4 %), ,gar nichts tun"
(13,2%), ,hinnehmen" (7,4 %)), schildern ande-
re, sich zurlickgezogen zu haben. Auch unter der
Kategorie des , Zuriickziehens” subsumieren sich
unterschiedliche Umgangsstrategien. Dies kann
mitunter bedeuten, entsprechende Orte und

110 Dabei scheint ,sich nicht zu trauen” eher ein Problem
der jiingeren Befragten unter 18 Jahren zu sein (hier liegt
der entsprechende Anteil mit 10,2 % leicht tiber dem Durch-
schnitt), wahrend die Gruppe der jungen Erwachsenen im
Alter von 22 bis 27 Jahren Gberdurchschnittlich haufig davon
berichtet, bei der Suche nach Hilfe nicht ernst genommen
worden zu sein (12,1%).

Kontexte zu meiden — zum Beispiel durch Wech-
sel der Schule und/oder des Freundeskreises —
oder sich im Versuch der Anpassung von Aussehen
und/oder Verhalten ausdriicken (rund 18 %). Ein
vergleichsweise geringer Anteil junger Menschen
schildert, mit Selbstbewusstsein (8,8 %) reagiert
zu haben, sich aktiv anderweitig Unterstiitzung
gesucht zu haben (7,5 %) oder in die Konfrontati-
on gegangen zu sein (6,3%).

Abbildung 80: Einschatzungen zu erhaltener

Hilfe nach ausgrenzenden Erfahrungen

Ja, ich wurde unterstitzt. 281%

Nein, ich bin alleine
klargekommen.

Nein, ich hab' mich

nicht getraut, 8,2%
jemanden anzusprechen.
Nein, ich wusste nicht,
4,3%

wen ich um Hilfe bitten kann.

Nein, ich wurde

0,
nicht ernst genommen. 97%

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
Nur junge Menschen, die angegeben haben, ausgeschlossen bzw.
ausgegrenzt worden zu sein (n=1.354); Mehrfachantworten méglich.

» Junge Menschen, die sich haufig Ausgren-
zung und Diskriminierung ausgesetzt sehen,
sind nicht nur deutlich seltener in der Lage,
ihre eigenen Krafte zur Bewaltigung zu mobi-
lisieren, auch ihr Zugang zu Hilfe und Unter-
stlitzung ist erschwert.

Insgesamt zeigt sich, dass junge Menschen in den
entsprechenden Situationen die Unterstiitzung kon-
kreter sowie vertrauter Ansprechpersonen sowohl
im direkten privaten Umfeld als auch in den pro-
fessionellen Strukturen, in denen sie sich in ihrem
Alltag aufhalten, als Bewaltigungsstrategie anwen-
den. Freunde und Familie sind dabei wichtige hilf-

49,7%



reiche Akteure bei der Uberwindung exkludierender
Erfahrungen und stellen zentrale Bewaltigungskul-
turen dar. Junge Menschen fiihlen sich infolge er-
lebter Ausgrenzung jedoch auch haufig ohnméchtig
und hilflos. Infolgedessen entsteht ein Bewalti-
gungsdruck des Erfahrenen, fiir dessen Auflosung
und produktive Wendung die eigenen Handlungs-
ressourcen nicht immer ausreichend sind. Das gilt
insbesondere dann, wenn Ausgrenzung immer wie-
der erlebt wird. So geben junge Menschen, die sehr
oft ausgeschlossen oder ausgegrenzt wurden, deut-
lich seltener an, diese Erfahrung alleine bewaltigen
zu kénnen (21,9 %), als junge Menschen, bei de-
nen es sich um seltene, singuldre Ereignisse handelt
(60,0 %). Zugleich fehlt ihnen haufiger der Zugang
zu Hilfe und Unterstiitzung.

Abbildung 81: Einschatzungen zu erhaltener

Hilfe differenziert nach Haufigkeit der gemach-
ten ausgrenzenden Erfahrung

I

29,4%
29,4%

Ja, ich wurde unterstitzt. 28.4%

19,2%
60,0%
Nein, ich bin 51,3%
alleine klargekommen. 39,8%
21,9%

4,6%

Nein, ich hab‘ mich nicht getraut, 6,9%

jemanden anzusprechen. 12,9%
18,5%

il

2,6%
Nein, ich wusste nicht, 51%

wen ich um Hilfe bitten kann. || 3,5%

9,3%

3,3%
Nein, ich wurde nicht 7.4%
ernst genommen. 15,4%

il |

I

311%

Il Ich wurde selten ausgeschlossen, ausgegrenzt (n=540)
Ich wurde manchmal ausgeschlossen, ausgegrenzt (n=394)
Ich wurde oft ausgeschlossen, ausgegrenzt (n=201)

B Ich wurde sehr oft ausgeschlossen, ausgegrenzt (n=151)

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
Nur junge Menschen, die angegeben haben, ausgeschlossen bzw.
ausgegrenzt worden zu sein (n=1.354); Mehrfachantworten moglich.

Uber alle Erhebungszugénge hinweg (Gruppen-
diskussionen, Erhebung und Interpretations-
workshop) formulieren junge Menschen entspre-
chend den Wunsch nach besserer Hilfestellung
durch Erwachsene und professionelle Akteur*-
innen — insbesondere Lehrkrafte und Schulsozial-
arbeiter*innen —, die in ihrem Lebensalltag pra-
sent sind. Neben Unterstiitzung in Form von
erhohter Sensibilitdt wiinschen sie sich vor al-
lem Gelegenheitsstrukturen fiir Gespréche. So
wird in den offenen Antworten der jungen Men-
schen insbesondere hinsichtlich der unterstiit-
zenden Lehrer*innen nicht selten betont, dass es
sich hierbei um besonders engagierte, aufmerksa-
me und vertrauenswiirdige Lehrkrafte gehandelt
habe. Junge Menschen wollen mit ihren Anliegen
ernst- und wahrgenommen werden und duf3ern
den Bedarf nach besser geschulten Fachkraften,
da sie die eigene gefiihlte Hilflosigkeit in den er-
lebten Situationen mitunter ebenso bei den pro-
fessionellen Fachkraften wahrnehmen.

» 4. Einschatzungen zum Wohnort und regio-
naler Mobilitat

Der ,,Raum’ ist eine bedeutende Kategorie, die das
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen und das
Leben [...] [ihrer] Familien entscheidend pragt.”
(AGJ 2019, S.1). Diese Feststellung wurde bereits
im 2. Kinder- und Jugendbericht RLP (2015) her-
ausgearbeitet und erweist sich auch im vorliegen-
den Bericht als zentraler Befund. Dabei sind fir
das Aufwachsen junger Menschen unterschiedli-
che Entwicklungsrdume relevant. Neben der Ent-
wicklungsbasis Familie, dem Entwicklungsort Schu-
le und dem Entwicklungsraum Peers kommt auch
dem sozialen Raum eine besondere Bedeutung zu.
Der soziale Raum beschreibt dabei die Sozialstruk-
tur des Lebensortes junger Menschen (6konomi-
sche Lage und soziale Zusammensetzung der Be-
volkerung) sowie die raumlichen Gegebenheiten
(Infrastruktur fiir Wohnen, Gesundheit, Bildung,
Arbeit, Kultur, Freizeit und Verkehr) (vgl. 2. KJB RLP
2015, S.54). ,Die rdumliche Infrastruktur und die
soziale Lage bilden den Rahmen fiir das individuel-
le Handeln und die personliche Entwicklung junger
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Menschen. Sie sind nicht vollig festgelegt, aber
auch nicht beliebig zu tiberwinden.” (2. KJB RLP
2015, S.54). Vor dem Hintergrund dieser Erkennt-
nisse und den Hinweisen aus den Gruppendiskus-
sionen ist es daher erforderlich, auch die jungen
Menschen selbst zu ihrer Perspektive und Ein-
schatzung zu befragen. Im Folgenden werden da-
her die Wahrnehmungen der Jugendlichen zu ihrem
Wohnort dargestellt. Dabei erweisen sich der Zu-
gang zu einer bedarfsgerechten Infrastruktur und
Mitbestimmungsmaoglichkeiten vor Ort als zentrale
Aspekte, ob Wohnorte und -raume fiir junge Men-
schen attraktiv sind und dies hinsichtlich der Re-
alisierung eines guten Lebens auch bleiben. Auch
die vorliegende Jugendbefragung unterstreicht die
Bedeutung des Raumes flir das Aufwachsen jun-
ger Menschen in Rheinland-Pfalz. Mehr als jede*r
zweite der Befragungsteilnehmenden (53 %) gibt
an, auf dem Land bzw. in einem Dorf zu leben. Ein
weiteres Drittel der jungen Menschen lebt nach ei-
genen Angaben in einer Kleinstadt, wahrend 14 %
in einer Gro[3stadt wohnen.

» Junge Menschen bewerten die Integra-
tionskraft ihres jeweiligen Wohnortes mehr-
heitlich positiv und fiihlen sich sicher. Mog-
lichkeiten einer guten zukiinftigen Lebensge-
staltung sind hingegen aus Sicht der jungen
Menschen vor Ort nicht iiberall gegeben.

Dabei haben der Wohnort und seine Wahrneh-
mung deutliche Auswirkungen auf das subjektive
Wohlbefinden junger Menschen (siehe Abbildung
82). So geben anndhernd zwei Drittel der Befrag-
ten an, sich an ihrem Wohnort sicher zu fiihlen,
und schatzen die Integrationskraft ihres Wohnor-
tes im Hinblick auf interethnisches Zusammenle-
ben als hoch ein. Dagegen erreichen die zugespro-
chenen Integrationsleistungen des Wohnortes bei

Armut (51,0 %) und im Hinblick auf eine barrie-
refreie 6ffentliche Infrastruktur (45,9 %) deutlich
geringere Zustimmungswerte. ™

Bei der Bewertung des Wohnortes hinsichtlich
vorhandener Méglichkeiten, sich mit Freunden

zu treffen, und zentraler Aspekte fiir eine gute
zukiinftige Lebensgestaltung werden hingegen
Nachsteuerungsbedarfe offenbar. Nur etwa 40 %
der Befragten beschreiben ihren Wohnort als Ort,
an dem sich ihnen viele Moglichkeiten bieten, sich
mit ihrem Freundeskreis zu treffen. Dieser Befund
verweist wie bereits der 2. Kinder- und Jugend-
bericht RLP auf einen wahrgenommenen Man-
gel an Gelegenheitsstrukturen. Fir den grof3ten
Teil der Befragten fallt auch das Urteil hinsichtlich
der Attraktivitat des Wohnortes bzgl. sich bieten-
der Bildungsoptionen und beruflicher Perspekti-
ven negativ aus. Nur etwa ein Drittel der Befrag-
ten sieht fiir sich viele Bildungsmoglichkeiten und
nur rund ein Finftel der Befragten gute beruf-
liche Perspektiven vor Ort. Der Aussage, am aktu-
ellen Wohnort auch in Zukunft leben zu wollen,
stimmt insgesamt weniger als ein Drittel der Be-
fragten zu. Hierbei gilt es jedoch den Alterseffekt
zu beachten: So geben volljahrige junge Menschen
—die in der Regel bereits autonom tber ihren
Wohnort entscheiden kénnen — wesentlich haufi-
ger an (40,2 %), ihre Zukunft am aktuellen Wohn-
ort zu sehen, als junge Menschen unter 18 Jahren
(29,1%).

111 Dies wird von jungen Menschen mit und ohne Behinde-
rung ahnlich beurteilt: Unter jungen Menschen, die angege-
ben haben, eine Behinderung zu haben, liegt der Anteil jener,
die der entsprechenden Aussage zustimmen, bei 41,8 %. Unter
den jungen Menschen ohne Behinderung liegt der Anteil mit
46,4 % leicht darlber. Hinsichtlich der Frage, ob auch Men-
schen mit wenig Geld am &ffentlichen Leben teilhaben kon-
nen, fallt hingegen auf, dass selbst betroffene junge Men-
schen deutlich seltener angeben, dass an ihrem Wohnort auch
Menschen mit wenig Geld am 6ffentlichen Leben teilhaben
konnen. So sehen junge Menschen aus Familien ohne ausrei-
chende finanzielle Ressourcen die Integrationsleistung ihres
Wohnortes hinsichtlich Armut in 19,6 % der Félle als gegeben.
Unter den jungen Menschen aus Familien mit guten 6konomi-
schen Voraussetzungen liegt der Anteil bei 55,0 %.



Abbildung 82: Einschatzungen zur Wahrnehmung des Wohnortes

An meinem Wohnort ...

fuhle ich mich sicher.
konnen Menschen aus unterschiedlichen Landern gut zusammenleben.

konnen auch Menschen mit wenig Geld am 6ffentlichen Leben teilhaben.

werden Menschen mit Behinderung in das 6ffentliche Leben eingebunden. 45,9%

gibt es viele Orte, an denen ich mich mit meinen Freund*innen treffen kann.
will ich auch in der Zukunft leben.
habe ich viele Bildungsmoglichkeiten.

gibt es fir mich gute berufliche Chancen.

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N =2.423); Mehrfachantworten méglich oder ,Nichts stimmt”.

» Junge Menschen erleben in landlich struk-
turierten Raumen ihre Sicherheit sehr hoch.
In Stadte sehen sie hingegen neben besseren
Bildungsmoglichkeiten und beruflichen Pers-
pektiven auch mehr Gelegenheitsstrukturen
zum Treffen mit Freund*innen.

Ob und hinsichtlich welcher Aspekte junge Men-
schen ihren Wohnort als attraktiv fur ihr (zu-
kiinftiges) Leben einschétzen, hangt maf3geb-
lich davon ab, ob sie in der Stadt oder in landlich
strukturiertem Raum leben. Abbildung 83 zeigt,
dass junge Menschen, die angeben, in der Stadt
zu leben, die Attraktivitat ihres Wohnortes — mit
Ausnahme der Aspekte Sicherheitsempfinden und
Integrationsleistung des Wohnortes im Hinblick
auf Armut — durchweg positiver beurteilen als Be-
fragungsteilnehmende, die auf dem Land leben.
Vor allem hinsichtlich zukunftsrelevanter Aspek-
te wie Bildung und berufliche Optionen fallt die-
se Diskrepanz deutlich aus. Interessanterweise
lassen sich lediglich hinsichtlich der Einschatzung
zur Einbindung von Menschen mit Behinderung in
das offentliche Leben keine signifikanten Unter-
schiede zwischen den Angaben junger Menschen

Nichts stimmt

keine Angabe

in (Grof3-)Stadten und Dorfern feststellen. Im In-
terpretationsworkshop zeigen sich die Jugendli-
chen jedoch vor allem hinsichtlich der Aspekte
Sicherheit und Zugange fiir Menschen mit Behin-
derungen sowie interethnisches Zusammenleben
besorgt tiber die aus ihrer Perspektive niedrigen
Zustimmungswerte, trotz bestehender Gesetz-
gebung. In diesem Zusammenhang wird auch das
gesamtgesellschaftlich bedeutsame (Wieder-)Er-
starken ausgrenzender und menschenfeindlicher
politischer Uberzeugungen diskutiert. Die Jugend-
lichen zeigen sich diesbeziiglich duf3erst besorgt
und wiinschen sich ein stérkeres Eintreten der Po-
litik flr ein auf Diversitat und Freiheit basierendes
Zusammenleben.
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An meinem Wohnort ...

Abbildung 83: Einschatzungen zum Wohnort

differenziert nach Stadt/Land

i o 13,5%
gibt es flir mich

29,6%
gute berufliche Chancen.

46,4%
o 18,9%
habe ich viele
Bildungsmaoglichkeiten.
58,9%
gibt es viele Orte,

an denen ich mich mit meinen
Freund*innen treffen kann. 59,8%
will ich auch
29,6%
in der Zukunft leben. °

werden Menschen mit
Behinderung in das 6ffentliche
Leben eingebunden.

konnen Menschen aus 55,4%

unterschiedlichen Landern 63,5%
gut zusammenleben. 67,3%
kénnen auch Menschen 56,3%

mit wenig Geld am 472%

offentlichen Leben teilhaben.
73,6%
571%
56,3%

fiihle ich mich sicher.

B auf dem Land/in einem Dorf
[ in einer Kleinstadt
[ in einer GroRstadt

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
(n=2.408); Mehrfachantworten moglich oder ,Nichts stimmt”.

» Die Verfasstheit kommunaler Mitbestim-
mungs- und Beteiligungsmoglichkeiten fiir
junge Menschen stellt ein zentrales Kriterium
fur die Attraktivitat des Wohnortes dar.

Die Einschatzung zur Attraktivitdt des Wohnortes
durch junge Menschen hdngt wesentlich mit den
vor Ort vorhandenen Beteiligungsstrukturen zu-
sammen (siehe Abbildung 84). Je starker junge
Menschen das Gefiihl haben, am eigenen Wohn-
ort mitreden zu kdnnen, desto positiver beurteilen

sie diesen. Junge Menschen, die in ihrer Stadt mit-
bestimmen kénnen, geben rund doppelt so haufig
an, dort auch in Zukunft leben zu wollen (51,0 %),
als junge Menschen, die das Gefiihl haben, nicht
beteiligt zu werden (23,3 %). Auch das Sicher-
heitsempfinden wird durch Partizipationsmoglich-
keiten erhoht.

Im Interpretationsworkshop formulieren Jugend-
liche jedoch ihr Gefiihl, in den kommunalpoliti-
schen Strukturen und von deren Vertreter*innen
nicht hinreichend wahr- und ernstgenommen zu
werden. Viele Jugendliche betonten, dass es Kom-
munikationsformate brauche, damit ihre Einbin-
dung nicht als ,Scheinbeteiligung” wahrgenom-
men werde und sie sich respektvoll behandelt
fuhlten.

Abbildung 84: Einschatzungen zum Wohnort

differenziert nach Eindruck, am eigenen Wohn-
ort mitreden zu kénnen

An meinem Wohnort ...

fuihle ich mich sicher.
55,8%

56,4%

55,5%
47,0%

31,3%

40,5%

gibt es viele Orte, an denen
ich mich mit meinen Freund*innen
treffen kann.

51,0%
40,7 %
will ich auch in der Zukunft leben. ’

25,9%

. Ja, ich kann mitreden

[ Ich kann teilweise mitreden
[ Nein, ich kann nicht mitreden
B Trifft auf mich nicht zu

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
(n=2.347); Mehrfachantworten méglich oder ,Nichts stimmt”.

773%

72,1%



» Das Freizeitangebot fiir junge Menschen in
Rheinland-Pfalz ist vielerorts ausbaufahig.

Fir die Beurteilung des Wohnortes spielt auch das
Freizeitangebot im eigenen sozialen Raum eine

wichtige Rolle. Dabei fallt auf, dass insgesamt ein
knappes Drittel der befragten Jugendlichen mit
dem Freizeitangebot vor Ort zufrieden ist. Dage-
gen bewerten 40,3 % der befragten jungen Men-
schen das vorhandene Angebot als schlecht bis
sehr schlecht.

Abbildung 85: Einschatzungen zu: Das Freizeitangebot finde ich ...

29,4

M sehr schlecht
M schlecht
81 teils/teils
gut
M sehrgut

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60%

70% 80% 90% 100%

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N =2.423)

Die Beurteilung des Freizeitangebotes ist dabei
vor allem von der Differenzkategorie Stadt/Land
abhangig, wie Tabelle 23 verdeutlicht. So bewer-
ten junge Menschen, die in einer Gro[3stadt le-
ben, das Freizeitangebot mit einem Mittelwert
von 3,35 leicht Gberdurchschnittlich. Der Durch-
schnittswert von Jugendlichen, die in l@ndlichen
Raumen aufwachsen, liegt mit 2,56 deutlich dar-
unter. Merkmale wie das Geschlecht oder das Al-
ter spielen bei der Bewertung des Freizeitangebo-
tes hingegen nur eine untergeordnete Rolle.

Tabelle 23: Bewertung des Freizeitangebotes
nach Lebensort der jungen Menschen

Durchschnittliche

Bewertung
Gesamt 2,81
auf dem Land / in einem Dorf 2,56
in einer Kleinstadt 2,97
in einer Grof3stadt 3,35

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
(N=2.423). Mittelwerte auf einer Skala von 1= sehr schlecht bis
5=sehr gut.

» Junge Menschen in Rheinland-Pfalz wiin-
schen sich mehr jugendspezifische Angebote
und Raume, die zudem gut erreichbar sind.

Hinsichtlich der Nachfrage, was junge Menschen
am Freizeitangebot besonders schatzen, benen-
nen die Befragten vor allem eine Angebotsvielfalt,
die Sportaktivitaten, die Ermdglichung der Peer-
begegnung und explizite Raume fiir Jugendliche
(Jugendzentrum, Haus der Jugend etc.). Dagegen
verweisen die Daten bei der Frage danach, was
junge Menschen am Angebot vor Ort am meis-
ten stort, erneut deutlich auf einen wahrgenom-
menen Mangel an passgenauen und bedarfsge-
rechten Angeboten oder verwehrten Zugangen zu
diesen. Tabelle 24 zeigt dabei die zentralen Aspek-
te nach Haufigkeit der Nennungen, die in dieser
Form auch im Interpretationsworkshop Bestati-
gung fanden.
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Tabelle 24: Bewertung des Freizeitangebotes:

Nennung von stérenden Aspekten nach Hau- > Die Zufriedenheit junger Menschen mit
figkeit der Nennung der 6ffentlichen Mobilitatsinfrastruktur ist

riicklaufig.

Was stort Dich am Freizeitangebot Deines Wohnortes

am meisten?

Es gibt keine Angebote fiir junge Menschen vor Ort Auch Mobilitat erweist sich als zentrale Kategorie
Zu wenige / keine passenden Angebote hinsichtlich c.ler Zuf.riec.ienheit' mit dem aktuellen
(z.B. ,ausschlieRlich Angebote aus dem Bereich Sport", Wohnort. Wie bereits im 2. Kinder- und Jugend-
aber auch ,keine Sportangebote") bericht RLP h“erausgearbeitet, ist die Versorgungs-
struktur des OPNV von besonderer Relevanz, da
junge Menschen - sehr viel stdrker als Erwachsene
Zu wenig Treffpunkte /Orte speziell fiir Jugendliche - auf 6ffentliche Verkehrsmittel angewiesen sind.
Angebote zu teuer/ keine kostenlosen Angebote Abbildung 86 zeigt, dass im Jahr 2019 nur jede*r
dritte Befragte sehr (10,9 %) bis eher zufrieden
(22,2 %) mit dem Mobilitatsangebot vor Ort ist.
Hingegen gibt etwa jede*r zweite Befragte (46 %)
Verwaiste Orte/zu wenig Jugendliche auf dem Land an, gar nicht zufrieden oder eher unzufrieden mit
Angebote zu wenig bekannt/fehlende Offentlichkeitsarbeit dem OPNV zu sein. Dies ist bei Jugendlichen, die
angeben, in landlichen Strukturen zu leben, deut-

lich hdufiger der Fall als bei jungen Menschen, die

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019. in der Stadt leben.
Offene Angaben der jungen Menschen, die mit dem Freizeitangebot
an ihrem Wohnort (eher) unzufrieden waren (n=1.096).

Schlechte Anbindung/Angebote zu weit entfernt

Cliquenbildung/ Gefiihl der Exklusivitat von Angeboten

Kriminalitat / Zerstoérung von 6ffentlichem Raum

Fehlendes Verstandnis von Erwachsenen

Abbildung 86: Zufriedenheit mit dem OPNV

gar nicht zufrieden
eher unzufrieden
20,9 10,9 teils/teils
eher zufrieden
M sehr zufrieden

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N =2.423)

dung 87). Wahrend die Wege zu Schule, Univer-
sitdt, Ausbildungs- oder Arbeitsplatz sowohlim
landlichen als auch stadtischen Raum aus Sicht
der jungen Menschen noch relativ problemlos zu-

» Junge Menschen in Rheinland-Pfalz wiin-
schen sich eine starker an ihre Lebensrealitat
angepasste Ausgestaltung des OPNV-Ange-

botes riickgelegt werden kénnen, berichten die Befrag-
ten hinsichtlich der Erreichbarkeit von Freizeitan-
Hinweise auf Griinde, welche die jeweilige Beur- geboten haufig von Schwierigkeiten. Abbildung
teilung des OPNV-Angebotes beeinflussen, las- 87 verdeutlicht, dass sich der Anteil junger Men-
sen sich aus der konkretisierenden Nachfrage, schen, die angeben, schwer bis sehr schwer an die
wie gut junge Menschen die Orte erreichen, an von ihnen angestrebten Orte zu gelangen, von
die sie gelangen wollen, generieren (siehe Abbil- 13,8 % bei Schul-, Ausbildungs- oder Arbeitsweg



zu Freizeitaktivitaten mit 26 % etwa verdoppelt.
Die Wege zu Freund*innen sind dabei aus Wahr-
nehmung der Jugendlichen am schwierigsten zu-
riickzulegen — 28,4 % beurteilen diese als schwer
bis sehr schwer realisierbar. Im Hinblick auf die
Freizeitaktivitaten zeigen sich in der Einschatzung
der Jugendlichen die deutlichsten Unterschiede

zwischen stadtischen und landlich gepragten Rau-
men. Wahrend knapp jeder flinfte junge Mensch
(17 %), der auf dem Land lebt, angibt, nur sehr
schwer die eigenen Hobbys oder Freizeitaktivita-
ten erreichen zu konnen, reduziert sich dieser An-
teil bei in Kleinstadten lebenden Jugendlichen auf
6 %, in der Gro[3stadt sogar auf 3 %.

Abbildung 87: Wie gut kommst Du dorthin, wo Du hin willst?

zu Deiner Schule/Uni/ g 94
Hochschule/Ausbildung/Arbeit [

zu Deinen Freizeitaktivitaten/
Hobbys

zu Deinen Freundinnen
und Freunden

25

26,4

0% 10% 20%

B sehr schwer B schwer

30%

40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

geht so gut M sehrgut

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N=2.423)

Auf die Nachfrage, warum bestimmte Wege
(sehr) schwer realisierbar seien, nennen die jun-
gen Menschen als Griinde vor allem zu weni-

ge, schlechte und unzuverldssige Verbindungen,
eine unpassende Taktung der Abfahrtszeiten, lan-
ge Fahrt- oder Wartezeiten aufgrund von Um-
stiegen oder umstandlicher Verbindungen sowie
zu teure Tickets und nicht ausreichende Fahrrad-
wege. Die hier vorgestellten Befunde decken sich
mit bundesweiten Studien (vgl. z. B. Beierle/Till-
mann 2015). Im Interpretationsworkshop mit den
Jugendlichen erganzten diese als einen weiteren
Gesichtspunkt den Aspekt des Klimaschutzes. So
stellt der Ausbau des OPNV auf Basis erneuerba-
rer Energien flr sie einen wichtigen Schritt in eine
klimafreundlichere Zukunft dar, der aus ihrer Sicht
jedoch seitens der Politik nur eher halbherzig ver-
folgt werde. Sie fordern ein zeitnahes wie radika-
les Umdenken.

Versteht man in diesem Zusammenhang Frei-
zeit als realisiertes Maf an sozialer Teilhabe (vgl.
Andresen/Moller 2019, S.162), so zeigt sich aus
Perspektive der jungen Menschen auch hier ein
sehr differenziertes Bild. Fiir einen grof3en Teil -
jeder zweite junge Mensch - zeigt sich der Zu-
gang zu Mobilitdt und infolgedessen realisierter
sozialer Teilhabe als sehr gut bis gut. Hinsicht-
lich der Erreichbarkeit von Freizeitangeboten und
des Kontakts zu Freund*innen verdeutlichen die
Daten jedoch fiir etwa ein Viertel der Befragten
eine strukturelle Einschrankung tiber ein als un-
zureichend wahrgenommenes OPNV-Angebot -
vor allem in l@ndlichen Regionen. Dies verweist
auf den Bedarf einer Nachsteuerung der besse-
ren Passung von Angeboten, Verbindungen und
Abfahrtstaktungen an der Lebensrealitat junger
Menschen.

215



» 5. Einschatzung zur gegenwartigen Lebens-
situation und kiinftigen Lebensaussichten

Um Einschatzungen der jungen Menschen zur
eigenen Lebenssituation zu erheben, wurden die
jungen Menschen gebeten, Auskunft tiber ihre all-
gemeine Lebenszufriedenheit zu geben und ihre
personliche Zukunftsperspektive zu bewerten.

» Knapp zwei Drittel der jungen Menschen
(63,4 %) in Rheinland-Pfalz sind mit ihrem
Leben derzeit (sehr) zufrieden. Jede*r zehn-
te Jugendliche ist eher unzufrieden bis tiber-
haupt nicht zufrieden.

Insgesamt zeigt sich, dass der gro(3te Teil der be-
fragten jungen Menschen im Jahr 2019 mit dem
eigenen Leben zufrieden ist. 40,7 % der Jugend-
lichen &uf3ern sich eher zufrieden, jede*r fiinf-
te Befragungsteilnehmende gibt sogar an, sehr
zufrieden zu sein. Ein Viertel der Befragten zeigt
sich diesbeziiglich indifferent. 11,4 % der jungen

Menschen beurteilen ihr eigenes Leben derzeit je-
doch nicht positiv und sind eher unzufrieden bis
Uberhaupt nicht zufrieden.

> Jeder zweite junge Mensch (55,4 %) blickt
zuversichtlich in die eigene Zukunft. Etwa ein
Fiinftel dufert sich hingegen besorgt bzgl.
der eigenen Zukunftsperspektive.

Die allgemeine Lebenszufriedenheit wirkt sich stark
auf die Bewertung der Zukunftsperspektive aus: Je
zufriedener junge Menschen insgesamt mit ihrem
Leben sind, desto positiver blicken sie auch in ihre
Zukunft. Gleichzeitig fiihrt eine positive (gegenwar-
tige) allgemeine Lebenszufriedenheit nicht auto-
matisch zu einer positiven Zukunftsperspektive. So
blickt zwar auch hier der gré(3te Anteil junger Men-
schen zuversichtlich (40,5 %) oder sehr zuversicht-
lich (14,9 %) in die eigene Zukunft. Der Anteil junger
Menschen, der besorgt oder dister in die eigene Zu-
kunft blickt (24,4 %), ist jedoch deutlich héher als
der Anteil der Befragten, die sich (eher) unzufrieden
beziiglich ihres aktuellen Lebens dufBern (11,4 %).

Abbildung 88: Einschatzung zur allgemeinen Lebenszufriedenheit. Ich bin mit meinem Leben ...

3,4 8,0

tberhaupt nicht zufrieden
eher unzufrieden
22,7 teils/teils
eher zufrieden
M sehr zufrieden

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N =2.423)

Abbildung 89: Einschatzung zur eigenen Zukunft. Ich blicke in die Zukunft ...

W duster
B besorgt
20,2 14,9 neutral
zuversichtlich
M sehr zuversichtlich

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N =2.423)
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Die differenzierte Datenanalyse verdeutlicht da-
bei, dass sowohl das Alter, das individuelle Erleben
institutioneller Ausbildungs- oder Arbeitskontexte
sowie die Haufigkeit und Intensitat erlebter Aus-
schlusserfahrungen die Beurteilung der eigenen
Zukunftsperspektive beeinflussen.

Das Alter der jungen Menschen hat dabei einen —
wenn auch eher geringen — Einfluss. So duf3ern sich
junge Erwachsene im Alter von 22 bis 27 Jahre ten-
denziell etwas haufiger besorgt (24,8 %) als jun-
ge Volljahrige (18 bis 21 Jahre — 22,2 %) oder jun-
ge Menschen unter 18 Jahren (19,5 %). Negative
Auswirkungen auf die eigene Zukunftsperspekti-
ve haben zudem vor allem ein als stressig erlebter
institutioneller Ausbildungs- oder Arbeitskontext,
aber auch haufig erlebte Ausschluss- und/oder Ge-
walterfahrungen. Im Gegensatz dazu duf3ern sich
Befragte, die das Gefiihl haben, mitbestimmen zu
konnen sowie mit der eigenen Personlichkeit ak-
zeptiert zu werden, deutlich haufiger und positiver
bzgl. der eigenen Zukunft.

» Ein optimistischer Blick auf die eigene Zu-
kunft ist vor allem bei jungen Menschen aus
guten soziodkonomischen Verhaltnissen im
Vergleich zu den Ergebnissen des 2. Kinder-
und Jugendberichts (2015) riicklaufig.

In der Datenauswertung fallt auf, dass die durch-
schnittliche Zuversicht in der Gruppe jener jungen
Menschen, die aus soziodkonomisch stabilen fa-
milidren Verhaltnissen stammen, deutlich starker
abgenommen hat als bei jungen Menschen, die
angaben, dass ihre Familien nie genug Geld zum
Leben haben.

Abbildung 90: Zukunftsperspektive junger

Menschen differenziert nach finanziellem
Hintergrund der Familie

Junge Menschen,
die angegeben
haben, dass ihre
Familie immer
genug Geld zum
leben hat.

2019 (n=1161)

2013 (n=848) 412

Junge Menschen,
die angegeben
haben, dass ihre
Familie nie genug
Geld zum leben
hat.

2019 (n=39) 3,05

2013 (n=28) 3,36

B Zukunftsperspektive
(Mittelwert von 1= duster bis 5 = sehr zuversichtlich)

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
(n=1.200) sowie Jugendbefragung zum 2. Kinder- und Jugendbe-
richt 2013 (n=876). Nur 14- bis 20-)&hrige.

Das beobachtete Phanomen ist dabei nicht spezi-
fisch fir Rheinland-Pfalz, sondern zeigt sich eben-
so in bundesweiten Studien. Die Shell Jugendstu-
die kommt zu einem dhnlichen Ergebnis. So hat
auch hier der optimistische Blick in die Zukunft
unter den Jugendlichen aus der oberen Schicht
von 76 % im Jahr 2015 auf 63 % im Jahr 2019 ab-
genommen (vgl. 18. Shell Jugendstudie 2019,
S.183). Materielle Einschrénkungen scheinen an
dieser Stelle nicht ausschlaggebend fiir die Zunah-
me besorgter junger Menschen zu sein. Vielmehr
riicken Umwelt- und Klimaschutz immer stérker
in den Fokus personlicher Betroffenheit (vgl. ebd.
S.55). In der Shell-Studie benannten ,fast drei von
vier Jugendlichen die Umweltverschmutzung als
das Hauptproblem, das ihnen Angst macht (...)"
(ebd. S.56).
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Auch im Interpretationsworkshop verknipften die
jungen Menschen ihre Sorge um die eigene Zu-
kunft vor allem mit Fragen des Klimaschutzes™?,
was sich in der Frage zuspitzte ,Existieren wir in
Zukunft noch?”. Die Sorge um ihre Zukunft du-
[Rern junge Menschen aktuell auch deutlich und

in aller Vehemenz, indem sie im Rahmen der so-
genannten ,Fridays for future”™ wdchentlich fir
eine veranderte Klimaschutzstrategie auf die Stra-
[3e gehen und Gesellschaft sowie insbesondere
Politik dazu auffordern, Verantwortung fiir die Pri-
orisierung des Klimaschutzes zu tibernehmen. Die
jungen Menschen fordern dabei nicht nur absolu-
te Transparenz und faktenbasierte Aufkldrung fir
alle Biirger*innen hinsichtlich politischer, den Kli-
maschutz betreffender Fragen und Entscheidun-
gen, sondern wollen - aufgrund ihrer besonderen
Betroffenheit als nachfolgende Generation — auch
starker in den demokratischen Prozess einbezogen
werden.

112 In diesem Zusammenhang sei darauf verwiesen, dass
das Ministerium fir Umwelt, Energie, Erndhrung und Fors-
ten Rheinland-Pfalz sich vor diesem Hintergrund mit unter-
schiedlichen regionalen Projekten im Bereich der auf3erschu-
lischen Umweltbildung z.B. das Projekt ,Schulgérten” als
wichtigem Element einer Bildung fiir nachhaltige Entwick-
lung (BNE) engagiert (vgl. https://mueef.rlp.de/de/themen/
klima-und-ressourcenschutz/kreislaufwirtschaft/ausserschu-
lische-lernorte/). Hieran zeigt sich auch die Bedeutung von
auferschulischen Bildungsangeboten fiir die Weiterentwick-
lung inklusiver Strukturen in Rheinland-Pfalz.

113 Hierbei handelt es sich um eine internationale, iberpar-
teiliche, autonome und dezentral organisierte Klimastreik-
Bewegung, die auf die Aktivistin Greta Thunberg zurlickgeht
(vgl. hierzu: https://fridaysforfuture.de/forderungen/).

» Der zum Teil sorgenvolle Blick in die eige-
ne Zukunft korrespondiert mit einem ausge-
pragten Beratungsbedarf, vor allem zu The-
men wie der beruflichen Zukunft, aber auch
zu Angsten, Gefiihlen der Uberforderung und
psychischen Problemen wie Depression und
Burnout.

Die zunehmende Sorge um die eigene Zukunft
korrespondiert in der Befragung mit einem deut-
lich geduf3erten Beratungsbedarf. So wird die An-
forderung, die eigene Zukunft zu gestalten und
beruflich/finanziell zu sichern, von jungen Men-
schen deutlich wahrgenommen. Dies geht mitun-
ter auch mit einem erhéhten Bedarf an Unterstuit-
zung einher (vgl. Abbildung 91).

Mehr als 80 % der jungen Menschen mit besorg-
ter oder dusterer Zukunftsperspektive duf3er-

ten in der Befragung Unterstiitzungsbedarf. Doch
auch junge Menschen, die (sehr) zuversichtlich in
ihre Zukunft blicken, wiinschen sich mehrheitlich
(64,0 %) Beratung. Hinsichtlich der gewiinschten
Beratungsinhalte unterscheiden sich die Gruppen
hingegen kaum.

Der grof3te Beratungsbedarf besteht zum Thema
berufliche Zukunft (39,7 %). Jede*r dritte Befra-
gungsteilnehmende (33,7 %) wiinscht sich Bera-
tung zum Thema Angste, psychische Probleme
(wie Depression, Burnout, etc.), ca. jede*r Vierte
zum Aspekt Leistungen in der Schule und Univer-
sitdt und jede*r Finfte zum Thema Ausbildung
und Arbeit. Deutlich seltener werden Beratungs-
bedarfe im Bereich der korperlichen Entwicklung
oder beziiglich sozialer Beziehungen benannt. Fiir
die Gruppe der besorgten jungen Menschen fallt
auf, dass hier die Beratungsbedarfe multipler sind
— sie wiinschen sich zu mehr Themenbereichen
Unterstitzung.


https://mueef.rlp.de/de/themen/klima-und-ressourcenschutz/kreislaufwirtschaft/ausserschulische-lernorte/
https://mueef.rlp.de/de/themen/klima-und-ressourcenschutz/kreislaufwirtschaft/ausserschulische-lernorte/
https://mueef.rlp.de/de/themen/klima-und-ressourcenschutz/kreislaufwirtschaft/ausserschulische-lernorte/
https://fridaysforfuture.de/forderungen/

Abbildung 91: Einschatzung zur Frage: Hast Du schon mal daran gedacht, Dir zu folgenden Themen

Hilfe zu holen?

Berufswahl/berufliche Zukunft

39,7%

Angste/psychische Probleme/Depression/Burn-Out/Uberforderung 33,7%

Leistungen in der Schule/Universitét
Ausbildung/Arbeit
Probleme mit den Eltern

Streit mit Freunden/Freundschaft

Sexualitat/Korper
Geld/Schulden

Suchtmittel

Sonstiges Thema

Nein, zu keinem Thema

Mobbing

Gewalt

19,4%
19,4%

30,2%

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019 (N=2.423)

» Madchen und junge Frauen formulieren
deutlich haufiger Beratungsbedarf(e) als Jun-
gen und junge Manner, ebenso junge Men-
schen mit nichtbinérer Geschlechtsidentitat.

Wahrend nur knapp jede vierte Befragte (23,6 %)
noch nicht darliber nachgedacht hat, sich be-
raten zu lassen, liegt der entsprechende Anteil
mannlicher Befragter bei 41,5 %. Auch hinsicht-
lich der gewahlten Themen zeigen sich teils deut-
liche Unterschiede im Beratungsbedarf zwischen
den Geschlechtern: Besonders grof? sind diese im
Bereich der Unterstiitzung bei psychischen Pro-
blemen. So duf3ern mit einem Anteil von 42,8 %
der weiblichen Befragten mehr als doppelt so vie-
le Madchen und junge Frauen Beratungsbedarf als
mannliche Befragte (19,0 %).

Dariiber hinaus fallt auf, dass junge Menschen
mit nichtbinarer Geschlechtsidentitat im Rahmen
der vorliegenden Befragung besonders haufig

Beratungsbedarfe duf3ern. Hier gilt es die gerin-
ge Fallzahl von 50 jungen Menschen zu beach-
ten, sodass diese Ergebnisse nicht ohne weiteres
zu verallgemeinern sind. Dennoch zeigt sich recht
deutlich, dass die Bedarfe dieser jungen Menschen
insbesondere in den Bereichen ,Angste, psychi-
sche Probleme, Depression, Burnout und Uberfor-
derung” sowie ,Sexualitat und Koérper” deutlich
tiber denen weiblicher und mannlicher Befragter
liegen. Aber auch Unterstiitzung bei Streitigkeiten
mit Freunden und/oder Problemen mit den Eltern
sowie bei Mobbing wird von jungen Menschen mit
nichtbindrer Geschlechtsidentitat deutlich hau-
figer gewiinscht. Dieses Ergebnis deckt sich mit
verschiedenen nationalen wie internationalen
Studien, wonach die Pravalenz fiir psychische Er-
krankungen bei jungen Menschen mit nichtbindrer
Geschlechtsidentitat tiberdurchschnittlich hoch
ist und sie in erhdhtem Maf3e Diskriminierungen
ausgesetzt sind (vgl. hierzu z. B. European Union
Agency For Fundamental Rights 2020, King et al.
2006, BMFSF] 2016 oder Fuchs et al. 2012).
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Depression/Burn-Out/Uberforderung

Abbildung 92: Einschdtzung zur Frage:
»Hast Du schon mal daran gedacht, Dir zu fol-

genden Themen Hilfe zu holen?” differenziert
nach Geschlecht

Nein, zu keinem Thema 41,5%
44,4%
34,0%
34,0%

42,8%

Berufswahl/berufliche Zukunft

Angste/psychische Probleme/

74,0%
Leistungen in der Schule/Universitat
Probleme mit den Eltern
58,0%
Streit mit Freunden/Freundschaft
38,0%
Mobbing
40,0%
Sexualitat/Korper
58,0%

Gewalt

B weiblich (n=1.401)
[ mannlich (n=947)
[ drittes/anderes Geschlecht (n=50)

Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
(n=2.398)

Im Vergleich der verschiedenen Altersgruppen
zeigt sich, dass der Beratungsbedarf mit dem Ein-
tritt in die Volljahrigkeit leicht zunimmt. So gibt
ca. ein Drittel der unter 18-Jdhrigen an, zu keinem
Thema Beratungsbedarf zu haben, bei den tber
18-Jahrigen liegt der entsprechende Anteil bei ca.
einem Viertel. Auch hinsichtlich der Themen las-
sen sich hier Unterschiede ausmachen, die jedoch
auch mit alters- und entsprechend entwicklungs-
bedingten Herausforderungen korrespondie-

ren. Wahrend Probleme mit Eltern und Freunden
mit zunehmendem Alter abnehmen, steigt der

Waunsch nach Unterstiitzung im Bereich Ausbil-
dung und Arbeit. Insbesondere junge Volljahrige
(18 bis 21 Jahre) im Ubergang haben erwartungs-
gema(3 verstarkt Beratungsbedarf hinsichtlich
ihrer beruflichen Zukunft.

Abbildung 93: Einschadtzung zur Frage
,Hast Du schon mal daran gedacht, Dir zu fol-

genden Themen Hilfe zu holen?” differenziert
nach Altersgruppen
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Quelle: Jugendbefragung zum 3. Kinder- und Jugendbericht 2019
(N=2.423)



3.6 Zusammenfassung
#das ist meine Meinung

So sehen junge Menschen in Rheinland-Pfalz
ihre Lebenssituation, ihre Teilhabe am Leben
der Gesellschaft und beantworten die Frage:
Gelingt Inklusion?

Mit zwei Erhebungen — einer reprasentativen On-
line-Befragung mit 2.423 Teilnehmenden sowie
vorbereitend 11 Gruppendiskussionen mit beson-
ders verletzlichen Jugendlichen - sind eigens fiir
diesen Bericht junge Menschen aus Rheinland-Pfalz
nach Einschatzungen ihrer aktuellen Lebenssituati-
on sowie nach Erfahrungen mit Teilhabe, Exklusio-
nen und gelingender Inklusion gefragt worden. Aus
der Analyse dieser Ergebnisse sind zusammenfas-
send sechs Befunde deutlich geworden:

» Die allermeisten jungen Menschen in Rhein-
land-Pfalz sehen sich in einer familiar, sozial
und 6konomisch gesicherten Situation.

Der weitaus grof3te Teil der befragten jungen
Menschen (77,1 %) lebt in einer Familie, also ge-
meinsam mit leiblichen Eltern, Elternteilen oder
den Gro[3eltern. Die Familie bleibt damit ein zen-
traler Ort des Aufwachsens junger Menschen. Der
grof3te Teil der jungen Menschen wéchst in eige-
ner Wahrnehmung nicht nur in einer guten sozio-
6konomisch abgesicherten Familiensituation auf
(90 %), sondern sieht dariiber hinaus auch ausrei-
chende finanzielle Spielrdume fiir die eigene Le-
bensgestaltung (85 %).

» Fir jeden 10. der befragten jungen Men-
schen gilt diese positive Einschatzung nicht.

Vor allem junge Menschen in Alleinerziehen-
den-Haushalten oder junge Menschen, die au-
[Rerhalb des eigenen Elternhauses wohnen, be-
richten hingegen, dass oft nicht oder sogar nie
genug Geld zum Leben zur Verfligung steht. Die
finanzielle Situation der Familie erweist sich als
entscheidender Faktor fir die Realisierung indi-
vidueller sozialer Teilhabe. So geht eine prekare

finanzielle Situation fir Jugendliche mit fragile-
ren Handlungsspielraumen einher und erhoht die
Wahrscheinlichkeit, Ausgrenzungserfahrungen zu
machen.

» Trotz hoher Lebenszufriedenheit junger
Menschen in Rheinland-Pfalz sieht eine wach-
sende Anzahl sorgenvoll in ihre Zukunft.

Sichtbar wird, dass gute objektive Bedingungen
des Aufwachsens (vgl. hierzu Kapitel 4) die Zu-
kunftsangste junger Menschen nicht unmittelbar
zu reduzieren vermdgen. So sind es insbesonde-
re junge Menschen mit guter sozialer und 6ko-
nomischer Ausstattung, deren personlicher Opti-
mismus abnimmt. Die hohen Anforderungen und
Risiken, in eigener Verantwortung die eigene Zu-
kunft zu gestalten und beruflich/finanziell zu si-
chern, werden von vielen jungen Menschen deut-
lich wahrgenommen. Zum Teil scheint dies auch
mit einem Gefiihl der Uberforderung einherzuge-
hen, worauf ein grof3er Bedarf an Unterstilitzung
im Bereich psychischer Probleme und Angste ver-
weist (siehe auch Kapitel 2.6).

» Mehrheitlich sehen sich junge Menschen in
Schule, Ausbildung oder Studium gut unter-
stiitzt und den Anforderungen gewachsen -
aber gut 1/3 nicht!

Zentral fur die aktuelle Beurteilung der eigenen
Lebenssituation ist das Erleben in Schule und Aus-
bildung oder Beruf und Studium. Zwei Drittel der
befragten jungen Menschen sehen sich den An-
forderungen gut gewachsen und fiihlen sich ge-
fordert und unterstitzt. Uber ein Drittel der jun-
gen Menschen in Rheinland-Pfalz erlebt jedoch
Schule, Ausbildung oder Arbeit als (sehr) belas-
tend, fuhlt sich Gberfordert oder unzureichend ge-
fordert. Die Befragungsergebnisse zeigen jedoch
auch, dass schadigender Belastung und moglichen
negativen Folgen wie z.B. psychischer Erkrankung
oder Schulabstinenz durch eine Kultur der Akzep-
tanz und Vielfalt sowie Moglichkeiten aktiver Be-
teiligung entgegengewirkt werden kann.
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» Gefragt werden und sich aktiv beteiligen
konnen, ist fiir junge Menschen aus Rhein-
land-Pfalz Voraussetzung und Weg fiir selbst-
bestimmte Teilhabe

Junge Menschen sehen sich in ihrem Alltag mehr-
heitlich angenommen und akzeptiert. Vor allem
in der Familie und im Freundeskreis fiihlen sich
nahezu alle jungen Menschen gehért. Auch fir
Schulen, Ausbildung und Studium antworten vie-
le positiv, aber nicht so eindeutig. Weniger posi-
tiv werden Mitbestimmungsmaéglichkeiten im
Bereich Politik sowie in Bezug auf den Wohnort
bewertet, hier sehen viele junge Menschen deut-
lichen Nachholbedarf.

» Junge Menschen in besonders verletzlichen
Lebenssituationen zeigen deutlich, dass Inklu-
sion vor allem in einer grundlegenden Kultur
der Anerkennung gelingen kann.

In den Berichten der jungen Menschen aus den
vulnerablen Gruppen zeigt sich ein breites Spek-
trum von Erfahrungen der Ausgrenzung, die viel-
faltig, situationsabhangig sowie unberechen-
bar und zum Teil undurchschaubar fiir sie sind.
Sie machen aber auch deutlich, wie sie trotz al-
ler Exklusionserfahrungen nach Handlungsfa-
higkeit streben: Ein pragmatischer Umgang mit
Ausschlusserfahrungen sowie aktives, offensives
Bewaltigungshandeln, das auf Verédnderung der
Gesellschaft zielt (z. B. durch Aufklarung, Wissen,
eigenes Aktiv-Werden und Engagement).

Aus Sicht der Jugendlichen ist die erste Voraus-
setzung fir gelingende Teilhabe gegenseitiger Re-
spekt, Ricksichtnahme auf die jeweiligen Beson-
derheiten und Wertschatzung, nicht nur aber vor
allem im Gesundheitsbereich, den Schulen und
der Kinder- und Jugendhilfe.



DRITTER BLICK

4. Indikatorenkonzept fiir eine regionalvergleichende
Berichterstattung der Bedingungen fiir gelingendes Auf-
wachsen in den Landkreisen und kreisfreien Stadten in

Rheinland-Pfalz

ZUSAMMENFASSUNG

1. Die Voraussetzungen, dass Inklusion gelin-
gen kann, sind in den Regionen des Landes
Rheinland-Pfalz sehr unterschiedlich. Wie
schon in den vorherigen Berichten werden
sie in den Dimensionen Lebensbedingungen,
Wobhlfahrtsleistungen und Handlungsrdaume
gemessen und abgebildet.

2. Im Zeitvergleich von 2012 auf 2016 zeigen
sich landesweit erkennbare Verbesserungen
der Voraussetzungen, dass Inklusion gelingen
kann.

3. Diese Verbesserungen finden sich insbesondere
in der Dimension Lebensbedingungen im Be-
reich der Okonomie (z.B. der erffneten Insol-
venzen und des Anteils von Alleinerziehenden-
Bedarfsgemeinschaften) und der Demografie
(insb. Geburtenzuwachs und Zuwanderung).

4. Innerhalb der Dimension Wohlfahrtsleistun-
gen zeigen sich gegenldufige Entwicklungen:
Einerseits konnten infrastrukturelle Leistun-
gen fiir ein Aufwachsen in 6ffentlicher Ver-
antwortung ausgebaut und dadurch der Um-

fang kompensatorischer Leistungen reduziert
werden. Andererseits mussen sozialstrukturell
belastete Regionen weiterhin viele kompen-
satorische Wohlfahrtsleistungen erbringen,
um diese Belastungen auszugleichen.

. In der Dimension der Handlungsrdaume,

welche die objektiven Voraussetzungen fiir
subjektives Wohlbefinden und Realisierung
von Teilhabe abbildet, zeigen sich im Zeit-
vergleich nur im Bereich der Bildung positi-
ve Entwicklungen. Fur das Angebot des OPNV
und bei der Mitgliedschaft in Sportvereinen
und Jugendfeuerwehren hingegen zeigen sich
rlicklaufige Tendenzen.

. Insbesondere belastete kreisfreie Stadte

und Landkreise konnten sich durch deutliche
Anstrengungen sichtbar in ihrer Positionierung
im interkommunalen Vergleich verbessern.

. Trotz dieser Anstrengungen zeigen diese

Befunde nach wie vor erhebliche Heraus-
forderungen fiir die Landespolitik auf dem
Weg zu gleichwertigen Lebensverhaltnissen in
Rheinland-Pfalz, die einen wichtigen Aspekt
gelingender Teilhabe darstellen.
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41 Das Gesamtkonzept ,Wohlbefin-
den von Kindern und Jugendlichen*:
Theoretische Herleitung und Weiter-
entwicklung

Im Rahmen des ersten Kinder- und Jugendberichts
Rheinland-Pfalz (MBW|K 2010a) hat die Berichts-
kommission ein neues und regional differenzier-
tes Daten- und Analysekonzept zur Strukturierung
und Deutung der Lebenssituationen junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz entwickelt. Basierend auf
dem theoretischen Konzept des Child-Well-Being
wurde ein eigenes Indikatorenkonzept zur Abbil-
dung der Rahmenbedingungen des Aufwachsens
und dem daraus abzuleitenden Wohlbefinden jun-
ger Menschen operationalisiert.

Ziel der rheinland-pfalzischen Kinder- und Jugend-
berichte war und ist es, ein geeignetes Konzept

zur regionaldifferenzierten Sozialberichterstattung
im Hinblick auf die Rahmenbedingungen des Auf-
wachsens junger Menschen in den kreisfreien Stad-
ten und Landkreisen des Landes Rheinland-Pfalz zu
entwickeln. Das Konzept wurde im ersten Bericht
grundlegend konzipiert und im zweiten Kinder- und
Jugendbericht Rheinland-Pfalz in wesentlichen Be-
reichen Uberarbeitet und weiterentwickelt. Dabei
erfolgte eine begriffliche Weiterentwicklung zum
»Index fiir das Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen (WK])”. Zudem stellten die zur Stei-
gerung der Validitat und Reliabilitdt des Indexes
vorgenommene Anpassung der verwendeten Kenn-
zahlen und die Berticksichtigung jugendrelevanter
Themen die bedeutendste Modifizierung dar. Dies
konnte auf Basis der von Jugendlichen selbst gene-
rierten Themen fortentwickelt werden, wie sie im
Rahmen der Jugendbefragung und der Jugendwork-
shops des zweiten Kinder- und Jugendberichtes
deutlich geworden sind.

Als theoretische und fachliche Basis gilt dabei das
Konzept des Child-Well-Being, welches infolge der
Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention ent-
steht und versucht, Wohlergehen und Wohlbefin-
den junger Menschen sowohl multidimensional
als auch methodenplural zu erfassen und abzu-

bilden. Daneben bilden die Uberlegungen des Ca-
pability Approach (Sen/Nussbaum) und der dar-
in enthaltene Befdhigungsansatz sowie die Frage
nach Verwirklichungschancen junger Menschen
fir ein aus ihrer Perspektive gutes Leben einen
wichtigen Ansatz zur Operationalisierung und In-
terpretation der Daten.

Das Indikatorenkonzept wird vor diesem theore-
tischen Hintergrund fiir eine multidimensionale
Sekundédrdatenanalyse statistischer Erhebungen
genutzt. Dabei erfasst das Konzept objektive Be-
dingungen fir subjektives Wohlbefinden junger
Menschen tber drei Dimensionen (Lebensbedin-
gungen, Wohlfahrtsleistungen und Handlungsrau-
me), die in ihrer jeweiligen Ausgestaltung je fr
sich und in ihrem Zusammenwirken spezifische
regionale Auskiinfte tiber die Rahmenbedingun-
gen des Aufwachsens junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz geben.

Als objektive Bedingungen werden hier im Sinne
gelingender Inklusion Voraussetzungen fir sol-
che Strukturen und Prozesse in &ffentlicher Ver-
antwortung verstanden, die Teilhabe ermdglichen.
Nach diesem Verstandnis lasst sich ein Zusam-
menhang erwarten, dass je besser diese Bedin-
gungen des Aufwachsens ausfallen — als 6ffentlich
verantwortete Rahmenbedingungen von Teilha-
be —, desto hoher ist die Wahrscheinlichkeit der
Realisierung einer selbstbestimmten und mitwir-
kungsrelevanten Teilhabe fiir junge Menschen in
Rheinland-Pfalz. In den objektiven Bedingungen
fur subjektives Wohlbefinden konkretisiert sich
dies im Sinne von Teilhabe als Zugang zu sozialen,
(infra-)strukturellen und 6konomischen Ressour-
cen. Im Indikatorenkonzept wird dies uber die drei
Dimensionen Lebensbedingungen, Wohlfahrtsleis-
tungen und Handlungsraume erfasst.

Die Dimension der Lebensbedingungen fragt da-
bei, welche Faktoren die objektiven Umstande des
Aufwachsens junger Menschen pragen, und fo-
kussiert in diesem Zusammenhang die demogra-
fische und 6konomische Lage. Hingegen themati-
siert die Dimension Wohlfahrtsleistungen Effekte
sozialstaatlicher Leistungen und Strukturen hin-



sichtlich ihrer méglichen Auswirkungen auf die
Verwirklichungschancen junger Menschen. Die
dritte Dimension der Handlungsraume blickt auf
Handlungsperspektiven und partizipative Entfal-
tungsmoglichkeiten junger Menschen in den Regi-
onen von Rheinland-Pfalz.

Jede Dimension setzt sich aus spezifischen und
hinsichtlich der thematischen Fokussierung aus-
sagekraftigen Indikatoren zusammen. Die Aus-
wahl der einzelnen Indikatoren ist sowohl theo-
rie- als auch empiriegeleitet, wird aber — aufgrund
des Anspruchs der regionalisierten Aussagekraft
der Daten — auch stark durch die Verfligbarkeit
des Datenmaterials bestimmt. Insbesondere die
Notwendigkeit der Regionalisierung der Daten
auf Ebene der 36 Landkreise und kreisfreien Stad-
te schrankt die Auswahl moglicher Daten fiir das
Indikatorenkonzept deutlich ein. Das Konzept
stiitzt sich auf verschiedene Datenquellen. Ne-
ben Informationen aus den &ffentlich zugangli-
chen Erhebungen des statistischen Landesamtes
wurden insbesondere die Daten der integrierten
Berichterstattung Rheinland-Pfalz (ism gGmbH)
herangezogen.” Im Indikatorenkonzept werden
ausschlief3lich objektiv messbare Faktoren bertick-
sichtigt, die fir das Wohlbefinden junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz eine Rolle spielen.

Neu: Wohlbefinden von Kindern und Jugend-
lichen in den Regionen im Zeitvergleich

Der dritte Kinder- und Jugendbericht baut auf die-
ses bewdhrte Konzept einer regional differenzier-
ten und beteiligungsorientierten Sozialbericht-
erstattung der ersten beiden Berichte auf und

114 Diese Datenquellen wurden erganzt durch direkte Abfra-
gen spezifischer Daten bei den Ministerien (Ministerium fiir
Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz
Rheinland-Pfalz (MFFJIV), Ministerium fiir Soziales, Arbeit,
Gesundheit und Demografie Rheinland-Pfalz (MSAGD),
Ministerium flir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und
Weinbau Rheinland-Pfalz (MWVLW), Ministerium fir Bildung
Rheinland-Pfalz), der Unfallkasse Rheinland-Pfalz, der Jugend-
feuerwehr Rheinland-Pfalz sowie dem Landessportbund
Rheinland-Pfalz und einer Auswertung der Bibliotheksstatis-
tik.

stellt dabei sowohl eine Fortschreibung als auch
eine erneute Weiterentwicklung des Gesamtin-
dexes flr das Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen dar. Ziel des dritten Kinder- und Ju-
gendberichtes ist es, erstmals eine Abbildung
regionalisierter Entwicklungen der Bedingungen
des Aufwachsens in Rheinland-Pfalz im Zeitver-
lauf (Zeitreihenvergleich) zu erméglichen. Sowohl
der erste als auch der zweite Kinder- und Jugend-
bericht wiesen im Ergebnis deutliche regionale
Disparitaten hinsichtlich der Rahmenbedingun-
gen des Aufwachsens und daraus abgeleitet Un-
terschiede im Wohlbefinden junger Menschen in
Rheinland-Pfalz aus. Diese Befunde sind vor dem
Hintergrund des Artikels 64 der Landesverfassung
Rheinland-Pfalz dufRert relevant. Dort heif3t es:
,Das Land, die Gemeinden und Gemeindeverban-
de schiitzen behinderte Menschen vor Benach-
teiligung und wirken auf ihre Integration und die
Gleichwertigkeit ihrer Lebensbedingungen hin.”™
Auch der im zweiten Bericht besonders beleuch-
tete Zugang Jugendlicher zu Angeboten der Ju-
gendarbeit oder Beteiligungsmdoglichkeiten im
kommunalen Raum erwies sich als abhdngig vom
Wohnort. Ein besonderes Erkenntnisinteresse liegt
im vorliegenden Bericht daher auf der Frage, in-
wiefern sich regionale Disparitaten verandert, an-
geglichen oder mitunter auch verscharft haben.

Gleichzeitig soll der Index aktuelle Themen und
Herausforderungen fiir die Landespolitik in Rhein-
land-Pfalz aufgreifen und (auch kiinftig) im Da-
tenkonzept anschlussfahig und sichtbar machen.
Daher wurde Uber die Fortschreibung des Konzep-
tes hinaus auch die stetige Weiterentwicklung in
den Blick genommen: Wie kann die Datenqualitat
verbessert und kdnnen mogliche Datenliicken ge-
schlossen werden? Welche Erganzungen und/oder
Erweiterungen sind notwendig? Zudem kniipft
der dritte Kinder- und Jugendbericht an den betei-
ligungsorientierten Ansatz der Vorgangerberichte
an und setzt erneut auf die Berlicksichtigung der

115 Verfassung fiir Rheinland-Pfalz vom 18. Mai 1947.
Zuletzt gedndert durch Gesetz vom 08. Mai 2015, GVBL.
2015.
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subjektiven Perspektive der jungen Menschen. De-
ren zentrale Themen aus der Jugendbefragung und
den Gruppendiskussionen stellen wiederum die
Basis fuir die Kennzahlenauswahl fiir die Erweite-
rung des Indikatorenkonzeptes dar.

Um Vergleichbarkeit zum Indikatorenkonzept des
2. Kinder- und Jugendberichts gewdhrleisten zu
konnen, wurde der Index in seiner Datenstruktur
beibehalten und mit aktuellen Daten (Bezugsjahr
2016) repliziert. Gleiches gilt fir die Vorgehens-
weise bei der Berechnung der einzelnen Kennzah-
len und Indizes."®

Abbildung 94: Das Gesamtkonzept , Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen®
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4.2 Regionaler Wandel in Rheinland-
Pfalz - Ergebnisse des Zeitvergleichs

Nachfolgend werden die Ergebnisse des Zeitver-
gleichs des Gesamtindexes fiir das Wohlbefinden
von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz
vorgestellt. Bei der Interpretation der Ergebnisse
im Zeitvergleich werden dabei drei Analysedimen-
sionen unterschieden, die mit unterschiedlichen
Fragestellungen verkniipft sind:

1. Wie hat sich der Index flir das Wohlbefinden
von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-
Pfalz insgesamt und in seinen Dimensionen im
Zeitverlauf entwickelt?

2. Welche Verdnderungen lassen sich in der Posi-
tionierung der kreisfreien Stadte und Landkrei-
se im Zeitvergleich ablesen?

Handlungsraume

IV Index -
Wohlbefinden
von Kindern und
Jugendlichen

11. abweichendes
Verhalten

12. Mobilitat
1. Demografie

2. 6konomische
Faktoren

Lebensbedingungen n

Quelle: Eigene Darstellung

3. Welche Verdnderungen zeigen sich mit Blick
auf regionale Disparitdten? Und welche Aus-
wirkungen haben diese Verdnderungen auf die
Bedingungen des Aufwachsens junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz?

Die Ergebnisse dieser Analysen werden nachfol-
gend vorgestellt. Dabei wird zundchst auf die Ent-
wicklung im Gesamtindex eingegangen. Anschlie-
[3end folgt eine differenzierte Darstellung und
Analyse der drei Dimensionen — Lebensbedingun-
gen, Wohlfahrtsleistungen, Handlungsrdume -
des Indexes.

116 Fir eine ausfihrliche Darstellung der Vorgehensweise
zur Berechnung des Indexes sowie der Berechnung des Zeit-
vergleichs siehe Anhang.



Abbildung 95: Gesamtindex fiir das Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen 2016;

Angaben in Standardpunktzahlen
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4.21 Gesamtindex fuir das Wohlbe-
finden von Kindern und Jugendlichen in
Rheinland-Pfalz

Der Gesamtindex fiir das Wohlbefinden von Kin-
dern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz setzt
sich aus den drei Dimensionen Lebensbedingun-
gen, Wohlfahrtsleistungen und Handlungsrdaume
zusammen.

» Landesweit ist eine positive Entwicklung
im Gesamtindex' fiir das Wohlbefinden von
Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz
feststellbar.

Im Zeitvergleich der Jahre 2012 und 2016 wird
sichtbar, dass der Gesamtindex fiir das Wohlbefin-
den von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-
Pfalz sowohl im landesweiten Durchschnitt als
auch in allen 12 kreisfreien Stadten und 24 Land-
kreisen gestiegen ist. Dabei zeigt sich im obers-
ten Quintil (5. Quintil = mehr als 54,0 Standard-
punkte) wenig Veranderung. Hier befinden sich
wie im Jahr 2012 — mit Ausnahme des Landkreises
Mainz-Bingen — ausschlieflich kreisfreie Stadte.
Die kreisfreien Stadte Mainz und Trier weisen nach
wie vor die hdchsten Werte auf. Zudem hat sich
die Stadt Koblenz mit einem Zugewinn von 10
Standardwertpunkten deutlich verbessert. Mainz-
Bingen rangiert als einziger Landkreis in dieser
Gruppe, steht in der Positionierung jetzt aller-
dings hinter den kreisfreien Stadten Landau, Spey-
er und Koblenz. Die objektiven Bedingungen fir
das Wohlbefinden junger Menschen in Rheinland-
Pfalz fallen in der Gesamtbetrachtung in der be-
nannten Gruppe, und hier vor allem in den kreis-
freien Stadten, demnach am besten aus.

117 Der Gesamtindex fiir das Wohlbefinden von Kindern und
Jugendlichen in Rheinland-Pfalz ergibt sich aus dem arith-
metischen Mittelwert der drei Indexwerte fiir Lebensbedin-
gungen, Wohlfahrtsleistungen und Handlungsraume. Der
Gesamtindex setzt sich demnach zu jeweils einem Drittel aus
den Indexwerten der drei Dimensionen zusammen.

Dagegen befinden sich in den unteren Grup-

pen mit Werten bis 43,2 (1. Quintil) und bis 45,6
(2. Quintil) Standardpunktwerten nach wie vor
hauptsachlich Landkreise aus der Region Mittel-
rhein-Westerwald (Cochem-Zell, Ahrweiler, Al-
tenkirchen, Westerwald). Im Jahr 2012 waren in
diesem Bereich Landkreise aus der Region Mittel-
rhein-Westerwald (Altenkirchen, Ahrweiler, Co-
chem-Zell, Neuwied) sowie 2 kreisfreie Stadte
und ein Landkreis aus der Region Westpfalz (Pir-
masens, Zweibrticken, Kusel) zu finden. Im Ver-
gleich zum Jahr 2016 zeigen sich folglich Verschie-
bungen. Die regionale Verortung ist demnach
nicht mehr so eindeutig.

» Stadt-Land-Unterschiede im Gesamtindex
haben sich im Zeitverlauf verstarkt.

Die Spannweite zwischen dem geringsten und
hochsten Wert des Gesamtindexes zwischen den
Kommunen in Rheinland-Pfalz ist nahezu unver-
andert geblieben. Allerdings wird deutlich, dass
sich Stadt-Land-Unterschiede etwas verstarkt ha-
ben. Dies zeigt sich vor allem beim Mittelwert-
vergleich der Gesamtpunktzahl des WK]-Indexes
der kreisfreien Stadte und Landkreise im Zeitver-
gleich, wobei die kreisfreien Stadte deutlich hdhe-
re Standardpunktwerte erreichen als die Landkrei-
se (siehe Abbildung 96).
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Abbildung 96: Gesamtindex fiir das Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen im Zeitvergleich
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» Unterschiedliche, zum Teil gegenlaufige
Entwicklungen sind in den Teilbereichen Le-
bensbedingungen, Wohlfahrtsleistungen und
Handlungsraume beobachtbar.

In einer differenzierten Gesamtschau (Abbildung
97) zeigt sich, dass die Auspragung der Teilberei-
che Lebensbedingungen, Wohlfahrtsleistungen
und Handlungsraume in den rheinland-pfalzi-
schen Kommunen deutlich divergiert. Die objek-
tiven Voraussetzungen fiir subjektives Wohlbefin-
den sind folglich in Rheinland-Pfalz nicht tiberall
gleich ausgepragt. Im Sinne gelingender Inklusion
bedeutet dies auch, dass die Voraussetzungen der
Realisierung von Teilhabe fiir junge Menschen in
Rheinland-Pfalz unterschiedlich sind.

Um der Frage nachzugehen, worin die Verande-
rung des Gesamtindexes in den jeweiligen Kom-
munen begriindet ist, lohnt sich ein Blick in die
Entwicklung der einzelnen Dimensionen. Die zum
Teil hohen Steigerungen der Werte im Gesamt-
index sind im Wesentlichen auf Veranderungen

in den Teildimensionen und hier insbesondere
auf Steigerungen in den Lebensbedingungen zu-
riickzufiihren. Hier l&sst sich ein deutlicher Trend
fir die meisten rheinland-pfalzischen kreisfreien
Stadte und Landkreise herausarbeiten. Die Berei-
che Demografie und Okonomie, welche maf-
geblich die Lebensbedingungen strukturieren,
entwickelten sich positiv.

Innerhalb der in den Dimensionen Wohlfahrtsleis-
tungen und Handlungsraume erfassten Kennzah-
len zeigen sich zum Teil gegenlaufige Trends und
Entwicklungen, die sich — zusammengefasst in den
Indikatoren — zum Teil gegenseitig ausgleichen. In
beiden Unterdimensionen kommt es daher nur zu
leichten Steigerungen — mancherorts auch zu ei-
nem Riickgang. Hier ist eine differenzierte Analyse
erforderlich (siehe nachfolgende Erlduterungen zu
den Dimensionen). In der Dimension Wohlfahrts-
leistungen zeigt sich jedoch insgesamt der Trend,
dass eine Zunahme oder ein gleichbleibendes An-
gebot an infrastrukturellen Leistungen den Riick-
gang kompensatorischer Leistungen in der Ange-

botsstruktur zur Folge hat. Eine gute Infrastruktur,
die allen jungen Menschen niitzt, macht nicht so
viele Leistungen erforderlich, die besondere Belas-
tungen ausgleichen sollen.

Die Dimension der Handlungsraume zeigt insge-
samt betrachtet in der Entwicklung kaum Dyna-
miken und folglich nur sehr geringe Wertverdnde-
rungen. Die Stadt Mainz sticht erneut mit hohen
Indexwerten aus einem relativ dichten Feld der
Kommunen heraus. Verdnderungen haben da-
bei vor allem im Bereich der schulischen Inf-
rastruktur stattgefunden, die jedoch fiir einen
Teil junger Menschen die bleibende Chancenun-
gleichheit im Bildungsbereich nicht ausgleichen
kann. Vor dem Hintergrund der Ergebnisse aus
den Gruppendiskussionen und der Jugendbefra-
gung sind vor allem ein Riickgang bei den Aktivi-
taten und negative Verdnderungen im Bereich
der Mobilitat zu diskutieren.

4.2.2 Lebensbedingungen

Die Dimension Lebensbedingungen thematisiert
die duferen (objektiv messbaren und darstell-
baren) Umstande, unter denen junge Menschen
grof3 werden. Dabei erfolgt im Indikatorenmo-
dell eine Konzentration auf zwei Bereiche dieser
Lebensbedingungen: demografische Aspekte und
6konomische Faktoren. Der Indexwert setzt sich
aus insgesamt 14 Kennzahlen zusammen. Davon
werden sechs Kennzahlen dem Bereich ,Demo-
grafie" zugeordnet, der Bereich ,Okonomie" mit-
tels acht Kennzahlen abgebildet (vgl. Tabelle 25):



Abbildung 97: Gesamtindex fiir das Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen im Zeitvergleich

2012 und 2016 differenziert nach Teildimensionen, Angaben in Standardpunktzahlen
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Tabelle 25: Dimension Lebensbedingungen — Zusammensetzung der Kennzahlen

Demografie Okonomie

m Anteil der bis unter 6-Jahrigen an der Gesamtbevélkerung

m Anteil der Altersgruppe 14 bis unter 18 Jahre an der Ge-
samtbevélkerung

m Verhaltnis der Personen im Alter von 65 Jahren und alter
zur erwerbstatigen Bevolkerung im Alter von 18 bis unter
65 Jahren (Altersquotient) (invers)

m Geburten je 1.000 Einwohner*innen

m Bevolkerungsvorausberechnung fiir die unter 21-Jahrigen
bis 2024 _F (Basisjahr 2013; Mittlere Variante)

m Wanderungssaldo im Alter von unter 18 Jahren_F

m verfligbares Einkommen je Einwohner*in

m  Wohngeldempfanger*innen je 1.000 Einwohner*innen
zum 3112.2016 (invers)

m eroffnete Insolvenzen je 1.000 Personen im Alter von 18
Jahren und &lter (invers)

m Sozialgeldempfanger*innen je 1.000 Personen im Alter
von unter 15 Jahren (invers)

m  Anteil arbeitsloser junger Menschen im Alter von 15 bis
unter 25 Jahren je 1.000 Personen der Altersgruppe (in-
vers)

m Anteil von Alleinerziehenden-Bedarfsgemeinschaften an
allen Bedarfsgemeinschaften (invers)

m Anteil der sozialversicherungspflichtig beschaftigten
Frauen an allen Beschéftigten (Wohnortprinzip)

m durchschnittliche Hohe des monatlichen Elterngeldan-
spruchs der im Jahr 2016 beziehenden Mutter_F

118 Hier wurde die sogenannte ,Mittlere Variante” her-
angezogen. Basisjahr fiir die Fortschreibung bildete dabei
das Jahr 2013. Bei der Einschatzung der Daten zur Bevolke-
rungsvorausberechnung gilt es zudem, die auf3ergewohn-
lich hohe Zuwanderung insbesondere der Jahre 2015 und
2016 zu berticksichtigen — unter anderem auch durch Zuzug
von Gefllichteten. Zudem sind in den Jahren 2014 bis 2016
auch die Zahl der Geborenen sowie die Geburtenrate deut-
lich angestiegen. Diese Entwicklungen haben einen ,Niveau-
effekt” zur Folge. Dadurch liegt die fur das Jahr 2016 proji-
zierte Zahl der unter 21-Jahrigen in Rheinland-Pfalz um rund
33.000 Personen bzw. 4,2 Prozent unter der tatsachlichen
Bevélkerungszahl zum 3112.2016. Diese Entwicklung zeigt
sich — in unterschiedlichem Ausmaf3 — in allen kreisfreien
Stadten und Landkreisen.

119 Der Wanderungssaldo fiir die Stadt Trier wurde fiir die
Berechnung ausgeschlossen. Hier sind im Jahr 2016 1.251
junge Menschen mehr ab- als zugewandert (Wanderungssal-
do -1.251). Dies ist darauf zuriickzufiihren, dass sich in Trier
die zentrale Erstaufnahmeeinrichtung fiir schutzsuchende
Personen befindet, von der aus die Verteilung auf die aufneh-
menden Gemeinden erfolgt. Nach Verteilung werden die Per-
sonen in der neuen Gemeinde an- und in der Erstaufnahme-
gemeinde wieder abgemeldet. Aufgrund der hohen Anzahl
unbegleiteter minderjahriger Gefliichteter in den Jahren 2015
und 2016 kommt es daher fiir Trier zu einer Verzerrung des
Wertes.

Quelle: Eigene Darstellung "8 119120

120 Aufgrund der gesetzlichen Anderungen im Bereich des
Elterngeldes lief3 sich diese Kennzahl fiir das Jahr 2016 nicht
replizieren: Mit der Einfiihrung des ElterngeldPlus fir ab 1.
Juli 2015 geborene Kinder begrenzt sich der Elterngeldbe-
zug nicht mehr auf die ersten 14 Lebensmonate, sondern
kann sich bis einschlief3lich des 46. Lebensmonats des Kin-
des ausdehnen. Es ist daher theoretisch moglich, dass fiir ein
2015 geborenes Kind noch im Jahr 2019 Elterngeld gezahlt
wird. Die durchschnittliche Hohe des Elterngeldbezugs fiir
2015 geborene Kinder im ersten Bezugsmonat war daher
zum Zeitpunkt der Berichtslegung 2019 noch nicht verfligbar.
Stattdessen konnte die durchschnittliche monatliche Hohe
des Elterngeldbezugs der im Jahr 2016 beziehenden Miitter
ermittelt werden. Um die Vergleichbarkeit zum Datenkonzept
des 2. Kinder- und Jugendberichtes zu gewahrleisten, wurde
riickwirkend der Wert dieser Kennzahl auch fiir das urspriing-
liche Konzept angepasst. Die durchschnittliche Héhe des
Elterngeldbezugs fiir 2011 geborene Kinder im ersten Bezugs-
monat wurde durch die durchschnittliche Hohe des Eltern-
geldbezugs von Mittern fiir 2011 geborene Kinder im ersten
Bezugsmonat ersetzt.



» Landesweite Verbesserungen der Lebens-
bedingungen sind bei gleichzeitiger Verringe-
rung regionaler Unterschiede feststellbar.

Die Ergebnisse des Zeitvergleichs fiir den Indika-
tor Lebensbedingungen sind in Abbildung 99 dar-
gestellt. Im Landesdurchschnitt fir Rheinland-Pfalz
lasst sich hierbei eine deutliche Steigerung des In-
dexwertes feststellen: Lag die Standardpunktzahl
im Landesdurchschnitt fiir Rheinland-Pfalz im Jahr
2012 bei 56,7 so liegt der entsprechende Wert im
Jahr 2016 mit 68,7 Punkten deutlich dariiber. Der
Blick auf die Entwicklung in den 12 kreisfreien Stad-
ten und 14 Landkreisen zeigt, dass es sich hierbei
um eine flachendeckende Steigerung handelt. So
weisen alle 36 kreisfreien Stadte und Landkreise

im Jahr 2016 hohere Standardpunktwerte auf als
im Jahr 2012. Die Lebensbedingungen, unter de-
nen junge Menschen in rheinland-pfalzischen kreis-
freien Stadten und Landkreisen aufwachsen, ha-
ben sich demnach uiberall verbessert. Dabei ist der
Wandel in den Lebensbedingungen vorrangig durch
Veranderungen im Bereich der demografischen
Entwicklungen zu verorten. Insgesamt betrach-

tet zeigen die Befunde dariiber hinaus, dass sich
durch die allgemeine Verbesserung der Lebensbe-
dingungen der Abstand der Auspragung in dieser
Dimension zwischen den kreisfreien Stadten und
Landkreisen angeglichen hat. Damit haben sich

die interkommunalen Unterschiede im Zeitverlauf
zwar deutlich verringert, dennoch zeigen sich nach
wie vor erhebliche regionale Disparitaten im Be-
reich der Lebensbedingungen.

» Insbesondere die Kommunen entlang der
Rheinschiene und in den Grenzregionen zu
Luxemburg weisen nach wie vor tiberdurch-
schnittlich gute Lebensbedingungen auf.

In der vertiefenden interkommunalen Datenanalyse
erweist sich die oberste Gruppe der rheinland-pfal-
zischen Kommunen (5. Quintil - Werte tiber 72,4)

in ihrer Zusammensetzung im Zeitverlauf als relativ
stabil. Sie wird, wie auch im Jahr 2012, mit der Stadt
Mainz sowie den Landkreisen Rhein-Pfalz-Kreis, Al-
zey-Worms und Mainz-Bingen durch Kommunen

entlang der sogenannten Rheinschiene dominiert.
Mit dem Eifelkreis Bitburg-Prim und dem Landkreis
Trier-Saarburg weisen zudem auch zwei Kommunen
aus der Region Trier Uberdurchschnittliche Auspra-
gungen im Bereich der Lebensbedingungen auf. Ins-
besondere der Rhein-Pfalz-Kreis und der Landkreis
Alzey-Worms konnten sich im Zeitvergleich noch
einmal deutlich verbessern, die Werte fiir Trier-Saar-
burg, Mainz und Mainz-Bingen bewegen sich hin-
gegen im Jahr 2016 auf einem dhnlich hohen Ni-
veau wie bereits im Jahr 2012. Besonders stark fallt
die positive Dynamik im Landkreis Kaiserslautern
aus, welcher im Jahr 2016 nun im interkommunalen
Vergleich die flinfte Position belegt.

» Die Lebensbedingungen in landlich ge-
pragten Landkreisen haben sich im Zeitver-
lauf deutlich verbessert.

Auffallend positiv haben sich die Lebensbedingun-
gen dariiber hinaus in jenen kreisfreien Stadten und
Landkreisen entwickelt, die im Jahr 2012 niedrige
Ausgangswerte aufgewiesen haben. Hierbei han-
delt es sich entweder um landlich gepragte Land-
kreise oder um sozialstrukturell hoher belastete
kreisfreie Stadte, wie die Region Westpfalz mit den
Stadten Pirmasens (21,2), Zweibriicken (42,0) und
Kaiserslautern (43,7) sowie den Landkreisen Birken-
feld (39,1), Kusel (44,4) und Stid-Westpfalz (49,9).
So hat sich beispielsweise der Wert fiir Pirmasens
mit 43,7 Standardpunkten im Jahr 2016 gegeniiber
dem Vergleichsjahr 2012 hinsichtlich der Lebensbe-
dingungen mehr als verdoppelt. Die in der Dimensi-
on Lebensbedingungen im Jahr 2012 eher schwach
ausgepragte Region Westpfalz konnte demnach
leicht aufschlie8en. Diese Entwicklung spiegelt sich
zwar nicht immer unmittelbar in einer Verdnderung
der Position wider, bewirkt jedoch, dass sich die
Spannweite der Werte — also der Abstand vom nied-
rigsten zum hochsten Wert der Verteilung — und da-
mit die interkommunalen Unterschiede im Zeitver-
lauf deutlich verringert haben. Dennoch weist ein
Unterschied von mehr als 37 Standardwertpunkten
im Jahr 2016 zwischen der niedrigsten (Pirmasens
43,7) und der hochsten (Rhein-Pfalz-Kreis 80,9) Po-
sition nach wie vor auf erhebliche regionale Dispari-
taten im Bereich der Lebensbedingungen hin.
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Abbildung 98: Index Lebensbedingungen im Jahr 201 gaben in Standardpunktzahlen
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Abbildung 99: Index Lebensbedingungen im Zeitvergleich 2012 und 2016, Angaben in Standard-

punktzahlen
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Durch eine differenziertere Analyse der zeitlichen
Entwicklung lasst sich genauer darstellen, worauf
die Verbesserungen im Index Lebensbedingungen
zurlickzufiihren sind. Hierzu wurde der Index in
die beiden Unterdimensionen ,Demografie* und
,Okonomie" unterteilt und die Entwicklung in die-
sen Dimensionen getrennt voneinander betrach-
tet (vgl. Abbildung 100).

Dabei zeigt sich zunachst, dass auch in beiden
Unterdimensionen flachendeckend Steigerun-
gen im Zeitverlauf zu verzeichnen sind. Hinsicht-
lich der demografischen Bedingungen ist jedoch
eine etwas starkere Dynamik erkennbar als im
Bereich der 6konomischen Faktoren. Dies dsst
sich beispielsweise an der Entwicklung im Rhein-
Pfalz-Kreis oder in der Stadt Ludwigshafen veran-
schaulichen: Hier ist die deutliche Steigerung der
Indexwerte in der Dimension Lebensbedingungen
im Jahr 2016 nahezu vollstandig auf Steigerungen
im Bereich Demografie zurlickzuftihren. Grund-
satzlich lassen sich bei der Entwicklung im Indi-
kator Demografie keine relevanten Unterschiede
im Hinblick auf die Differenzkategorie Stadt/Land
erkennen. Trotzdem muss insgesamt auch fiir den
Teilindikator Demografie eine enorme interkom-
munale Spannbreite konstatiert werden. So liegt
der niedrigste Wert im Teilbereich Demografie
bei 14,7 (Cochem-Zell), wohingegen Ludwigsha-
fen mit einem Standardpunktwert von 44,7 einen
mehr als dreimal so hohen Wert aufweist. Die in-
terkommunalen Differenzen hinsichtlich der de-
mografischen Bedingungen des Aufwachsens jun-
ger Menschen in Rheinland-Pfalz haben sich durch
diese Entwicklung im Vergleich zum Jahr 2012
noch weiter vergrof3ert (Spannweite 2016 — 30,0;
Spannweite 2012 - 21,5).

» Die starke Dynamik der demografischen
Entwicklungen wird vorrangig durch die ge-
stiegene Geburtenrate und Zuwanderungs-
bewegung bestimmt.

Fir die landesweite wie auch interkommunal z. T.
deutliche Zunahme des Indexwertes im Bereich
Demografie sind zum einen die gestiegene Gebur-
tenrate sowie die auf3ergewdhnlich hohe Zuwan-
derung der Jahre 2015 und 2016 verantwortlich.
So schldgt sich insbesondere die starke internati-
onale Zuwanderung im Betrachtungszeitraum in
der Kennzahl der Wanderungssaldi fir die Alters-
gruppe der unter 18-Jahrigen nieder. Waren im
Jahr 2012 viele Kommunen mit negativen Wande-
rungssaldi konfrontiert, weisen fiir das Jahr 2016
nahezu samtliche Kommunen in Rheinland-Pfalz
hohe positive Wanderungssaldi auf. Auch im Hin-
blick auf die Bevolkerungsvorausberechnungen
fur die Altersgruppe der unter 21-Jdhrigen zeich-
net sich eine Verbesserung ab: Zwar prognosti-
zieren auch die Vorausberechnungen fiir das Jahr
2024 eine landesweite Verringerung der Alters-
gruppe der unter 21-Jahrigen, die negativen Prog-
nosen fallen jedoch geringer aus als noch im Jahr
2012.1%.

Folgt man den Erkenntnissen des 2. Kinder- und
Jugendberichtes fiir Rheinland-Pfalz, so ist die
,Bevolkerungsentwicklung als eigenstandiger Pa-
rameter fiir die Analyse der Lebenssituation” (Ml-
FKJV 2015, S.54) junger Menschen anzusehen.
Dabei schrankt ein von Gleichaltrigen ,entleerter
Raum” (ebd.) die objektiven Bedingungen des Auf-
wachsens und Entfaltungsoptionen hinsichtlich

121 Bei der Bevdlkerungsvorausberechnung werden ange-
nommene Entwicklungen des Geburtsverhaltens, der Sterb-
lichkeit und der Wanderungsbewegungen von Jahr zu Jahr
fortgeschrieben. , Sonderentwicklungen und unvorhersehbare
Ereignisse wie Kriege, Krisen, Umweltkatastrophen und ihre
Folgen kénnen bei den Annahmen zu einer Bevélkerungsvor-
ausberechnung nicht berticksichtigt werden. Die im Jahr 2015
rapide angestiegene Zuwanderung Schutzsuchender ist eine
solche Sonderentwicklung. Gegenwartig kann sie in einer
Vorausberechnung noch nicht adaquat berticksichtigt wer-
den.” DESTATIS 2016



identitatsbildender Selbst- und Fremdwahrneh-
mung und der Personlichkeitsentwicklung deut-
lich ein. So darf nicht aus dem Blick geraten, dass
diese insgesamt positiven Entwicklungen auch in
Rheinland-Pfalz den bundesweiten Trend einer zu-
nehmenden Alterung der Bevolkerung (vgl. Statis-
tisches Landesamt 2016) nicht umkehren konnen.
So sind der Anteil der 14- bis unter 18-Jdhrigen an
der Gesamtbevdlkerung im Zeitvergleich in allen
kreisfreien Stadten und Landkreisen gesunken und
gleichzeitig der Altersquotient landesweit gestie-
gen.'? Die Dynamik einer alternden Gesellschaft
wird die Bevolkerungsentwicklung wohl auch in
Zukunft dominieren (vgl. BBSR 2015, S.9).

» Vor allem die im Jahr 2012 6konomisch
belasteten Kommunen weisen deutliche Ver-
besserungen auf. Kreisfreie Stadte sind nach
wie vor starker sozialstrukturell belastet als
Landkreise.

Auch der Teilindikator Okonomie zeigt eine
grundsatzlich positive Entwicklung. Alle rhein-
land-pfalzischen kreisfreien Stadte und Landkreise
— mit Ausnahme eines Landkreises — weisen eine
Zunahme der Werte und damit eine Verbesserung
ihrer konomischen Situation auf. Die Hohe die-
ser Entwicklung fallt interkommunal sehr unter-
schiedlich und mit deutlich geringerer Dynamik
als im Bereich der Demografie aus. An dieser Stel-
le zeigen sich deutliche Stadt-/Landunterschiede.
Kreisfreie Stadte scheinen grundsatzlich sozial-
strukturell deutlich belasteter und sind 6kono-
misch daher schlechter aufgestellt als die Land-
kreise. Im Bereich der Okonomie nimmt — anders
als im Bereich der demografischen Faktoren — die
Spannweite der Auspragung zwischen den Kom-
munen im Zeitverlauf ab. So haben insbesondere
die im Jahr 2012 6konomisch eher schwach auf-
gestellten Regionen aufgeholt. Die insgesamt po-
sitive Entwicklung darf jedoch nicht dariber hin-

122 Mit Ausnahme der Stédte Trier, Ludwigshafen und Kob-
lenz weisen alle Kommunen in Rheinland-Pfalz im Jahr 2016
héhere Altersquotienten auf als noch im Jahr 2012.

wegtduschen, dass sich einzelne Aspekte negativ
entwickelt haben. Denn trotz positiver Gesamtbi-
lanz ist beispielsweise der Eckwert junger Arbeits-
loser in knapp der Halfte der Regionen gestiegen.
Dies verweist darauf, dass grundsatzlich positive
6konomische Entwicklungen nicht automatisch
mit einer gerechteren Verteilung oder gleichwer-
tigeren Zugangen einhergehen. Dies erfordert ei-
nen differenzierteren Blick in die einzelnen Kom-
munen.

Zusammenfassend zeigt sich, dass sich die Le-
bensbedingungen — und zwar insbesondere die
demografische Ausgangsposition — flir junge Men-
schen in den Kommunen in Rheinland-Pfalz im
Zeitvergleich positiv entwickelt haben. Auch im
Hinblick auf die konomische Situation zeichnet
sich zwischen den Messzeitpunkten des zweiten
und dritten Kinder- und Jugendberichtes landes-
weit eine positive Dynamik ab, die jedoch gerin-
ger ausfallt als im demografischen Bereich. Die
Datenanalyse zeigt, dass weiterhin deutliche in-
terkommunale Unterschiede bestehen, die zwar
insgesamt betrachtet in dieser Dimension etwas
geringer geworden sind. Vor allem sozialstruk-
turell belastete oder strukturell schwach aufge-
stellte Regionen haben im Bereich der Lebensbe-
dingungen aufgeholt. Gleichzeitig haben sich die
Unterschiede mit Blick auf demografische Fakto-
ren jedoch verscharft.

Die skizzierte Entwicklung im Bereich der demo-
grafischen und 6konomischen Faktoren ist ins-
gesamt positiv zu bewerten. Soziale Lage und
Bevolkerungsentwicklung sowie deren Zusam-
mensetzung sind entscheidende Einflussfaktoren
fur individuelle Entwicklungschancen, Lebenszu-
friedenheit und Entfaltungsoptionen junger Men-
schen und damit objektive Bedingungen fiir die
Realisierung sozialer Teilhabe.
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Abbildung 100: Index Lebensbedingungen im Zeitvergleich 2012 und 2016 — Demografie und Oko-

nomie; Angaben in Standardpunktzahlen
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RLP 2012 21,8 349 56,7
2016 292 I 68,7
Rhein-Pfalz-Kreis (LK) 2012 239 66,1
2016 355 453 80,9
Alzey-Worms (LK) 2012 268 62,
2016 356 783
Trier-Saarburg (LK) 2012 273 721
2016 291 479 770
Mainz (St) 2012 274 425 69,9
2016 335 42,8 763
Kaiserslautern (LK) 2012 216 532
2016 345 413 758
Eifelkreis Bitburg-Priim (LK) 2012 272 383 655
2016 354 400 755
Mainz-Bingen (LK) 2012 287 743
2016 30,5 74,4
Germersheim (LK) 2012 276 613
2016 347 74,
Ludwigshafen (St) 2012 |mEERE 528
2016 447 72,0
Mayen-Koblenz (LK) 2012 218 348 56,6
2016 315 718
Landau (St) 2012 22,5 370 59,5
2016 29,3 41,8 1
Trier (St) 2012 232 56,6
2016 279 432 71,0
Siidliche Weinstraf3e (LK) 2012 19,8 411 60,9
2016 26,9 441 71,0
Bad Diirkheim (LK) 2012 169 42,2 59,
2016 27,4 431 706
Westerwaldkreis (LK) 2012 FEE] 59,0
2016 316 388 70,4
Speyer (St) 2012 236 62,
2016 28,5 68,0
Neuwied (LK) 2012 219 545
2016 310 678
Worms (St) 2012 280 514
2016 370 67,7
Ahrweiler (LK) 2012 148 536
2016 24,6 67,7
Rhein-Hunsriick-Kreis (LK) 2012 174 365 54,0
2016 301 375 67,6
Bernkastel-Wittlich (LK) 2012 18,8 352 54,0
2016 267 405 67,2
Koblenz (St) 2012 197 513
2016 28,6 67,
Neustadt (St) 2012 178 52,8
2016 289 36,2 65,1
Bad Kreuznach (LK) 2012 213 312 525
2016 29,8 64,8
Rhein-Lahn-Kreis (LK) 2012 152 355 50,7
2016 20,6 62,5
Vulkaneifel (LK) 2012 156 339 496
2016 20,9 613 :
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Frankenthal (St) 2012 |EENFER: 464 B Okonomie
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2016 258 60,5
Kaiserslautern (St) 2012 18,4 437
2016 269 32,5 59,4
Altenkirchen (LK) 2012 207 473
2016 249 59,2
Zweibriicken (St) 2012 18,0 420
2016 283 58,3
Kusel (LK) 2012 152 292 44,4
2016 21,4 57,
Birkenfeld (LK) 2012 89 39,1
2016 233 56,1
Cochem-Zell (LK) 2012 146 49,8
2016 147 381 52,8
Pirmasens (St) 2012 109 212
2016 26,8 437
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Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung



4.2.3 Wohlfahrtsleistungen

In der Dimension Wohlfahrtsleistungen stehen
der Beitrag sozialstaatlicher Leistungen und ihr
struktureller Einfluss auf die Verwirklichungschan-
cen junger Menschen im Vordergrund. Hierzu
werden die besonders relevanten Angebote und
Leistungen aus den Bereichen Jugendarbeit, Hil-
fen zur Erziehung, Schule und Kindertagesbetreu-
ung zusammengefihrt. Dies erweist sich insofern
als besonders relevant, da die jeweilige Angebots-
struktur und ihre regionale Auspragung den Le-
bensalltag junger Menschen mitgestalten und sich

unmittelbar auf Teilhabechancen sowie Verwirk-
lichungsmoglichkeiten auswirken kénnen. Die im
Gesamtindex fiir das Wohlbefinden von Kindern
und Jugendlichen herangezogenen Wobhlfahrts-
leistungen stehen dabei als Anzeiger fir die in den
Regionen zur Verfligung gestellte zielgruppenspe-
zifische 6ffentliche Infrastruktur fiir Kinder und
Jugendliche und lassen einen Riickschluss auf ob-
jektive Bedingungen des Aufwachsens in diesem
Bereich zu. Dabei kdnnen Wohlfahrtsleistungen
einen Ausgleich flir ungiinstige Lebensbedingun-
gen bieten sowie Erfahrungs- und Handlungsrau-
me er6ffnen (vgl. MIFKJV 2015).

Tabelle 26: Dimension Wohlfahrtsleistungen - Zusammensetzung der Kennzahlen

Kompensatorische Leistungen Infrastrukturelle Leistungen

35, 41, 27(2) SGB VIII) pro 1.000 junger
Menschen im Alter von unter 21 Jahren

m Fremdunterbringungen (§§33, 34, 35 stat.,
41 stat., 27(2) stat. SGB VIII) pro 1.000 jun-
ger Menschen im Alter von unter 21 Jahren

m Inobhutnahmen nach §42 SGB VIII pro
1.000 junger Menschen im Alter von unter
21 Jahren

m Fachkréfte fir Jugendsozialarbeit (§13 SGB
VIIl) im Jugendamtsbezirk pro 10.000 jun-

m ambulante und teilstationare Hilfen (§§32, m Beratungen nach §§ 16, 17,18, 28 und 41 SGB VIII in Beratungsstellen
pro 1.000 junger Menschen im Alter von unter 21 Jahren

m Fachkrafte fuir Jugendarbeit und Jugendschutz im Jugendamtsbezirk
(8§11, 14 SGB VIII) pro 10.000 junger Menschen unter 18 Jahren

m Fachkréfte fiir schulbezogene Jugendsozialarbeit im Jugendamtsbezirk
pro 10.000 junger Menschen unter 21 Jahren

m Schiiler*innen an Gymnasien je 1.000 junge Menschen im Alter von 10
bis unter 18 Jahren im Schuljahr 2016/2017

m Anteil der unter Dreijéhrigen in Kindertageseinrichtungen an allen un-
ter Dreijéhrigen

ger Menschen unter 21 Jahren m Anteil der unter Dreijdhrigen in 6ffentlich geforderter Tagespflege an

allen unter Dreijahrigen

m Anzahl der vom Jugendamt mitfinanzierten Tagespflegen pro 1.000 jun-
ger Menschen im Alter von 0 bis unter 15 Jahren

» Der Entwicklungstrend in der Dimension
Wohlfahrtsleistungen ist nicht einheitlich,
vielmehr zeigen sich gegenlaufige Verande-
rungen in den Kommunen.

Anders als in der Dimension Lebensbedingungen
ist der Indexwert fiir die Dimension Wohlfahrts-
leistungen im Zeitvergleich im Landesdurch-
schnitt nahezu unverandert geblieben (32,5 im
Jahr 2012, 33,5 im Jahr 2016). Gleichwohl wird
beim Blick auf die einzelnen Kommunen sicht-
bar, dass sich hinter diesem vermeintlich stabi-

Quelle: Eigene Darstellung

len Durchschnittswert deutliche und ganz un-
terschiedliche Dynamiken verbergen. So ist der
Indexwert bei der Halfte der 36 Landkreise und
kreisfreien Stadte in Rheinland-Pfalz im Zeitver-
gleich zum Jahr 2012 gestiegen, die andere Halfte
der Kommunen weist hingegen im Jahr 2016 nied-
rigere Standardpunktzahlen auf als im Vergleichs-
jahr. Diese Entwicklung ist gleichermaf3en in
kreisfreien Stadten wie auch in Landkreisen zu be-
obachten. Die Landkreise sind jedoch etwas hau-
figer von einem Riickgang der Indexwerte im Be-
reich der Wohlfahrtsleistungen betroffen.
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Abbildung 101: Index Wohlfahrtsleistungen im Jahr 2016; Angaben in Standardpunktzahlen
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» Die Unterschiede zwischen kreisfreien
Stadten und Landkreisen verscharfen sich.
Vor allem die kreisfreien Stadte verzeichnen
tiberdurchschnittliche Werte innerhalb der
Dimension Wohlfahrtsleistungen.

Hinsichtlich der Positionierung der Kommunen im
Zeitverlauf zeichnen sich dabei nur geringe Ver-
schiebungen ab: In der Gruppe mit den hdchsten
Auspragungen fur Wohlfahrtsleistungen befinden
sich im Jahr 2016 erneut ausschlief3lich kreisfreie
Stadte, die — mit Ausnahme der Stadt Zweibrii-
cken — allesamt Gberdurchschnittliche Indexwerte
aufweisen. Dem Bereich der Verteilung mit Wer-
ten unter 25 sind nach wie vor die Landkreise in
den Regionen Trier und Mittelrhein-West (Trier-
Saarburg, Eifelkreis Bitburg-Priim, Cochem-Zell,
Vulkaneifel und Ahrweiler) sowie die Landkreise
Rhein-Hunsriick, Westerwaldkreis und Stidwest-
pfalz zuzuordnen. Wie bereits im zweiten Kinder-
und Jugendbericht zeigt sich auch fiir die aktuelle
Erhebung ein deutliches Stadt-Land-Gefdlle, wel-
ches sich im Zeitverlauf sogar noch vergrof3ert
hat. Vor dem Hintergrund der Erkenntnis, dass
eine gute Wohlfahrtsleistungsstruktur einen Aus-
gleich fiir unglinstige Lebensbedingungen bietet
sowie Erfahrungs- und Handlungsrdume er6ffnen
kann (vgl. MIFKJV 2015), stellt dies einen wichti-
gen Befund dar.

Die Dimension der Wohlfahrtsleistungen fragt
nach den Effekten und Auswirkungen sozialstaat-
licher Leistungen und Strukturen auf die Lebens-
und Verwirklichungschancen junger Menschen.
Fokussiert man die Differenzierung zwischen inf-
rastrukturellen und kompensatorischen Leistun-
gen, zeigen sich dabei deutliche Unterschiede in
der charakteristischen Zusammensetzung der 6f-
fentlich verantworteten Angebote. Fiir eine diffe-
renziertere Analyse der zeitlichen Veranderungen
in der Dimension Wohlfahrtsleistung wurden da-
her Unterdimensionen gebildet, die infrastruktu-
rellen und kompensatorischen Wohlfahrtsleis-
tungen gegenlibergestellt (vgl. Abbildung 103).
Kompensatorische Wohlfahrtsleistungen sub-

sumieren in diesem Zusammenhang die Verant-
wortungsiibernahme der rheinland-pfélzischen
Jugendamter fiir benachteiligte Kinder und Ju-
gendliche und ihre Familien. Sie fassen familiener-
gdnzende, -ersetzende Hilfen bis hin zu Interven-
tionsleistungen wie beispielsweise die Hilfen zur
Erziehung und Kinderschutzaufgaben zusammen.
Zudem wurde auch die Jugendsozialarbeit gemaf3
§13 SGB VIII dieser Unterdimension zugeordnet.
Dagegen werden infrastrukturelle Wohlfahrts-
leistungen als Teil sozialer Infrastruktur verortet.
Sie sind im Sinne der Daseinsvorsorge vorzuhalten
und durch Rahmenbedingungen von Staat und
Kommune abzusichern, ohne dass sie zwingend
von allen in Anspruch genommen werden miissen.
Hierunter sind das Angebot an Kindertagesbetreu-
ung und Jugendarbeit, die schulische Versorgungs-
struktur schulbezogener Jugendsozialarbeit sowie
das Angebot von Beratungsstellen subsumiert. Sie
bilden das Regelangebot der Kommunen fir alle
jungen Menschen ab.

> Verbesserte Lebensbedingungen ermog-
lichen in vielen Kommunen eine Reduktion
kompensatorischer Wohlfahrtsleistungen.

Die differenzierte Analyse zeigt, dass die riicklau-
fige Entwicklung im Bereich der Indexwerte fiir
Wohlfahrtsleistungen bei den 18 Kommunen in
erster Linie auf eine Reduktion der kompensato-
rischen Leistungen zurtickzufiihren ist. Dieser Un-
terdimension sind vor allem Kennzahlen aus dem
Bereich der Hilfen zur Erziehung (ambulante und
teilstationare Hilfen, Inobhutnahmen) zugeordnet.
Das Ergebnis lasst sich beispielsweise an den Wer-
ten furr die Stadt Landau erldutern: Der Indexwert
flr Wohlfahrtsleistungen ist hier insgesamt im
Zeitvergleich von 58,5 auf 50,4 Standardwertpunk-
te deutlich gesunken. Dies geht aber ausschlief3lich
auf den Bereich der kompensatorischen Leistungen
zuriick, wohingegen der Wert fr die infrastruktu-
rellen Leistungen sogar leicht zugenommen hat.
Dieses Ergebnis deckt sich mit der in Kapitel 4.2.2
beschriebenen Verbesserung in der Dimension Le-
bensbedingungen. So konnte bereits im Rahmen
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Abbildung 102: Index Wohlfahrtsleistungen im Zeitvergleich 2012 und 2016; Angaben in Standard-

punktzahlen
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des zweiten Kinder- und Jugendberichtes der Zu-
sammenhang nachgewiesen werden, dass als Re-
aktion auf nachteilige Lebensbedingungen (demo-
grafische und 6konomische Faktoren) umso mehr
Wohlfahrtsleistungen erforderlich sind, um diese
zu kompensieren (vgl. MIFK] 2015, S.241).

Mit einer Steigerung der Lebensbedingungen geht
demnach tendenziell ein Riickgang von Wohl-
fahrtsleistungen — bzw. genauer: kompensatori-
schen Wobhlfahrtsleistungen - einher.'?®

» In der Mehrzahl der rheinland-pfalzischen
Kommunen zeigt sich eine Stabilisierung bis
hin zu einem Ausbau des infrastrukturellen
Angebotes an Wohlfahrtsleistungen.

Im Bereich der infrastrukturellen Leistungen lasst
sich insgesamt in der Mehrzahl der Kommunen
ein leichter Ausbau oder eine Stabilisierung fest-
stellen. Ein genauerer Blick in die Daten zeigt aber,
dass sich dahinter auch auf dieser Ebene im Zeit-
verlauf mitunter gegenlaufige Trends verbergen.
Die Entwicklungen sind daher getrennt nach den
Bereichen Kindertagesbetreuung und Jugendar-
beit zu betrachten.

» Der Ausbau infrastruktureller Wohlfahrts-
leistungen ist vorrangig im Bereich der Kin-
dertagesbetreuung verortet.

Die Kindertagesbetreuung hat nicht zuletzt durch
den zum 01.08.2013 bundesweit eingeflihrten er-
weiterten Rechtsanspruch auf einen Betreuungs-
platz in einer Kita oder in Kindertagespflege fiir
Kinder unter drei Jahren'* vielerorts einen Ausbau

123 Auf die Zusammenhange zwischen den Dimensionen
des Gesamtindexes wird im Nachfolgenden noch einmal
gesondert eingegangen.

124 fir Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr, sowie
eine objektiv-rechtliche Gewahrleistungspflicht fiir unter ein-
jahrige Kinder

erfahren. Die Erweiterung des Angebotes an 6f-
fentlich geforderter Kindertagesbetreuung in Kin-
dertagesstatten und Kindertagespflege schlagt
sich in einer landesweit gestiegenen Inanspruch-
nahmequote nieder. Gleichzeitig sind nach wie
vor grof3e kommunale Unterschiede in den Be-
treuungsquoten der unter 3-Jdhrigen festzustel-
len: Wahrend in einigen Kommunen bereits mehr
als jedes dritte Kind im Alter von unter drei Jah-
ren eine Kindertageseinrichtung besucht, liegt

die Quote im Jahr 2016 mancherorts nur bei ca.
15 %."* Noch deutlicher variieren Angebot und In-
anspruchnahme der Kindertagespflege. Hier ha-
ben sich die kommunalen Disparitdten im Zeitver-
lauf sogar noch etwas vergrof3ert.

Anders sieht es im Bereich der Jugendarbeit aus:
Die Bedeutung von Jugendarbeit als sozialer Infra-
struktur, die als unverzichtbarer Baustein fiir das
Aufwachsen junger Menschen begriffen und ge-
staltet werden muss, wurde im zweiten Kinder-
und Jugendbericht immer wieder hervorgehoben.
Zwar ist es in Teilen des Landes gelungen, die per-
sonelle Infrastruktur fir Jugendarbeit auszubau-
en, in vielen Kommunen zeichnet sich jedoch ins-
besondere hinsichtlich der Anzahl an Fachkraften
fir Jugendarbeit und Jugendschutz eine Stagnati-
on ab. Ahnlich wie bei der Kindertagesbetreuung
lassen sich hier zudem auffallend hohe, sich im
Zeitvergleich verstarkende regionale Disparitdten
feststellen.'

125 Es gilt zu beachten, dass sich die Daten aus dem Indika-
torenmodell aus methodischen Griinden zum zweiten Erhe-

bungszeitpunkt auf das Jahr 2016 beziehen. Insbesondere im
Bereich der Kindertageseinrichtungen hat seit 2016 ein deut-
licher Ausbau von Betreuungskapazitaten stattgefunden. Fir
aktuelle Zahlen aus dem Bereich der Kindertageseinrichtun-

gen siehe daher Kapitel 2.4.2 — Abbildung 27.

126 Hierbei gilt es zu beachten, dass sich die Angaben auf

das Jahr 2016 beziehen. Im Anschluss an den 2. Kinder- und
Jugendbericht hat das Land Rheinland-Pfalz zur Unterstiit-
zung der Umsetzung der eigenstandigen Jugendpolitik in ganz
Rheinland-Pfalz finf Forderprogramme entwickelt, in deren
Rahmen auch Personalstellen fiir Jugendarbeit und Jugend-
sozialarbeit geschaffen wurden. Diese starteten im Jahr
2017/2018 und sind hier entsprechend nicht abgebildet.

243



Abbildung 103: Index Wohlfahrtsleistungen im Zeitvergleich 2012 und 2016 - infrastrukturelle und

kompensatorische Leistungen; Angaben in Standardpunktzahlen
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Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung
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Zusammenfassend legt die vertiefende Da-
tenanalyse offen, dass innerhalb der Dimension
Wohlfahrtsleistungen deutliche Veranderungen
im Verhaltnis kompensatorischer zu infrastruk-
turellen Leistungen festzustellen sind. Bei der
Betrachtung der Entwicklung infrastruktureller
Wohlfahrtsleistungen zeigen sich grof3e interkom-
munale Unterschiede. Insbesondere im Bereich
der Kindertagesbetreuung haben die Kommunen
ihre Infrastruktur deutlich ausgebaut. Auch die
schulbezogene Jugendsozialarbeit entwickelt sich
landesweit positiv. Dahingegen stagniert der Aus-
bau im Bereich der Jugendarbeit in vielen Kom-
munen. Vor dem Hintergrund der Erkenntnis des
zweiten Kinder- und Jugendberichtes Rheinland-
Pfalz, der insbesondere die kommunale und ver-
bandliche Jugendarbeit (in all ihren Facetten) als
elementaren Teil kommunaler Infrastruktur im
Sinne der Daseinsvorsorge herausgearbeitet hat,
wurde seitens des Ministeriums fur Familie, Frau-
en, Jugend, Integration und Verbraucherschutz
Rheinland-Pfalz bereits reagiert. So hat das Land
im Rahmen der Jugendstrategie ,JES!” flinf For-
derprogramme entwickelt, die sowohl eine Per-
sonalkostenforderung als auch eine Initiativfor-
derung fur eine beteiligungsorientierte ortliche
Jugendpolitik einschlief3en. Die Férderungen be-
ziehen sich auf folgende Programme:

m Entwicklung einer kommunalen Jugendstruktur,
m Jugendarbeit im landlichen Raum,

m Beteiligungsprojekte,

m Aufsuchende Jugendsozialarbeit,

m Politisch bilden — Demokratie erfahren —
Jugend(sozial)arbeit vernetzen (vgl. Ministeri-
um flr Familie, Frauen, Jugend, Integration und
Verbraucherschutz 2019),

mit deren Hilfe junge Menschen beteiligt und An-
gebote zur Verfligung gestellt werden sollen, die
sich an den Interessen und Lebenswelten der jun-
gen Menschen orientieren. Dies ist vor dem Hin-
tergrund der Ergebnisse der Jugendbefragung sehr
zu begriif3en, in der junge Menschen den Wunsch
deutlich machen, sich starker beteiligen zu kén-

nen. Eine bessere Beteiligung stellt im Hinblick
auf die Kernherausforderung der Selbstpositionie-
rung eine elementare Notwendigkeit dar. Fir de-
ren Erprobung und Realisierung wiederum sind
Angebote der Jugendarbeit erforderlich, die ent-
sprechende Gelegenheitsstrukturen er6ffnen.

4.2.4 Handlungsraume

Die Dimension Handlungsraume bildet objek-
tivierbare Voraussetzungen fir Verwirklichungs-
chancen und Handlungsperspektiven junger Men-
schen in den Regionen von Rheinland-Pfalz ab und
setzt sich aus den Teilindikatoren Bildung, Sicher-
heit, Zugange und Aktivitdten zusammen.

Sowohl die Gruppendiskussionen als auch die Ju-
gendbefragung verweisen auf die hohe Bedeutung
des Teilindikators Bildung. So ist diese zentrale Vo-
raussetzung fiir die Positionierung in unserer Ge-
sellschaft und damit entscheidend fiir das Recht
auf Inklusion und die Realisierung sozialer Teilha-
be. Art, Qualitat und Umfang der Bildung entschei-
den elementar mit dariiber, ob und wie junge Men-
schen Handlungsraume fiir sich erkennen und sie
fir die Realisierung eines guten Lebens gestalten
konnen. Neben individuellen Voraussetzungen und
Fahigkeiten sind dabei auch strukturelle Gegeben-
heiten des Bildungssystems mitentscheidend. Um
objektive Voraussetzungen fiir subjektives Wohl-
befinden in diesem Bereich zu erfassen, zeigt der
Bereich (schulischer) Bildung unter anderem die
Beschaffenheit der schulischen Versorgungsstruk-
tur, enthalt aber auch verschiedene Kennzahlen,
die Riickschlisse auf realisierte Zugénge zu Bildung
zulassen und von denen somit Aussagen zu Chan-
cengleichheit und Bildungsgerechtigkeit abgeleitet
werden konnen. Wie die Gruppendiskussionen und
die Jugendbefragung im vorliegenden Bericht an
unterschiedlichen Stellen verdeutlichen, sind ne-
ben der Bildung auch die materielle Lage (vor allem
die der Familie) sowie die jeweilige Mobilitatsinfra-
struktur am eigenen Wohnort zentral fir die Eroff-
nung von Handlungsrdumen junger Menschen zur
Realisierung ihrer sozialen Teilhabe. Dies ist mittels
unterschiedlicher Kennzahlen im Bereich Zugédnge
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befinden stellt schlief3lich auch das Gefiihl von
Sicherheit eine zentrale Kategorie dar (vgl. Andre-
sen/Moller 2019, S.162). Hier sind Kennzahlen zu
den Unfallen sowie zu abweichendem Verhalten
zusammengefiihrt.

zusammengefasst. Der Bereich der Aktivitaten of-
fentlicher Infrastruktur setzt sich aus Kennzahlen
zu den Entleihungen von Jugendbiichern und Mit-
gliedschaften in Sportvereinen und der Jugend-
feuerwehr zusammen. Fiir das subjektive Wohl-

Tabelle 27: Dimension Handlungsrdaume - Zusammensetzung der Kennzahlen
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Bildung

Sicherheit

Aktivitaten

Zugédnge

Anteil der Schulabgénger*- | m  Anzahl verungliickter Anzahl der Mitglieder in Anteil der Empfanger*-
innen mit Fachhochschul- Personen im Straf3enver- Sportvereinen im Alter innen von ALG Il im Alter
reife an allen Schulabgén- kehr (Getotete, Schwer- von 7 bis unter 15 Jahren von 15 bis unter 25 Jahren
ger*innen verletzte, Leichtverletzte) pro 1.000 junger Men- an allen jungen Menschen
Anteil der Schulabgzinger*- im Alter von unter 20 schen im Alter von 7 bis im Alter von 15 bis unter
e Jahren je 1.000 junger unter 15 Jahren 25 Jahren (invers)
tergrund (MH) mit Fach- Mensch_en s ey 20 Anzahl der Entleihungen Anteil der Véter, die fiir
hochschulreife an allen Jahren (invers) von Kinder- und Jugend- ihre Kinder im Jahr 2016
Schulabganger*innen mit | m  Zahl der Unfélle auf dem biichern pro 1.000 junger Elterngeld bezogen haben,
MH Weg zu vorschulischen/ Menschen im Alter von 7 an allen Elterngeldbezie-
Anteil der Schulabgznger*- thulbegleitenden E.in—. bis unter 18 Jahren henden im Jahr 2016_F
innen mit MH ohne S allgeme{nbll— Anzahl der Mitglieder in Abfahrten im Rahmen des
Berufsreife an allen N der Jugendfeuerwehr im OPNYV je km? und
Schulabgénger*innen f:len SRR 1'900 Alter von 10 bis unter 18 & 1,000 Einwohner*i
(invers) Junger Menschen. % Jahren pro 1.000 junger o=l mwonner fnen
. —_— i 1 e (v Menschen im Alter von 10 im Alter Vof' unter 18
Anteil der Schiler*innen ) ) . Jahren an einem Werktag
mit MH an allen ] d.urch dlejugendgefmhts.- bis unter 18 Jahren. wischen 14 und 15 Uhr
Grundschiiler*innen hilfe betreute Vorgange je _
1.000 junge Menschen im Abfahrten im Rahmen des
Anteil der Ganztagsschii- Alter von 14 bis unter 21 OPNYV je km? und
ler*?.nner? an allen Jahren (nur neu hinzuge- je 1.000 Einwohner*innen
SEE T kommene Vorgénge) im Alter von unter 18
m Anteil der Schiiler*innen (invers) Jahren an einem Werktag
mit Gymnasium als Schul- zwischen 21 und 22 Uhr
wahl nach der Grundschule

Quelle: Eigene Darstellung'™

127 Im Datenkonzept des zweiten Kinder- und Jugendberichtes (Bezugszeitpunkt 2012) wurde an dieser Stelle die Kennzahl
»Anteil der im Jahr 2011 geborenen Kinder, deren Véter Elterngeld bezogen haben, an allen im Jahr 2011 geborenen Kindern”
herangezogen. Diese lief? sich flir den vorliegenden Bericht nicht ermitteln, da sich neben der verénderten Rechtslage zum
Elternanspruch auch die statistische Datenerfassung (seit 2013) verandert hat. Die entsprechenden Daten waren zum Zeitpunkt
der Berichtslegung daher (noch) nicht verfiigbar. Ersatzweise wurde daher die Kennzahl , Anteil der Véter, die fr ihre Kinder im
Jahr 2016 Elterngeld bezogen haben, an allen Elterngeldbeziehenden im Jahr 2016 (unabhéngig vom Zeitpunkt der Geburt der
Kinder)” verwendet. Fiir das Jahr 2012 musste hingegen die bisherige Kennzahl beibehalten werden. Durch die Veranderung in
der statistischen Erfassung seit 2013 war es an dieser Stelle nicht moglich, riickwirkend die neue Kennzahl fiir 2012 zu ermitteln
und auszutauschen. Diese leichte Ungenauigkeit gilt es zu beachten.



» Landesweit zeigen sich kaum Veranderun-
gen im Bereich der Handlungsraume.

Die Dimension Handlungsrdume erweist sich in
der Gesamtbetrachtung als stabil. Die Verande-
rungen zwischen den Jahren 2012 und 2016 fallen
sowohl im Landesdurchschnitt als auch auf Ebene
der einzelnen Kommunen gering aus. Fiir Rhein-
land-Pfalz [@sst sich im Zeitvergleich eine leich-
te Zunahme von 43,6 auf 45,9 Standardpunkte
feststellen. In insgesamt neun Kommunen haben
sich die Werte etwas verringert. Dabei handelt es
sich um sechs Landkreise und drei kreisfreie Stad-
te. Betroffen sind vor allem Landkreise in der Re-
gion Rhein-Nahe-Hunsriick (Bad-Kreuznach, Al-
zey-Worms und Mainz-Bingen). Eine deutliche
Veranderung lasst sich fiir die Stadt Trier feststel-
len'®. In 27 Kommunen sind leichte Verbesserun-
gen der Standardpunktwerte feststellbar. Hierbei
handelt es sich insbesondere um kreisfreie Stadte
und Landkreise in der Eifelregion und Stidwestp-
falz, bzw. um Kommunen im Stiden des Landes. So
weisen die Stadte Pirmasens und Zweibriicken so-
wie der Landkreis Kusel und der Eifelkreis Bitburg-
Priim vergleichsweise hohe Wertsteigerungen auf.

» Die Stadt-Land-Disparitdten haben sich im
Bereich der Handlungsraume verringert.

Insgesamt zeigen sich fiir die Dimension der
Handlungsrdume keine systematischen Stadt-
Landkreis-Unterschiede. Bereits im Jahr 2012 war
die Differenz der Durchschnittswerte fir kreisfreie
Stadte (47,3) und Landkreise (41,8) relativ gering.
Im Jahr 2016 hat sich der Unterschied weiter re-
duziert (Durchschnitt fiir kreisfreie Stadte 48,9
und fir Landkreise 44,1). Die Dimension Hand-
lungsraume ist damit die einzige Dimension, in
der sich die Stadt-Land-Disparitdten im Zeitver-
gleich verringert haben.

128 Der Riickgang der Standartpunktwerte ist insbesondere
auf eine Reduzierung des Angebotes an OPNV zuriickzufiihren.

» Deutlich Giberdurchschnittliche Hand-
lungsrdume in der Landeshauptstadt Mainz.

Beim Blick auf die Gesamtverteilung fallt auf, dass
mit Ausnahme der Stadt Mainz sowohl die Wert-
unterschiede zwischen den einzelnen Kommunen
als auch die Spannweite in der Dimension rela-
tiv gering sind. Regionale Disparitaten fallen hier
demzufolge geringer aus als in den Vergleichsdi-
mensionen Wohlfahrtsleistungen und Lebensbe-
dingungen.'®

Dennoch fallt auf, dass die Stadt Mainz wie bereits
im Jahr 2012 mit deutlichem Abstand den ers-

ten Platz belegt. Der Abstand zum jeweils Zweit-
platzierten —im Jahr 2012 die Stadt Trier mit 10,8
Standardpunkten weniger, im Jahr 2016 die Stadt
Koblenz mit knapp 20 Standardpunkten weniger —
hat sich im Zeitverlauf deutlich vergréf3ert.

Um die Dynamik innerhalb der Dimension der
Handlungsrdume zu beschreiben, wurde die sehr
komplexe Dimension fiir den Zeitvergleich in ins-
gesamt vier Bereiche aufgeteilt: Zugange, Aktivi-
taten, Bildung und Sicherheit. Insgesamt zeich-
nen sich auch die Unterdimensionen durch relativ
geringe Dynamiken aus. Dennoch lassen sich be-
stimmte Trends identifizieren.

129 Die geringen Wertabstande zwischen den Kommunen
haben jedoch zur Folge, dass sich die Positionen der Kom-
munen in der Dimension Handlungsrdume trotz der gerin-
gen absoluten Wertverdnderungen in den Regionen zum Teil
sehr stark verdndert haben. Damit ist diese Dimension dieje-
nige mit den grof3ten Verschiebungen in den Positionierun-
gen: Insgesamt haben 12 Stadte und Landkreise ihre Position
um mebhr als 6 Platze verandert. In der Dimension Wohlfahrt
traf dies nur auf drei, in der Dimension Lebensbedingungen
auf sechs Kommunen zu. Welche Dynamiken hinter dieser
Entwicklung stehen, lasst sich fir die Dimension der Hand-
lungsrdume jedoch nicht pauschal beantworten. Die Veradn-
derungen in den einzelnen Kommunen fallen hier sehr unter-
schiedlich aus.
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Abbildung 104: Index Handlungsraume im Jahr 2016; Angaben in Standardpunktzahlen
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Abbildung 105: Index Handlungsrdume im Zeitvergleich 2012 und 2016; Angaben in Standardpunktzahlen
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» Trotz positiver Entwicklungen in der
Dimension Bildung finden sich nach wie vor
Hinweise auf Chancenungleichheiten.

Der Bereich Bildung ist innerhalb der Dimension
Handlungsraume jener mit den grof3ten Verdande-
rungen. Hier lassen sich fast landesweit Verbes-
serungen feststellen, wodurch auch der Durch-
schnittswert fiir Rheinland-Pfalz von 15,8 auf 18,1
Standardpunkte leicht ansteigt. Positiv hat sich
insbesondere der Anteil von Schiiler*innen mit
Fachhochschulreife entwickelt, der in allen Kom-
munen gestiegen ist. Vielerorts hat auch der An-
teil junger Menschen mit Migrationshintergrund
und Fachhochschulreife zugenommen. Zudem
schlagen sich die Bemiihungen im Bereich des
Ganztagsausbaus in einem deutlichen Anstieg des
Anteils der Ganztagsschiiler*innen nieder. Gleich-
zeitig hat sich jedoch in nahezu samtlichen Kom-
munen der Anteil der Schulabgdnger*innen mit
Migrationshintergrund ohne Abschluss im Zeitver-
gleich erhéht. Nur acht Kommunen weisen hier

- sehr geringe — Verbesserungen auf. Trotz der be-
schriebenen Verbesserungen zeigen sich hier dem-
nach fir einen Teil der jungen Menschen struktu-
relle Benachteiligungen.

» Ein reduziertes Angebot im 6ffentlichen
Personennahverkehr fiihrt zu einer riick-
ldufigen Entwicklung im Bereich der Zugange.

Der landesweite Durchschnittswert flir Zugange
hat sich von 9,0 auf 7,8 Standardpunkte im Zeit-
vergleich leicht riicklaufig entwickelt. Vielerorts ist
dieser Rickgang auf ein reduziertes Angebot im
offentlichen Personennahverkehr (OPNV) zuriick-
zufiihren. Dieses Ergebnis deckt sich mit der gerin-
gen Zufriedenheit mit dem OPNV, die junge Men-
schen —insbesondere in l@ndlichen Regionen —im
Rahmen der Jugendbefragung geaufert haben (vgl.
Kapitel 3.5.3). Insgesamt weisen im Jahr 2016 im
Bereich der Zugédnge nur sieben Kommunen hohe-
re Werte auf als im Jahr 2012. Diese liegen uber-
wiegend in der Region Westpfalz (Pirmasens, Zwei-

briicken, Landkreis Kusel und Donnersbergkreis). Es
handelt sich dabei also um Kommunen, die auch in
der Dimension der Lebensbedingungen hinsichtlich
der 6konomischen Faktoren Verbesserungen auf-
weisen konnen. Zudem fallt auf, dass der Bereich
der Zugange besonders stark durch die Stadt Mainz
dominiert wird: So libersteigt der Wert fur Mainz
(24,3) jenen fir Neuwied (6,3) um das Vierfache.
Insgesamt zeigt sich, dass sich in diesen objekti-
vierbaren Voraussetzungen auch deutlich die sub-
jektiven Eindriicke der Jugendlichen (Kapitel 3.5.3)
widerspiegeln und an dieser Stelle faktische und
konkrete Nachsteuerungsbedarfe offenlegen. Es ist
jedoch auch darauf hinzuweisen, dass seit dem Jahr
2016 bereits Konzepte entwickelt wurden, die per-
spektivisch die 6ffentliche Mobilitdt in den landli-
chen Raumen deutlich zu verbessern suchen.™°

» Immer weniger junge Menschen sind in
Sportvereinen und Jugendfeuerwehren aktiv.

Fir den Bereich der Aktivitaten innerhalb der 6f-
fentlichen Infrastruktur zeichnet sich im landes-
weiten Durchschnitt ein leichter Riickgang bzw.
Stagnation ab. Auf Ebene der einzelnen Kommu-
nen fallt auf, dass mit Ausnahme von Koblenz und
Speyer alle kreisfreien Stadte im Jahr 2016 niedri-
gere Werte aufweisen als noch im Jahr 2012. Auch
mehr als die Halfte der Landkreise (insgesamt 15)
verzeichnet einen Riickgang im Bereich der Akti-
vitdten. Auch wenn sich sicherlich dariiber strei-
ten lasst, ob insbesondere der Indikator der Biblio-
theksausleihen noch zeitgemaf3 ist™', so gibt der

130 Vgl. dazu https://mwvlw.rlp.de/de/themen/verkehr/

131 Im Bereich der Aktivitaten fehlt insbesondere ein aus-
sagekréftiger Indikator, der die Internetnutzung junger Men-
schen abbildet. So liegen zwar vereinzelt bundesweite Studi-
en vor, wie zum Beispiel die Studie ,D21-Digital-Index" (vgl.
InitiativeD21 e.V. 2020), die seit 2013 ein umfassendes jahrli-
ches Lagebild zur digitalen Gesellschaft in Deutschland abbil-
det, diese sind jedoch nicht in der fiir den vorliegenden Index
notwendigen regionalen Differenzierung verfiigbar. In Erman-
gelung einer solchen Kennzahl wurde der Indikator zur Auslei-
he von Jugendbiichern vorerst beibehalten. Kiinftig soll jedoch
der Versuch unternommen werden, einen Indikator zur Medi-
ennutzung junger Menschen in das Konzept zu integrieren.


https://mwvlw.rlp.de/de/themen/verkehr/

Abbildung 106: Index Handlungsraume im Zeitvergleich 2012 und 2016 — Aktivitaten, Bildung, Si-

cherheit und Zugédnge; Angaben in Standardpunktzahlen
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Riickgang auch bei den Mitgliedern in Sportver-
einen und bei der Jugendfeuerwehr insbesondere
vor dem Hintergrund der Erkenntnisse aus Kapitel
3 doch zu denken. So haben junge Menschen im
Rahmen der Jugendbefragung nicht selten das An-
gebot an Sportvereinen als fiir sie besonders wert-
volles Freizeitangebot vor Ort identifiziert, oder
umgekehrt — fehlende Vielfalt und Passgenauig-
keit dieses Angebotes kritisiert.

» Vielerorts sind positive Entwicklungen im
Bereich der Verkehrssicherheit erkennbar.

Im Teilbereich Sicherheit verzeichnet die tber-
wiegende Mehrheit der Kommunen eine leich-

te Zunahme der Standartpunktwerte. Die Anzahl
an Unfallen auf den Schulwegen sowie von jun-
gen Menschen im Straf3enverkehr hat demnach in
Rheinland-Pfalz abgenommen und auch die An-
zahl der durch die Jugendgerichtshilfe betreuten
Vorgange entwickelt sich tendenziell riicklaufig.

Zusammenfassend zeichnet sich fiir die Bedin-
gungen des Aufwachsens junger Menschen in
Rheinland-Pfalz in der Dimension Handlungsrau-
me hinsichtlich zentraler Kennzahlen eine riick-
ldufige Entwicklung ab. Dies betrifft sowohl das
Angebot an 6ffentlichem Personennahverkehr als
auch das Angebot bzw. die Nutzung von Freizeit-
angeboten vor Ort. Dies deckt sich mit der Ein-
schatzung, welche die jungen Menschen hinsicht-
lich der Attraktivitat ihrer Wohnorte im Rahmen
der Jugendbefragung duf3ern (vgl. Kapitel 3.5.3).
Insbesondere der Befund eines vielerorts riick-
ldufigen Angebotes an OPNV ist dabei von ho-
her Bedeutung: So wurde der Faktor Mobilitat be-
reits im 2. Kinder- und Jugendbericht von jungen
Menschen - vor allem im landlichen Raum - als
elementare Bedingung guten Aufwachsens be-
nannt, der eine wichtige Voraussetzung fiir Auto-
nomie und Selbstbestimmung darstelle. Auch vor
dem Hintergrund der aktuellen Fragen rund um
den Klimaschutz stellt ein Riickgang im OPNV ein
ernstzunehmendes Ergebnis dar.

Im Bereich schulischer Bildung lassen sich hinge-
gen viele positive Entwicklungen erkennen. Nach
wie vor verlassen jedoch auch viele junge Men-
schen — insbesondere junge Menschen mit Mi-
grationshintergrund — die Schule ganz ohne Ab-
schluss. Bei gleichzeitiger Zunahme des Anteils an
jungen Menschen mit Fachhochschulreife schei-
nen sich an dieser Stelle Bildungsungleichheiten
zumindest fir einen Teil junger Menschen eher zu
verscharfen. Vor dem Hintergrund des hohen Stel-
lenwerts der Bildung fiir die Einldsung des Rechts
auf Inklusion im Sinne einer Realisierung sozialer
Teilhabe zeigt sich hier deutlicher Handlungsbe-
darf.

Obwohl sich die Dimension der Handlungsrau-
me hinsichtlich der Verfligbarkeit regionalisierter
Daten am schwierigsten mit Kennzahlen best-
cken lasst, verweist der dargestellte Ausschnitt
dennoch auf immense Unterschiede in der regio-
nalen Verteilung von Verwirklichungschancen in
Rheinland-Pfalz. Denn obwohl sich die Lebensbe-
dingungen in den meisten Kommunen verbessert
haben, hat dies nicht tberall zu einer Ausweitung
der Handlungsrdume junger Menschen gefiihrt.
Dieser Befund spiegelt sich in der, im Rahmen der
Jugendbefragung formulierten, grof3en Unzufrie-
denheit junger Menschen mit einem grof3tenteils
als lebensweltfern wahrgenommenen OPNV am
eigenen Wohnort wider. Fiir eine im Sinne der In-
klusion realisierte soziale Teilhabe ist dies jedoch
eine zentrale Voraussetzung.



4.2.5 Interkommunale Positionierung
der Teildimensionen des Indikatoren-
konzeptes

Regionale Disparitaten lassen sich nicht nur hin-
sichtlich der Hohe der erreichten Standardpunkt-
zahlen in den einzelnen Dimensionen und im
Gesamtindex feststellen. Auch hinsichtlich der
Zusammensetzung der Teildimensionen werden
Unterschiede deutlich (vgl. Abbildung 107).

Die Unterschiede lassen sich exemplarisch am
Beispiel der Stadt Kaiserslautern und dem Rhein-
Pfalz-Kreis zeigen. Diese bestreiten im Gesamt-
index fiir das Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen im Jahr 2016 dhnliche Positionen
(Kaiserslautern Position 7, Rhein-Pfalz-Kreis Po-
sition 10). Blickt man auf die Positionierungen in
den einzelnen Teildimensionen zeigt sich fir die
Stadt Kaiserslautern ein Handlungsbedarf im Be-
reich der Lebensbedingungen (Position 30), wo-
hingegen der Rhein-Pfalz-Kreis insbesondere in
der Dimension der Wohlfahrtsleistungen (Position
28) Nachholbedarf aufzuweisen scheint.

Fir die untersuchten Stadte und Landkreise in
Rheinland-Pfalz ergeben sich vor diesem Hinter-
grund in den einzelnen Handlungsfeldern spe-
zifische Gestaltungsanforderungen und unter-
schiedliche Steuerungsfragen, auf deren Basis es
differenzierte (jugend-)politische Handlungsstra-
tegien zu entwickeln gilt. Gleichzeitig betont dieses
Ergebnis die hohe Bedeutung einer regionaldiffe-
renzierten Berichterstattung. Eine gezielte und be-
darfsorientierte Jugendpolitik, die an den vorhan-
denen Ressourcen und Potentialen ankniipft und
Belastungen gezielt bearbeitet, wird ohne eine fun-
dierte Berichterstattung und qualifizierte Planung
nicht auskommen. Die gezeigte hohe Heteroge-
nitat der kreisfreien Stadte und Landkreise —auch
was Potentiale, Ressourcen, Belastungen und Risi-
ken betrifft — verweist deutlich auf den Bedarf einer
Jugendhilfeplanung vor Ort, die es zu starken und
mit den notwendigen Ressourcen auszustatten gilt.
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Abbildung 107: Interkommunaler Vergleich der Positionen in den Teildimensionen Lebensbedingun-

gen, Wohlfahrtsleistungen und Handlungsraume 2016 (Sortierung nach Position im Gesamtindex)™?
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132 Dabei gilt - je kiirzer der Balken, desto besser die Positionierung und desto positiver die Situation in der Kommune im
relationalen Vergleich zu den anderen Kommunen in Rheinland-Pfalz.



4.3 Soziale Infrastruktur schafft gute
Lebensbedingungen und eréffnet Hand-
lungsraume — Zusammenhéange im
Indexwertvergleich

Im Vorangegangenen wurde deutlich, dass sich in
den Kommunen zum Teil ganz unterschiedliche
Zusammenhdnge zwischen den drei Teildimensi-
onen zeigen. Nachfolgend sollen daher die Teil-
dimensionen Lebensbedingungen, Wohlfahrts-
leistungen und Handlungsrdume noch einmal
gemeinsam betrachtet und spezifische Zusam-
menhange zwischen den drei Teildimensionen des
Gesamtindexes fir das Wohlbefinden von Kindern
und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz herausgear-
beitet werden.

Zudem kdnnen Zusammenhdange zwischen den
beiden jeweils betrachteten Dimensionen veran-
schaulicht werden."

» Gute Lebensbedingungen machen weni-
ger wohlfahrtsstaatliche Kompensation er-
forderlich.

Betrachtet man die Indexwerte der Kommunen
in der Dimension Lebensbedingung im Verhalt-
nis zur Dimension Wohlfahrtsleistungen zeigt
sich ein deutlicher Zusammenhang. Wie bereits
im 2. Kinder- und Jugendbericht so gilt auch im
vorliegenden Bericht grundsatzlich: Je schlech-
ter die Lebensbedingungen vor Ort ausgepragt
sind, desto hoher sind die fiir eine Kompensa-
tion erforderlichen Wohlfahrtsleistungen. Die-
ser Zusammenhang gilt insbesondere zwischen

133 Die Vorgehensweise des Vergleichs von Teildimensio-
nen entspricht nachfolgend jener des 2. Kinder- und Jugend-
berichtes. Die Auspragungen der jeweiligen Regionen, die in
den Indexwerten erfasst sind, werden in ihrer prozentualen
Abweichung vom Landesdurchschnitt dargestellt. Die Mittel-
linien der X- und Y-Achsen in den Abbildungen stellen dabei
jeweils den Landesdurchschnitt fir Rheinland-Pfalz dar. Mit-
tels der Verteilung der 36 untersuchten Kommunen in die-
sen Vier-Felder-Matrizen werden relative Abweichungen gut
erkennbar.

zwei Teilbereichen dieser Dimensionen. So zeigt
sich im Zeitverlauf, dass unter Verbesserung der
6konomischen Faktoren (Teildimension der Le-
bensbedingungen) nicht etwa der Gesamtwert an
Wohlfahrtsleistungen zuriickgeht, sondern viel-
mehr nur der Wert im Teilbereich der kompensa-
torischen Wohlfahrtsleistungen. Auch hier lohnt
sich ein regionaldifferenzierender Blick. Im in-
terkommunalen Vergleich zeigen sich die mitun-
ter unterschiedlichen Auspragungen des Zusam-
menhangs in den einzelnen rheinland-pfalzischen
kreisfreien Stadten und Landkreisen. Abbildung
108 verdeutlicht dies: Kommunen mit tiberdurch-
schnittlichen Lebensbedingungen im Bereich
6konomischer Faktoren weisen unterdurch-
schnittliche Werte hinsichtlich kompensatori-
scher Wohlfahrtsleistungen auf (rechter unterer
Quadrant). Dies trifft auf insgesamt 12 und damit
jede dritte Kommune in Rheinland-Pfalz zu. An-
dersherum zeigt sich in diesem Zusammenhang
entsprechend auch, dass je belasteter Kommu-
nen im Bereich 6konomischer Faktoren sind,
desto mehr kompensatorische Wohlfahrtsleis-
tungen sind fiir den Ausgleich dieser Situati-
on erforderlich (linker oberer Quadrant). Dieser
Zusammenhang zeigt sich in 14 der insgesamt 36
untersuchten rheinland-pfalzischen Kommunen
(38,9 %). Auffllig ist dariiber hinaus, dass es sich
hierbei insbesondere um kreisfreie Stadte handelt.
Mit Ausnahme von Zweibriicken und Mainz wei-
sen alle rheinland-pfalzischen Stadte iberdurch-
schnittliche Werte im Bereich der kompensatori-
schen Wohlfahrtsleistungen auf. Mit Ausnahme
von Trier, Landau und Mainz sind alle kreisfreien
Stadte zudem tberdurchschnittlich stark 6kono-
misch belastet. In den kreisfreien Stadten wird
folglich, trotz des finanziellen Drucks durch sozi-
alstrukturelle Herausforderungen fiir die kommu-
nalen Haushalte, ein entsprechendes Angebot an
kompensatorischen Wohlfahrtsleistungen vorge-
halten.

Fur finf Kommunen (11,1 %) — die Stadt Zweibrii-
cken und die Landkreise Germersheim, Cochem-
Zell, Donnersbergkreis und Westerwaldkreis —
[asst sich ein leichter Nachholbedarf im Hinblick
auf kompensatorische Wohlfahrtsleistungen fest-
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stellen (linker unterer Quadrant). Die 6konomi-
sche Belastung dieser Kommunen ist leicht Gber-
durchschnittlich, gleichzeitig weisen sie jedoch
vergleichsweise wenige Angebote im Bereich
kompensatorischer Wohlfahrtsleistungen auf.

Daneben gibt es auch Kommunen in Rhein-
land-Pfalz, die in beiden Auspréagungsdimensi-

onen Uberdurchschnittliche Werte aufweisen.
Dies trifft auf 12,2 % aller Gebietskorperschaften
zu. Die kreisfreien Stadte Trier und Landau sowie
die Landkreise Mainz-Bingen, Kaiserslautern und
Bernkastel-Wittlich halten trotz guter 6konomi-
scher Ausstattung auch viele kompensatorische
Wohlfahrtsleistungen vor (rechter oberer Quad-
rant).

Abbildung 108: Kompensatorische Wohlfahrtsleistungen und 6konomische Faktoren
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die Dimension der Wohlfahrtsleistungen. Die Ef-
fekte und Auswirkungen sozialstaatlicher Leistun-
gen und Strukturen auf die Verwirklichungschan-
cen junger Menschen kénnen dabei auch von der
Charakteristik ihrer Zusammensetzung beeinflusst
werden. Sie erlaubt einen Einblick, wie auf aktuel-
le Herausforderungen reagiert wird bzw. werden
muss. Die Zusammensetzung des Anteils kompen-



satorischer und infrastruktureller Leistungen in der
Gesamtschau wohlfahrtsstaatlicher Bemiihungen
ist dabei von vielfaltigen Einflussfaktoren abhdngig.
So gehen beispielsweise mit der positiven Entwick-
lung der Lebensbedingungen, und hier vor allem
dem positiv zu bewertenden Bevélkerungszuwachs,
gestiegene Gestaltungsanforderungen potentieller
Leistungsberechtigter einher. Auch vor dem Hin-
tergrund der Erkenntnisse der Jugendbefragung, in
welcher der Zugang zu bedarfsgerechter Infrastruk-
tur noch einmal exponiert herausgestellt wurde,
wird daher im Folgenden der Zusammenhang zwi-
schen kompensatorischen und infrastrukturellen
Wohlfahrtsleistungen fokussiert. Dieser gestaltet
sich in den Regionen von Rheinland-Pfalz sehr un-
terschiedlich.

Bei der interkommunalen Betrachtung infrastruk-
tureller und kompensatorischer Leistungen fallt
vor allem erneut ein Unterschied in der Ausge-
staltung zwischen kreisfreien Stadten und Land-
kreisen auf. Die meisten rheinland-pfalzischen
kreisfreien Stadte, mit Ausnahme von Zweibrii-
cken, Mainz und Worms, sowie der Landkreis
Mainz-Bingen weisen sowohl tiberdurchschnitt-
liche kompensatorische als auch infrastrukturel-
le Wohlfahrtsleistungen auf (oberer rechter Qua-
drant). Dagegen zeigt die Datenauswertung eine
Gruppe rheinland-pfalzischer Landkreise, die in
beiden Teildimensionen unterdurchschnittliche
Auspragungen aufweist. Dies betrifft insgesamt
10 Landkreise und somit etwa jede vierte Gebiets-
korperschaft (27,8 %) bzw. 41,7 % aller rheinland-
pfalzischen Landkreise (linker unterer Quadrant).

In den Ubrigen kreisfreien Stadten und Landkrei-
sen in Rheinland-Pfalz zeigt sich dagegen eine
andere Charakteristik. Finf Landkreise (Alzey-
Worms, Siidliche Weinstraf3e, Rhein-Pfalz-Kreis,
Germersheim, Donnersbergkreis) sowie die kreis-
freien Stadte Zweibriicken und Mainz weisen
unterdurchschnittliche Auspragungen bei den
infrastrukturellen, gleichzeitig jedoch {iberdurch-
schnittliche Auspragungen bei den kompensa-
torischen Leistungen auf (linker oberer Quad-
rant). Hier gilt der Zusammenhang: je geringer

die wohlfahrtsstaatliche Infrastruktur vor Ort,
desto intensiver muss diese liber kompen-
satorische Einzelfallleistungen ausgeglichen
werden. Der gleiche Zusammenhang — nur um-
gekehrt — zeigt sich in den acht Landkreisen Bad-
Kreuznach, Kusel, Kaiserslautern, Neuwied, Al-
tenkirchen, Bernkastel-Wittlich, Birkenfeld und
Rhein-Hunsriick-Kreis sowie der Stadt Worms.
Hier geht eine mitunter deutlich Gberdurch-
schnittliche Auspragung infrastruktureller Ange-
bote mit einer unterdurchschnittlichen Kompen-
sationsstruktur in den Unterstiitzungsleistungen
einher (rechter unterer Quadrant). Der beschrie-
bene Zusammenhang kann folglich fiir 44,4 % der
rheinland-pfalzischen Regionen festgehalten wer-
den.

Der Ausbau wohlfahrtsstaatlicher Infrastruktur
bei gleichzeitigem Riickgang kompensatorischer
Unterstitzungsleistungen lasst sich im Zeitverlauf
zudem bei insgesamt zehn rheinland-pfalzischen
Kommunen feststellen. Hierbei handelt es sich
um die Landkreise Ahrweiler, Rhein-Hunsrlick-
Kreis, Trier-Saarburg, Altenkirchen, Mayen-Kob-
lenz, Rhein-Lahn-Kreis und Suidliche Weinstra[3e
sowie um die Stadte Zweibriicken, Ludwigshafen,
Landau und Trier. Daraus lasst sich ein moglicher
Trend ablesen, der in den folgenden Berichterstat-
tungen genauer betrachtet und verifiziert werden
muss. Da die beschriebene Entwicklung jedoch im
vorliegenden Bericht auf 10 der 36 untersuchten
Kommunen und damit auf 27,8 % zutrifft, lasst
sich diesbeziiglich noch nicht von einem firr alle
Kommunen geltenden systematischen Zusam-
menhang sprechen. In den betrachteten Kom-
munen zeigen sich aber im beschriebenen Sinne
eindeutig parallele Entwicklungen. Der aktuelle
Riickgang der kompensatorischen Wohlfahrtsleis-
tungen wird, wie in der vorangegangenen Grafik
aufgezeigt, eher durch die Verbesserung im Be-
reich 6konomischer Faktoren beeinflusst.
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Abbildung 109: Kompensatorische und infrastrukturelle Wohlfahrtsleistungen
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» Eine gut ausgebaute wohlfahrtsstaatliche
Infrastruktur er6ffnet kommunale Handlungs-
raume fiir junge Menschen.

Im zweiten Kinder- und Jugendbericht konnte be-
reits ein systematischer Zusammenhang zwischen
den Dimensionen Handlungsraume und Lebens-
bedingungen festgestellt werden. Demnach waren
die Handlungsrdume, die sich Kindern und Jugend-
lichen bieten, umso grof3er, je besser die Lebens-
bedingungen ausfielen. Dieser Zusammenhang
lasst sich im aktuellen Bericht nicht mehr in dieser
Deutlichkeit nachweisen. Dies ist darauf zurtlickzu-
fuhren, dass sich zwar in samtlichen Kommunen
die Lebensbedingungen verbessert haben, eine Er-
weiterung der Handlungsraume jedoch in kaum ei-
ner Kommune stattgefunden hat — tendenziell ist
hier eher ein Riickgang festzustellen.

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung

Anders stellt sich dies bei der gemeinsamen Be-
trachtung von Wohlfahrtsleistungen und Hand-
lungsrdumen dar. Hier wird eine positive Bezie-
hung deutlich — insbesondere dann, wenn erneut
Teilbereiche der Dimensionen gegeniibergestellt
werden. Es gilt: Je mehr infrastrukturelle Wohl-
fahrtsleistungen von den Kommunen bereit-
gestellt werden, desto gréf3er sind in den je-
weiligen kreisfreien Stadten und Landkreisen
die Handlungsraume fiir junge Menschen. Dies
zeigt sich besonders deutlich in einem Viertel der
Kommunen (rechter oberer Quadrant). So weisen
die kreisfreien Stadte Mainz, Trier, Kaiserslautern,
Landau, Neustadt und Koblenz sowie die Land-
kreise Mainz-Bingen, Alzey-Worms und der Rhein-
Pfalz-Kreis Giberdurchschnittliche Werte hinsicht-
lich der infrastrukturellen Wohlfahrtsleistungen
und der Handlungsrdume auf. Fiir einen Gro[3teil
der kreisfreien Stadte und Landkreise (38,8 %)



bestatigt sich dieser Zusammenhang jedoch in
umgekehrter Deutung. Hier geht ein unterdurch-
schnittliches Angebot an infrastrukturellen Wohl-
fahrtsleistungen mit unterdurchschnittlichen
Handlungsraumen fiir junge Menschen einher
(linker unterer Quadrant).

Die kreisfreien Stadte Pirmasens, Ludwigshafen,
Zweibriicken und Frankenthal sowie die Land-
kreise Stdliche Weinstraf3e, Germersheim und
Donnersbergkreis weisen zwar ebenfalls unter-
durchschnittliche Werte im Bereich der Hand-

lungsraume auf, diese Kommunen zeigen jedoch
einen leicht Gberdurchschnittlich hohen Aufwand
fur infrastrukturelle Wohlfahrtsleistungen, was
darauf verweist, dass hier aktiv versucht wird, die
Bedingungen des Aufwachsens fiir junge Men-
schen zu verbessern (linker oberer Quadrant). Nur
in drei Landkreisen (Stidwestpfalz, Bernkastel-
Wittlich und Kaiserslautern) kénnen tiberdurch-
schnittliche Handlungsrdume nicht durch ein ent-
sprechend tiberdurchschnittliches Angebot an
infrastrukturellen Wohlfahrtsleistungen erklart
werden (rechter unterer Quadrant).

Abbildung 110: Handlungsraume und infrastrukturelle Wohlfahrtsleistungen
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Zusammenfassend zeigt sich, dass die Vorausset-
zungen gelingender Inklusion von der Auspragung
vielfaltiger Faktoren abhdngen und in den Regio-
nen in Rheinland-Pfalz mitunter deutlich divergie-
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ren. Dies bedeutet auch, dass nachhaltige (jugend)
politische Strategien im Blick auf das komplexe Zu-
sammenspiel der Dimensionen in den Kommunen
differenziert ausgestaltet werden miissen.
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4.4 Zusammenfassung — das Soziale
und der Raum als zentrale Vorausset-
zung gelingender Teilhabe fiir junge
Menschen in Rheinland-Pfalz

Das Indikatorenkonzept stellt ein anerkanntes
Konzept fiir eine regionaldifferenzierte Sozialbe-
richterstattung der Rahmenbedingungen des Auf-
wachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz dar.
Dabei wird das Wohlbefinden tiber drei Dimensio-
nen erfasst — Lebensbedingungen, Wohlfahrtsleis-
tungen und Handlungsraume —, die in ihrer jeweili-
gen Ausgestaltung und in ihrem Zusammenwirken
Auskiinfte tiber die spezifischen Rahmenbedingun-
gen des Aufwachsens in den 36 kreisfreien Stadten
und Landkreisen des Landes geben. Damit kénnen
fir die Landespolitik wichtige Hinweise auf spezifi-
sche Teilhabevoraussetzungen junger Menschen in
Rheinland-Pfalz deutlich werden.

» Zusammenfassend zeigt sich, dass die Vo-
raussetzungen fiir eine gelingende Inklusion
in den Regionen von Rheinland-Pfalz sehr un-
terschiedlich sind.

In der Gesamtschau der Befunde zeigt sich, dass
der Ausbau wohlfahrtsstaatlicher Infrastruktur die
soziale Teilhabe aller und damit die Voraussetzun-
gen fir eine gelingende Inklusion erh&ht. So eroff-
net eine gut ausgebaute soziale Infrastruktur auch
und gerade Handlungsraume fir junge Menschen.
Durch eine Verbesserung der Lebensbedingun-
gen — insbesondere im Sinne einer Reduzierung
6konomischer Benachteiligungen — kann zudem
eine Verringerung staatlicher Kompensationsleis-
tungen erreicht werden. Dies zeigt sich in einigen
Kommunen bereits deutlich.

Gleichzeitig lassen sich in Rheinland-Pfalz deutli-
che regionale Disparitaten feststellen. Der Raum
- zu diesem Ergebnis kommt anschlie3end an den
zweiten auch der 3. Kinder- und Jugendbericht

- stellt nach wie vor eine zentrale Kategorie der
Bedingungen fiir gelingendes Aufwachsen junger
Menschen dar. Im Hinblick auf die Forderung nach

gleichwertigen Lebensverhaltnissen, also nach
,gute[n] Entwicklungschancen und faire[n] Teil-
habemadglichkeiten fiir alle in Deutschland leben-
den Menschen, unabhangig vom Wohnort” (vgl.
Kommission fur gleichwertige Lebensverhaltnis-
se 2019, S.8), besteht fiir Rheinland-Pfalz nach
wie vor deutlicher Handlungsbedarf. Dies bedeu-
tet, dass nachhaltige (jugend)politische Strate-
gien differenziert ausgestaltet werden missen.
Denn fiir die Kommunen in Rheinland-Pfalz erge-
ben sich vor diesem Hintergrund in den einzelnen
Handlungsfeldern spezifische Gestaltungsanfor-
derungen und unterschiedliche Steuerungsfragen,
auf deren Basis es differenzierte (jugend-)politi-
sche Handlungsstrategien zu entwickeln gilt.

» Im Zeitvergleich von 2012 auf 2016 zeigen
sich landesweit erkennbare Verbesserungen
der Voraussetzungen, dass Inklusion gelin-
gen kann. Erhebliche interkommunale Unter-
schiede bleiben jedoch bestehen.

Im Zeitvergleich der Jahre 2012 und 2016 zeigt
sich, dass der Gesamtindex fiir das Wohlbefinden
von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz
im landesweiten Durchschnitt sowie auch in al-
len 12 kreisfreien Stadten und 24 Landkreisen ge-
stiegen ist. An den zum Teil sehr deutlichen Dif-
ferenzen zwischen den Regionen hat sich dabei
im Vergleich zum 2. Kinder- und Jugendbericht
kaum etwas gedndert: Im interkommunalen Ver-
gleich zeigen sich nach wie vor grof3e Unterschie-
de hinsichtlich der objektiven Voraussetzungen
fur individuelles Wohlbefinden von Kindern und
Jugendlichen in Rheinland-Pfalz. So liegen zwi-
schen dem niedrigsten (39,8) und dem hochsten
Wert (65,2) fast unverandert etwa 25 Standard-
punkte —dies bedeutet, in der Kommune mit dem
hochsten Wert sind die Bedingungen fiir gelingen-
des Aufwachsen deutlich besser. Die Stadt-Land-
Unterschiede haben sich zudem sogar noch etwas
verstdrkt. Diese Unterschiede werden von jun-
gen Menschen — das belegen die Ergebnisse der
Online-Befragung in Kapitel 3.5.3 — auch deutlich
wahrgenommen.



» Die verbesserten Voraussetzungen lassen
sich insbesondere auf positive Veranderun-
gen in der Okonomie und Demografie in der
Dimension Lebensbedingungen zuriickfiihren.

Die Verbesserungen im Gesamtindex fiir das
Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen in
Rheinland-Pfalz sind in erster Linie auf Verbes-
serungen innerhalb der Teildimension Lebensbe-
dingungen zurlickzufiihren, also weniger auf In-
dikatoren, welche die Leistungen der Systeme
abbilden. Diese Entwicklung in der Teildimension
Lebensbedingungen ist insgesamt positiv zu be-
werten. Die soziale Lage und die Bevolkerungsent-
wicklung stellen entscheidende Einflussfaktoren
fur individuelle Entwicklungschancen, Lebens-
zufriedenheit und Entfaltungsoptionen junger
Menschen und damit objektive Bedingungen fir
die Realisierung sozialer Teilhabe dar. Sowohl im
Bereich der demografischen (insbesondere Ge-
burtenzuwachs und Zuwanderung) als auch der
okonomischen Faktoren (z.B. der er6ffneten In-
solvenzen und des Anteils von Alleinerziehenden-
Bedarfsgemeinschaften) lasst sich fiir die meis-
ten rheinland-pfélzischen kreisfreien Stadte und
Landkreise ein positiver Trend erkennen. Die po-
sitive Dynamik in der demografischen Entwick-
lung fallt dabei etwas stdrker aus, als dies im Be-
reich der 6konomischen Faktoren der Fall ist. Vor
allem sozialstrukturell belastete oder strukturell
schwach aufgestellte Regionen haben im Bereich
der Lebensbedingungen z.T. deutlich aufgeholt
(z.B. Pirmasens). Die Unterschiede bei den demo-
grafischen Faktoren haben sich jedoch gleichzeitig
verscharft und die Disparitaten zwischen den Re-
gionen vergrof3ert.

» Innerhalb der Dimension Wohlfahrtsleis-
tungen zeigen sich gegenlaufige Entwicklun-
gen. Einerseits konnten infrastrukturelle Leis-
tungen ausgebaut und dadurch der Umfang
kompensatorischer Leistungen reduziert wer-
den. Andererseits miissen sozialstrukturell
belastete Regionen weiterhin viele vor allem
kompensatorische Wohlfahrtsleistungen er-
bringen, um soziale Belastungen auszuglei-
chen.

In der Dimension der Wohlfahrtsleistungen zeigt
sich einerseits, dass sich die Unterschiede zwi-
schen kreisfreien Stadten und Landkreisen weiter
verstarkt haben, wobei vor allem die Stadte tber-
durchschnittliche Werte verzeichnen. Die Aus-
pragungen der Wohlfahrtsleistungen sind zudem
nicht nur interkommunal unterschiedlich, sondern
auch durch gegenlaufige Entwicklungen innerhalb
der Teilbereiche kompensatorischer (familiener-
ganzende, -ersetzende Hilfen bis hin zu Interven-
tionsleistungen wie beispielsweise die Hilfen zur
Erziehung und Kinderschutzaufgaben) und infra-
struktureller Leistungen (z.B. Kindertagesbetreu-
ung, Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, Beratungs-
stellen) gekennzeichnet. Insgesamt zeichnet sich
in der Angebotsstruktur eine leichte Zunahme in-
frastruktureller Leistungen auf der einen Seite so-
wie ein Rickgang kompensatorischer Leistungen
auf der anderen Seite ab. Dabei zeigt sich auch,
dass verbesserte Lebensbedingungen in vielen
Kommunen eine Reduktion kompensatorischer
Wobhlfahrtsleistungen ermdglichen. Der infra-
strukturelle Ausbau ist jedoch sehr unterschied-
lich auf die einzelnen Handlungsfelder verteilt.
Insbesondere im Bereich der Kindertagesbetreu-
ung haben die Kommunen ihre Infrastruktur deut-
lich ausgebaut. Auch die schulbezogene Jugend-
sozialarbeit entwickelt sich landesweit positiv.
Dahingegen stagniert der Ausbau im Bereich der
Jugendarbeit in vielen Kommunen. Vor dem Hin-
tergrund der Erkenntnis des zweiten Kinder- und
Jugendberichtes, der insbesondere die kommuna-
le und verbandliche Jugendarbeit als elementaren
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Teil kommunaler Infrastruktur im Rahmen der so-
zialen Daseinsvorsorge™* herausgearbeitet hat,
zeigt sich hier Nachsteuerungsbedarf.’

» In der Dimension Handlungsraume zei-
gen sich im Zeitvergleich nur im Bereich der
Bildung positive Entwicklungen. Fiir das An-
gebot des OPNV und bei den Mitgliedschaf-
ten in Sportvereinen und Jugendfeuerwehren
zeichnen sich hingegen riicklaufige Tenden-
zen ab.

Die Dimension Handlungsrdume zeigt in der Ent-
wicklung kaum Dynamik und folglich nur sehr ge-
ringe Veranderungen bei den Daten. Sowohl das
Angebot an 6ffentlichem Personennahverkehr

als auch das Angebot bzw. die Nutzung von Frei-
zeitangeboten vor Ort haben sich sogar leicht
ricklaufig entwickelt. Dies deckt sich mit den
Einschatzungen aus der Jugendbefragung (vgl. Ka-
pitel 3.5.3). Obwohl sich die Dimension der Hand-
lungsrdume am schwierigsten mit regionalisierten
Kennzahlen bestiicken lasst, verweisen die aufge-
zeigten Entwicklungen dennoch auf vorhandene
Unterschiede in der regionalen Verteilung. Zudem
wir deutlich, dass, obwohl sich die Lebensbedin-
gungen in den meisten Kommunen verbessert ha-
ben, dies nicht tberall zu einer Ausweitung der
Handlungsraume junger Menschen gefiihrt hat.

Dies zeigt sich beispielsweise am OPNV sowie der
schulischen Ausbildung. Insbesondere das regional
zum Teil riicklaufige OPNV-Angebot erweist sich

134 Infrastrukturelle Wohlfahrtsleistungen werden im vor-
liegenden Bericht als Teil sozialer Infrastruktur verortet. Sie
sind im Sinne der Daseinsvorsorge vorzuhalten und durch
Rahmenbedingungen von Staat und Kommune abzusichern,
ohne dass sie zwingend von allen in Anspruch genommen
werden missen. Hierunter sind das Angebot an Kinder-
tagesbetreuung und Jugendarbeit, die schulische Versor-
gungsstruktur schulbezogener Jugendsozialarbeit sowie das
Angebot von Beratungsstellen subsumiert. Sie bilden das
Regelangebot der Kommunen fir alle jungen Menschen ab.

135 An dieser Stelle sei noch einmal darauf hingewiesen,
dass sich die Daten des Indikatorenmodells auf das Jahr 2016
beziehen.

im landlichen Raum als nachteilige Bedingung fir
die Entwicklung von Autonomie und Selbstbe-
stimmung. Auch vor dem Hintergrund der aktuel-
len Klimaschutzdiskussion wird der OPNV zuneh-
mend wichtiger. Auch im Bereich der schulischen
Ausbildung zeigt sich trotz vieler positiver Ent-
wicklungen, dass sich zumindest fir einen Teil jun-
ger Menschen Barrieren im Zugang zu Bildungsab-
schlissen eher verstarken.

» Insbesondere sozialstrukturell belastete
Regionen konnten sich durch deutliche An-
strengungen in ihrer Position im interkom-
munalen Vergleich verbessern.

Dies zeigt sich vor allem im Bereich der Teildi-
mension Okonomie. Zudem konnte nachgewie-
sen werden, dass verbesserte Lebensbedingungen
sich positiv auf Wohlfahrtsleistungen auswirken.
So haben insbesondere die im Jahr 2012 6kono-
misch eher schwach aufgestellten Regionen auf-
geholt. Die insgesamt positive Entwicklung darf
jedoch nicht daruiber hinwegtauschen, dass sich
einzelne Aspekte verschlechtert haben. Denn trotz
einer positiven Gesamtbilanz ist beispielsweise
der Eckwert junger Arbeitsloser in knapp der Half-
te der Regionen gestiegen. Dies verweist darauf,
dass grundsatzlich positive konomische Entwick-
lungen nicht automatisch mit einer gerechteren
Verteilung oder gleichwertigeren Zugangen ein-
hergehen. Dies erfordert, wie in der Dimension
Wohlfahrtsleitungen aufgezeigt, gezielte Anstren-
gungen, um belastete Lebenslagen durch Leistun-
gen offentlicher Verantwortung auszugleichen.

> Trotz dieser Anstrengungen zeigen die Be-
funde nach wie vor erhebliche Herausforde-

rungen fiir die Landespolitik auf dem Weg zu
gleichwertigen Lebensverhaltnissen und ge-

lingender Teilhabe.

In Rheinland-Pfalz lassen sich weiterhin deutliche
regionale Disparitaten feststellen. Der soziale und
geografische Raum stellt nach wie vor eine zen-



trale Kategorie der Bedingungen fiir gelingendes
Aufwachsen dar. Nicht tiberall haben junge Men-
schen den gleichen Zugang zu materiellen, sozia-
len und kulturellen Ressourcen. Die Méglichkeiten
zur Teilhabe machen sich folglich neben individu-
ellen Zugangsvoraussetzungen, wie beispielweise
dem sozio6konomischen Status der Familie, auch
ganz zentral an der Frage des Wohnortes und der
dort gegebenen ortlichen Voraussetzungen fest.
Fir junge Menschen sind die Startbedingungen
und Chancen fir ein selbstbestimmtes und eigen-
verantwortliches Leben ganz zentral vom Wohn-
ort abhdngig, problematisch ist das vor allem,
»[...] wenn sie ,das Pech’ haben, am falschen Ort
aufwachsen zu mussen” (vgl. MIFKJV 2015). Fir
junge Menschen ist dies besonders relevant, da sie
ihren Wohnort — anders als die meisten Erwachse-
nen — nur sehr eingeschrankt selbst wahlen kon-
nen. Die spezifische ortliche Ausgestaltung der so-
zialen Infrastruktur, der Lebensbedingungen und
die daraus abgeleiteten Handlungsrdume stel”len
fir junge Menschen eine zentrale Voraussetzung
fir eine gelingende Teilhabe dar. Sind die sozial-
politischen, demografischen und soziokulturellen
Bedingungen in der Region gut, besteht eine an-
regungsreiche soziale Infrastruktur, wirkt sich dies
positiv auf die Entwicklungschancen fiir alle jun-
gen Menschen aus, auch bei denjenigen, die sozi-
al benachteiligt sind. Regionale Unterschiede sind
dabei ein Hinweis zur kritischen Uberpriifung der
Rahmenbedingungen zur Herstellung gleichwerti-
ger Lebensverhaltnisse.

Damit junge Menschen unabhangig von ihrem
Wohnort gleichwertige Teilhabechancen realisie-
ren kénnen, bedarf es einer aktiven und zielgerich-
teten Standortpolitik (vgl. Kommission fiir gleich-
wertige Lebensverhaltnisse 2019, S.17). Dabei
kommt vor allem dem Ausbau der sozialen Infra-
struktur eine bedeutsame Funktion zu, wie die Be-
funde der Indikatorenanalyse zeigen. Der Ausbau
der sozialen Infrastruktur und der erforderlichen
kompensatorischen sozialpolitischen Leistun-

gen ist in diesem Zusammenhang eine Investition
in gleichwertige Lebensverhaltnisse. Eine aktive
Standortpolitik braucht jedoch auch eine kontinu-
ierliche Sozial- und Bildungsberichterstattung so-

wie auskdmmliche Planungs- und Steuerungsres-
sourcen in den Jugendamtern. Jugendhilfeplanung
als gesetzlich vorgegebenes Instrument (§80 SGB
VII1) muss vor diesem Hintergrund als Teil einer
integrierten Sozialplanung in den kreisfreien Stad-
ten und Landkreisen deutlich gestarkt werden.
Regionale Unterschiede sollten verantwortliche
Akteure veranlassen, mogliche Konsequenzen re-
gionaler Divergenzen zu erfassen, im gemeinsa-
men Dialog zu bewerten und, wenn erforderlich,
gegenzusteuern. Dann kann Inklusion im ganzen
Land gelingen.
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5. Jugendarbeit und Inklusion? Uber Chancen und
Bedingungen einer Jugendarbeit, die eine gleichberechtigte
und selbstbestimmte Teilhabe erméglicht

Im 2. Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz
lag der Schwerpunkt auf der Lebensphase Jugend
und der Jugendarbeit (vgl. MIFKJF 2015). Auch

der vorliegende Bericht fokussiert auf Jugend. Er-
neut wird die Frage ,Wozu heute welche Jugend-
arbeit?” gestellt. Dabei geht es in diesem Bericht
nicht allgemein um Jugend, sondern um junge
Menschen, die beispielsweise aufgrund sozialer,
korperlicher oder gesundheitlicher Merkmale, ih-
res soziodkonomischen Status, ihrer geschlecht-
lichen und/oder sexuellen Identitat besonders
hohe Hiirden und Herausforderungen zu bewal-
tigen haben, damit sie in allen relevanten gesell-
schaftlichen Bereichen ihren Wiinschen und Vor-
stellungen entsprechend teilhaben kénnen. Dabei
geht es um die Fragen, wie inklusiv die Jugendar-
beit heute ist, welchen Beitrag sie leisten kann,
um die Teilhabechancen auch und insbesondere
fir diese Gruppen von jungen Menschen zu erhd-
hen, was von ihr erwartet wird und was sie unter
welchen Bedingungen tatsachlich leisten kann.
Die vorliegenden Befunde zur Situation der Jugend,
der Jugendarbeit und zu den Selbstauskiinften der
jungen Menschen in Rheinland-Pfalz verweisen auf
eine ganze Reihe von rechtlichen, strukturellen und
konzeptionellen Erfordernissen mit konkreten Hin-
weisen fir ihre Weiterentwicklung.

Anspruch und Wirklichkeit einer inklu-
siven Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz

Rein theoretisch ldsst sich die Jugendarbeit nicht
yhicht-inklusiv" denken. Kein anderes Hand-
lungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe und auch
nicht die Schule sind von ihrer Funktionsbestim-
mung und vom fachlichen Selbstverstandnis in
vergleichbarer Weise an Diversitat, Autonomie
und Beteiligung ausgerichtet. Freiwilligkeit und
ein ausgepragter Lebensweltbezug sind fiir die Ju-
gendarbeit konstitutiv. Wenn nicht in den Rau-
men, Angeboten oder offenen Gelegenheitsstruk-
turen der Jugendarbeit, wo dann kénnen junge
Menschen die Eigenheiten und lebensphasentypi-
schen Bewaltigungsaufgaben zusammen mit an-
deren erleben, exklusiv performen und sich neue
Strategien und Verhaltensweisen aneignen?

Die Lebensphase Jugend ist in besonderer Wei-

se dadurch gekennzeichnet, dass eine aktive Aus-
einandersetzung mit gesellschaftlichen Normen
und Regeln stattfindet, Kérperlichkeit und Sexua-
litat entdeckt werden und (iber neue Selbst- und
Welterkenntnisse die Suche nach dem Platz in
dieser Gesellschaft ein zentrales Lebensthema be-
schreibt (vgl. Kriiger/ Grunert 2010).



Gerade in dieser Lebensphase wird das sich her-
ausbildende , Selbst”bewusstsein des Individuums
ins Verhaltnis zu einer in- bzw. exkludierenden
Umwelt gesetzt. Die Erkenntnis als Individuum et-
was ganz Besonderes zu sein, sein zu wollen bzw.
sein zu missen, wird riickbezogen auf Erfahrun-
gen, die mit Teilhabechancen und Ausgrenzungen
in Peergroups, Familie, Schule, Ausbildung, Freizeit
oder Medien gemacht werden. Die Exklusivitat ju-
gendkultureller Ausdrucksformen, Milieus, Selbst-
organisationen und der Riickzug in ,abgegrenzte”
bzw. selbst angeeignete Raume gehoren zu die-
ser Lebensphase gleichermaf3en wie die Aufgabe,
tber Schule, Ausbildung und soziales Engagement
ein vollwertiges Mitglied in dieser durch Erwach-
sene schon vorgepragten Gesellschaft zu werden.

Nicht fir alle jungen Menschen verlduft diese Aus-
einandersetzung zwischen der Entwicklung einer
sich seiner selbst bewussten Individualitat und der
Realisierung von Teilhabe an relevanten gesell-
schaftlichen Bereichen und Giitern reibungslos. Die
hier vorliegenden Befunde sowie zahlreiche Studi-
en zur Jugend- bzw. Ungleichheitsforschung (vgl.
Schroer 2016) zeigen ganz im Gegenteil, dass die
tatsdchlich realisierbaren gesellschaftlichen Teilha-
bemdglichkeiten ebenso wie die individuelle Bewal-
tigungskompetenz des jungen Menschen in hohem
Ma[3e von der familialen, sozialen und raumlichen
Herkunft abhdngen. Wie hier im Bericht an vie-

len Stellen dargelegt, sinken insbesondere fiir jun-
ge Menschen aus soziodkonomisch belasteten Fa-
milien die realisierbaren Teilhabechancen erheblich.
Hier kommen haufig mehrere Vulnerabilitdten zu-
sammen, sodass sich — teils tiber Generationen —
verfestigte prekare Lebenslagen herausbilden. Die-
ser Befund deckt sich mit zahlreichen Studien zu
Armut und Ausgrenzung von Kindern und Jugendli-
chen (vgl. Laubstein/Holz/Seddig 2016)

Die Jugendarbeit wird sicher nicht alleine den Ab-
bau von Zugangsbarrieren und die Erhhung von
Teilhabechancen fiir diese Gruppen junger Men-
schen wirkungsvoll erreichen. Allerdings kann sie
- so lasst sich zumindest der theoretische An-
spruch und das Selbstverstandnis der Jugendar-

beit beschreiben (vgl. Deinet/Sturzenhecker 2013)
— Raume, professionelle Settings oder Gelegen-
heitsstrukturen fiir Selbstorganisation bereitstel-
len, damit junge Menschen in ,exklusiven” —d.h.
fur sie speziell bereitgestellten bzw. von ihnen an-
geeigneten Raumen ihre eigene Individualitat/
Exklusivitat zusammen mit anderen erleben, Be-
waltigungsressourcen im Umgang mit Exklusions-
erfahrungen (z. B. Mobbing, Rassismus, Diskrimi-
nierung) erschlief3en und Briicken zur Teilhabe am
und Mitgestaltung des gesellschaftlichen Lebens
(z.B. Vereine, soziales Engagement) begehen kon-
nen. Welch bedeutsame Aufgabe der Kinder- und
Jugendarbeit damit zuteil wird, wird spatestens
beim Blick auf das Ergebnis deutlich, dass benach-
teiligten jungen Menschen - aus eigener Wahr-
nehmung - der Zugang zu kompensatorischen

(z. B. spezifische Beratungsangebote) wie infra-
strukturellen Angeboten (z.B. Schule, 6ffentliche
Raume) haufig verwehrt bleibt und stabile Unter-
stlitzungsnetzwerke in der eigenen Familie und/
oder dem Freundeskreis fehlen. In der Armutsfor-
schung ist hinreichend belegt, dass arme Kinder
und Jugendliche weniger friihkindliche Bildungs-
angebote, erst spater Kindertageseinrichtungen
und seltener auf3erschulische Projekte und Vereine
in Anspruch nehmen. Ihr soziales Netzwerk ist in
der Regel kleiner und die Freizeitangebote einge-

schrankter (vgl. Laubstein/Holz/Seddig 2016, S.76).

Auch wenn der Inklusionsbegriff in den theoreti-
schen Debatten der Jugendarbeit kaum und wenn,
dann zumeist fokussiert auf junge Menschen mit
Behinderung, zu finden ist, kann er einen Gber-
greifenden normativen Bezugsrahmen darstellen.
Das Inklusions-ldeal verstanden als Anerkennung
von Diversitat, Selbstbestimmung und gleichbe-
rechtigten Moglichkeiten im Zugang zu gesell-
schaftlichen Ressourcen sowie der Anspruch, dass
Exklusion begriindet und die Folgen kompensiert
werden mussen, durchzieht auch historisch alle
Handlungsfelder der Jugendarbeit. Um die Zu-
gangsbarrieren zu den Angeboten und Diensten
moglichst niedrig zu halten, sind z. B. Gebliihren-
freiheit, sozialrdumliche Nahe, Beteiligung und
Diversitat in der Angebotsgestaltung konstitutiv.
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» Die Jugendarbeit ist ein gutes Beispiel da-
fiir, dass ,,Inklusion” kein neues Thema fiir die
Kinder- und Jugendhilfe ist. Die Fragen von
Ein- und Ausschluss aufgrund von Selbst- und
Fremdzuschreibungen, von materiell, kul-
turell und politisch erzeugten Barrieren und
dem autonomen Umgang damit sind fiir die
Jugendarbeit quasi konstitutiv. Die Leitprin-
zipien der Jugendarbeit miissen fiir Inklusion
nicht neu erfunden werden.

Doch wie verhalt es sich mit diesem
Anspruch z. B. mit Blick auf junge Men-
schen mit Behinderung oder Migrati-
onshintergrund in der Realitat?

Ob, in welchem Ausma(3 und in welcher Form
junge Menschen mit Behinderung regelhaft an
den Angeboten der Jugendarbeit partizipieren
kénnen, ist weitgehend unklar. Hierzu gibt es bun-
desweit so gut wie keine Untersuchungen. Zu die-
sem Ergebnis kommt auch das Diskussionspapier
der AGJ (AG) 2013), das Entwicklungen in der und
Erwartungen an eine inklusive Jugendarbeit be-
schreibt. Zehn Jahre nach der Ratifizierung der
UN-Behindertenrechtskonvention lassen sich eine
Reihe von Beispielen einer guten Praxis aufzeigen,
die Angebote und Ansétze von inklusiver Jugend-
arbeit fur junge Menschen mit und ohne Behin-
derung umfassen,; sie bilden allerdings keinesfalls
die Regel, sondern eher die Ausnahme. Angesichts
der Feststellung, dass in Deutschland Gber Jahr-
zehnte ein hoch selektives System fiir Menschen
mit Behinderung von der Kindertagesstatte iber
Schule, stationdre Einrichtungen und spezielle
Werkstatten aufgebaut wurde, verwundert dieses
Ergebnis nicht. Warum soll die Jugendarbeit per se
inklusiver sein als alle anderen Gesellschaftsberei-
che und Handlungsfelder der Kinder- und Jugend-
hilfe? Bei der Diskussion um die , grof3e Losung”,
die eine Gesamtzustandigkeit der Kinder- und Ju-
gendhilfe auch fir junge Menschen mit Behin-
derung bringen soll, entsteht der Eindruck, dass
diese Reform quasi die Voraussetzung flir eine in-
klusive Jugendarbeit sei.

Umso irritierender ist die Feststellung, dass das
SGB VIl eine ,inklusive” Grundausrichtung bereits
seit Inkrafttreten 1991 enthalt (vgl. DIJuF 2015).
In §1 SGB VIII sind alle jungen Menschen einge-
schlossen, Unterschiede zwischen Gruppen wer-
den nicht gemacht. Auch in den §§11 und 12 SGB
VIl wird eine inkludierende Zielgruppenbeschrei-
bung formuliert, die keine Gruppe per se aus-
schlief3t. Insofern gehdéren auch junge Menschen
mit Behinderung schon immer zur reguldren Ziel-
gruppe der Jugendarbeit.

Die Praxis sieht anders aus. Der trennende Ansatz
im deutschen Sozialleistungssystem hat bewirkt,
dass junge Menschen mit Behinderung schon sehr
friih im System der Eingliederungshilfe (SGB XII/
SGB IX - neu) zu finden sind und so parallele Struk-
turen aufgebaut wurden. Beide Sozialgesetzbiicher
haben zum Teil unterschiedliche Logiken bei der
Bestimmung von Leistungsvoraussetzungen (z.B.
mit oder ohne medizinische Diagnosen, dem Stel-
lenwert von Aushandlungsprozessen, Umfang und
Art der Beteiligung), der Finanzierung und auch der
Kostenheranziehung. Diese unterschiedlichen Logi-
ken erschweren in der Praxis die Umsetzung einer
inklusiven Kinder- und Jugendhilfe. Das betrifft wie
alle anderen Felder auch die Jugendarbeit. Gleich-
wohl gibt es in Rheinland-Pfalz gute Beispiele fiir
inklusive Praxen in den Jugendzentren und Jugend-
organisationen, die auch durch Zuschusse der Lan-
desforderung unterstiitzt werden.



» Eine zentrale Barriere fiir eine deutlich
starker inklusiv ausgerichtete Jugendarbeit
liegt in den unterschiedlichen rechtlichen
(SGB VIII/SGB IX) und verwaltungsmafigen
(Jugendamt/Sozialamt) Zustandigkeiten fiir
junge Menschen mit geistiger und kérper-
licher Behinderung sowie junge Menschen
mit seelischer Behinderung. Kinder und Ju-
gendliche sind zunachst einmal Kinder und
Jugendliche mit ihren je unterschiedlichen
Bediirfnissen, Bewaltigungsaufgaben oder
Benachteiligungen. Deshalb ist eine Zusam-
menfiihrung der rechtlichen und verwal-
tungsmaigen Zustandigkeiten im SGVB VIl
und im Jugendamt fiir alle jungen Menschen
zwingend erforderlich.

Inklusion in der Kinder- und Jugendhilfe und damit
auch der Jugendarbeit bedeutet allerdings mehr
als die Umsetzung einer Gesamtzustandigkeit fir
junge Menschen mit Behinderung. Auch wenn die
UN-Behindertenrechtskonvention vor allem auf
diese Zielgruppe abhebt, bezieht sich das diesem
Bericht zugrunde liegende Inklusionsverstandnis
auf alle jungen Menschen mit ihren je spezifischen
Bedirfnissen, die teilhabebehindernden Barrieren
und Unterstiitzungsbedarfe. Schon im Sprachge-
brauch wird bei der Verwendung des Inklusionsbe-
griffs in der Regel die Gruppe behinderter junger
Menschen assoziiert.

Bei jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund wird der Integrationsbegriff verwendet.
Hier haben sich in der Politik, Wissenschaft und
Fachpraxis zwei vollig getrennte Diskussionsstran-
ge und Begrifflichkeiten herausgebildet, obwohl
sich die Ziele und z.T. auch die Probleme dhneln.
Auch fiur junge Menschen mit Migrationshinter-
grund stellt sich vor dem Hintergrund des Auf-
trags der Kinder- und Jugendhilfe (§1 SBG VIII) die
Frage, welchen Beitrag sie leisten muss und kann,
um fir junge Menschen und Familien mit Migrati-
onshintergrund individuelle, gesellschaftliche und
institutionelle Barrieren im Zugang zu gleichbe-
rechtigten Teilhabechancen abzubauen.

Wie bei dem Merkmal ,Behinderung” fiihrt das
Merkmal ,Migrationshintergrund” fiir eine grof3e
Gruppe von jungen Menschen und Familien be-
dingt durch rechtliche, politische, sprachliche, ge-
sellschaftliche Vorurteile/Rassismen und Praxen
der Ausgrenzung (individuell/strukturell) zu dau-
erhaften Einschrankungen in der Realisierung von
Teilhabechancen. Ob im Zugang zu Bildungsab-
schliissen, Wohnungen, Gesundheit, sozialen Net-
zen oder &ffentlichen Rdumen zeigen sich hier ver-
festigte Zugangsbarrieren und strukturelle Formen
der Ausgrenzung (siehe hierzu Kapitel 2). Den In-
klusionsbegriff auf die Migrationstatsache und de-
ren Folgen anzuwenden, wiirde bedeuten, sehr
konsequent die Ausgrenzungsmechanismen der
Mehrheitsgesellschaft als abzubauende Barrieren
zu benennen und danach zu fragen, wie das gesell-
schaftliche Zusammenleben aller gelingen kann
und was in spezifischer Weise junge Menschen

mit Migrationshintergrund brauchen. Der Vorteil
des Inklusionsbegriffes besteht darin, dass hier die
Wechselwirkungen von Individuum und Umwelt
systematisch in den Blick genommen werden. Der
Integrationsbegriff tut dies je nach theoretischer
Orientierung auch, allerdings haufig mit Verweisen
auf die Defizite und Andersheit der zugewanderten
Menschen (vgl. Hamburger 2009).

Die Jugendarbeit stellt bei der Gestaltung der Ein-
wanderungsgesellschaft eine bedeutende Ressour-
ce dar. Anders als in der Schule oder in 6ffentlichen
Raumen gehort hier der Umgang mit Exklusivi-

tat und die Hervorhebung von , Besonderem” zum
normalen Alltag. Das bedeutet keineswegs, dass es
in den Rdumen, Settings oder Gelegenheitsstruk-
turen konfliktfrei oder antirassistisch zugehe. Gera-
de hier ist der Alltag auch gepragt von Aneignungs-
kampfen (Raume, Ressourcen, Deutungshoheiten
etc.), welche die jungen Menschen unter sich oder
professionell begleitet austragen. Dieser ,Konflikt”
um Ressourcen, Rdume und Deutungshoheiten be-
trifft nicht nur junge Menschen mit und ohne Mi-
grationshintergrund, sondern verlduft auch zwi-
schen Madchen und Jungen und vielen weiteren
Gruppen, die sich aufgrund von Selbst- und/oder
Fremdzuschreibungen konstituieren. Die Normali-
sierung von Individualitat und Differenz ist fir die
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Jugendarbeit konstitutiv. Ob dies in der Praxis im-
mer gelingen mag, ob die professionellen Hand-
lungskonzepte auf diese Konfliktebenen und Be-
waltigungsstrategien eingestellt sind oder vielleicht
doch Ausgrenzung und strukturelle Barrieren noch
verstarkt werden, gestaltet sich sehr unterschied-
lich und sieht in stadtischen Rdumen anders aus als
in sehr landlichen Regionen.

Wenn Uber die Anforderungen zur Ausgestaltung
der Zu- und Einwanderungsgesellschaft diskutiert
wird, dann haufig verbunden mit bestimmten Vor-
stellungen, wie Integrationsprozesse verlaufen
sollen. Mit Integration kénnen die Anforderun-
gen der Mehrheitsgesellschaft zur Anpassung und
Unterordnung von Minderheiten ebenso gemeint
sein wie gleichberechtigte Teilhabechancen von
zugewanderten Minderheiten.

» Obwohl der Inklusionsbegriff noch weit-
gehend mit dem Fokus ,,Behinderung” belegt
ist und langst nicht alle Minderheiten un-

ter diesem Begriff subsumiert werden wol-
len, bietet er sich als Oberbegriff dennoch an,
wenn es um die normative Beschreibung von
Teilhabegerechtigkeit, Beteiligung und die
Offenlegung und Begriindung von Ausgren-
zung geht.

Was sich flachendeckend als Problem darstellt,
ist die Ressourcenknappheit der Jugendarbeit.
Ca. 4 % der Gesamtaufwendungen fir Kinder-
und Jugendhilfe flie3en in die Jugendarbeit. His-
torisch bedingt sind die Stadte in Rheinland-Pfalz
deutlich besser mit Jugendarbeit ausgestattet als
die Landkreise (siehe Kapitel 4). Die aktuellen Be-
funde zeigen, dass diese regionalen Disparitdten
bei der Ausstattung der Jugendarbeit weiter zu-
genommen haben. Insbesondere im landlichen
Raum fehlt es an einem auskdmmlichen Angebot
an Jugendarbeit. Dass nur ein kleiner Teil der jun-
gen Menschen die Angebote der Jugendarbeit in
Anspruch nimmt (vgl. Autorengruppe Kinder- und
Jugendhilfestatistik 2019, S.106), liegt nicht (nur)
an deren Qualitdt und Nutzer*innenausrichtung,

sondern ganz basal an deren Nicht-Verfligbarkeit.
Der Konflikt zwischen Nutzer*innengruppen (wel-
che Gruppe besetzt wann welchen Raum?) und
die Ausblendung bestimmter Gruppen (z.B. Mad-
chen, Menschen mit spezifischen sexuellen Ori-
entierungen, subkulturelle Milieus), die weder
mengenmaf3ig noch durch &ffentliche Problema-
tisierung in Erscheinung treten, werden dadurch
verscharft. So wirkt die Jugendarbeit auf Grund
der Ressourcenknappheit selbst exkludierend.

» Die Umsetzung einer inklusiven Jugend-
arbeit ist nicht nur eine rechtliche und kon-
zeptionelle Frage, sondern im Schwerpunkt
auch eine Ressourcenfrage. Nur wenn aus-
reichend Raume und Personal in den Regi-
onen des Landes zur Verfiigung stehen, las-
sen sich auch die programmatischen Ziele
einer inklusiven Jugendarbeit umsetzen. Da-
bei sind in den Regionen mit besonders vie-
len strukturellen Ausgrenzungsbedingungen
(z.B. Armut, fehlende Infrastruktur, fehlender
OPNV) besonders viele Ressourcen erforder-
lich. Um die Ressourcen gezielt und bedarfs-
orientiert zu steuern, ist eine inklusiv und auf
Nachteilsausgleich ausgerichtete Landesju-
gendhilfeplanung erforderlich.

Die Jugendarbeit als alternativer Erfah-
rungsraum neben Familie und Schule

Die Befunde zeigen, dass die Bewaltigung von
Schule eine herausfordernde und ,stressige” Auf-
gabe darstellt. Sowohl in den Gruppendiskussi-
onen als auch in der Online-Befragung schildern
junge Menschen sehr eindricklich und nachvoll-
ziehbar, was es bedeutet, Schule erfolgreich zu
durchlaufen. An dem sozialen Pflichtort Schule
sind sie mit Erfahrungen der Ausgrenzung und des
Mobbings konfrontiert, wie die vorliegenden Be-
funde zeigen. Mehr als jeder zehnte junge Mensch
(12 %) gibt an, (sehr) ungern in die Schule zu ge-
hen, circa 40 % empfinden Schule als (sehr) stres-
sig. Jeder vierte junge Mensch hat schon einmal



dariiber nachgedacht, zum Umgang mit den Leis-
tungsanforderungen der Schule Unterstiitzung an-
zufragen. Unter den Madchen und jungen Frauen
trifft dies sogar auf jede Dritte zu. Etwa ein Drit-
tel aller Schiler*innen haben das Gefihl, in der
Schule nicht oder nur zum Teil in ihrem ,,So-Sein”
akzeptiert zu werden. Auch die Mitbestimmungs-
moglichkeiten in der Schule sind eher begrenzt.
Die Ergebnisse dieser Untersuchung decken sich
mit den Studien des Préventionsradars des Insti-
tuts fuir Therapie- und Gesundheitsforschung, das
jahrlich 7000 Schiiler*innen der Jahrgangsstufen
5 bis 10 befragt. 4 von 10 Schiiler*innen fiihlen
sich haufig gestresst und zeigen wochentlich kor-
perliche Symptome (wie Kopfschmerzen, Ubel-
keit, Schlafstérungen) (vgl. Praventionsradar.de).

Schule ist insgesamt bedeutsamer geworden. Das
wissen auch die jungen Menschen. Zum einen
durch die Vergabe von Abschliissen und die dar-
aus resultierenden Zugédnge zu Einkommen und
Arbeit. Abschliisse unterhalb des Abiturs haben
an ,Wert” verloren (vgl. Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2018; Hans-Bockler-Stiftung
2018, S.27). Zum anderen durch die Ausweitung
der Schulzeit im Lebenslauf und tiber den Tag.

Schule hat einen Bildungs-, Qualifizierungs- und
Selektionsauftrag. Sie geht dabei und insbeson-
dere bei der Bemessung von Schulerfolg von be-
stimmten Norm- und Homogenitatsmaf3staben
aus, die auf bestimmte Schularten, Klassen und
Altersjahrgange angewendet werden. Schule tut
sich schwer im Umgang mit Diversitat, d. h. tiber
individuelle Férderkonzepte jedem jungen Men-
schen unabhangig von familialer und sozialer Her-
kunft sowie individuellen Beeintrachtigungen
gleichberechtigte Bildungschancen zu eroffnen.
Diesen Befund heben zahlreiche Schul-/Bildungs-
studien in regelmafligen Abstanden immer wie-
der hervor. Sichtbar wird dies auch am bundes-
weiten Trend kontinuierlich steigender Fallzahlen
im Bereich der Integrationshilfen der Kinder- und
Jugendhilfe an Schulen. Einerseits soll dadurch
eine ,inklusive” Beschulung jenseits von Forder-
schulen erméglicht werden. Anderseits verweist
der starke Anstieg auch darauf, dass durch exklu-

dierende Hilfebedarfszuschreibungen zusatzliche
Ressourcen mobilisiert werden kénnen. Die durch-
aus unbeabsichtigten Nebenfolgen sind erheblich.
Erst durch Exklusion - d. h. die Definition und Zu-
schreibung von Defiziten in einem Verwaltungs-
verfahren und mittels Gutachten und Diagnosen
- wird eine individuelle Foérderung in Regelinstitu-
tionen moglich, die in der Art der Hilfeerbringung
wiederum exkludiert, wenn sich die Hilfekonzep-
te ausschlief3lich an den jungen Menschen richten
und alle anderen Umfeldbedingungen (z.B. Klasse,
Lehrer*innen, Schule, Eltern) auf3en vor lassen.

» Aus der urspriinglichen Idee, liber eine As-
sistenzkraft an der Seite eines Menschen mit
Behinderung ein selbstbestimmtes Leben zu
ermdglichen, ist eine ,verdeckte” Infrastruk-
turhilfe fiir eine inklusive Schule geworden.
Hier zeigt sich deutlicher Weiterentwick-
lungsbedarf im Recht, in der Finanzierung,
konzeptionell und in der Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach
den sozialen Orten, an denen junge Menschen
ihr ,So-Sein” leben und in der Auseinanderset-
zung mit Anderen ihren Platz (sanktionsfrei) fin-
den konnen, neu. Gerade, weil aber Schule so be-
deutungsvoll geworden ist, braucht es neben der
Schule alternative Erfahrungsraume, die — zwar
auch am Ort Schule angebunden sein kdnnen —
frei von schulischen Prinzipien sind und zum Um-
gang mit den Bewaltigungsanforderungen von
Schule befahigen. Das bedeutet nicht, dass Schu-
le ihre Inklusionsverantwortung an die Jugendar-
beit abgeben kann. Vielmehr geht es darum, bei-
de Systeme komplementdr mit ihren jeweiligen
Moglichkeiten und Grenzen zueinander ins Ver-
héltnis zu setzen. Jugendarbeit basiert anders als
Schule auf Freiwilligkeit, Beteiligung und gestalt-
baren Raumen mit und ohne professionelle Un-
terstlitzung. Sie vermittelt Lebensbildungs- und
Bewaltigungskompetenz. Die Schule hingegen
vergibt tiber Bildungsabschliisse zentrale Teilhabe-
chancen am gesellschaftlichen System.
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» Je bedeutsamer Schule im Leben von jun-
gen Menschen wird, desto mehr gestaltba-

re Rdume der Jugendarbeit gilt es daneben zu
schaffen. Denn Schule als hoch funktionali-
sierter Raum bietet kaum offene Raume, in-
nerhalb derer sich junge Menschen mit ih-
ren Personlichkeiten, der Gleichaltrigenkultur
oder der Auseinandersetzung mit dem eige-
nen Korper und Sexualitdt einbringen kénnen.
(Bshnisch 2011, S.59). Diese bereitzustellen,
ist Starke wie Aufgabe der Jugendarbeit.

Wohnortnahe und Mobilitatsférderung
als Rahmenbedingungen einer inklusi-
ven Jugendarbeit

Auch in Rheinland-Pfalz nehmen die Disparitdten
zwischen den prosperierenden Regionen (Stad-
te und Landkreise entlang der Rheinschiene und
der luxemburgischen Grenze) und den peripheren
landlichen Regionen (z. B. Westerwald, Hunsrtick,
Westpfalz) deutlich zu. Familien mit Kindern zie-
hen in die Stadte und deren Umlandgemeinden
mit gutem Arbeitsplatz-, Schul-, Kita- und Infra-
strukturangebot. Dort steigen die Geburten- und
Zuwanderungsquoten kontinuierlich, wahrend sie
in peripheren Stadten und Landkreisen, die diese
Bedingungen nicht aufweisen, sinken. Die Befun-
de des regionalisierten Indikatorenkonzepts dieses
Berichts belegen dies deutlich. Die Lebensbedin-
gungen und Teilhabechancen von jungen Men-
schen driften in Rheinland-Pfalz weiter ausein-
ander. Da junge Menschen ihren Wohnort anders
als Erwachsene nicht frei wahlen kdnnen, sondern
an das Schicksal ihrer Eltern gebunden sind, spie-
len fiir sie die Chancen und Barrieren ihres sozia-
len Nahraumes eine besonders zentrale Rolle. Ein
betrachtlicher Teil an jungen Menschen ist mit
seinem Wohnort nicht zufrieden, fuhlt sich nicht
sicher, stellt die Integrationsleistungen des Wohn-
ortes bei Armut und im Hinblick auf interethni-
sches Zusammenleben in Frage und findet, dass
Menschen mit wenig Geld oder mit einer Behin-
derung nicht am o6ffentlichen Leben teilnehmen

kénnen. Vielen fehlen Raume, um Freunde zu tref-
fen. Nur ein Drittel der jungen Menschen halt den
eigenen Wohnort fiir so attraktiv, dass sie auch in

Zukunft dort leben wollen (vgl. Kapitel 3).

Diese Befunde stimmen sehr nachdenklich, weil
sie die subjektive Lebensrealitat der jungen Men-
schen und reale Teilhabebarrieren konkret be-
nennen. Jugendarbeit alleine kann die Folgen
ungleichwertiger Lebensverhaltnisse in Rheinland-
Pfalz nicht bearbeiten. Diese Befunde verwei-

sen aber sehr eindeutig auf Handlungsbedarf zur
Schaffung attraktiver Kinder- und Jugendraume,
in denen junge Menschen sich sicher aufhalten,
Kinder und Jugendliche gleich welcher Herkunft,
welcher sexuellen und geschlechtlichen Identitat,
Sozialstatus, mit und ohne Behinderung sich tref-
fen und gemeinsame Erfahrungen machen kon-
nen. Insbesondere in Kommunen, die vom demo-
grafischen Wandel besonders betroffen sind, die
Armutsquote hoch und die Abwanderung beson-
ders stark ausgepragt ist, brauchte es besonders
viel Jugendarbeit. Aber gerade diese Kommunen
haben aufgrund geringerer Steuereinnahmen, ho-
herer Sozialausgaben und einer sinkenden Kinder-
zahl eher geringe Moglichkeiten, die Jugendarbeit
wohnortnah und flachendeckend auszubauen.

» Die Umsetzung einer inklusiven Jugendar-
beit bedeutet in diesem Sinne auch, die sozi-
alraumlich gegebenen Barrieren durch eine
bedarfsorientierte Ressourcenausstattung
und geeignete Raume abzubauen. Damit
junge Menschen nicht schicksalhaft ihrem
Wohnort ausgeliefert sein miissen, sind zu-
dem Mobilitatskonzepte erforderlich, die das
Zusammensein mit bedeutsamen Anderen
auferhalb von Schule erméglichen (Freizeit,
Kultur, Sport, Peergroups). Denn jungen Men-
schen in landlichen Regionen - das zeigen die
Ergebnisse der Jugendbefragung - stehen we-
niger attraktive Angebote vor Ort zur Verfii-
gung, sie sind jedoch gleichzeitig durch einen
unzureichend aufgestellten 6ffentlichen Per-
sonennahverkehr starker darauf angewiesen.



Inklusive Jugendarbeit als Erfahrungs-
raum von Selbstwirksamkeit

Die Ergebnisse zeigen, dass ein grof3er Teil jun-
ger Menschen Ausschluss- und Ausgrenzungser-
fahrungen gemacht hat. Die Auseinandersetzung
mit dem eigenen Aussehen und Korper, materiell
prekarer Lebenslage, der sexuellen und/oder ge-
schlechtlichen Identitat oder Herkunft fiihren bei
vielen jungen Menschen zu Ausschluss-, Ausgren-
zungs- oder Mobbingerfahrungen. Drei Viertel der
Befragten jungen Menschen wollten oder muss-
ten ohne Unterstiitzung damit klarkommen. Die
Lebensphase Jugend ist durch die daraus resultie-
renden Spannungen, die bewaltigt werden mis-
sen, zentral gepragt. Negative Auswirkungen auf
die eigene Lebenszufriedenheit und Zukunftser-
wartungen zeigen sich dabei nicht immer. Viele
junge Menschen sind durch eigene Bewaltigungs-
kompetenzen —das Gefiihl mitreden und mitge-
stalten zu kénnen und Unterstiitzung im Umfeld
(positive Bewaltigungskulturen) — in der Lage,
Ausgrenzungserfahrungen zu verarbeiten. Jedoch
zeigen die Ergebnisse, dass insbesondere jungen
Menschen aus materiell prekaren Lebensverhalt-
nissen haufig eigene Ressourcen sowie positive
Bewaltigungskulturen fehlen. Ohne das Gefiihl,
selbstbestimmt entscheiden und das eigene Le-
ben beeinflussen und gestalten zu kénnen, kdn-
nen Ausschlusserfahrungen schlechter bewaltigt
werden. Dies bleibt nicht ohne negative Auswir-
kungen auf die Lebenszufriedenheit und die eige-
ne Zukunftsperspektive.

» Junge Menschen brauchen Raume, in de-
nen sie als Gruppe, Clique oder Freundeskreis
ihre Zugehorigkeiten und konkurrierenden
Abgrenzungen ausagieren konnen. Diese Zwi-
schenwelten, wie sie die Jugendarbeit entwi-
ckeln kann, sind strukturbildend. Hier kénnen
junge Menschen in der Auseinandersetzung
mit sich und anderen die Wirksamkeit von so-
zialen Beziehungen konkret erfahren. Dazu
brauchen sie aber nicht nur Raume, sondern

auch die ,,anderen Erwachsenen”, die ihnen
offen gegeniibertreten, Grenzen aufzeigen
und Mitbestimmungsmaglichkeiten er6ffnen
(vgl. Bohnisch 2011, S. 62). So wie es fiir Ju-
gendliche gestaltbare Radume ohne Erwach-
sene braucht, sind ebenso in Jugendhdusern
professionelle Jugendarbeiter*innen erfor-
derlich.

Aneignungslernen und die Erfahrung von Selbst-
wirksamkeit gelingen in der Balance von duf3erem
Raum und innerem Selbst (vgl. Bohnisch 2011,
S.60). Inklusive Jugendarbeit in diesem Kontext
bedeutet, dass die Angebote so strukturiert sein
miissen, dass sie einen moglichst grof3en Teil der
pluralen Jugendszene erreichen und besonders
auch die Gruppen, die aufgrund von Selbst- und
Fremdzuschreibungen, Beeintrachtigungen oder
prekdren Lebenslagen besonders viele Barrieren
uiberwinden miissen und uiber wenige materielle,
soziale oder individuelle Ressourcen verfiigen, um
gleichberechtigt teilhaben und ihre Bewaltigungs-
aufgaben gut meistern zu kdnnen. Die Erfahrung
von Selbstwirksamkeit bei diesen jungen Menschen
stellt sich dann ein, wenn ihr Anderssein in Nor-
malitdtskonzepte eingebunden wird, ihnen aktiv
die Moglichkeiten gegeben werden, sich als ,Min-
derheit” zu organisieren und Gehdr zu verschaffen,
Riickzugsraume zur Verfligung gestellt und alterna-
tive Erfahrungsmoglichkeiten erdffnet werden.

Was diese sehr unterschiedlichen Gruppen eint,
ist die Auseinandersetzung mit Diskriminierungen
aufgrund von bestimmten Merkmalen (z. B. Ge-
schlecht, Behinderung, Herkunft), Stigmatisierun-
gen durch Fremdzuschreibungen (, die sind "),
Mobbing als konkrete Alltagserfahrung der Ab-
wertung oder Bedrangung und strukturelle For-
men der Gewalt (fehlende Zugangsmoglichkeiten
zu gesellschaftlichen Gutern wie Schule, Freizeit,
Offentlichkeit, oder Rassismus, Rechtsextremis-
mus und Homophobie). Hieraus ergeben sich
besondere professionelle Anforderungen an die
Ausgestaltung von Rdumen und Zugangen, Ange-

271



272

boten, Beteiligungs- und Selbstorganisationsmdog-
lichkeiten sowie die Offentlichkeitsarbeit und po-
litische Einflussnahme.

» Es gibt nicht , das” Konzept einer inklusi-
ven Jugendarbeit, da es weder , die” Jugend-
arbeit noch ,,die” vulnerablen Gruppen von
jungen Menschen gibt. Vielmehr gilt es, in
professionellen Konzepten die subjektiven
Bewaltigungs- und Entwicklungsaufgaben
zusammen mit den jungen Menschen zu ana-
lysieren und auf die gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen und strukturelle Formen
der Exklusion zuriickzubeziehen. Das ist eine
fortwahrende Aufgabe der Jugendarbeit in
den konkreten regionalen Lebenszusammen-
hangen und Regionen.

Was bedeutet nun inklusive Jugendarbeit?

Inklusive Jugendarbeit bedeutet zunachst einmal,
die allgemeinen Fachstandards und professionel-
len Handlungskonzepte besonders gut umzuset-
zen. Da sich die Jugendarbeit an alle jungen Men-
schen richtet, dabei die subjektiven Einstellungen,
Beteiligungsmoglichkeiten, Formen der Selbstor-
ganisation und der Ausgestaltung von padagogi-
schen Settings, Gelegenheitsstrukturen und Rau-
men aufeinander bezieht, kann sie theoretisch
nicht ,nicht” inklusiv sein. Dieser fachlich selbst
gesetzte Anspruch ist in der Praxis allerdings nur
schwer zu realisieren. Ob und in welcher Form
junge Menschen mit Behinderung gleichberech-
tigte Zugange und Teilhabemdglichkeiten an den
Angeboten der Jugendarbeit haben, ist fraglich.
Auch wenn das SGB VIII nicht per se junge Men-
schen mit Behinderung ausschlief3t, so wiirde eine
Gesamtzustandigkeit bzw. ,grof3e Losung” im SGB
VIl viele praktische und durch Recht verursach-
te Vollzugsprobleme und Zugangsbarrieren (z. B.
Raume, Assistenz, Kostenheranziehung) abbauen.

Recht alleine schafft allerdings noch keine in-
klusive Jugendarbeit, zumal der Inklusionsbe-

griff nicht auf Behinderung reduziert, sondern

fur alle Gruppen das Wechselverhaltnis von in-
dividuellen und gesellschaftlich vorstrukturier-
ten Teilhabechancen, Barrieren und Unterstiit-
zungsnotwendigkeiten in den Blick nimmt. Mit
diesem weiten Inklusionsverstandnis wird gene-
rell die Frage aufgeworfen, ob Angebote der Ju-
gendarbeit tiberall im Land fiir die unterschied-
lichen Adressat*innengruppen zur Verfligung
stehen. Diese Perspektive ist deshalb von beson-
derer Bedeutung, weil die vorliegenden Befun-

de sehr eindrucksvoll beschreiben, dass nicht nur
die vulnerablen Gruppen junger Menschen Rau-
me, Ressourcen und Unterstiitzungsmoglichkeiten
brauchen, um die spezifischen Bewaltigungsan-
forderungen dieser Lebensphase gut meistern zu
kénnen. Besonders eindrucksvoll ist der Befund,
dass fir viele junge Menschen der soziale Ort und
die Bildungsinstitution Schule besonders heraus-
fordernd ist, selbst aber wenig Moglichkeiten zur
Bewaltigung von Stress, Mobbing und Selektion zur
Verfligung stellt. Je bedeutsamer der Ort Schule im
Leben von jungen Menschen wird, desto mehr al-
ternative und ,nicht-schulische” (sozial-/padagogi-
sche) Erfahrungsraume sind notwendig.

Das gilt fir alle jungen Menschen, aber in beson-
derer Weise fiir jene Gruppen, die aufgrund ihrer
familialen, sozialen oder kulturellen Herkunft all-
taglichen Formen der Ausgrenzung durch struktu-
relle Barrieren oder exkludierende Interaktionen
und Stereotype ausgesetzt sind. Es gibt nicht , die”
Gruppe vulnerabler Jugendlicher. Neben den sub-
kulturellen und dynamischen Erscheinungsformen
von Jugendgruppen gibt es allerdings spezifische
Lebenslagen (wie Armut, Behinderung), die in be-
sonderer Weise exkludieren. Hier tragt die Jugend-
arbeit in der Gestaltung von Zugangen, Rdumen
und in der Unterstlitzung von Selbstorganisation
oder der Beschaffung von Ressourcen eine beson-
dere Verantwortung. Diese Verantwortung ist an
eine entsprechende Ressourcenausstattung ge-



bunden. Das heif3t, dass der Kampf bestimmter
Gruppen um die knappen Ressourcen der Jugend-
arbeit nicht durch das Mehrheitsprinzip oder die
,Vorlieben” der Professionellen entschieden wer-
den darf. Eingebunden in eine sozialrdumliche und
beteiligungsorientierte Jugendhilfeplanung muss
vor Ort bedarfsorientiert entschieden werden,
welche Angebote fiir welche Gruppen zur Verfi-
gung gestellt werden missen.

Diese Ausrichtung einer bedarfsorientierten inklu-
siven Jugendarbeit muss auch die unterschiedli-
chen Lebensverhaltnisse in Rheinland-Pfalz struk-
turell berticksichtigen. , Inklusiv” bedeutet in
diesem Zusammenhang, dass in den schrumpfen-
den und wirtschaftlich weniger gut aufgestellten
Regionen mit hoher Armutsquote besonders vie-
le Angebote der Jugendarbeit vorgehalten werden
miussen, damit nicht zu den sozialrdumlichen und
strukturellen Teilhabebarrieren noch Einschran-
kungen aufgrund fehlender Entwicklungsraume
und alternativer Lebensbildungskonzepte hinzu-
kommen. Hier zeigt sich landespolitisch eine zen-
trale Entwicklungsaufgabe, damit zumindest be-
dingt eine Entkopplung des Schicksals der jungen
Menschen an Familien und Raume méglich wird.
In l@ndlichen Regionen sind zudem jugendbezoge-
ne Mobilitatskonzepte erforderlich. Die vorliegen-
den Befunde zeigen eindrucksvoll, wie aufmerk-
sam und sensibel junge Menschen ihre Umwelt
wahrnehmen. Diese Ressourcen gilt es, in partizi-
pative Raumentwicklungsverfahren mit aufzuneh-
men.

Die vorliegenden Befunde zeigen ferner, dass ein
demokratisches Gemeinwesen Raume, Beteili-
gungsmoglichkeiten, Gelegenheitsstrukturen und
professionelle Handlungskonzepte braucht, damit
junge Menschen einen positiven Umgang mit Dif-
ferenz, Diversitat, Mehrheit und Minderheit, In-
klusion und Ausgrenzung nicht nur erleben, son-
dern auch erlernen konnen.

» Wo, wenn nicht im Rahmen der Jugend-
arbeit konnen in geschiitzten Raumen, mit
und ohne ,professionelle” Erwachsene, diese
Grundprinzipien des Zusammenlebens im de-
mokratischen Gemeinwesen erlernt werden?
Diese Formen und Mdéglichkeiten der politi-
schen Jugendbildung in alltaglichen und ver-
fiigbaren Settings sind angesichts wachsen-
der antidemokratischer, nationalistischer und
menschenfeindlicher Stromungen so bedeu-
tungsvoll wie lange nach dem Zweiten Welt-
krieg nicht mehr. Auch darin besteht ein zent-
rales Merkmal einer inklusiven Jugendarbeit.
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FUNFTER BLICK

6. Der Blick nach vorn

6.1 Was kann die Politik in Rheinland-
Pfalz tun, damit Inklusion gelingt?

Inklusion im Sinne einer gleichberechtigten und
selbstbestimmten Teilhabe am Leben der Gesell-
schaft fiir alle Menschen eines Landes zu ermog-
lichen, ist auch in Rheinland-Pfalz grundlegen-
des Staatsziel, so steht es im Grundgesetz und
der Landesverfassung sowie in den ratifizierten
UN-Menschenrechtskonventionen (Kinderrechts-
konvention; Behindertenrechtskonvention). Teil-
habe in diesem grundlegenden Verstandnis meint
vor allem Zugang zu den realen Mdglichkeiten

fir ein selbstbestimmtes Leben. Die Kommission
geht im Einklang mit der Landesverfassung von ei-
nem weiten Inklusionsbegriff aus und bezieht sich
nicht nur auf Menschen mit Behinderung. Es geht
um die selbstbestimmte Teilhabe aller Menschen
in der Gesellschaft. Solche Teilhabe zu ermdgli-
chen, ist eine vorrangige 6ffentliche Aufgabe, sie
steht damit in einem demokratisch verfassten So-
zialstaat nicht zur Disposition oder unter sog.
Umsetzungsvorbehalten — gleichwohl stellt die
Realisierung selbstbestimmter Teilhabe aller eine
grof3e Herausforderung fiir Politik und Praxis dar.

Die hier berichteten Befunde zeigen deutlich, dass
in Rheinland-Pfalz die Voraussetzungen und Rah-
menbedingungen fiir gelingende Inklusion gut
sind. Wie in den vorangehenden Jugendberich-
ten wird auch hier deutlich, dass es der grof3en
Mehrheit der Kinder, Jugendlichen und Familien
(sehr) gut geht. Die wirtschaftlichen Rahmenbe-

dingungen haben sich in den letzten Jahren eben-
so verbessert wie die demografische Entwicklung.
Der Ausbau der sozialen Infrastruktur ist voran-
geschritten und die Handlungsrdume von jungen
Menschen wurden zumindest in Teilen weiter aus-
geweitet.

Nicht erst mit der Ratifizierung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention gehdért in Rheinland-Pfalz
der Abbau von Barrieren im Hinblick auf mehr
Teilhabegerechtigkeit zu den zentralen politischen
Zielen der verschiedenen Landesregierungen. Das
ist deshalb erwahnenswert, weil Inklusion ein
langfristiges und dauerhaft angelegtes Projekt
sein muss, das alle Politik- und Gesellschaftsberei-
che betrifft.

Rheinland-Pfalz gehért zu den Landern, die be-
reits friihzeitig den Elternbeitrag fur die Betreu-
ung in Tageseinrichtungen fiir Kinder ab dem voll-
endeten zweiten Lebensjahr abgebaut haben. Im
ersten Paragraphen des Landesgesetzes Uber die
Weiterentwicklung der Erziehung, Bildung und Be-
treuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in
Kindertagespflege (KiTaG) ist ein weiter Inklusi-
onsbegriff vermerkt. Hier heif3t es, dass Kinderta-
gesbetreuung allen Kindern gleiche Entwicklungs-
und Bildungschancen bieten soll, unabhédngig von
ihrem Geschlecht, ihrer ethnischen Herkunft, Na-
tionalitat, weltanschaulichen und religiésen Zu-
gehorigkeit, einer Behinderung, der sozialen und
6konomischen Situation ihrer Familie und ihren
individuellen Fahigkeiten. Dem Ziel entsprechend



wird mit dem KiTaG ab 01.07.2021 neu ein Sozial-
raumbudget eingefiihrt, das der Leitidee des so-
zialen Ausgleichs folgt und erméglicht, dass ent-
sprechend der sozialrdumlichen Situation Kitas
Uber zusétzliche personelle Ressourcen verfligen
konnen.

Studiengebiihren werden und wurden in Rhein-
land-Pfalz nicht erhoben. Die Schulsozialarbeit
wird kontinuierlich ausgebaut. Mit dem Landes-
gesetz zum Schutz von Kindeswohl und Kinderge-
sundheit (LKindSchuG 2008) — einem der besten
in Deutschland - wird auch ein deutliches Augen-
merk auf einen qualifizierten Kinderschutz ge-
legt. Das LKindSchuG verfolgt ebenso das Ziel der
kérperlichen, psychischen und sozialen Kinderge-
sundheit. Durch das Einladungs- und Erinnerungs-
wesen nehmen durchschnittlich 98 % der Kinder
und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz an den Friih-
erkennungsuntersuchungen teil.

Uber verschiedene Landesaktionsplane z.B. zur
Umsetzung der Rechte von Menschen mit Behin-
derung, gegen Rassismus und gruppenbezoge-
ne Menschenfeindlichkeit und fiir Akzeptanz von
gleichgeschlechtlichen Lebensweisen und Ge-
schlechtsidentitat und zur Armutsbekampfung
werden weitreichende Weichenstellungen vorge-
nommen, um dem Staatsziel ,,Inklusion” naher zu
kommen.

Die nachfolgenden Handlungsempfehlungen ba-
sieren einerseits auf der Wiirdigung dessen, was
bislang in Rheinland-Pfalz zur Realisierung von In-
klusion bereits erreicht werden konnte. Anderer-
seits werden in diesem Bericht immer noch eine
Vielzahl von subjektiv erlebten und strukturellen
Exklusionsmustern gezeigt. Wie sich eine inklusi-
ve Gesellschaft darstellt, bemisst sich immer auch
am Grad, den Erscheinungsformen und den Aus-
wirkungen von Exklusion.

Um uber Inklusion berichten und diskutieren zu
konnen, mussen daher nicht nur Kriterien und
Strukturen fir eine gleichberechtigte Teilhabe in
allen Lebensbereichen entwickelt werden, son-
dern dies muss auch unter aktiver Beteiligung der

jungen Menschen und Familien geschehen. Was
ein gutes Leben auszeichnet, muss an demokra-
tischen Grundwerten und den Menschenrech-
ten ausgerichtet sein und kann fiir private Le-
benszusammenhange nur unter Beteiligung der
Birger*innen beschrieben werden. Deshalb ba-
sieren die Empfehlungen nicht nur auf objektiven
Daten, sondern auch auf Befragungen, Interviews
und Gruppendiskussionen mit jungen Menschen
in Rheinland-Pfalz.

Damit Kinder und Jugendliche aktiv und selbst-
bestimmt am gesellschaftlichen Leben teilhaben
koénnen, ist in 6ffentlicher Verantwortung immer
zweierlei zu realisieren:

m Zum einen die Teilhabe in ihrer konkreten
Gegenwart, vor allem indem Familien unter-
stltzt, Schulen sich auf die pluralen Lebenswel-
ten von jungen Menschen einlassen und Rdume
sowie Gelegenheitsstrukturen mit Gleichaltri-
gen vorhanden sind (siehe 2. KJB).

m Zum anderen zielt die Ermdglichung von Teil-
habe fiir Kinder und Jugendliche immer auch
auf ihre Zukunft. Junge Menschen sind jede*r
fur sich und als Generation starker als Erwach-
sene mit der Zukunftsfrage konfrontiert: ,Was
wird mit mir? Was wird mit uns? Was wird aus
der Welt?”

Wie eng beide Perspektiven — Gegenwart und Zu-
kunft — fir junge Menschen miteinander verwo-
ben sind, zeigen die Befunde der Jugendbefragung
(Kapitel 3) in diesem Bericht eindrucksvoll.

Vor dem hier skizzierten Hintergrund sowohl
grundsatzlicher Positionen als auch konkreter Er-
wartungen und Erfahrungen ist umfangreich und
auf der Grundlage einer Vielzahl differenzierter
Daten und Einschatzungen Uber die Situation der
Inklusion im Lande berichtet worden. Die Titelfra-
ge allerdings ,Gelingt Inklusion?* kann und will
dieser Bericht nicht abschlief3end beantworten.
Vielen positiven Hinweisen auf gute Lebens- und
Entwicklungsbedingungen fiir eine Mehrheit jun-
ger Menschen in Rheinland-Pfalz stehen ebenso
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deutliche Problemanzeigen gegeniiber. Und auch
fir die Aufgaben offentlicher Verantwortung gilt
ahnliches, grof3en Leistungen und Erfolgen stehen
kritische Entwicklungen — gemessen am Ziel einer
gelingenden Inklusion fir alle — gegeniiber — auch
dariiber musste berichtet werden. Je nach Pers-
pektive wird daher die Antwort, ob Inklusion in
Rheinland-Pfalz gelingt, unterschiedlich ausfallen
konnen. Hier tber die richtige Perspektive und da-
mit Antwort zu entscheiden, ist nicht Aufgabe ei-
ner Berichtskommission.

Abschlie3en wollen wir diesen Bericht — wie die
beiden vorangehenden mit bedeutsamen Hin-
weisen und begriindeten Empfehlungen an die
Landespolitik, aber auch an alle anderen, die in
Kommunen und Verbanden Verantwortung dafir
tragen, dass Inklusion gelingen kann.

6.2 Hinweise fiir und Empfehlungen an
die Landespolitik

1. Inklusion, die allen jungen Menschen gleich-
berechtigte und selbstbestimmte Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben er6ffnet, erfordert
eine geeignete und tragfahige Infrastruktur.

Solche Infrastruktur fir Teilhabe und Inklusion

im Land zu entwickeln und zu erhalten, ist Auf-
gabe der Landespolitik. Inklusion als politisches
Programm und Leitziel ist dabei keine vereinzel-
te Ressortangelegenheit, sondern Querschnitts-
aufgabe einer gesamten Landesregierung: Bildung
und Kultur, Jugend und Familie, Verkehr und Wirt-
schaft, Soziales und Gesundheit, Finanzen und
Justiz sind gleichermaf3en herausgefordert.

Die Realisierung von Teilhabe und Selbstbestim-
mung in einer inklusiven Gesellschaft erfordert
eine an diesem Ziel und Ideal ausgerichtete sozia-
le Infrastruktur. Das wohlfahrtsstaatliche System
in Deutschland ist mehr als 100 Jahre entlang von
historischen Ereignissen, gesellschaftlichen He-
rausforderungen und politischen Schwerpunkt-
legungen gewachsen. Deutschland hat eine im
Vergleich gute und ausdifferenzierte soziale Infra-

struktur — wie in der aktuellen Corona-Krise ein-
drucksvoll deutlich geworden ist. Vor dem Hin-
tergrund der Frage ,Gelingt Inklusion?* werden
aber auch strukturelle Erfordernisse im Umbau
des Sozialleistungssystems und der sozialen Infra-
struktur deutlich. Auf drei ausgewahlte Entwick-
lungserfordernisse will die Berichtskommission
besonders hinweisen:

a. Die Zustdndigkeit fiir alle jungen Menschen,
auch mit Behinderung, muss im SGB VIIl und
damit bei der Kinder- und Jugendhilfe veran-
kert werden.

Die Bundesregierung hat in der Legislatur einen
weitreichenden Beteiligungsprozess zur SGB
VllI-Reform angestof3en. Die nun vorliegenden
Ergebnisse zeigen, dass es einen sehr breiten
Konsens daruber gibt, die Zustandigkeiten fir
junge Menschen mit Behinderung im SGB VIII
zu verankern (vgl. BMFSFJ 2019).

Auch Kinder und Jugendliche mit Behinderung
sind vor allem und zuerst Kinder und Jugendli-
che. lhren Beddirfnissen und Entwicklungsauf-
gaben muss wie allen anderen jungen Men-
schen mit den Mdoglichkeiten des Sozialstaates
Rechnung getragen werden. Eine wesentliche
Voraussetzung hierfiir stellt die Zusammen-
fihrung der Zustandigkeiten und Leistungsbe-
schreibungen auch fir die Gruppe von Kindern
und Jugendlichen im SGB VIl dar.

Damit kann zugleich eine gro[3e Barriere fiir eine
inklusive Kinder- und Jugendhilfe in all ihren
Handlungsfeldern abgebaut werden. Mit der Um-
setzung dieser so genannten ,grof3en Losung”
gehen auch eine ganze Reihe von praktischen
Fragen einher. Die Vorbehalte gegen inklusive
Ansédtze basieren oft auf mangelnden Beispielen
,guter Praxis”, um praktische Umsetzungsmog-
lichkeiten antizipieren und angehen zu kénnen;
es gibt in Rheinland-Pfalz beeindruckende An-
satze, wie auch in den Expertenhearings der Be-
richtskommission deutlich geworden ist.

Die Umsetzung der ,grof3en Losung” ist mehr
als nur eine Zustandigkeitsverlagerung, kostet
Geld und muss behutsam mit Kommunen, Tra-



gern und Betroffenen ausgearbeitet und kon-
sequent umgesetzt werden. Hierbei kommt
dem Land eine unterstiitzende und anreizge-
bende Funktion zu. Das Land Rheinland-Pfalz
muss hier mit guten Kooperationsstrukturen
zu Kommunen und Tragern auch weiterhin eine
bundesweite Vorreiterrolle einnehmen und im
Bundesrat fir eine SGB VIlI-Reform mit einer
»grof3en Losung” werben. Beispiele ,guter Pra-
xis” sollten jetzt schon gesammelt, analysiert
und in die Praxis getragen werden. Die sich
praktisch darstellenden Struktur-, Konzept- und
Finanzierungsfragen sollten ebenso systema-
tisch im Zusammenwirken aller relevanten Ak-
teure auf Landesebene, bei den Kommunen
und Verbanden bearbeitet werden. Auch jetzt
schon lassen sich in unterschiedlichen Hand-
lungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe in-
klusive Praxen realisieren. Die Landesregie-
rung kann hier (iber die verschiedenen Ressorts
eine Anregungs- und Forderungsfunktion aktiv
wahrnehmen.

. Kinder psychisch und suchterkrankter Eltern
sind eine besonders vulnerable Gruppe.

In Rheinland-Pfalz leben schatzungsweise
100.000 bis 240.000 junge Menschen mit ei-
nem psychisch- oder suchterkrankten Eltern-
teil. Diagnostizierte psychische Erkrankungen
bei Kindern und Erwachsenen haben die grof3-
ten Zuwachsraten (siehe Kapitel 2). Der Deut-
sche Bundestag hat zur Erarbeitung von Emp-
fehlungen zur Verbesserung der Situation dieser
Kinder und Jugendlichen eine interdisziplina-
re Arbeitsgruppe eingesetzt. Die Empfehlun-
gen liegen seit 2020 vor (vgl. AFET 2020) und
enthalten viele Anregungen fiir eine inklusive
Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur
an der Schnittstelle von Kinder- und Jugend-
hilfe und dem Gesundheitssystem. Dabei geht
es um die Ausgestaltung konkreter Praventi-
onsprogramme, niedrigschwellige Zugange zu
Hilfen und alltagsnahen Unterstiitzungsange-
boten wie zu konkreten Hilfen im Zusammen-
wirken mit Arzt*innen und Kliniken. Das Land
Rheinland-Pfalz stockt fiir diese Zielgruppe die

Mittel im Rahmen des Landeskinderschutzge-
setzes auf — auch, um so einen besseren Kin-
derschutz zu gewahrleisten. Die Pravention von
psychischen Erkrankungen sowie die kooperati-
ve Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur
im Zusammenwirken unterschiedlicher Sozial-
leistungsbereiche wiirden eine wesentliche Ver-
besserung der Rahmenbedingungen fir Inklusi-
on darstellen. Die Berichtskommission regt an,
zusammen mit der BZGA, den Krankenkassen
und Kommunen modellhaft fiir Rheinland-Pfalz
ein konkretes Umsetzungsprogramm der Emp-
fehlungen an den Deutschen Bundestag zu er-
arbeiten, zu erproben und zu evaluieren.

. Inklusion ist Ziel und Aufgabe fiir die Koope-

ration von Jugendhilfe und Schule.

Die Kinder- und Jugendhilfe wie die Schule ha-
ben sich zu bedeutsamen sozialen Orten im Le-
ben von Kindern, jungen Menschen und Fami-
lien entwickelt. Teilhabe, eine selbstbestimmte
Lebensfiihrung und der Zugang zu gesellschaft-
lichen Giitern hdngen heute maf3geblich von
der Qualitat der sozialen Infrastruktur und der
Bildungseinrichtungen ab. Ebenso wie Schule
erreicht die Kinder- und Jugendhilfe mit ihren
vielfaltigen Angeboten alle Familien. Im letzten
Jahrzehnt haben sich die Kinder- und Jugend-
hilfe und Schule kontinuierlich aufeinander zu
bewegt. Ein Ubergangsmanagement von der
Kindertagesstatte zur Schule ist heute genau-
so selbstverstandlich wie Integrationshilfen/
Schulbegleitungen (SGB VIII, SGB I1X) an der
Mehrzahl aller Schulen zur Gewahrleistung des
Regelschulbesuchs. Zum Abbau von Bildungs-
benachteiligungen und zur Starkung des sozia-
len Klimas werden heute fast alle Schulen mit
Schulsozialarbeit versorgt — zunehmend mehr
auch Grundschulen. Vor allem in ldndlichen Re-
gionen wird es immer wichtiger, auch Angebo-
te der Jugendarbeit an Schulen anzudocken und
mobile Ansdtze weiter auszubauen. Die Jugend-
sozialarbeit unterstiitzt benachteiligte junge
Menschen beim Ubergang in die Ausbildung
und Beruf. Uber Integrationsfachdienste soll
auch jungen Menschen mit Behinderung der
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Weg in eine Ausbildung auf3erhalb von Werk-
statten erdffnet werden. Die Liste der schulbe-
zogenen Angebote und Dienste lief3e sich noch
erweitern, soll gleichzeitig aber auch verdeut-
lichen, dass hier neue strukturelle Wege der
Kooperation, Finanzierung und Steuerung von
Land und Kommunen zu erarbeiten sind. Fir
den Abbau von Bildungsbenachteiligung, die
Starkung der Regelschule auch fiir junge Men-
schen mit Behinderung, fiir die Ausgestaltung
einer kind- und jugendlichengerechten Schul-
kultur braucht es neue komplementdre Wege
der Kooperation von Jugendhilfe und Schu-

le. Ein ausbaufahiger Ansatz kdnnte der Auf-
bau einer integrierten Bildungs- und Jugendhil-
feplanung in allen Kommunen darstellen, die
vom Land und den Kommunen paritatisch fi-
nanziert wird. Dazu erforderlich sind verbindli-
che Kooperationsvereinbarungen mit geklarten
Zustandigkeiten, Verfahrenswegen und Kom-
petenzen zwischen Land und Kommunen. Auf
dieser zundchst zu schaffenden strukturellen
Basis lief3e sich eine schulbezogene Kinder- und
Jugendbhilfe neu konzipieren. Empfohlen wird
auch der Aufbau eines integrierten Fallmanage-
ments mit rechtskreisiibergreifenden Verwal-
tungs- und Arbeitsstrukturen (SGB VIII sowie
BTHG und AG-BTHG in RLP an der Altersgren-
ze u18/118). Darauf weisen auch die Befunde in
diesem Bericht sehr deutlich hin.

An diesen Beispielen wird deutlich, dass die Um-
setzung von Inklusion zuerst eine Starkung der
Regelstrukturen bedeutet, die moglichst wenig
Selektion an Spezialdienste und Einzelhilfen erfor-
derlich macht. Bei Bedarf kdnnen spezifische und
spezialisierte Angebote erganzt werden. Der Trend
geht heute allerdings in eine andere Richtung. Im-
mer mehr Spezialangebote fir spezifische Ziel-
gruppen und Problemlagen finden sich neben den
Regelangeboten und verstarken dadurch unge-
wollt, aber systemimmanent Exklusionsprozesse.
Fir eine inklusive soziale Infrastruktur ist ein pa-
radigmatischer Umbau erforderlich, der rechtlich
abgesichert und mit neuen Finanzierungsstruktu-
ren unterlegt werden sollte. Dazu miissen im ers-
ten Schritt neue Konzepte ausgearbeitet werden,

die beispielhaft und strukturell den Weg und die
Inhalte einer inklusiven sozialen Infrastruktur skiz-
zieren und gangbar machen.

2. Ungleiche soziale und regionale Lebensver-
héltnisse im Land miissen vorrangiges Thema
auch der Kinder- und Jugendhilfepolitik sein.

Die herausfordernde Aufgabe in den 36 Landkrei-
sen und Stadten des Landes ist die konkrete Ge-
staltung forderlicher Bedingungen fiir gelingende
Teilhabe. Wie weit diese Aufgabe der Kommunen
geht und vor allem wie diese dazu ausgestattet
sein mussen, ist strittig. Im Blick auf die auch in
diesem Bericht wieder deutlich gewordenen so-
zialen und regionalen Unterschiede der Lebens-
bedingungen und Entwicklungschancen junger
Menschen in Rheinland-Pfalz sind neue Finanzie-
rungsinstrumente im Zusammenspiel von Land
und Kommunen erforderlich. Die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhaltnisse bzw. aktu-
ell die Verhinderung des Auseinanderdriftens
von Lebensverhaltnissen erfordert differenzierte
Konzepte zur Unterstiitzung betroffener Kommu-
nen durch das Land.

Bei der Herstellung gleichwertiger Lebensverhalt-
nisse kommt der Kinder- und Jugendhilfe neben
Wirtschaft und Bildung eine ganz zentrale Rol-
le zu. Die Kinder- und Jugendhilfe gestaltet sozi-
ale Orte im Gemeinwesen und ist ein zentraler
Akteur bei der Bearbeitung gesellschaftspoliti-
scher Herausforderungen (Demografie, Migrati-
on, Teilhabe). Insbesondere in den Regionen, die
durch den demografischen Wandel und die wirt-
schaftliche Entwicklung, die Abwanderung von
Familien und sozialstrukturelle Belastungen be-
sonders betroffen sind, brauchte es mehr Kinder-
und Jugendhilfe und gegebenenfalls auch neue
rechtskreistibergreifende Konzepte (z.B. Schu-

le, Eingliederungshilfe, Kinder- und Jugendhil-

fe, Arbeitsverwaltung/Jobcenter). Gerade bei den
Kommunen in strukturschwachen Regionen sind
Investitionen in eine Kinder- und Jugendhilfeinf-
rastruktur notwendig, die es fiir junge Menschen
und Familien attraktiv macht, zu bleiben. Aller-



dings sind haufig in diesen Kommunen die finan-
ziellen Moglichkeiten hierfir nicht vorhanden.
Dadurch verscharfen sich die Disparitaten in den
Entwicklungen zwischen attraktiven Zentren und
peripheren Regionen im Land noch weiter. Hier ist
ein Landesentwicklungsplan fiir die Kinder- und
Jugendbhilfe mit aktiver Beteiligung der Kommu-
nen notwendig, der Uber eine bedarfsgerechte
soziale Infrastruktur auf gleichwertige Lebens-
verhaltnisse im ganzen Land zielt. Daran miissen
allerdings auch Finanzmittel fiir die Kommunen
und ein Umsetzungsplan gekoppelt sein.

3. Die Perspektiven, Erfahrungen und Inter-
essen von Kindern und Jugendlichen miissen
sehr viel starker und aktiver in die politischen
Programme ebenso wie die konkrete kommu-
nale Gestaltung einbezogen werden.

Dieser Bericht verweist auf zahlreiche Beispiele,
wie dies gelingen kann, aber ebenso darauf, wie
oft es nicht gelingt. Junge Menschen fordern eine
voraussetzungsvolle Gestaltung von Inklusion,
d.h. vor allem:

a. deutlich starkere Mitbestimmungsrechte
und einen nachhaltigen Dialog mit der Poli-
tik in Kommunen und auf Landesebene. Dies
kann auf unterschiedlichen Ebenen neu be-
ziehungsweise verstarkt geschehen, z.B. tiber
eine deutlich ausgeweitete Beteiligung bei der
Stadtplanung und Dorfentwicklung (Spielleit-
planung). Rheinland-Pfalz war hier lange Zeit
Vorreiter in Deutschland. Die jungen Menschen
wiinschen sich mehr unmittelbaren Dialog mit
den Verantwortlichen in der Politik auf kommu-
naler wie auf Landesebene. Dafiir missen al-
lerdings neue Formate entwickelt, beziehungs-
weise vorhandene Strukturen wiederbelebt
werden. Nicht alle Formate, die fuir Erwachse-
ne in demokratischen Strukturen zielfiihrend
sind, fiihren auch bei Kindern und Jugendlichen
zu der Erfahrung wirkungsvoller Partizipation.
Mit der Absenkung des Wabhlalters auf 16 Jah-
re, der Einrichtung eines Landesheimrates oder
der Wiederaufnahme von Dialogforen zwischen

jungen Menschen und Vertreter*innen der Lan-
despolitik konnten weitere Schritte in diese
Richtung eingeleitet werden. Dazu kénnte auch
ein Bildungsbericht aus der Perspektive von
Schiiler*innen in Rheinland-Pfalz beitragen so-
wie die Ausweitung von Mitbestimmungsmog-
lichkeiten an der Schule.

b. Fiir junge Menschen ist es wichtig, in ihren
Kommunen Zugang zu selbstbestimmten
und fiir sie sicheren 6ffentlichen Rdumen zu
haben, um sich zu treffen, Aktivitaten durch-
zuflihren und Projekte gemeinsam zu gestal-
ten —auch um sich auszuprobieren. Dazu ge-
horen insbesondere in landlichen Regionen ein
klimafreundlicher 6ffentlicher Nahverkehr und
kluge jugendgerechte Mobilitdtskonzepte. Hier
zeigt sich ein zukunftsgerichteter Entwicklungs-
bedarf.

c. Politik im Land und den Kommunen muss
sich als zukunftsmachtig erweisen, denn von
ihren Antworten wird maf3geblich abhangig
sein, ob Jugendliche gehen oder bleiben. Das
bedeutet z.B. konkret, die Perspektive junger
Menschen explizit in die Landesaktionsplane
zur Inklusion, Armutsbekdmpfung und Antidis-
kriminierung mit aufzunehmen und neue Betei-
ligungsformate auf kommunaler Ebene syste-
matisch zu erproben.

4. Die Forderung des §1 des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes (SGB VIII): ,Jeder junge
Mensch hat ein Recht auf Férderung seiner
Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigen-
verantwortlichen und gemeinschaftsfahigen
Personlichkeit” muss in den Kommunen fiir
alle jungen Menschen qualifiziert umgesetzt
werden kénnen.

Der hier normierte Anspruch aller jungen Men-
schen auf Entwicklung und Férderung, die ihnen
selbstbestimmte Teilhabe am Leben der Gesell-
schaft (Inklusion) eroffnet, kann nur durch vielfal-
tige und vor allem abgestimmte Leistungen auch
der Kinder- und Jugendhilfe in den dafir zustan-
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digen Kommunen gewabhrleistet werden. Um die-
se Gewahrleistungsverantwortung (§79 SGB VIII)
und Qualitatsverpflichtungen (§79a SGB VIIl) vor
Ort einldsen zu kdnnen, muss die fiir diese Aufga-
be im Gesetz vorgesehene Jugendhilfeplanung
(§80 SGB Vi) als integrierte Kommunalplanung
fur alle Handlungsfelder der Kinder- und Jugend-
hilfe und in allen Landkreisen und Stadten des
Landes leistungsfahig entwickelt und etabliert
werden. Hier ist die Landesregierung gefordert,
den ortlichen Jugenddmtern die erforderliche Un-
terstlitzung zur Verfligung zu stellen (§85 (2) SGB
VIIl). Die Kommunen sind gefordert, ihre Jugend-
amter personell so auszustatten und strukturell
so aufzustellen, dass sie diese grof3en Aufgaben
leisten konnen. Die Kinder- und Jugendhilfe ist ge-
fordert, eine inklusive Infrastruktur (z. B. aus Kita,
Jugendarbeit, Familienbildung) und in Verbindung
zu Gesundheit und Bildung, auch in Umsetzung
BTHG, zu entwickeln und zu schaffen. Hierfur
muss eine auf Inklusion ausgerichtete Jugendhil-
feplanung mit aktiver Beteiligung junger Men-
schen vor Ort und im Land entwickelt und ausge-
stattet werden.

a. Das bedeutet, dass das Land Geld fiir die
Ausstattung einer Jugendhilfeplanung in den
Kommunen zur Verfugung stellen sollte, die
eine inklusive Infrastrukturentwicklung prozess-
haft und auf Dauer gestaltet. Eine Mindestaus-
stattung und Fachstandards sollten zwischen
Land und Kommunen vereinbart werden.

b. Die Weiterentwicklung und der Aufbau einer
entsprechenden Konzeption und Struktur einer
auf Inklusion zielenden Jugendhilfeplanung
sollte in Zusammenwirkung der Ministerien
(Bildung, Familie/Jugend, Soziales, Gesundheit,
Arbeit) mit den Kommunen erarbeitet werden.

5. Empfohlen wird (wie schon im 2. Kinder- und
Jugendbericht ausfihrlich begriindet) Jugendar-
beit und Jugendsozialarbeit in allen Stadten
und Landkreisen als eine selbstverstandli-
che Infrastrukturleistung so auszugestalten,
dass sie mit ihren vielfaltigen Angeboten und
je nach Zielgruppe diversen Konzepten ein
unverzichtbarer Baustein fiir ein ,inklusives”
Aufwachsen sein kénnen.

Jugendarbeit in (offenen) Hausern der Jugend
und Projekten ebenso wie in Verbanden und Ver-
einen ermdglicht und er6ffnet Teilhabe in beson-
derer Weise, sowohl fir alle als auch fir junge
Menschen, fiir die besondere Unterstiitzung not-
wendig ist. Fur diese Gruppe hat auch die Jugend-
sozialarbeit ein besonderes Potential, das noch zu
wenig profiliert und genutzt wird. Die Erhohung
der Mittel fiir die Foérderung der Jugendarbeit und
Jugendsozialarbeit im Landeshaushalt kann daher
nur ein erster Schritt in die richtige Richtung sein
und muss dringend ausgeweitet werden.

a. Die Jugendarbeit und die Jugendsozialarbeit
stellen einen wichtigen Bestandteil der
sozialen Infrastruktur fiir die Erméglichung
von Teilhabe und Inklusion dar. Diese Aus-
richtung der Jugendarbeit und Jugendsozial-
arbeit sollte auch konzeptionell und finanziell
so abgesichert sein, dass tiberall in Rheinland-
Pfalz alle jungen Menschen Zugang zu diesen
Angeboten haben - unabhéngig davon, wo sie
wohnen — und diese unter Beteiligung bedarfs-
orientiert ausgebaut werden.

b. Rheinland-Pfalz ist ein stark landlich geprag-
tes Bundesland. Mit den Férdermitteln zur
Stérkung der ,Jugendarbeit auf dem Land" und
,mobiler Ansatze” wurde die richtige und not-
wendige Weichenstellung vorgenommen. Mit
Hilfe dieser Programme konnten Personalstel-
len in den la@ndlichen Raumen neu geschaffen
und erhalten werden. Die vorliegenden Befunde
zeigen, dass in diesen Bereichen eine deutliche
Ausweitung und Verstetigung notwendig ist.



6. Schulen miissen zu sozialen Orten (weiter)
entwickelt werden, die fiir jedes Kind Teilhabe
eroffnen und Inklusion moglich machen kénnen.

Ob und wie Inklusion gelingt, entscheidet sich
ganz konkret an den Orten, wo Menschen zusam-
men sind. Schule ist furr Kinder, Jugendliche und
junge Erwachsene ein fester Bestandteil ihrer Bio-
grafie und konkret erlebbarer sozialer Situationen
tiber viele Stunden Uber den Tag und Jahre hin-
weg. Der Bildungs- und Lebensort Schule ist fiir
alle jungen Menschen hoch bedeutsam. Wie mit
Vielfalt und Differenz umgegangen, ob und wie
Barrieren im Zugang zu Bildung abgebaut und die
Aneignung von Wissen und sozialen Kompetenzen
gelingen kann, wird maf3geblich in und von Schu-
len mitgepragt. Wie fiir alle anderen gesellschaft-
lichen Teilsysteme auch, ist Inklusion fiir Schulen
voraussetzungsreich. Inklusion erfordert nicht nur
von der Bildungspolitik und der Bildungsadminist-
ration die entsprechende Weichenstellung. Eltern,
Kinder und Lehrer*innen missen in diesem lang-
fristig angelegten Prozess hin zu mehr Inklusion
gleichermafen mitgenommen werden. Inklusi-
on lasst sich nicht verordnen, sondern muss auch
verstanden, akzeptiert und erfahrbar gemacht
werden. Das gilt fiir alle Gesellschaftsbereiche
und damit auch fiir die Schule.

Auch wenn Inklusion nicht verordnet werden
kann, so sollten landespolitisch die entsprechen-
den Rahmenbedingungen dazu geschaffen wer-
den. Die Liste der dazu erforderlichen Aufgaben
ist lang und sicher nicht in einer Legislatur um-
zusetzen. Fir jedes Kind die bestmdgliche Teilha-
be zu ermdglichen bedeutet, die Klassengréf3en
entsprechend anzupassen, Lehrer*innen ausrei-
chend Méglichkeiten fiir Fortbildung zu eréffnen,
die Curricula und didaktischen Konzepte zu tber-
arbeiten, die baulichen Voraussetzungen zu schaf-
fen und die Schulleitungen und die Selbstver-
waltungsmoglichkeiten von Schulen zu starken.
Hierzu gehort auch, die Aufgaben der Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektionen (ADD) mit der
schulbehordlichen Aufsicht so zu konkretisieren,
dass die notwendigen Entwicklungsprozesse der
Schulen im Lande aktiv beférdert werden kdnnen.

7. Aufgabe der Zivilgesellschaft als Gegeniiber
fur die Politik ist und bleibt es, eine tragfahige
Realisierung fiir das Ideal einer Gesellschaft,
an der alle gleichberechtigt und selbstbe-
stimmt teilhaben kdnnen, immer wieder einzu-
fordern, zu erstreiten und konkret zu erproben.

Zur Zivilgesellschaft gehdren neben vielfaltigen
Initiativen und Interessenverbanden, den Kirchen
und Parteien auch die freien Trager der Kinder-
und Jugendbhilfe, die Wohlfahrtsverbande sowie
die Medien und nicht zuletzt die jungen Menschen
selbst. Die Zivilgesellschaft ist jenseits aller Dif-
ferenzen und Auseinandersetzungen herausge-
fordert, die Forderung nach Teilhabe fiir alle als
Grundbedingung eines demokratisch und rechts-
staatlich verfassten Gemeinwesens immer wie-
der neu und kritisch anzumahnen, auf Erreichtes
ebenso wie auf Versaumnisse konkret hinzuwei-
sen, Optionen und Alternativen aufzuzeigen. In-
formative Berichterstattung ebenso wie kritische
Diskussionen sind dafiir unverzichtbar. Politik ist
angewiesen auf den Diskurs mit der Zivilgesell-
schaft — gerade mit jungen Menschen selbst — und
muss daflir Voraussetzungen und Gelegenheiten
schaffen, dies ist die letzte und zugleich erste For-
derung.

281



PROJEKTGRUPPE:

»DRITTER KINDER- UND JUGENDBERICHT
RHEINLAND-PFALZ"

Projektleitung Wissenschaftliche und studentische Hilfskrafte
AOR Dr. Magdalena Joos Anne-Kathrin Schmitz
Universitat Trier wissenschaftliche Hilfskraft

Universitat Trier
Heinz Miiller

Institut fuir Sozialpadagogische Forschung Janine Abou-Farhat
Mainz (ism gGmbH) wissenschaftliche Hilfskraft
Universitat Trier (2018)
Prof. Dr. Christian Schrapper
Universitdt Koblenz-Landau Nicole Brand
studentische Hilfskraft
Projektmitarbeiterinnen Universitat Trier (2018)

Eva Dittmann
Institut fiir Sozialpadagogische Forschung
Mainz (ism gGmbH)

Sybille Kiihnel
Institut fir Sozialpadagogische Forschung

Mainz (ism gGmbH)

Julia Larissa Reez
Universitat Koblenz-Landau (2018)

282



LITERATUR

Albert, Mathias/ Hurrelmann, Klaus/ Quenzel,
Gudrun (2015): 17. Shell-Jugendstudie.
Frankfurt a.M.

Albert, Mathias/ Hurrelmann, Klaus/ Quenzel,
Gudrun (2019): 18. Shell-Jugendstudie.
Weinheim und Basel.

Andresen, Sabine/ Méller, Renate (2019):
Children's Worlds+ Eine Studie zu Bedarfen von
Kindern und Jugendlichen in Deutschland. On-
line verfiigbar unter: https://www.bertelsmann-
stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/
GrauePublikationen/Studie_WB_Children_s_
Worlds_2019.pdf

Arbeitsgemeinschaft fiir Kinder und Jugendhilfe
(AG]J) (2019): Inklusion in der Jugendarbeit.

10 Jahre UN-BRK - ein Blick auf die Entwicklungen
in der und Erwartungen an die Jugendarbeit. Ber-
lin. Online verfligbar unter: https://www.agj.de/
fileadmin/files/positionen/2019/Inklusion_Ju-
gendarbeit.pdf

Arbeitsgemeinschaft fiir Kinder und Jugendhilfe
(AG]J) (2014): Junge Volljahrige nach der stationa-
ren Hilfe zur Erziehung. Leaving Care als eine drin-
gende fach- und sozialpolitische Herausforderung
in Deutschland. Berlin. Online verfiigbar unter:
https://www.agj.de/fileadmin/files/publikationen/
Care_Leaver.pdf

Arbeitsgemeinschaft fiir Kinder- und Jugend-
hilfe (AGJ) (2019): ,Anders als Ihr denkt!” Land-
liche Rdume als Gestaltungsaufgabe fiir die
Sozialen Dienste und erzieherischen Hilfen. Posi-
tionspapier der Arbeitsgemeinschaft fiir Kinder-
und Jugendhilfe. Berlin. Online verfligbar unter:
https://www.agj.de/fileadmin/user_upload/FA/VI/
Landliche_Raume.pdf

Stand: Januar 2021

Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik
(AKJStat) (2019): Komdat Heft 2/2019.
Dortmund.

Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik
(AKJStat) (2019a): Komdat Heft 3/2019.
Dortmund.

Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik
(AK]Stat) (2020): Komdat Heft 1/2020.
Dortmund.

Autorengruppe Bildungsberichterstat-

tung (2018): Bildung in Deutschland kompakt
2018. Bielefeld. Online verfligbar unter: https://
www.bildungsbericht.de/de/bildungsberichte-
seit-2006/bildungsbericht-2018/pdf-bildungsbe-
richt-2018/bbe18-kompakt.pdf

Beauftragter der Bundesregierung fiir die Be-
lange behinderter Menschen (2010): Die UN-
Behindertenrechtskonvention — Ubereinkommen
tiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen.
Berlin.

Bertelsmann-Stiftung (2020): Factsheet Kinder-
armut in Deutschland. Online verfligbar unter:
https://www.bertelsmann-stiftung.de/filead-
min/files/BSt/Publikationen/GrauePublikatio-
nen/291_2020_BST_Facsheet_Kinderarmut_SGB-
Il_Daten__ID967.pdf

Beierle, Sarah/ Tillmann, Frank (2015): Jugend
im landlichen Raum im Blick behalten! In: drei-
zehn. Zeitschrift fir Jugendsozialarbeit, 13/2015,
S.15-18.

283


https://www.bertelsmannstiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_WB_Children_s_Worlds_2019.pdf
https://www.bertelsmannstiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_WB_Children_s_Worlds_2019.pdf
https://www.bertelsmannstiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_WB_Children_s_Worlds_2019.pdf
https://www.bertelsmannstiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_WB_Children_s_Worlds_2019.pdf
https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2019/Inklusion_Jugendarbeit.pdf
https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2019/Inklusion_Jugendarbeit.pdf
https://www.agj.de/fileadmin/files/positionen/2019/Inklusion_Jugendarbeit.pdf
https://www.agj.de/fileadmin/files/publikationen/Care_Leaver.pdf
https://www.agj.de/fileadmin/files/publikationen/Care_Leaver.pdf
https://www.agj.de/fileadmin/user_upload/FA/VI/Ländliche_Räume.pdf
https://www.agj.de/fileadmin/user_upload/FA/VI/Ländliche_Räume.pdf
https://www.bildungsbericht.de/de/bildungsberichte-seit-2006/bildungsbericht-2018/pdf-bildungsbericht-2018/bbe18-kompakt.pdf
https://www.bildungsbericht.de/de/bildungsberichte-seit-2006/bildungsbericht-2018/pdf-bildungsbericht-2018/bbe18-kompakt.pdf
https://www.bildungsbericht.de/de/bildungsberichte-seit-2006/bildungsbericht-2018/pdf-bildungsbericht-2018/bbe18-kompakt.pdf
https://www.bildungsbericht.de/de/bildungsberichte-seit-2006/bildungsbericht-2018/pdf-bildungsbericht-2018/bbe18-kompakt.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/291_2020_BST_Facsheet_Kinderarmut_SGB-II_Daten__ID967.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/291_2020_BST_Facsheet_Kinderarmut_SGB-II_Daten__ID967.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/291_2020_BST_Facsheet_Kinderarmut_SGB-II_Daten__ID967.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/291_2020_BST_Facsheet_Kinderarmut_SGB-II_Daten__ID967.pdf

284

Boers, Klaus/ Reinecke, Jost/ Bentrup, Chris-
tina/ Daniel, Andreas/ Kanz, Kristina-Maria/
Schulte, Philipp/ Seddig, Daniel/ Theimann,
Maike/ Verneuer, Lena/ Walburg, Christian
(2014): Vom Jugend- zum friithen Erwachsenen-
alter. In: MschrKrim — Monatsschrift fiir Krimino-
logie und Strafrechtsreform 183 - 202, 3/2014,
S.1-18.

Boers, Klaus (2019): Delinquenz im Altersverlauf.
In: Monatsschrift fiir Kriminologie und Strafrechts-
reform, 1/2019.

B6hnisch, Lothar (2011): Jugendarbeit als Lern-
ort. In: Hafeneger, Benno (Hrsg.): Handbuch au-
[3erschulische Jugendbildung. Schwalbach/Ts.

B6hnisch, Lothar (2016): Der Weg zum sozialpa-
dagogischen und sozialisationstheoretischen Kon-
zept Lebensbewaltigung. In: Litau, John/ Walther,
Andreas/ Warth, Annegret/ Wey, Sophia (Hrsg.):
Theorie und Forschung zur Lebensbewaltigung.
Methodologische Vergewisserungen und empiri-
sche Befunde. Weinheim und Basel, S.18-38.

Béhnisch, Lothar (2019): Lebensbewaltigung.
Ein Konzept fiir die Soziale Arbeit. 2. iberarbeitete
und erweiterte Auflage. Weinheim und Basel.

Bohnsack, Ralf (2000): Gruppendiskussionsver-
fahren und Milieuforschung. In: Friebertshauser,
Barbara/ Prengel, Annedore (Hrsg.): Handbuch
Qualitative Forschungsmethoden in der Erziehungs-
wissenschaft. Weinheim/Miinchen, S.492-502.

Bohnsack, Ralf (2007): Dokumentarische Me-
thode. In: Buber, Renate/ Holzmdiller, Hartmut H.
(Hrsg.): Qualitative Marktforschung. Konzepte -
Methoden — Analysen. Wiesbaden, S.321-330.

Bohnsack, Ralf (2008): Rekonstruktive Sozialfor-
schung — Einflihrung in qualitative Methoden. 7.
uberarbeitete und erweiterte Auflage. Opladen/
Farmington Hills.

Bos, Winfried/ Hornberg, Sabine/ Arnold, Karl-
Heinz/ Faust, Gabriele/ Fried, Lilian/ Lankes,
Eva-Maria/ Schwippert, Knut/ Valtin, Renate
(2008): IGLU-E 2006. Die Lander der Bundesre-
publik Deutschland im nationalen und interna-
tionalen Vergleich — Zusammenfassung. Online
verfligbar unter: https://dgls.de/wp-content/up-
loads/2019/03/iglu06_band2_pressemappe_far-
big1.pdf

Brodersen, Folke/ Ebner, Sandra/ Schiitz, Sandra
(2019): ,How to ?” — Methodische Anregungen
fur quantitative Erhebungen mit Jugendlichen mit
Behinderung. Erkenntnisse aus dem Projekt ,In-
klusive Methoden”. Miinchen.

Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) (2015): Die Raumordnungsprog-
nose 2035 nach dem Zensus, BBSR-Analysen
KOMPAKT, Nr. 5/2015, Bonn.

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
(2018): ,Lebenslagen in Deutschland. Armuts-
und Reichtumsberichterstattung der Bundesregie-
rung. Der Finfte Armuts- und Reichtumsbericht
der Bundesregierung. Online verfiigbar unter:
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/
DE/Bericht/Archiv/Der-fuenfte-Bericht/fuenfter-
bericht.html

Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2009): 13. Kinder-
und Jugendbericht. Bericht liber die Lebenssituati-
on junger Menschen und die Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe in Deutschland. Berlin.

Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2013): 14. Kinder-
und Jugendbericht. Bericht liber die Lebenssitua-
tion junger Menschen und die Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe in Deutschland. Berlin.


https://dgls.de/wp-content/uploads/2019/03/iglu06_band2_pressemappe_farbig1.pdf
https://dgls.de/wp-content/uploads/2019/03/iglu06_band2_pressemappe_farbig1.pdf
https://dgls.de/wp-content/uploads/2019/03/iglu06_band2_pressemappe_farbig1.pdf
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Bericht/Archiv/Der-fuenfte-Bericht/fuenfter-bericht.html
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Bericht/Archiv/Der-fuenfte-Bericht/fuenfter-bericht.html
https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Bericht/Archiv/Der-fuenfte-Bericht/fuenfter-bericht.html

Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2016): Dokumen-
tation des Fachaustausches ,Gesellschaftspoliti-
sche und medizinische Entwicklungen im Umgang
mit Transsexualitat und Transidentitat” 21.11.2016
— Begleitmaterial zur Innenministeriellen Arbeits-
gruppe Inter- & Transsexualitdt — Band 6. Online
verfligbar unter: https://www.bmfsfj.de/blob/11
6662/20e170bcaedd1487c5eaa8e46c262549/
fachaustausch-gesellschaftspolitische-und-medi-
zinische-entwicklungen-im-umgang-mit-transse-
xualitaet-data.pdf

Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2016a): Familien
mit Migrationshintergrund: Analysen zur Lebens-
situation, Erwerbsbeteiligung und Vereinbarkeit
von Familie und Beruf. 2. aktualisierte und Gber-
arbeitete Auflage. Online verfligbar unter: https://
www.bmfsfj.de/blob/93744/3de8fd035218de20
885504ea2abde8ce/familien-mit-migrationshin-
tergrund-data.pdf

Bundesministerium fiir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2017): 15. Kinder-
und Jugendbericht. Bericht (iber die Lebenssitua-
tion junger Menschen und die Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe in Deutschland. Berlin.

Bundesregierung Deutschland (1970): Bildungs-
bericht "70: Bericht der Bundesregierung zur Bil-
dungspolitik. Bonn.

Burghardt, Daniel/ Dederich, Markus/ Dziabel,
Nadine/ Hohne, Thomas/ Lohwasser, Diana/
Stohr, Robert/ Zirfas, J6rg (2017): Vulnerabilitat.
Padagogische Herausforderungen. Stuttgart.

Chandler, Vincent/ Heger, Dorte/ Wuckel,
Christiane (2019): The Perils of Returning to
School — New Insights into the Seasonality of
Youth Suicides. Ruhr Economic Papers #820.
Online verfiigbar unter: http://www.rwi-essen.de/
media/content/pages/publikationen/ruhr-econo-
mic-papers/rep_19_820.pdf

Deinet, Ulrich/ Sturzenhecker, Benedikt (2013):
Handbuch offene Kinder- und Jugendarbeit.
Wiesbaden.

Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB), Hans-
Bockler-Stiftung (HBS) (2018): Der ATLAS DER
ARBEIT. Daten und Fakten Uber Jobs, Einkommen
und Beschaftigung. Online verfiigbar unter: https://
www.boeckler.de/pdf/atlas_der_arbeit_2018.pdf

Deutsches Institut fiir Medizinische Dokumen-
tation und Information (2020): ICD-10-GM. Ver-
flgbar unter: https://www.dimdi.de/dynamic/de/
klassifikationen/icd/icd-10-gm/

Deutsches Institut fiir Menschenrechte (2019):
Wer Inklusion will, sucht Wege. Zehn Jahre UN-
Behindertenrechtskonvention in Deutschland.
Online verfuigbar unter: https://www.institut-fu-
er-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/
Publikationen/ANALYSE/Wer_Inklusion_will_
sucht_Wege_Zehn_Jahre_UN_BRK_in_Deutsch-
land.pdf#page=30

Dittmann, Eva (2016): Der Einsatz von Integra-
tionshilfe — ein Beitrag zur Umsetzung inklusiver
Regelbeschulung? In: Dialog Erziehungshilfe,
4/2016, S.24-30.

Dittmann, Eva/ Miiller, Heinz/ Péhland,
Christina/ Rock, Kerstin (2018): Potenziale und
Grenzen von Integrationshilfen an Regelschulen.
Norderstedt.

Dittmann, Eva/ Miiller, Heinz (2019): Wo steht
die Integrationshilfe?! Entwicklungstrends und
Weiterentwicklungsbedarfe schulbezogener Ein-
gliederungshilfe. In: Das Jugendamt. Zeitschrift fiir
Jugendhilfe und Familienrecht, 3/2019, S.118-122.

Erikson, Erik H. (1966/80): Identitat und Lebens-
zyklus. Frankfurt.

European Union Agency For Fundamental
Rights (2020): LGBTI-Erhebung der FRA. Fragen
und Antworten zu den wichtigsten Ergebnissen
der LGBTI-Erhebung. Online verfligbar unter: htt-
ps://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/
lgbti_survey_-_general_qa_de.pdf

Fend, Helmut (2005). Entwicklungspsychologie
des Jugendalters. 3. Auflage. Wiesbaden.

285


https://www.bmfsfj.de/blob/116662/20e170bcaedd1487c5eaa8e46c262549/fachaustausch-gesellschaftspolitische-und-medizinische-entwicklungen-im-umgang-mit-transsexualitaet-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/116662/20e170bcaedd1487c5eaa8e46c262549/fachaustausch-gesellschaftspolitische-und-medizinische-entwicklungen-im-umgang-mit-transsexualitaet-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/116662/20e170bcaedd1487c5eaa8e46c262549/fachaustausch-gesellschaftspolitische-und-medizinische-entwicklungen-im-umgang-mit-transsexualitaet-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/116662/20e170bcaedd1487c5eaa8e46c262549/fachaustausch-gesellschaftspolitische-und-medizinische-entwicklungen-im-umgang-mit-transsexualitaet-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/116662/20e170bcaedd1487c5eaa8e46c262549/fachaustausch-gesellschaftspolitische-und-medizinische-entwicklungen-im-umgang-mit-transsexualitaet-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/93744/3de8fd035218de20885504ea2a6de8ce/familien-mit-migrationshintergrund-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/93744/3de8fd035218de20885504ea2a6de8ce/familien-mit-migrationshintergrund-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/93744/3de8fd035218de20885504ea2a6de8ce/familien-mit-migrationshintergrund-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/93744/3de8fd035218de20885504ea2a6de8ce/familien-mit-migrationshintergrund-data.pdf
http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/ruhr-economic-papers/rep_19_820.pdf
http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/ruhr-economic-papers/rep_19_820.pdf
http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/ruhr-economic-papers/rep_19_820.pdf
https://www.boeckler.de/pdf/atlas_der_arbeit_2018.pdf
https://www.boeckler.de/pdf/atlas_der_arbeit_2018.pdf
https://www.dimdi.de/dynamic/de/klassifikationen/icd/icd-10-gm/
https://www.dimdi.de/dynamic/de/klassifikationen/icd/icd-10-gm/
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Wer_Inklusion_will_sucht_Wege_Zehn_Jahre_UN_BRK_in_Deutschland.pdf#page=30
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Wer_Inklusion_will_sucht_Wege_Zehn_Jahre_UN_BRK_in_Deutschland.pdf#page=30
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Wer_Inklusion_will_sucht_Wege_Zehn_Jahre_UN_BRK_in_Deutschland.pdf#page=30
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Wer_Inklusion_will_sucht_Wege_Zehn_Jahre_UN_BRK_in_Deutschland.pdf#page=30
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Wer_Inklusion_will_sucht_Wege_Zehn_Jahre_UN_BRK_in_Deutschland.pdf#page=30
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/lgbti_survey_-_general_qa_de.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/lgbti_survey_-_general_qa_de.pdf
https://fra.europa.eu/sites/default/files/fra_uploads/lgbti_survey_-_general_qa_de.pdf

286

Franzkowiak, Peter/ Hurrelmann, Klaus (2018):

Gesundheit. Online verfligbar unter: https://www.

leitbegriffe.bzga.de/systematisches-verzeichnis/
allgemeine-grundbegriffe/gesundheit/

Fritz-Schubert, Ernst (2017): Lernziel Wohlbe-
finden. Entwicklung des Konzeptes ,Schulfach
Gliick” zur Operationalisierung und Realisierung
gesundheits- und bildungsrelevanter Zielkatego-
rien. Weinheim und Basel.

Fuchs, Wiebke/ Ghattas, Dr. Can Christian/
Reinert, Deborah/ Widmann, Charlotte (2012):
Studie zur Lebenssituation von Transsexuellen in
NRW. Online verfligbar unter: https://berlin.lsvd.
de/wp-content/uploads/2017/01/Studie_Lebens-
situation-von-Transsexuellen.pdf

Fiickel, Sebastian (2019): Bevolkerung 2018.
Einwohnerzahl des Landes steigt das siebte Jahr in
Folge. Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz
12/2019. Online verfugbar unter: https://www.
statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshef-
te/2019/Dezember/12-2019-839.pdf

Fiickel, Sebastian (2019a): Bevolkerung mit
Migrationshintergrund 2017. Fast jede vierte
Rheinland-Pfalzerin bzw. jeder vierte Rheinland-
Pfélzer hat einen Migrationshintergrund. Statisti-
sche Monatshefte Rheinland-Pfalz. 6/2019. On-
line verfligbar unter: http://www.statistik.rlp.
de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/
Juni/06-2019-407.pdf

Fiickel, Sebastian (2019b): Haushalte und Fami-
lie 2018. Die Pluralisierung der Haushalts- und
Familienformen schreitet weiter voran. Statisti-
sche Monatshefte Rheinland-Pfalz 10/2019. On-
line verfiigbar unter: https://www.statistik.rlp.de/
fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Okto-
ber/10-2019-716.pdf

Glaser, Barney/ Strauss, Anselm (1967):
The Discovery of Grounded Theory. Strategies for
Qualitative Research. Chicago.

Goffman, Erving (1967/2018): Stigma. Uber die

Techniken zur Bewdltigung beschadigter Identitét.

Frankfurt a. M.

Greiner, Wolfgang/ Batram, Manuel/ Scholz,
Stefan/ Witte, Julian (2019): Kinder- und Jugend-
report Rheinland-Pfalz. Gesundheitsversorgung
von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz.

Grobe, Thomas G./ Steinmann, Susanne/
Szecseny, Joachim (2018): BARMER Arztreport
2018. Schriftenreihe zur Gesundheitsanalyse. On-
line verfligbar unter: https://www.barmer.de/blob
/144368/08f7b513fdb6f06703c6€9765ee9375f/
data/dl-barmer-arztreport-2018.pdf

Gugutzer, Robert (2015): Soziologie des Korpers.
5. vollst. Giberarbeitete Auflage. Bielefeld.

Hafeneger, Benno (2013): Beschimpfen, blof3-
stellen, erniedrigen. Beschdmung in der Padago-
gik. Frankfurt a. M.

Hamburger, Franz (2009): Abschied von der In-
terkulturellen Padagogik. Weinheim und Miinchen.

Havighurst, Robert J. (1953): Human Develop-
ment and Education. New York.

Heinen, Andreas/ Wiezorek, Christine/ Wil-
lems, Helmut (2020): Entgrenzung der Jugend
und Verjugendlichung der Gesellschaft. Zur Not-
wendigkeit einer »Neuvermessung« jugendtheo-
retischer Positionen. Weinheim.

Holz, Gerda/ Richter, Antje/ Wiistendorfer,
Werner/ Giering, Dietrich (2006): Zukunfts-
chancen fir Kinder!? - Wirkung von Armut bis
zum Ende der Grundschulzeit. Endbericht der

3. AWO-ISS-Studie im Auftrag der Arbeiterwohl-
fahrt Bundesverband e.V. Frankfurt a. M. ISS-Pon-
tifex 2/2006.

Homfeldt, Hans G./ Schréer, Wolfgang/
Schweppe, Cornelia (Hrsg.) (2008): Vom Ad-
ressaten zum Akteur. Soziale Arbeit und Agency.
Opladen und Berlin.

Honneth, Axel (2018): Anerkennung. Eine euro-
paische Ideengeschichte. Berlin.


https://www.leitbegriffe.bzga.de/systematisches-verzeichnis/allgemeine-grundbegriffe/gesundheit/
https://www.leitbegriffe.bzga.de/systematisches-verzeichnis/allgemeine-grundbegriffe/gesundheit/
https://www.leitbegriffe.bzga.de/systematisches-verzeichnis/allgemeine-grundbegriffe/gesundheit/
https://berlin.lsvd.de/wp-content/uploads/2017/01/Studie_Lebenssituation-von-Transsexuellen.pdf
https://berlin.lsvd.de/wp-content/uploads/2017/01/Studie_Lebenssituation-von-Transsexuellen.pdf
https://berlin.lsvd.de/wp-content/uploads/2017/01/Studie_Lebenssituation-von-Transsexuellen.pdf
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Dezember/12-2019-839.pdf
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Dezember/12-2019-839.pdf
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Dezember/12-2019-839.pdf
http://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Juni/06-2019-407.pdf
http://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Juni/06-2019-407.pdf
http://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Juni/06-2019-407.pdf
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Oktober/10-2019-716.pdf
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Oktober/10-2019-716.pdf
https://www.statistik.rlp.de/fileadmin/dokumente/monatshefte/2019/Oktober/10-2019-716.pdf
https://www.barmer.de/blob/144368/08f7b513fdb6f06703c6e9765ee9375f/data/dl-barmer-arztreport-2018.pdf
https://www.barmer.de/blob/144368/08f7b513fdb6f06703c6e9765ee9375f/data/dl-barmer-arztreport-2018.pdf
https://www.barmer.de/blob/144368/08f7b513fdb6f06703c6e9765ee9375f/data/dl-barmer-arztreport-2018.pdf

Hoops, Susanne/ Holthusen, Bernd (2011):
Delinquenz im Jugendalter — Ein Indikator fiir Ge-
fahrdung? In: IzZKK-Nachrichten: Gefahrdungen im
Jugendalter, 1/2011, S.36-40. Online verfligbar
unter: https://www.dji.de/fileadmin/user_upload/
bibs/jugendkriminalitaet/IZKK_gefaehrdung_
HoHo.pdf

Hurrelmann, Klaus (2007): Lebensphase Jugend.
Eine Einflihrung in die sozialwissenschaftliche Ju-
gendforschung. Weinheim und Miinchen.

Hurrelmann, Klaus/ Quenzel, Gudrun (2016):
Lebensphase Jugend. Eine Einflihrung in die sozi-
alwissenschaftliche Jugendforschung. Weinheim
und Basel.

Huf3mann, Anke/ Wendt, Heike/ Bos, Wilfried/
Bremerich-Vos, Albert/ Kasper, Daniel/ Lankes,
Eva-Maria/ McElvany, Nele/ Stubbe, Tobias C./
Valtin, Renate (2017): IGLU 2016 Lesekompeten-
zen von Grundschulkindern in Deutschland im in-
ternationalen Vergleich. Miinster und New York.
Online verfiigbar unter: https://www.kmk.org/fi-
leadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2017/
IGLU_2016_Berichtsband.pdf

Initiative D21 e. V. (2020): Wie digital ist
Deutschland? Online verfligbar unter: https://
initiatived21.de/app/uploads/2020/02/d21_in-
dex2019_2020.pdf

Institut flr Sozialpadagogische Forschung
Mainz gGmbH (2018): Hilfen zur Erziehung -
Aktuelle Befunde zum Erhebungsjahr 2017. Online
verfligbar unter: https://www.berichtswesen-rlp.
de/befunde.html

Keupp, Heiner (1988): Riskante Chancen. Das
Subjekt zwischen Psychokultur und Selbstorgani-
sation. Heidelberg.

Deutsches Kinderhilfswerk (Hrsg.) (2018):
Kinderreport Deutschland. Rechte von Kindern
in Deutschland. Online verfiigbar unter: https://
www.dkhw.de/schwerpunkte/kinderrechte/kin-
derreport-2018-kinderarmut-in-deutschland/

King, Michael/ Semlyen, Joanna/See Tai,
Sharon/ Killaspy, Helen/ Osborn, David/ Po-
pelyuk, Dmitri/ Nazareth, Irwin (2008): A sys-
tematic review of mental disorder, suicide, and
deliberate self-harm in lesbian, gay and bisexual
people. Online verfiigbar unter: https://www.ncbi.
nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC2533652/

Klemm, Klaus (2015): Inklusion in Deutsch-
land. Daten und Fakten. Online verfiigbar unter:
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/
files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Stu-
die_IB_Klemm-Studie_Inklusion_2015.pdf

Klemm, Klaus (2018): Unterwegs zur inklusiven
Schule. Lagebericht 2018 aus bildungsstatistischer
Perspektive. Giitersloh. Online verfligbar unter:
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/
files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Stu-
die_IB_Unterwegs-zur-inklusiven-Schule_2018.pdf

Klemm, Klaus (2020): Bildungspolitische Strate-
gien inklusiver Bildung in Deutschland. Online ver-
flgbar unter: https://www.afet-ev.de/assets/pro-
jekte/2020-03_Expertise_Prof.Dr.Klemm_ism.pdf

Klipker, Kathrin/ Baumgarten, Franz/ Gobel,
Kristin/ Lampert, Thomas/ Hoélling, Heike
(2018): Psychische Auffalligkeiten bei Kindern und
Jugendlichen in Deutschland. Querschnittergeb-
nisse aus KiGGS Welle 2 und Trends. In: Journal of
Health Monitoring, 3/2018, S.37-45.

Koch, Wolfgang/ Frees, Beate (2018): ARD/ZDF-
Onlinestudie 2017: Neun von zehn Deutschen
online. Online verfuigbar unter: http://www.ard-
zdf-onlinestudie.de/files/2017/Artikel/917_Koch_
Frees.pdf

Kommission fiir gleichwertige Lebensverhalt-
nisse (2019): Unser Plan fiir Deutschland. Gleich-
wertige Lebensverhaltnisse tiberall. Online verfiig-
bar unter: https://www.bmfsfj.de/blob/137240/
e94cf2ffab8768fd37ale632db3ee51e/schlussfol-
gerungen-kommission-gleichwertige-lebensver-
haeltnisse-langversion-data.pdf

287


https://www.dji.de/fileadmin/user_upload/bibs/jugendkriminalitaet/IZKK_gefaehrdung_HoHo.pdf
https://www.dji.de/fileadmin/user_upload/bibs/jugendkriminalitaet/IZKK_gefaehrdung_HoHo.pdf
https://www.dji.de/fileadmin/user_upload/bibs/jugendkriminalitaet/IZKK_gefaehrdung_HoHo.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2017/IGLU_2016_Berichtsband.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2017/IGLU_2016_Berichtsband.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2017/IGLU_2016_Berichtsband.pdf
https://initiatived21.de/app/uploads/2020/02/d21_index2019_2020.pdf
https://initiatived21.de/app/uploads/2020/02/d21_index2019_2020.pdf
https://initiatived21.de/app/uploads/2020/02/d21_index2019_2020.pdf
https://www.berichtswesen-rlp.de/befunde.html
https://www.berichtswesen-rlp.de/befunde.html
https://www.dkhw.de/schwerpunkte/kinderrechte/kinderreport-2018-kinderarmut-in-deutschland/
https://www.dkhw.de/schwerpunkte/kinderrechte/kinderreport-2018-kinderarmut-in-deutschland/
https://www.dkhw.de/schwerpunkte/kinderrechte/kinderreport-2018-kinderarmut-in-deutschland/
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC2533652/
https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC2533652/
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Klemm-Studie_Inklusion_2015.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Klemm-Studie_Inklusion_2015.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Klemm-Studie_Inklusion_2015.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Unterwegs-zur-inklusiven-Schule_2018.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Unterwegs-zur-inklusiven-Schule_2018.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Unterwegs-zur-inklusiven-Schule_2018.pdf
https://www.afet-ev.de/assets/projekte/2020-03_Expertise_Prof.Dr.Klemm_ism.pdf
https://www.afet-ev.de/assets/projekte/2020-03_Expertise_Prof.Dr.Klemm_ism.pdf
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/2017/Artikel/917_Koch_Frees.pdf
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/2017/Artikel/917_Koch_Frees.pdf
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/2017/Artikel/917_Koch_Frees.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/137240/e94cf2ffab8768fd37a1e632db3ee51e/schlussfolgerungen-kommission-gleichwertige-lebensverhaeltnisse-langversion-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/137240/e94cf2ffab8768fd37a1e632db3ee51e/schlussfolgerungen-kommission-gleichwertige-lebensverhaeltnisse-langversion-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/137240/e94cf2ffab8768fd37a1e632db3ee51e/schlussfolgerungen-kommission-gleichwertige-lebensverhaeltnisse-langversion-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/blob/137240/e94cf2ffab8768fd37a1e632db3ee51e/schlussfolgerungen-kommission-gleichwertige-lebensverhaeltnisse-langversion-data.pdf

288

Kronauer, Martin (2010): Exklusion. Die Gefahr-
dung des Sozialen im hoch entwickelten Kapitalis-
mus. 2. Auflage. Frankfurt und New York.

Kriiger, Heinz-Hermann (2007): Jugend und
Jugendforschung. In: Tenorth, Heinz-Elmar/
Tippelt, Rudolf (Hrsg.): Lexikon Padagogik.
Weinheim und Basel, S.370-373.

Kriiger, Heinz-Hermann/ Grunert, Cathleen
(2010): Handbuch Kindheits- und Jugendfor-
schung. Wiesbaden.

Kultusministerkonferenz der Lander in der
Bundesrepublik Deutschland (KMK) (2010):
Padagogische und rechtliche Aspekte der Um-
setzung des Ubereinkommens der Vereinten Na-
tionen vom 13. Dezember 2006 (ber die Rechte
von Menschen mit Behinderungen (Behinderten-
rechtskonvention — VN-BRK) in der schulischen
Bildung. Online verfiigbar unter: https://www.
kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_
beschluesse/2010/2010_11_18-Behindertenrecht-
konvention.pdf

Kultusministerkonferenz der Lander in der
Bundesrepublik Deutschland (KMK) (2013):
Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Schu-
le. Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
25101996 i. d. F. vom 05.12.2013. Online verfiig-
bar unter: https://www.kmk.org/fileadmin/veroef-
fentlichungen_beschluesse/1996/1996_10_25-In-
terkulturelle-Bildung.pdf

Kutsch, Horst B. (2007): Reprasentativitat in der
Online-Marktforschung. Lésungsansdtze zur Re-

duktion von Verzerrungen bei Befragungen im In-
ternet. In: Electronic Commerce Band 35. Lohmar.

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz (2017):
Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS). Jahresbericht
2016. Online verfiigbar unter: https://www.po-
lizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/
Statistiken/_PKS_Landesweit/2016/PKS-)ahresbe-
richt_2016.pdf

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz (2019):
Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS). Jahresbericht
2018. Online verfligbar unter: https://www.po-
lizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/
Statistiken/_PKS_Landesweit/2018/PKS-Jahresbe-
richt_2018.pdf

Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz (2020):
Tatverdachtigentabellen — Aufgliederung der Tat-
verdachtigen nach Alter und Geschlecht. Jahrgan-
ge 2012 bis 2018. Online verfuigbar unter: https://
www.polizei.rlp.de/de/service/statistiken/krimi-
nalstatistik/

Landtag Rheinland-Pfalz (2008): Gesetzentwurf
der Landesregierung — Landesgesetz zur Ande-
rung der Schulstruktur. 15. Wahlperiode. Druck-
sache 15/2514. Online verfligbar unter: https://
dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksa-
chen/2514-15.pdf

Landtag Rheinland-Pfalz (2019): Kleine Anfrage
des Abgeordneten Michael Frisch (AfD) und Ant-
wort des Ministeriums fir Soziales, Arbeit, Gesund-
heit und Demografie. Ergebnisse von Schuleein-
gangsuntersuchungen in Rheinland-Pfalz in den
Jahren 2010 bis 2018. Drucksache 17/8787 vom
08.04.2019. Mainz.

Landtag Rheinland-Pfalz (2019): ,Antwort des
Ministeriums fur Soziales, Arbeit, Gesundheit

und Demografie auf die Gro[3e Anfrage der Frak-
tion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Drucksache
17/9391 - Psychische Gesundheit in Rheinland-
Pfalz - Bestandsaufnahme und Versorgung.

17. Wahlperiode. Drucksache 17/9682 zu Drucksa-
che 17/9391, 22.07.2019. Online verfligbar unter:
https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/
uploads/2019/09/9682-17.pdf

Laubstein, Claudia/ Holz, Gerda/ Seddig, Nadine
(2016): Armutsfolgen fir Kinder und Jugendliche.
Erkenntnisse aus empirischen Studien in Deutsch-
land. Gitersloh.

Lenz, Karl/ Schefold, Werner/ Schréer,
Wolfgang (2004): Entgrenzte Lebensbewaltigung.
Jugend, Geschlecht und Jugendhilfe. Weinheim
und Basel.


https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2010/2010_11_18-Behindertenrechtkonvention.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2010/2010_11_18-Behindertenrechtkonvention.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2010/2010_11_18-Behindertenrechtkonvention.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2010/2010_11_18-Behindertenrechtkonvention.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1996/1996_10_25-Interkulturelle-Bildung.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1996/1996_10_25-Interkulturelle-Bildung.pdf
https://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1996/1996_10_25-Interkulturelle-Bildung.pdf
https://www.polizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Statistiken/_PKS_Landesweit/2016/PKS-Jahresbericht_2016.pdf
https://www.polizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Statistiken/_PKS_Landesweit/2016/PKS-Jahresbericht_2016.pdf
https://www.polizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Statistiken/_PKS_Landesweit/2016/PKS-Jahresbericht_2016.pdf
https://www.polizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Statistiken/_PKS_Landesweit/2016/PKS-Jahresbericht_2016.pdf
https://www.polizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Statistiken/_PKS_Landesweit/2018/PKS-Jahresbericht_2018.pdf
https://www.polizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Statistiken/_PKS_Landesweit/2018/PKS-Jahresbericht_2018.pdf
https://www.polizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Statistiken/_PKS_Landesweit/2018/PKS-Jahresbericht_2018.pdf
https://www.polizei.rlp.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Statistiken/_PKS_Landesweit/2018/PKS-Jahresbericht_2018.pdf
https://www.polizei.rlp.de/de/service/statistiken/kriminalstatistik/
https://www.polizei.rlp.de/de/service/statistiken/kriminalstatistik/
https://www.polizei.rlp.de/de/service/statistiken/kriminalstatistik/
https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/2514-15.pdf
https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/2514-15.pdf
https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/2514-15.pdf
https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/09/9682-17.pdf
https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/09/9682-17.pdf

Luhmann, Niklas (1995): Inklusion und Exklusion.

In: Soziologische Aufkldrung 6. Die Soziologie &
der Mensch. Opladen.

Mayring, Philipp (2007): Qualitative Inhalts-
analyse. Grundlagen und Techniken. 9. Auflage.
Weinheim und Basel.

Mayring, Philipp (2016): Einfihrung in die quali-
tative Sozialforschung. Eine Anleitung zu qualita-
tivem Denken. Weinheim und Basel.

Ministerium fiir Bildung Rheinland-Pfalz
(2019): Keyfacts Kindertagespflege in Rheinland-
Pfalz. Online verfiigbar unter: https://kita.rlp.de/
fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_
Keyfacts_Kindertagespflege_2019.pdf

Ministerium fiir Bildung Rheinland-Pfalz
(2019a): Keyfacts Kindertagesstatten in Rheinland-
Pfalz. Versorgungssituation — Stand 01.03.2019.
Online verfligbar unter: https://kita.rlp.de/filead-
min/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_
Versorgungssituation_2019_2018.pdf

Ministerium fiir Bildung Rheinland-Pfalz
(2019b): Keyfacts Kindertagesstatten in Rhein-
land-Pfalz. Besuchsverhalten - Stand 01.03.2019.
Online verfuigbar unter: https://kita.rlp.de/filead-
min/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Key-
facts_Besuchsverhalten_2019.pdf

Ministerium fiir Bildung Rheinland-Pfalz
(2019¢): Keyfacts Kindertagesstatten in Rhein-
land-Pfalz. Gruppentypen und Einrichtungsstruk-
turen — Stand 01.03.2019. Online verfligbar unter:
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_
Keyfacts/2019_Keyfacts_Gruppentypen_Einri-
chungsstrukturen.pdf

Ministerium fiir Bildung Rheinland-Pfalz
(2020): Inklusion in Schulen — Wahlrecht fiir
Eltern. Online verfligbar unter: https://bm.rlp.de/
de/bildung/inklusion/inklusion-im-schulbereich/

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft, Jugend
und Kultur (MBWJK) (2006): Leitlinien Schul-
sozialarbeit in Rheinland-Pfalz. Mainz.

Ministerium fiir Bildung, Wissenschaft, Jugend
und Kultur (MBW]JK) (2010): 1. Kinder- und Ju-
gendbericht Rheinland-Pfalz. Zwischen Infra-
struktur und Intervention - Zur Verantwortung
von Staat und Gesellschaft fiir das Heranwachsen
von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz.
Mainz. Online verfuigbar unter: https://jugendbe-
richtrlp.de/media/Freesites/jugendberichtrlp/1.ki-
jub/1_Kinder-_und_Jugendbericht_RLP.pdf

Ministerium fiir Familie, Frauen, Jugend,
Integration und Verbraucherschutz (MFFJIV)
(2019): Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz.
Die Inanspruchnahme erzieherischer Hilfe im
Kontext sozio- und infrastruktureller Einflussfak-
toren. 6. Landesbericht 2019. Mainz.

Ministerium fiir Integration, Familie, Kinder,
Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz (MIFKJF)
(2015): 2. Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz — Respekt, Rdume, Ressourcen. Mainz. Online
verfligbar unter: https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/
MFFJIV/Publikationen/Kinder_und_Jugend/2._Kin-
der-_und_Jugendbericht_Rheinland-Pfalz.pdf

Ministerium fir Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Demografie (2017): Europaischer Sozialfonds
(ESF) in Rheinland-Pfalz Forderperiode 2014-
2020. Rahmenbedingungen fiir den Férderansatz
Jobfux. Mainz.

Ministerium fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Demografie (2019): Jobfux an der Realschule
plus Wallhausen/Waldbdckelheim ist das 1000.
ESF-Projekt der Forderperiode im Jahr 2015.
Pressemitteilung vom 24.07.2019. Mainz.

Miihlmann, Thomas (2019): Regionale Unter-
schiede in der Kinder- und Jugendhilfe. Eine Zu-
satzanalyse zum ,Monitor Hilfen zur Erziehung
2019” zu erzieherischen Hilfen und Kinderschutz-
aufgaben der Jugendamter. Dortmund.

Miihlmann, Thomas/ Pothmann, Jens (2019):
Statistik der Kinder- und Jugendarbeit — Potenziale
noch nicht ausgeschopft. In: Komdat uni 2019, 1/
2019, S.1-8.

289


https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Kindertagespflege_2019.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Kindertagespflege_2019.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Kindertagespflege_2019.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Versorgungssituation_2019_2018.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Versorgungssituation_2019_2018.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Versorgungssituation_2019_2018.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Besuchsverhalten_2019.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Besuchsverhalten_2019.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Besuchsverhalten_2019.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Gruppentypen_Einrichungsstrukturen.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Gruppentypen_Einrichungsstrukturen.pdf
https://kita.rlp.de/fileadmin/kita/04_Service/03_Keyfacts/2019_Keyfacts_Gruppentypen_Einrichungsstrukturen.pdf
https://bm.rlp.de/de/bildung/inklusion/inklusion-im-schulbereich/
https://bm.rlp.de/de/bildung/inklusion/inklusion-im-schulbereich/
https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Publikationen/Kinder_und_Jugend/2._Kinder-_und_Jugendbericht_Rheinland-Pfalz.pdf
https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Publikationen/Kinder_und_Jugend/2._Kinder-_und_Jugendbericht_Rheinland-Pfalz.pdf
https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Publikationen/Kinder_und_Jugend/2._Kinder-_und_Jugendbericht_Rheinland-Pfalz.pdf
https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Publikationen/Kinder_und_Jugend/2._Kinder-_und_Jugendbericht_Rheinland-Pfalz.pd
https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Publikationen/Kinder_und_Jugend/2._Kinder-_und_Jugendbericht_Rheinland-Pfalz.pd
https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Publikationen/Kinder_und_Jugend/2._Kinder-_und_Jugendbericht_Rheinland-Pfalz.pd

290

Miiller, Annika (2012): Soziale Exklusion. In:
Eckardt, Frank (Hrsg.): Handbuch Stadtsoziologie.
Wiesbaden, S.421-447.

Miiller, Katharina/ Ehmke, Timo (2015): ,Soziale
Herkunft und Kompetenzerwerb”. In: Reiss,
Kristina/ Sélzer, Christine/ Schiepe-Tiska, Anja/
Klieme, Eckhard/ Koller, Olaf (Hrsg.): Pisa 2015 -
Eine Studie zwischen Kontinuitat und Innovation.
Waxmann: S.285-316. Online verfiigbar unter:
https://www.pisa.tum.de/fileadmin/w00bgi/
www/Berichtsbaende_und_Zusammenfassungun-
gen/Bericht_2015-openaccess.pdf

Nguyen, Toan Quoc (2014): ,Offensichtlich und
zugedeckt" — Alltagsrassismus in Deutschland.
Online verfiigbar unter: https://www.bpb.de/di-
alog/194569/offensichtlich-und-zugedeckt-all-
tagsrassismus-in-deutschland#footnode5-5

NiefRen, Manfred (1977): Gruppendiskussion.
Interpretative Methodologie-Methodenbegriin-
dung-Anwendung. Miinchen.

Nussbaum, Martha C. (1999): Gerechtigkeit oder
das gute Leben. Frankfurt a. M.

Nussbaum, Martha C. (2010): Die Grenzen der
Gerechtigkeit: Behinderung, Nationalitat und
Spezieszugehorigkeit. Frankfurt a. M.

Opp, Giinther/ Fingerle, Michael (2008):
Was Kinder starkt. Erziehung zwischen Risiko und
Resilienz. 3. Auflage. Miinchen.

Orth, Boris/ Merkel, Christina (2019a): Der Can-
nabiskonsum Jugendlicher und junger Erwachse-
ner in Deutschland. Ergebnisse des Alkoholsurveys
2018 und Trends. BZgA-Forschungsbericht. Koln.

Orth, Boris/ Merkel, Christina (2019b): Der Alko-
holkonsum Jugendlicher und junger Erwachsener
in Deutschland. Ergebnisse des Alkoholsurveys
2018 und Trends. BZgA-Forschungsbericht. Kéln.

Orth, Boris/ Merkel, Christina (2019¢): Rau-
chen bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen in
Deutschland. Ergebnisse des Alkoholsurveys 2018
und Trends. BZgA-Forschungsbericht. Kéln.

Paritatischer Gesamtverband (Hrsg.) (2013):
Zwischen Wohlstand und Verarmung: Deutsch-
land vor der Zerreif3probe. Bericht zu regionalen
Armutsentwicklung in Deutschland. Berlin.

Paritatischer Gesamtverband (Hrsg.) (2019):
30 Jahre Mauerfall - Ein viergeteiltes Deutsch-
land. Der Paritatische Armutsbericht 2019. Berlin.

Reuter, Julia (2002): Ordnungen des Anderen.
Zum Problem des Eigenen in der Soziologie des
Fremden. Bielefeld.

Saf}, Anke-Christine/ Schmitz, Roma/ Gutsche,
Johanna/ Rommel, Alexander (2016): Unflle in
Deutschland — Woran verletzten sich Kinder und
Jugendliche? In: GBE kompakt 2/2016. Online ver-
fligbar unter: www.rki.de/gbe-kompakt

Scherr, Albert/ Breit, Helen (2020): Diskriminie-
rung, Anerkennung und der Sinn fir die eigene so-
ziale Position. Wie Diskriminierungserfahrungen
Bildungsprozesse und Lebenschancen beeinflus-
sen. Weinheim und Basel.

Schienkiewitz, Anja/ Brettschneider, Anna-
Kristin/ Damerow, Stefan/ Rosario Schaffrath,
Angelika (2018): Ubergewicht und Adipositas im
Kindes- und Jugendalter in Deutschland. Quer-
schnittergebnisse aus KiGGS Welle 2 und Trends.
In: Journal of Health Monitoring. 1/2018, S.16-23.

Schénig, Wolfgang/ Fuchs, Andreas (2016):
Inklusion inkludiert. Was bedeutet Inklusion 10
Jahre nach der UN-BRK? In: Dies. (Hrsg.): Inklu-
sion: Gefordert! Gefdrdert? Schultheoretische,
raumtheoretische und didaktische Zugénge. Bad
Heilbrunn, S.9-31.

Schréer, Wolfgang (2016): Jugend. In: Schroer,
Wolfgang/ Struck, Norbert/ Wolff, Mechtild
(Hrsg.): Handbuch Kinder- und Jugendhilfe.
Weinheim und Basel.


https://www.pisa.tum.de/fileadmin/w00bgi/www/Berichtsbaende_und_Zusammenfassungungen/Bericht_2015-openaccess.pdf
https://www.pisa.tum.de/fileadmin/w00bgi/www/Berichtsbaende_und_Zusammenfassungungen/Bericht_2015-openaccess.pdf
https://www.pisa.tum.de/fileadmin/w00bgi/www/Berichtsbaende_und_Zusammenfassungungen/Bericht_2015-openaccess.pdf
https://www.bpb.de/dialog/194569/offensichtlich-und-zugedeckt-alltagsrassismus-in-deutschland#footnode5-5
https://www.bpb.de/dialog/194569/offensichtlich-und-zugedeckt-alltagsrassismus-in-deutschland#footnode5-5
https://www.bpb.de/dialog/194569/offensichtlich-und-zugedeckt-alltagsrassismus-in-deutschland#footnode5-5
http://www.rki.de/gbe–kompakt

Sen, Amartya/ Nussbaum, Martha (1993):
The Quality of Life. Oxford University Press.

Senatsverwaltung fiir Bildung, Jugend und
Familie (Hrsg.) (2020): Lsbti*-Jugendliche in
Berlin: Wie nehmen padagogische Fachkrafte ihre
Situation wahr und was bewegt sie zum Handeln?
Online verfiigbar unter: https://www.sfu-berlin.
de/wp-content/uploads/Klocke_Salden_Watzla-
wik_2020_Lsbti_Jugendliche_in_Berlin.pdf

Sennett, Richard (1998): Der Verfall des 6ffentli-
chen Lebens. Die Tyrannei der Intimitat. Frankfurt a. M.

Sennett, Richard (2003): Respect. The Formation
of Character in an Age of Inequality. London.

Soffner, Ursula/ Béttger, Norbert (2018):
DSB-Ratgeber 8. Das Cochlea-Implantat. Online
verfligbar unter: https://www.schwerhoerigen-
netz.de/fileadmin/user_upload/dsb/Dokumente/
Information/Service/Ratgeber/Ratgeber8_Das_
Cochlea_lmplantat.pdf

Statistische Amter des Bundes und der Linder
(2018a): Kindertagesbetreuung regional 2017. Ein
Vergleich aller Kreise in Deutschland. Wiesbaden.

Statistische Amter des Bundes und der Linder
(2018b): Armut und soziale Ausgrenzung http://
www.amtliche-sozialberichterstattung.de/armut_
soziale_ausgrenzung.html

Statistische Amter des Bundes und der Linder
(2020): Uberbelegung von Wohnraum 2018.
Europa in Zahlen. Online verfligbar unter: https://
www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelke-
rung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingun-
gen/Ueberbelegung.html

Statistisches Bundesamt (2005): Sozialleistungen
Schwerbehinderte Menschen 2003. Fachserie 13
(Reihe 5.1).

Statistisches Bundesamt (2015): Bevolkerungs-
entwicklung in den Bundeslandern bis 2060.
Ergebnisse der 13. koordinierten Bevolkerungsvor-
ausberechnung. Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2016):
Pressemitteilung Nr. 021 vom 20. Januar 2016.
Online verfligbar unter: https://www.desta-
tis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2016/01/
PD16_021_12421.html

Statistisches Bundesamt (2018): Pressemittei-
lung Nr. 330 vom 05.09.2018: 90 % der Bevélke-
rung in Deutschland sind online. Online vrfligbar
unter: https://www.destatis.de/DE/Presse/Presse-
mitteilungen/2018/09/PD18_330_634.html

Statistisches Bundesamt (2018a):
Alleinerziehende in Deutschland 2017. Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2019): Bevolkerungs-
entwicklung in den Bundeslandern bis 2060. Ergeb-
nisse der 14. Koordinierten Bevélkerungsvorausbe-
rechnung. Variante 2 nach Landern. Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2019a): Fachserie 1
Reihe 1.3 Bevodlkerung und Erwerbstatigkeit — Be-
volkerungsfortschreibung auf Grundlage des Zen-
sus 2011. Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2019b): Armutsge-
fahrdung 2018 in Bayern am geringsten, in Bremen
am hochsten. Pressemitteilung Nr. 282 vom
25.07.2019. Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2019c¢): Arbeitslosen-
quote in Rheinland-Pfalz von 1999 bis 2018. Online
verfugbar unter: https://de.statista.com/statistik/
daten/studie/2515/umfrage/entwicklung-der-ar-
beitslosenquote-in-rheinland-pfalz-seit-1999/

Statistisches Bundesamt (2019d): Arbeitslosen-
quote in Deutschland im Jahresdurchschnitt von
2004 bis 2019. Online verfligbar unter: https://
de.statista.com/statistik/daten/studie/1224/um-
frage/arbeitslosenquote-in-deutschland-seit-1995/

291


https://www.sfu-berlin.de/wp-content/uploads/Klocke_Salden_Watzlawik_2020_Lsbti_Jugendliche_in_Berlin.pdf
https://www.sfu-berlin.de/wp-content/uploads/Klocke_Salden_Watzlawik_2020_Lsbti_Jugendliche_in_Berlin.pdf
https://www.sfu-berlin.de/wp-content/uploads/Klocke_Salden_Watzlawik_2020_Lsbti_Jugendliche_in_Berlin.pdf
https://www.schwerhoerigen-netz.de/fileadmin/user_upload/dsb/Dokumente/Information/Service/Ratgeber/Ratgeber8_Das_Cochlea_Implantat.pdf
https://www.schwerhoerigen-netz.de/fileadmin/user_upload/dsb/Dokumente/Information/Service/Ratgeber/Ratgeber8_Das_Cochlea_Implantat.pdf
https://www.schwerhoerigen-netz.de/fileadmin/user_upload/dsb/Dokumente/Information/Service/Ratgeber/Ratgeber8_Das_Cochlea_Implantat.pdf
https://www.schwerhoerigen-netz.de/fileadmin/user_upload/dsb/Dokumente/Information/Service/Ratgeber/Ratgeber8_Das_Cochlea_Implantat.pdf
http://www.amtliche-sozialberichterstattung.de/armut_soziale_ausgrenzung.html
http://www.amtliche-sozialberichterstattung.de/armut_soziale_ausgrenzung.html
http://www.amtliche-sozialberichterstattung.de/armut_soziale_ausgrenzung.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Ueberbelegung.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Ueberbelegung.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Ueberbelegung.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Ueberbelegung.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2016/01/PD16_021_12421.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2016/01/PD16_021_12421.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2016/01/PD16_021_12421.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/09/PD18_330_634.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2018/09/PD18_330_634.html
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/2515/umfrage/entwicklung-der-arbeitslosenquote-in-rheinland-pfalz-seit-1999/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/2515/umfrage/entwicklung-der-arbeitslosenquote-in-rheinland-pfalz-seit-1999/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/2515/umfrage/entwicklung-der-arbeitslosenquote-in-rheinland-pfalz-seit-1999/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1224/umfrage/arbeitslosenquote-in-deutschland-seit-1995/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1224/umfrage/arbeitslosenquote-in-deutschland-seit-1995/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1224/umfrage/arbeitslosenquote-in-deutschland-seit-1995/

292

Statistisches Bundesamt (2019f): Bildung und
Kultur. Integrierte Ausbildungsberichterstattung.
Anfanger, Teilnehmer und Absolventen im Ausbil-
dungsgeschehen nach Sektoren/Konten und Lan-
dern 2018. Online verfligbar unter: https://www.
destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bil-
dung-Forschung-Kultur/Schulen/Publikationen/
Downloads-Schulen/integrierte-ausbildungsbe-
richterstattung-5211201187004.html

Statistisches Bundesamt (2019g): Bildung und
Kultur. Berufsausbildung. Fachserie 11 Reihe 3.
Online verfiigbar unter: https://www.destatis.de/
DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-For-
schung-Kultur/Berufliche-Bildung/Publikationen/
Downloads-Berufliche-Bildung/berufliche-bil-
dung-2110300197005.html

Statistisches Bundesamt (2019h): Verkehrs-
unfalle. Kinderunfalle im Strafenverkehr 2018.
Online verfiigbar unter: https://www.destatis.
de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Verkehrs-
unfaelle/Publikationen/Downloads-Verkehrsun-
faelle/unfaelle-kinder-5462405187004.pdf?__
blob=publicationFile

Statistisches Bundesamt (2019i): Kinderlosig-
keit, Geburten und Familien — Ergebnisse des
Mikrozensus 2018. Wiesbaden.

Statistisches Bundesamt (2019j): Statistisches
Jahrbuch 2019. 8 Soziales. Wiesbaden.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2017): Statistische Berichte 2017. Kinder- und
Jugendhilfe —Teil l11.1/Teil I11.3. Kinder und tétige
Personen in Tageseinrichtungen und in 6ffentlich
geforderter Kindertagespflege am 1. Mérz 2017.
Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018a): Weiterer Anstieg der Bevélkerung in
2017. Pressemitteilung Nr. 12 vom 24.01.2018.
Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018b): Statistische Monatshefte Rheinland-
Pfalz 12/2018. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018c¢): Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz
09/2018. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018d): Statistisches Jahrbuch 2018 Rheinland-
Pfalz. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2018e):
Wohnungsmarktbeobachtung 2018. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018f): Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz
06/2018. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018g): Statistische Monatshefte Rheinland-
Pfalz 11/2018. Bad Emes.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018h): Rheinland-Pfalz Regional 2018. Kreisfreie
Stadte und Landkreise in Zahlen — Ein Vergleich in
Zahlen. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018i): Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz
05/2018. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2018j): Statistische Analysen. Kennzahlen zur
Bildung in Rheinland-Pfalz 2017.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019a): Demografischer Wandel in Rheinland-
Pfalz. Flinfte regionalisierte Bevolkerungsvoraus-
berechnung (Basisjahr 2017). Statistische Analy-
sen Nr. 48. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019b): Statistische Monatshefte Rheinland-
Pfalz 06/2019. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019c¢): Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz
04/2019. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019d): Rheinland-Pfalz Regional 2019. Kreisfreie
Stadte und Landkreise in Zahlen - Ein Vergleich.
Bad Ems.


https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Schulen/Publikationen/Downloads-Schulen/integrierte-ausbildungsberichterstattung-5211201187004.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Schulen/Publikationen/Downloads-Schulen/integrierte-ausbildungsberichterstattung-5211201187004.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Schulen/Publikationen/Downloads-Schulen/integrierte-ausbildungsberichterstattung-5211201187004.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Schulen/Publikationen/Downloads-Schulen/integrierte-ausbildungsberichterstattung-5211201187004.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Schulen/Publikationen/Downloads-Schulen/integrierte-ausbildungsberichterstattung-5211201187004.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Berufliche-Bildung/Publikationen/Downloads-Berufliche-Bildung/berufliche-bildung-2110300197005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Berufliche-Bildung/Publikationen/Downloads-Berufliche-Bildung/berufliche-bildung-2110300197005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Berufliche-Bildung/Publikationen/Downloads-Berufliche-Bildung/berufliche-bildung-2110300197005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Berufliche-Bildung/Publikationen/Downloads-Berufliche-Bildung/berufliche-bildung-2110300197005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bildung-Forschung-Kultur/Berufliche-Bildung/Publikationen/Downloads-Berufliche-Bildung/berufliche-bildung-2110300197005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Verkehrsunfaelle/Publikationen/Downloads-Verkehrsunfaelle/unfaelle-kinder-5462405187004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Verkehrsunfaelle/Publikationen/Downloads-Verkehrsunfaelle/unfaelle-kinder-5462405187004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Verkehrsunfaelle/Publikationen/Downloads-Verkehrsunfaelle/unfaelle-kinder-5462405187004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Verkehrsunfaelle/Publikationen/Downloads-Verkehrsunfaelle/unfaelle-kinder-5462405187004.pdf?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Verkehrsunfaelle/Publikationen/Downloads-Verkehrsunfaelle/unfaelle-kinder-5462405187004.pdf?__blob=publicationFile

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019e): Daten zur Gesundheit 2017. Ergebnisse
des Mikrozensus. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019f): Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz
01/2019. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019g): Statistische Berichte 2019. Allgemein-
bildende Schulen im Schuljahr 2018/2019. Teil I:
Schiilerinnen und Schiiler, Schulabgéngerinnen
und Schulabganger. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019h): Statistische Berichte. Bevolkerung —
Ergebnisse des Mikrozensus 2018. Bad Em:s.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2019i): Gefahr der Altersarmut nimmt zu -
Rentnerinnen und Rentner haufiger von Armut
bedroht. Online verfligbar unter: https://www.
statistik.rlp.de/no_cache/de/einzelansicht/news/
detail/News/2825/

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2020): Statistische Berichte. Bevolkerungs-
vorgange 2018. Bad Ems.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
(2020a): Statistik der allgemeinbildenden Schulen
- Schulabganger nach Schularten, Abschlussarbeit
und Geschlecht und Nationalitat (Zeitreihe).

Staub-Bernasconi, Silvia (2013): Kritische Soziale
Arbeit — ohne auf eine Politisierungsphase Sozialer
Arbeit warten zu mussen. In: Stender, Wolfram/
Kréger, Danny (Hrsg.): Soziale Arbeit als kritische
Handlungswissenschaft. Beitrage zur (Re-)Politi-
sierung Sozialer Arbeit. Hannover, S.37-79.

Stauber, Barbara (2013): Junge Erwachsene -
Zur Herstellung von Geschlecht und anderen
Unterschieden in Ubergangen von der Jugend
zum Erwachsensein. In: Forum Erziehungshilfen
1/2013, S.4-9.

Traxler, Hans (1983): Chancengleichheit. In:
Klant, Michael (Hrsg.): Schul-Spott: Karikaturen
aus 2500 Jahren Padagogik. Hannover.

Uhly, Alexandra (2019): Erlauterungen zum
Datensystem Auszubildende (DAZUBI) Auszubil-
denden-Daten, Berufsmerkmale, Berechnungen
des BIBB Berufsbildungsstatistik der statistischen
Amter des Bundes und der Lander (Erhebung zum
31. Dezember). Online verflgbar unter: https://
www.bibb.de/dokumente/pdf/dazubi_daten.pdf

UNICEF-Bericht zur Lage der Kinder in Industrie-
landern (2013): Leistungsstark, aber ungliicklich?
Internationaler Vergleich zeigt Fortschritte, aber
auch geringe Lebenszufriedenheit — Zusammenfas-
sung. Online verfligbar unter https://www.unicef.
de/blob/18782/7417138f1edd5058dce29dde29d01c
8b/unicef-bericht-2013-zusammenfassung-data.pdf

van Eimeren, Birgit/ Oehmichen, Ekkehardt/
Schréter, Christian (1997): ARD-Online-Studie
1997: Onlinenutzung in Deutschland. Nutzung
und Bewertung der Onlineangebote von Radio-
und Fernsehsendern. Online verfiigbar unter:
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/1997/
Online97.pdf

van Eimeren, Birgit/ Frees, Beate (2010):
Ergebnisse der ARD/ZDF-Onlinestudie 2010 —
Fast 50 Millionen Deutsche online — Multimedia
fir alle? media perspektiven 7-8/201. Online ver-
fligbar unter: http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/
files/2010/07-08-2010_van_Eimeren.pdf

Wapler, Friederike (2018): Inklusion aus
Verfassungsrechtlicher Perspektive. Hearing ,In-
klusion — Grundlagen und Konzepte” im Rahmen
des 3. Kinder- und Jugendberichtes Rheinland-
Pfalz. Online verfligbar unter: https://jugendbe-
richtrlp.de/media/Freesites/jugendberichtrlp/3.ki-
jub/hearings/1._hearing/Wapler_10092018.pdf

Werner, Emmy E./Smith, Ruth S. (1982): Vulne-
rable but invincible: A longitudinal study of resili-
ent children and youth. New York.

293


https://www.statistik.rlp.de/no_cache/de/einzelansicht/news/detail/News/2825/
https://www.statistik.rlp.de/no_cache/de/einzelansicht/news/detail/News/2825/
https://www.statistik.rlp.de/no_cache/de/einzelansicht/news/detail/News/2825/
https://www.bibb.de/dokumente/pdf/dazubi_daten.pdf
https://www.bibb.de/dokumente/pdf/dazubi_daten.pdf
https://www.unicef.de/blob/18782/7417138f1edd5058dce29dde29d01c8b/unicef-bericht-2013-zusammenfassung-data.pdf
https://www.unicef.de/blob/18782/7417138f1edd5058dce29dde29d01c8b/unicef-bericht-2013-zusammenfassung-data.pdf
https://www.unicef.de/blob/18782/7417138f1edd5058dce29dde29d01c8b/unicef-bericht-2013-zusammenfassung-data.pdf
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/1997/Online97.pdf
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/1997/Online97.pdf
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/2010/07-08-2010_van_Eimeren.pdf
http://www.ard-zdf-onlinestudie.de/files/2010/07-08-2010_van_Eimeren.pdf
https://jugendberichtrlp.de/media/Freesites/jugendberichtrlp/3.kijub/hearings/1._hearing/Wapler_10092018.pdf
https://jugendberichtrlp.de/media/Freesites/jugendberichtrlp/3.kijub/hearings/1._hearing/Wapler_10092018.pdf
https://jugendberichtrlp.de/media/Freesites/jugendberichtrlp/3.kijub/hearings/1._hearing/Wapler_10092018.pdf

294

WHO - Word Health Organization (1948):

Constitution. Online verfligbar unter: https://apps.

who.int/gb/bd/PDF/bd47/EN/constitution-en.pdf

WHO - World Health Organization (2012):
Vulnerable Groups. Online verfiigbar unter:
https://www.who.int/environmental_health_
emergencies/vulnerable_groups/en/ (26.08.2019)

WHO - World Health Organization (2019):
WHO report on the global tobacco epide-
mic, 2019: monitoring tobacco use and pre-
vention policies. Geneva. Online verfligbar
unter: https://www.who.int/publications/i/
item/9789241516204

Willems, Helmut/ Heinen, Andreas/ Schuma-
cher, Anette/ Meyers, Christiane (2015): Na-
tionaler Bericht zur Situation der Jugend in Lu-
xemburg 2015. Ubergéange vom Jugend- ins
Erwachsenenalter. Verldufe - Risikofaktoren —
Unterstlitzungsangebote. Online verfiigbar unter:
http://hdl.handle.net/10993/25142

Zeiher, Johannes/ Lange, Cornelia/ Starker,
Anne/ Lampert, Thomas/ Kuntz, Benjamin
(2018): Tabak- und Alkoholkonsum bei 11- bis
17-jahrigen in Deutschland. Querschnittergebnis-
se aus KiGGS Welle 2 und Trends. In: Journal of
Health Monitoring, 2/2018, S.23-44.

Ziegler, Holger (2011): Soziale Arbeit und das
Gute Leben — Capabilities als sozialpadagogische
Kategorie. In: Sedmak, Clemens/ Babic, Bernhard/
Bauer, Reinhold/ Posch, Christian (Hrsg.): Der
Capability-Approach in sozialwissenschaftlichen
Kontexten. Wiesbaden.

Zinnecker, Jiirgen (2010): Jugend. In: Benner,
Dietrich/Oelkers, Jurgen (Hrsg.): Historisches Wor-
terbuch der Padagogik. Darmstadt, S. 482-496.

Onlinequellen:

Das letztmalige giltige Abrufdatum fir alle Inter-
netquellen ist der 26.01.2021.

Bundesministerium fiir Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) (2019):
https://www.jugend-staerken.de

Servicestelle Netzwerk Familie stirken. Online
verfligbar unter: https://www.servicestelle-netz-
werk-familie.de/home.html

Fridays for Future. Forderungen an die Politik.
Online verfugbar unter: https://fridaysforfuture.
de/forderungen/


https://apps.who.int/gb/bd/PDF/bd47/EN/constitution-en.pdf
https://apps.who.int/gb/bd/PDF/bd47/EN/constitution-en.pdf
https://www.who.int/environmental_health_emergencies/vulnerable_groups/en/
https://www.who.int/environmental_health_emergencies/vulnerable_groups/en/
https://www.who.int/publications/i/item/9789241516204
https://www.who.int/publications/i/item/9789241516204
http://hdl.handle.net/10993/25142
https://www.jugend-staerken.de
https://www.servicestelle-netzwerk-familie.de/home.html
https://www.servicestelle-netzwerk-familie.de/home.html
https://fridaysforfuture.de/forderungen/
https://fridaysforfuture.de/forderungen/

ABBILDUNGSVERZEICHNIS

Abbildung 1: Prinzip der Inklusion ....................... 46
Abbildung2: Chancengleichheit........................... 47

Abbildung 3: Konzeptioneller und theoreti-
scher Bezugsrahmen fir Inklusion .............c.ccc....... 51

Abbildung 4: Dimensionen und Bausteine ge-
lingender INKLUSION ..o 53

Abbildung 5: Gesamtdatenkonzept des 3.
Kinder- und Jugendberichtes Rheinland-Pfalz.....55

Abbildung 6: Modell firr die Bedingungen des
Aufwachsens und die Realisierung von Teilha-
be in Rheinland-Pfalz.........ccccooovennivcinincncn. 59

Abbildung 7: Entwicklung der Altersstruktur
der rheinland-pfélzischen Bevélkerung von
2011 bis 2018, Angaben in absoluten Zahlen..... 62

Abbildung 8: Entwicklung der Altersstruk-
tur der rheinland-pfalzischen Bevélkerung von
2011 bis 2018, Angaben in % ......cocooovvvirineeneence 62

Abbildung 9: Bevolkerung in Rheinland-Pfalz
nach Altersgruppen und Migrationshinter-
grund im Jahr 2018, Angaben in %.......c.cccceuenn.e. 63

Abbildung 10: Entwicklung der Altersgruppe
der O bis unter 21-Jdhrigen zwischen 2011 und
2017 in Rheinland-Pfalz, Angaben in % ............... 64

Abbildung 11: Entwicklung der Bevolkerung
der unter 21-Jdhrigen in Rheinland-Pfalz nach
Altersgruppen in den Jahren 2011 bis 2018 ........ 65

Abbildung 12: Entwicklung der Bevélkerung in
Rheinland-Pfalz nach Bevélkerungsvorausbe-
rechnung und Altersgruppen von 2018 bis 2030 68

Abbildung 13: Haushalte in Rheinland-
Pfalz nach Zahl der Haushaltsmitglieder und
Migrationshintergrund im Jahr 2017, Angaben

Abbildung 14: Bevélkerung nach Lebens-
formen im Jahr 2018 in Deutschland und in
Rheinland-Pfalz, Angaben in % .......cccccoevneuniencee 71

Abbildung 15: Familien nach Familienformen
in Rheinland-Pfalz und Deutschland im Jahr

Abbildung 16: Familien nach Familienformen
in Deutschland im Jahr 2018 nach Migrations-
RINEErEIUNG ....oooeeeeeee e 72

Abbildung 17: Entwicklung der Familien nach
Zahl der Kinder im Vergleich 2011 und 2018 in
Rheinland-Pfalz..........ccccooviiniinciicncs 73

Abbildung 18: Familien nach Anzahl der le-

digen Kinder (unter 18 Jahren) im Haushalt

nach Migrationshintergrund in Rheinland-
Pfalz im Jahr 2017, Angaben in % ......ccoccovvrevnruncee 74

Abbildung 19: Entwicklung der Kinder in Fa-
milien nach Altersgruppen in Rheinland-Pfalz
von 2011 bis 2018, Anteil der Altersgruppen

Abbildung 20: Alleinerziehende in Rheinland-
Pfalz im Jahr 2018 nach Anzahl und Alter der
Kinder, Angaben in % ........cccovueniueincinrneenireinens 76

Abbildung 21: Mindestsicherungsquote im
Jahr 2017 nach Bundesldndern, Angaben in %....79

Abbildung 22: Armutsquote im Vergleich der
Jahre 2012 und 2018 nach Bundeslandern, An-
ADEN TN 96 oot 80

Abbildung 23: Entwicklung der Armutsquo-

te sowie der SGB II-Quote in den Jahren 2008

bis 2018 in Deutschland und Rheinland-Pfalz,
ANGADEN IN Yoo 81

295



296

Abbildung 24: Bezug von Arbeitslosengeld
(ALG I1) nach Empfanger*innen pro 1.000

Einwohner*innen im Alter zwischen 15 und
unter 65 Jahren im Jahr 2018 in Rheinland-

Abbildung 25: Armutsgefahrdungsquote
nach Lebensform in Rheinland-Pfalz und in
Deutschland im Jahr 2018, Angaben in%............ 84

Abbildung 26: Armutsgefahrdungsquote von
Alleinerziehenden im Jahr 2018 nach Bundes-
landern, ANgaben iN% .......ccoeeeeveeeininieininens 85

Abbildung 27: Familien nach Familienformen

und monatlichem Nettoeinkommen in Rhein-
land-Pfalz und in Deutschland im Jahr 2018,
ANGAbEN IN%o......cvuiciiciicecec e 86

Abbildung 28: Anzahl der unter 15-)ahrigen

mit Sozialgeld-Bezug pro 1.000 junger Men-
schen der Altersgruppe im Jahr 2018 in Rhein-
(@Nd-PalZ oo 88

Abbildung 29: Eckwert junge Arbeitslose je
1.000 Personen im Alter von 15 bis unter 25
Jahren im Jahr 2018 in Rheinland-Pfalz .............. 89

Abbildung 30: Entwicklung der absoluten

und relativen Inanspruchnahme der Beratun-

gen gem. §§16-18, 28, 41 SGB VIl in den Jah-

ren 2011 bis 2018 in Rheinland-Pfalz ................... 91

Abbildung 31: Entwicklung der Kinder in Kin-
dertagesstatten in den Jahren 2006 bis 2019
nach Altersgruppen in Rheinland-Pfalz................ 93

Abbildung 32: Versorgungsquote der unter
3-Jahrigen (zum Stichtag 01.03.2019) in Kin-
dertagesstatten in Rheinland-Pfalz ..................... 94

Abbildung 33: Anzahl der Kinder in Kinder-
tagesstatten (zum Stichtag 01.03.2019) nach
Alter und auslandischer Herkunft mindestens
eines Elternteiles in Rheinland-Pfalz ................... 96

Abbildung 34: Personalstellen fiir paddagogi-

sche Fachkrafte in den Bereichen Jugendar-

beit, Jugendsozialarbeit, Jugendberufshilfe und
Schulsozialarbeit (§§ 11, 13 SGB VIII) im Ver-
gleich der Jahre 2015 bis 2018 in Rheinland-

Pfalz (absolute Zahlen) ..., 97

Abbildung 35: Entwicklung der absoluten

und relativen Inanspruchnahme der Hilfen zur
Erziehung (8§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII) in den
Jahren 2002, 2005 bis 2018 in Rheinland-Pfalz 98

Abbildung 36: Entwicklung der Hilfen zur Er-
ziehung (§§ 27.2, 29-35, 41 SGB VIII) nach
Hilfesegmenten in den Jahren 2002, 2005 bis
2018 in Rheinland-Pfalz .......ccccoccvevvineininerninnes 99

Abbildung 37: Entwicklung der Ausgaben

fur Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35,
41 SGB VIII; ohne umA; inkL. j.V.) in Millionen
Euro in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2005 bis

Abbildung 38: Entwicklung der absoluten In-
anspruchnahme der Eingliederungshilfe (gem.
§35a SGB VIII) in Rheinland-Pfalz in den Jah-

ren 2009 bis 20718 .....c.oevuvivvernnererrererienieens 102

Abbildung 39: Struktur der Eingliederungs-
hilfe gem. §35a SGB VIII in Rheinland-Pfalz in
den Jahren 2011 und 2018.......c.ccoovveeveeeeere. 103

Abbildung 40: Entwicklung der Fallzahlen —
Integrationshilfen an Schulen in Rheinland-

Abbildung 41: Anzahl der Integrationshilfen
an Schulen pro 1.000 junger Menschen im Al-
ter von 6 bis 15 Jahren im Jahr 2017 .................... 105

Abbildung 42: Schiler*innen am Schulstand-
ort nach Schulart im Schuljahr 2017/2018 so-
wie Hilfen nach §35a SGB VIIl und §54 SGB
Xll nach Ort der Leistungserbringung im Jahr

Abbildung 43: Entwicklung der Inobhutnah-

men (§42 SGB VIII) und der Sorgerechtsent-

ziige (nach 1666 BGB) je 1.000 unter 18-)ah-

riger in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2005 bis
2078 oo 107



Abbildung 44: Entwicklung der Gefahrdungs-
meldungen gem. §8a SGB VIII in Rheinland-
Pfalz in den Jahren 2010 bis 2018..........c.cccceuue... 108

Abbildung 45: Institutionen und Akteure der
Gefahrdungsmeldung in Rheinland-Pfalz im
Jahr 20718 ..o 109

Abbildung 46: Ausgaben (Auszahlungen) der
offentlichen Hand fiir die Kinder- und Jugend-
hilfe nach Arbeitsfeldern in % (Rheinland-

Pfalz; 2012 bis 2017) .o.ovverieereieeeeene 110

Abbildung 47: Dimensionen und Funktionen
von Schule........coociccne, M2

Abbildung 48: Zugange aus Grundschulen in
die flinfte Klassenstufe weiterfiihrender Schu-
len in den Schuljahren 2009/10, 2012/13 und
2079720 e 113

Abbildung 49: Zugédnge von Schiiler*innen

mit Migrationshintergrund aus Grundschulen

in die flinfte Klassenstufe weiterfiihrender
Schulen in den Schuljahren 2009/10, 2012/13

und 2019/20 nach Schulart in Rheinland-Pfalz 114

Abbildung 50: Schulentlassene allgemeinbil-
dender Schulen 2012/13 bis 2018/19 nach Ab-
SCHLUSSAIT ... 115

Abbildung 51: Schulentlassene mit Migrati-
onshintergrund allgemeinbildender Schulen
2012/2013 bis 2018/2019 nach Abschlussart

in Rheinland-Pfalz ..., 117

Abbildung 52: Entwicklung der Exklusions-
quote im Vergleich der Schuljahre 2008/2009
und 2016/2017 in den Bundeslandern................ 120

Abbildung 53: Entwicklung der Anzahl der
Forderschulen und dem dort tétigen haupt-
amtlichen Lehrpersonal in Rheinland-Pfalz....... 121

Abbildung 54: Entwicklung der Gesamtzahl

der Schiiler*innen in Rheinland-Pfalz mit und
ohne Foérderbedarf sowie der Forderquote im
Zeitraum der Schuljahre 2010/11 bis 2019/20 .122

Abbildung 55: Entwicklung der Anzahl der
Schiler*innen mit gutachterlich festgestell-

tem sonderpadagogischen Foérderbedarf in
Rheinland-Pfalz nach Ort der Beschulung in

den Schuljahren 2009/2010 bis 2019/2020 .....123

Abbildung 56: Entwicklung der Anzahl der
Schiiler*innen mit Férderbedarf nach For-
derschwerpunkt sowie deren prozentua-

le Veranderung im Vergleich der Schuljahre
2009/2010 und 2019/2020 in Rheinland-Pfalz124

Abbildung 57: Entwicklung der prozentualen
Anteile der Schiler*innen mit Forderbedarf,
die an Regelschulen beschult werden, an allen
Schiiler*innen mit Férderbedarf (Inklusions-
anteil) in Rheinland-Pfalz nach Férderschwer-

Abbildung 58: Anzahl der im Schuljahr
2019/2020 beschulten Schiiler*innen nach
Forderschwerpunkt und Ort der Beschulung

sowie der daraus abgeleitete Inklusionsanteil ..126

Abbildung 59: Anfanger*innen in den Bil-
dungssektoren im Jahr 2018, Angaben in % ......127

Abbildung 60: Ausbildungsbetriebsquote und
Ausbildungsquote 2017 differenziert nach
LANAEIN ..o 129

Abbildung 61: Vertragslosungsquoten in %
der begonnenen Ausbildungsvertrage (LQneu)
nach Landern 20718........cccovveverneirerneiernereninenne 130

Abbildung 62: Regelmafliger Konsum von
Cannabis, Alkohol und/oder Zigaretten —

Anteile der 12- bis 25-Jdhrigen in Deutschland,
ANGADEN IN 6 ..o 135

Abbildung 63: Regelmafliger Konsum von
Cannabis, Alkohol und/oder Zigaretten — An-

teile der 12- bis 17-J&hrigen und der 18- bis
25-Jahrigen 2018 in Deutschland, differenziert

nach Geschlecht........cc.coiinciincrineciinecenes 136

Abbildung 64: Patient*innen im Alter von 6

bis 27 Jahren mit Diagnose aus dem Kapitel

V ICD-10-GM absolut und in Prozent an allen
jungen Menschen im Alter von 6 bis 27 Jahren

in Rheinland-Pfalz..........cccocovinincins 141

297



298

Abbildung 65: Entwicklung der vorsatzlichen
Selbstschadigungen bzw. Suizide je 100.000
Einwohner*innen nach Altersgruppen im Ver-

gleich von Rheinland-Pfalz und Deutschland ........ 145

Abbildung 66: Verungliickte bei Straf3enver-
kehrsunfallen im Alter von unter 25 Jahren je
100.000 Einwohner*innen; 2012-2018 ............. 147

Abbildung 67: Verungliickte bei Straf3en-
verkehrsunfallen in Rheinland-Pfalz nach
Altersgruppen 2012-2018 je 100.000
Einwohner*innen.........cccooceeveeeeeeeeeeeeeeeeee s 147

Abbildung 68: Tatverdachtige unter 21 Jahren
in Rheinland-Pfalz 2012-2018........ccccoovvrrenenee. 149

Abbildung 69: Entwicklung der Tatverdachti-
gungsbelastungszahlen ohne auslanderrecht-
liche Versto[3e in Rheinland-Pfalz 2012-2018.. 149

Abbildung 70: Gesamtdatenkonzept des 3.
Kinder- und Jugendberichtes Rheinland-Pfalz...156

Abbildung 71: Theoretische Bezugspunkte zur
Interpretation subjektiver Erfahrungen junger
Menschen mit Inklusion und Exklusion ............. 159

Abbildung 72: Wie lebst du? Zusammen

Abbildung 73: Einschatzung zur eigenen und
familiaren finanziellen Situation .........c...co......... 198

Abbildung 74: Einschatzung zur Fra-
ge: Wie erlebst Du die Schule/Universitat/
Ausbildung/Arbeit? ..o 200

Abbildung 75: Einschatzungen zur Frage: Hast

Du das Gefiihl, dass Du in Deiner Schule/Uni/
Ausbildung/Arbeit so akzeptiert wirst, wie Du

DISE? et 202

Abbildung 76: Einschatzungen zur Mitbestim-
mung nach der Frage: Hast Du das Gefiihl,
dass Du mitreden kannst? Angaben in%........... 203

Abbildung 77: Erfahrungen von Ausgrenzung,
Diskriminierung und Gewalt nach der Frage:

Wie oft ist Dir folgendes passiert? Angaben

TN 6 e 205

Abbildung 78: Ausschlusserfahrungen junger
Menschen differenziert nach sozio6konomi-
schem Status der Familie.......ccocoovvvveeeeieennnn, 206

Abbildung 79: Erfahrungen von Ausschluss
nach Grinden.........cccccocnincinceenene. 207

Abbildung 80: Einschatzungen zu erhaltener
Hilfe nach ausgrenzenden Erfahrungen............. 208

Abbildung 81: Einschatzungen zu erhalte-
ner Hilfe differenziert nach Haufigkeit der ge-
machten ausgrenzenden Erfahrung.................... 209

Abbildung 82: Einschatzungen zur Wahrneh-
mung des Wohnortes ..........ccocvevvnneineinecneenn. 21

Abbildung 83: Einschatzungen zum Wohnort
differenziert nach Stadt/Land........cccovveerenne.. 212

Abbildung 84: Einschatzungen zum Wohn-
ort differenziert nach Eindruck, am eigenen
Wohnort mitreden zu kénnen .........cccccoevevennne.. 212

Abbildung 85: Einschdtzungen zu: Das Frei-
zeitangebot findeich ... oo 213

Abbildung 86: Zufriedenheit mit dem OPNV..214

Abbildung 87: Wie gut kommst Du dorthin,
WO DU hin WillSt? ... 215

Abbildung 88: Einschatzung zur allgemeinen
Lebenszufriedenheit. Ich bin mit meinem Le-

Abbildung 89: Einschatzung zur eigenen Zu-
kunft. Ich blicke in die Zukunft ... ... 216

Abbildung 90: Zukunftsperspektive jun-
ger Menschen differenziert nach finanziellem
Hintergrund der Familie........ccccoovvvivivenrcnne. 217

Abbildung 91: Einschadtzung zur Frage: Hast
Du schon mal daran gedacht, Dir zu folgenden
Themen Hilfe zu holen? ... 219

Abbildung 92: Einschatzung zur Frage:

,Hast Du schon mal daran gedacht, Dir zu fol-
genden Themen Hilfe zu holen?” differenziert
nach Geschlecht ..., 220



Abbildung 93: Einschatzung zur Frage

,Hast Du schon mal daran gedacht, Dir zu fol-
genden Themen Hilfe zu holen?” differenziert
nach ALtersgruppen...........ococceeeeeereeseeeeeeeenes 220

Abbildung 94: Das Gesamtkonzept ,Wohlbe-
finden von Kindern und Jugendlichen“............... 226

Abbildung 95: Gesamtindex fiir das Wohlbe-
finden von Kindern und Jugendlichen 2016;
Angaben in Standardpunktzahlen...................... 227

Abbildung 96: Gesamtindex fiir das Wohlbe-
finden von Kindern und Jugendlichen im Zeit-
vergleich 2012 und 2016; Angaben in Stan-
dardpunktzahlen..........cccoovnnnnineeee 229

Abbildung 97: Gesamtindex flir das Wohlbe-
finden von Kindern und Jugendlichen im Zeit-
vergleich 2012 und 2016 differenziert nach
Teildimensionen, Angaben in Standardpunkt-
ZANLEN ... 231

Abbildung 98: Index Lebensbedingungen im
Jahr 2016; Angaben in Standardpunktzahlen ...234

Abbildung 99: Index Lebensbedingungen
im Zeitvergleich 2012 und 2016, Angaben in
Standardpunktzahlen ..., 235

Abbildung 100: Index Lebensbedingungen im
Zeitvergleich 2012 und 2016 — Demografie

und Okonomie; Angaben in Standardpunkt-
ZANLEN ... 238

Abbildung 101: Index Wohlfahrtsleistungen
im Jahr 2016; Angaben in Standardpunktzah-

Abbildung 102: Index Wohlfahrtsleistungen
im Zeitvergleich 2012 und 2016; Angaben in
Standardpunktzahlen ..., 242

Abbildung 103: Index Wohlfahrtsleistungen

im Zeitvergleich 2012 und 2016 — infrastruk-
turelle und kompensatorische Leistungen; An-
gaben in Standardpunktzahlen...........cccccoeevenee. 244

Abbildung 104: Index Handlungsraume im
Jahr 2016; Angaben in Standardpunktzahlen ...248

Abbildung 105: Index Handlungsrdume im
Zeitvergleich 2012 und 2016; Angaben in Stan-
dardpunktzahlen ... 249

Abbildung 106: Index Handlungsrdume im
Zeitvergleich 2012 und 2016 — Aktivitaten,
Bildung, Sicherheit und Zugange; Angaben in
Standardpunktzahlen ..., 251

Abbildung 107: Interkommunaler Vergleich

der Positionen in den Teildimensionen Le-
bensbedingungen, Wohlfahrtsleistungen und
Handlungsraume 2016 (Sortierung nach Posi-
tion im GesamtindeX)..........co.oevverveerierieenrirnrins 254

Abbildung 108: Kompensatorische Wohl-
fahrtsleistungen und 6konomische Faktoren...256

Abbildung 109: Kompensatorische und infra-
strukturelle Wohlfahrtsleistungen..................... 258

Abbildung 110: Handlungsraume und infra-
strukturelle Wohlfahrtsleistungen..................... 259

299



300

TABELLENVERZEICHNIS

Tabelle 1: Entwicklung der Bevélkerung der
unter 21-Jahrigen in Rheinland-Pfalz nach
Altersgruppen in den Jahren 2011 bis 2018 ........ 66

Tabelle 2: Entwicklung des Jugend-, Alten-
quotienten nach Bundeslandern in den Jahren
2013 UNd 2018....coririicecrceceeceeeeeens 67

Tabelle 3: Entwicklung der Armutsquote in
den Jahren 2008 bis 2018 nach Regionen, An-
EADEN IN 0 oo 82

Tabelle 4: Personalstellen im Jugendamt fiir
Jugendarbeit (§11 SGB VIII) und Jugendschutz
(§14 SGB VIII) pro 10.000 junger Menschen

im Alter von unter 21 Jahren im Zeitverlauf ........ 97

Tabelle 5: Entwicklung der Bruttoausgaben
fur Integrationshilfen gem. §35a SGB VIl und
§54 SGB XIl am Ort Schule in Rheinland-Pfalz

Tabelle 7: Schulentlassene allgemeinbilden-
der Schulen 2018/2019 nach Abschlussart und
GesChleCht ..., 116

Tabelle 8: Anfanger*innen in den Bildungs-
sektoren, Veranderung im Zeitraum von 2012
bis 2018, Angaben in % .......cccocoveuvvvneirrinerrerincnnn. 128

Tabelle 9: Vertragslosungsquoten in % der
begonnenen Ausbildungsvertrage (LQneu)
nach Landern und Nationalitat 2018.................. 131

Tabelle 10: Anfanger*innen differenziert nach
Geschlecht und Herkunft im Jahr 2018

(Anteile jeweils an allen Anfanger*innen im
jeweiligen SEKLOr) ... oo, 132

Tabelle 11: Anfanger*innen in Sektor Il (Uber-
gangsbereich) im Jahr 2018 nach Inanspruch-
nahme spezifischer Maf3nahmen..........c.coccc...... 133

Tabelle 12: Stationdr in Krankenhdusern be-
handelte Patient*innen aufgrund von akuter
Alkohol-Intoxikation (F10.0 Psychische und
Verhaltensstérungen durch Alkohol: Akute In-
toxikation) in Rheinland-Pfalz im Jahr 2017 ......137

Tabelle 13: Fallzahlen und Behandlungsquo-
ten akuter Alkoholintoxikationen in Rhein-
[ANA-PTAlZ ... 137

Tabelle 14: Behandlungsquoten akuter Al-
koholintoxikationen in Rheinland-Pfalz und
Deutschland 2077 ..., 138

Tabelle 15: Pravalenz psychischer Auffallig-
keiten nach Geschlecht und Alter fiir die
KiGGS-Basiserhebung (n= 7100 Mad-

chen, n=7.377 Jungen) und KiGGS-Welle 2
(n=6.637 Madchen, n=6.568 Jungen) in%......139

Tabelle 16: Patient*innen im Alter von 6 bis
27 Jahren mit Diagnose aus dem Kapitel V
|CD-10-GM absolut und in Prozent.................... 143

Tabelle 17: Vorsatzliche Selbstschadigun-

gen bzw. Suizide absolut und je 100.000
Einwohner*innen nach Altersgruppen im Jahr
2017 im Vergleich von Rheinland-Pfalz und
Deutschland ..., 145

Tabelle 18: Tatverdachtigungsbelastungszah-
len in Rheinland-Pfalz ohne auslanderrechtli-
che Versto[3e differenziert nach Alter und Ge-
schlecht fiir das Jahr 2018. .......cccocooeeeeeveeee 150

Tabelle 19: Methodensteckbrief Gruppendis-
kussionen Rheinland-Pfalz 2018 ...........ccccoeueeee.e. 157

Tabelle 20: Ubersicht tber die Gruppen vul-
nerabler Jugendlicher, die an einer Gruppen-
diskussion teilgenommen haben ........................ 166

Tabelle 21: Methodensteckbrief Jugendbefra-
gung Rheinland-Pfalz 2019 ... 191



Tabelle 22: Einschatzung zur Frage: Gehst Du
gerne in die Schule? ... 201

Tabelle 23: Bewertung des Freizeitangebotes
nach Lebensort der jungen Menschen................. 213

Tabelle 24: Bewertung des Freizeitangebotes:
Nennung von stérenden Aspekten nach Hau-
figkeit der Nennung ........ccccocvevvincrninecncirecncns 214

Tabelle 25: Dimension Lebensbedingungen —
Zusammensetzung der Kennzahlen.................... 232

Tabelle 26: Dimension Wohlfahrtsleistungen
- Zusammensetzung der Kennzahlen................. 239

Tabelle 27: Dimension Handlungsraume —
Zusammensetzung der Kennzahlen.................... 246

301



Rheinlandpfalz

MINISTERIUM FUR FAMILIE
FRAUEN, JUGEND, INTEGRATION
UND VERBRAUCHERSCHUTZ

Kaiser-Friedrich-Straf3e 5a
55116 Mainz

Tel.: 06131 16-0
E-Mail: poststelle@mffjiv.rip.de
Internet: www.mffjiv.rlp.de


poststelle@mffjiv.rlp.de
http://www.mffjiv.rlp.de

	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	Stellungnahme der Landesregierung zum 3. Kinder- und Jugend­bericht Rheinland-Pfalz
	1.	Einleitung Zum Berichtsauftrag: Inklusion als Kernthema
	2.	Stellungnahme zu zentralen Aspekten des Berichts
	2.1	Die Landesregierung teilt das mehrdimensionale, auf Teilhabegerechtigkeit basierende Inklusionsverständnis der Kommission
	2.2	Infrastrukturentwicklung als ­Königsweg gesellschaftlicher Inklusion
	2.3	Inklusion gelingt: Diversität an­erkennen und dem besonderen Unterstützungsbedarf Rechnung tragen
	2.4	Teilhabebefähigung als Gelingensbedingung für Inklusion 
	2.5	Inklusion gelingt: Junge Menschen hören und ihnen Mitwirkung ermöglichen
	2.6	Inklusion gelingt: Schule als sozia­ler Ort, der für jedes Kind Teilhabe eröffnet und jedes Kind zur Teilhabe befähigt
	2.7	Die Kinder- und Jugendhilfe in ihrer inklusiven Funktion unterstützen 
	2.8	Jugendarbeit als jugendspezifische soziale Infrastruktur für das Gelingen der gesellschaftlichen Inklusion 

	3.	Inklusion muss gelingen: Der Bericht bestärkt die ­Landesregierung in ihrer inklusionsorientierten Politik

	Zusammenfassung/­abstract
	1.	Hinführung und Einleitung

	Erster Blick
	2.	Daten und Fakten zu Lebensbedingungen und Lebens­lagen junger Menschen und ihrer Familien in Rheinland-Pfalz
	2.1	Demografie
	2.1.1	Bevölkerungsstruktur und ihre Entwicklung
	2.1.2	Bevölkerungsprognose 

	2.2	Familien- und Lebensformen
	2.3	Einkommen und Armut
	2.3.1	Transferleistungen und Armutsgefährdung
	2.3.2	Erwerbsbeteiligung und ­Einkommensarmutsrisiken

	2.4	Leistungen und Angebote der ­Kinder- und Jugendhilfe 
	2.4.1	Beratung zur Förderung der ­Erziehung in der Familie und in kritischen Lebenssituationen junger Menschen 
	2.4.2	Kinder in Kindertagesstätten und Kindertagespflege 
	2.4.3	Jugendarbeit, Jugendsozial­arbeit und erzieherischer Kinder- und ­Jugendschutz
	2.4.4	Hilfen zur Erziehung 
	2.4.5	Eingliederungshilfe gemäß §35a SGB VIII
	2.4.6	Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen
	2.4.7	Aufwendungen der Kinder- und Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz 

	2.5	Schule und Ausbildung
	2.5.1	Schule und Schulstruktur
	2.5.2	Auf dem Weg zur inklusiven Schule 
	2.5.3	Weiterführende Bildungsangebote 

	2.6	Gesundheit und Risikoverhalten junger Menschen
	2.6.1	Sucht und Konsumverhalten 
	2.6.2	Psychische Gesundheit junger Menschen
	2.6.3	Vorsätzliche Selbstschädigung/Suizide
	2.6.4	Straßenverkehrsunfälle 
	2.6.5	Jugendkriminalität

	2.7	Lebensbedingungen und Lebenslagen junger Menschen in Rheinland-Pfalz – spezifische Voraussetzungen für die Realisierung sozialer Teilhabe


	Zweiter Blick
	3.	#SagUnsDeineMeinung
	3.1	Methodische Zugänge und Design der Jugendbeteiligung
	3.2	Qualitativer Zugang – Gruppen­diskussionen mit jungen Menschen aus vulnerablen Gruppen 
	3.3	Theoretische Konzepte zur Interpretation subjektiver Erfahrungen junger Menschen mit Inklusion und Exklusion 
	3.3.1	Lebensphase Jugend 
	3.3.2	Vulnerabilität und Resilienz 
	3.3.3	Das Konzept der Lebens­bewältigung 

	3.4	Ergebnisse aus den Gruppen­diskussionen 
	3.4.1	Methode, Datenbasis und ­Sampling der Gruppendiskussionen
	3.4.2	Ausschlusserfahrungen junger Menschen in Rheinland-Pfalz – Erkenntnisse aus den Gruppendiskussionen
	3.4.3	„Handlungsfähigkeit gewinnen“ – Erkenntnisse aus den Gruppendiskussionen 
	3.4.4	Teilhabe: Teilhabehindernisse, ­Voraussetzungen von Teilhabe und ­Teilhabewünsche junger Menschen

	3.5	Die inklusive Jugendbefragung
	3.5.1.	Das Erhebungsinstrument und die Zielgruppe
	3.5.2	Rücklauf der realisierten Stichprobe, methodisches Vorgehen und qualitative Exploration der Ergebnisse 
	3.5.3	Ergebnisse der inklusiven ­Jugendbefragung

	3.6	Zusammenfassung


	Dritter Blick
	4.	Indikatorenkonzept für eine regionalvergleichende ­Berichterstattung der Bedingungen für gelingendes Aufwachsen in den Landkreisen und kreisfreien Städten in Rheinland-Pfalz
	4.1	Das Gesamtkonzept „Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen“: ­Theoretische Herleitung und Weiterentwicklung 
	4.2	Regionaler Wandel in Rheinland-Pfalz – Ergebnisse des Zeitvergleichs 
	4.2.1	Gesamtindex für das Wohlbe­finden von Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz
	4.2.2	Lebensbedingungen 
	4.2.3	Wohlfahrtsleistungen
	4.2.4	Handlungsräume
	4.2.5	Interkommunale Positionierung der Teildimensionen des Indikatorenkonzeptes 

	4.3	Soziale Infrastruktur schafft gute Lebensbedingungen und eröffnet Handlungsräume – Zusammenhänge im Indexwertvergleich
	4.4	Zusammenfassung – das Soziale und der Raum als zentrale Voraussetzung gelingender Teilhabe für junge Menschen in Rheinland-Pfalz


	Vierter Blick
	5.	Jugendarbeit und Inklusion? Über Chancen und ­Bedingungen einer Jugendarbeit, die eine gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe ermöglicht

	Fünfter Blick
	6.	Der Blick nach vorn
	6.1	Was kann die Politik in Rheinland-Pfalz tun, damit Inklusion gelingt?
	6.2	Hinweise für und Empfehlungen an die Landespolitik


	PROJEKTGRUPPE: „DRITTER KINDER- UND JUGENDBERICHT RHEINLAND-PFALZ”
	Literatur
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis

